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Rechtsprechung
Strafrecht

§ 1 Ges. zur Änderung des RStGB. vom 
4. Sept. 1941. Entscheidend für die Verhän
gung der Todesstrafe ist die Feststellung, 
daß das Sittlichkeitsempfinden und das Ge
rechtigkeitsgefühl der ihres Volkstums be
wußten Volksgemeinschaft die Unschädlich
machung des Täters aus den Notwendigkei
ten verlangt, die die Wohlfahrt des deutschen 
Volkes bedingen. RG.: DR. 1942, 429 Nr. 1

§ 46 Nr. 1 StGB. Rücktritt vom Versuch. 
Auch im Fall einer Überredung kann eine 
vom Willen des Täters unabhängige Hinde
rung der Ausführung angenommen werden, 
die einen „freiwilligen Rücktritt“  ausschließt. 
RG.: DR. 1942, 429 Nr. 2 (Bockeimann)

§§ 132, 266 StGB.; § 43 RNotarO.
1. Der Notar, der gegen das Verbot der 

Amtsausübung verstößt, verletzt seine 
Amtspflichten und macht sich dienststraf
rechtlich sowie nach § 132 StGB, strafbar.

2. Die Gebühren für eine wirksame Amts
handlung, die der Notar unbefugt vorge
nommen hat, stehen der Reichskasse zu. RG.: 
DR. 1942, 433 Nr. 3

§§ 156, 263 StGB.; §10 VO. über Maß
nahmen auf dem Gebiete des Gerichtsver
fahrens und der Rechtspflege v. 1. Sept. 1939 
(RGBl. I, 1658). Die Versicherung an Eides 
Statt ist vor einer zur Abnahme zuständigen 
Behörde dann abgegeben, wenn sie über den 
Gegenstand, auf den sie sich bezieht, und in 
dem Verfahren, um das es sich handelt, der 
Behörde abgegeben werden darf. Nach § 10 
VO. v. 1. Sept. 1939 ist der Amtsrichter zur 
Abnahme von eidesstattlichen Versicherun
gen der Partei über Prozeßbehauptungen 
zuständig. RG.: DR. 1942, 434 Nr. 4

§ 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB. Zwischen einem 
fünfzehnjährigen Mädchen, das zu einer 
Sprechstundenhilfe herangebildet werden 
soll, und ihrem Arbeitgeber kann ein Leh
rer-Schüler-Verhältnis i. S. § 174 Abs. 1 Nr. 1 
bestehen. RG.: DR. 1942, 435 Nr. 5 (Mittel
bach)

§191 StGB.; §305 StPO.
1. § 191 StGB, ist nicht anzuwenden und 

daher mit dem Verfahren und der Entschei
dung über die Beleidigung nicht innezuhal
ten, wenn die vom angeklagten Beleidiger 
erstattete Anzeige zum Zwecke der Herbei
führung eines Strafverfahrens gegen den 
Beleidigten offensichtlich unbegründet ist 
und nur auf die Verschleppung des Verfah
rens abzielt.

2. Ein Beschluß, durch den gemäß § 191 
StGB, angeordnet worden ist, daß mit dem 
Verfahren und der Entscheidung über die 
Beleidigung innezuhalten sei, unterliegt nicht 
der Beschwerde. OLG. Düsseldorf: DR. 
1942, 437 Nr. 6 (Hagemann)

§ 235 StGB. Das Einverständnis der El
tern mit der tatsächlichen Beseitigung oder 
Beeinträchtigung der Ausübung ihres elter
lichen Rechtes ist in den Fällen des § 235 
Abs. 3 StGB, rechtlich unbeachtlich. RG.: 
DR. 1942, 438 Nr. 7

§§ 268 ff. StGB. Die Empfangsbescheini
gung, die ein UrkB. der Geschäftsstelle dem 
Überbringer gemäß Nr. 37 der preuß. Zu
satzbestimmungen v. 28. Nov. 1934 zur Ak
tenordnung ausstellt, ist nicht eine öffent
liche Urkunde. RG.: DR. 1942, 439 Nr. 8

§ 309 StGB. Der Verkauf von Zündhöl
zern an fünfjährige Kinder, die dann hiermit 
ein Schadenfeuer verursachen, kann unter 
besonderen Umständen die Verurteilung 
des Verkäufers wegen fahrlässiger Brand

stiftung rechtfertigen. RG.: DR. 1942, 439 
Nr. 9

§ 359 StGB. Der Kassenleiter oder stell
vertretende Kassenleiter eines Getreide
wirtschaftsverbandes ist Beamter im straf
rechtlichen Sinne. RG.: DR. 1942, 440 Nr. 10

§§ 2, 4 VoIksschädlVO.; § 20 a StGB. Wer 
als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher ver
urteilt ist, erfüllt damit in der Regel zugleich 
die Voraussetzungen eines Volksschädlings, 
soweit im übrigen dafür die gesetzlichen 
Tatbestandsmerkmale gegeben sind. Eine 
andere Beurteilung kann nur beim Vorlie
gen ganz besonderer Umstände, die dar
gelegt werden müssen, gerechtfertigt sein. 
RG.: DR. 1942, 440 Nr. 11

§ 1 HeimtückeG. Für die Frage, ob eine 
Behauptung geeignet ist, das Wohl des Rei
ches oder das Ansehen der Reichsregierung 
oder das der Partei oder ihrer Gliederun
gen schwer zu schädigen, kommt es nicht 
darauf an, ob die Äußerung diese Wirkung 
im Einzelfall tatsächlich gehabt hat, sondern 
darauf, ob sie allgemein geeignet war, die
sen Erfolg herbeizuführen. Bei dieser Prü
fung ist aber nicht nur der Inhalt der Be
hauptung an sich und im allgemeinen, son
dern es sind auch die Umstände des Ein
zelfalles zu berücksichtigen, darunter auch 
die Persönlichkeiten der Hörer. RG.: DR. 
1942, 441 Nr. 12

§8 Abs. 3 VO. über die Anmeldung des 
Vermögens von Juden v. 26. April 1938 
(RGBl. I, 414).

1. In den Reichsgauen der Ostmark ist im 
landgerichtlichen Verfahren über Anträge 
auf selbständige Einziehung nach § 8 Abs. 3 
der VO. durch Urteil nach mündlicher Ver
handlung zu entscheiden.

2. Überblick über die für die Gerichte der 
Ostmark geltende verfahrensrechtliche Re
gelung des selbständigen Einziehungsver
fahrens. RG.: DR. 1942, 441 Nr. 13

§§46, 52, 69 Abs. 1 Nr. 5 DevG. 1938;
§ 108 RAbgO.
1. Beim sogenannten Zweitberechtigten 

hinsichtlich eines Schrankfachs oder Bank
kontos kann ohne weiteres noch kein Auf
treten als Bevollmächtigter oder Verfügungs
berechtigter angenommen werden. Erfor
derlich ist, daß der Wille, die Vertretungs
vollmacht praktisch auzuüben, ausdrücklich 
oder durch ein schlüssiges Verhalten erkenn
bar Ausdruck gefunden hat.

2. Der Zweitberechtigte hat die devisen
rechtliche Anbietungspflicht mit bedingtem 
Vorsatz verletzt, wenn er damit gerechnet 
hat, daß der Erstberechtigte in einem aus
ländischen Schrankfach anzubietende Werte 
untergebracht habe, und wenn er dies auch 
dem Willen nach in Kauf genommen hat. 
RG.: DR. 1942, 444 Nr. 14 (Schuhmacher)

(Fortsetzung Seite 14)
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$ ü r  $ ü l> m  und t>olP fie len  die Ö u n d eö P am ero d en :

Perichtsreferendar PerichtsalTeJTbr Walther Röhr ©taatsamoalt Rudolf RocjeP
Ccopold $rhr. oon Poefelagcr Riedenburg Rirfchberg

DohtoinPel am i2.Kugufti94l am 29.̂ U0U)1M941
am 7.Mulimi Rmo.RfT. Pr. Friedrich Wüfchner Polm. Jnfp. $rih 5»0toig

Po|łafTe|Tor Wax Ropperdiefcel JranPfurt/ttt. Pleitoih
Rof/©aale am 12. ̂ tuguft194l am 30. fiu0u|ti94l

am I3.3fulil941 PerichtsaJTefTbr Peorg ©djlotf Per.Referendar Rermann Weber
Candgcrichtsrat Cdrnund Ruf Reidelberg Jreiburg/Pr.

Karlsruhe am 16. ftuguftl941 am 30. ̂ tuguft 1941
om 15. 5uiimi Rflefjor Walter iü rtf Reoifor Rans Purgfeindt

Perichtsafleffor Helmut (Ddrich ©taufen Rannooer
Chatandt am lö.̂ tuguff 1941 im/tugu|1t 1941

am 22. Juli 1941 ©taatsamoaltWerner Jeigenfpan ©taatsanto. Pr. Crich PenPelberg
PiplontPaufm. Pr. Pernd Wertens Wühlhaufen ©aarbrüefen

iippffadt am18./ługuff 1941 im t̂uguflt 1941
am 22.5ulil94i Rffeffbr Werner 3iehm Rechtsamoalt und ttotar Pr. Rans

ieiter Richard Wagens Clbing 5efchPe, Kiel
Königsbcrg/Pr. am 19. ̂ )u0ttf( 1941 im^u0ufll94l

am23.5ulii94l
5 u(li3infpePtor Rarry Rhein Pericljtsafleflor Crroin Jendt

PerichtsolT* Siegfried Chrenheim Cottbus Wiesbaden
tEemplin/HtarP am 20. jiugufl 1941 am l. September 1941
am 25.^ulii94i

Prof. Pr. Joachim oon Reinemann 
Perlin

am 30.3uli 1941

RmoaltsajTefTor Reinrich Wittig 
©triegau

Regier.Rat ©rnfit RaOo o. Wendel 
Wiesbaden

am 22.Ku0uftl941 am 2. September 1941

Richt.Rmtsamo. Pr. ^ofef RosPe 
Jrehoaldau

am 31.5uli 1941

Per.Referendar Pr. Willy Warcou 
Köln

^uftiainfpePtor Rdolf PtooraP 
Ciebau

am 24. K»0u)1194l am 4. September 1941

Per.Rcferendar Werner Ciebaug 
©chtnalPalden

Per.Referendar Kurt PurfRian 
Preslau

RmoaltsafTfeOor Perhard Pogdan 
©chloßberg/Pr/

am 4. ftugufl 1941 am 24. Kuguftl94l am 4. September 1941

Per.Rlf. Pr* Rellmut ©djödenfacP 
Ramburg

Rmtsgerichtsrat Crroin ©prengel 
CübbecPe

©taatsanto. Pünthcr de la Rlotte 
Jlensburg

am 4. ftußuff J94) am27.ftu0u|TM941 am 5.September 1941

Rnio.flflrcfTor Pr. Otto Claeflcn Rmtsgcrichtsrat Pr. Otto RinP Reo.Ceiter Wilhelm $randri<h
Köln Pirmafens Königsberg/Pr.

am 6. ̂ tugufi 1941 am 27. ftuguft1941 am 5. September 1941
Per.Referendar Rlartin ParsPe ©taatsanto. Pr. Pünther ©chntidt Redjtsamoalt Karl Cudtofg

Perlin Cottbus JranPfurt/Rlain
am 6. ftuguflmi am 27.Ku0upti941 am 6. September 1941

Rmtsgerichterat Reinj ©lamer Rechtdonroalt Otto KofifPa Peri<htsa|fe|Tor Robert fflofebach
praudenj Perlin Ralle,/6a.

am 6. ftuguft 1941 am 27. Kuguflf 1941 am 14. September 1941
Rmtsgerichtsrat Pr. Otto Rehme ©tadtrecRtsrat Paul Prehm Rffeffor Pr. Rein3 ©eybold

Rof/©aale ©chmeinfurt Preslau
am 11. Ttuguff 1941 am 28.Ku0u)ti94i im September 1941

Der Cod diefer Kameraden, die IRr £eben hingaben, damit Deutfchland lebe, ifl uns heilige üerpfüchtung.
Wir werden ihr Rndenfen ftets in höchften <Eb«n hollen.

Per Reichsführer des H©RP.

D r *  § c m e  J r o n i
Reichsminifler
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Briefmarken
Sammlungen, Hinterlassenschaften, 

Ei nze l marken  bis zu den größten 

Seltenheiten kaufen  w ir  gegen 

sofortige Barzahlung. Vermittlern 

geeigneter Objekte zahlen wir an

gemessene Provision I 

Sammler finden in besseren Werten 

bei uns ein reich sortiertes Lager. 

(Listen können während des Krieges 

nicht verschickt werden.)

GERHILDE BÄHR
Offene Handelsgesel lschaft

N eheim -H üsten
Briefmarken-An- und -Verkauf

I Dr. A tz le r I
Fernunterricht
zur Vorbereitung auf die Assessorprüfung 
(auch abgekürzte Prüfung)

 ̂ B e r I I n W 3 0 ,  L u i t p o l d s t r a ß e  4 0

I
„Wcit-Dcfehtir Detektei - Auskunftei PREiSS  

Berlin W  8, Tauentzienstraße S
Ruf 2452 55 und 24 52 56.

Das seit 35 Jahren vieltausendfach vornehmlich von Anwälten, anderen Juristen 
verwendete Institu t für vertrauliche Ermittlungen, Beobachtungen! Vielen 
hunderten Rechtswahrern stellten w ir entscheidendes .Material fü r Prozeß
zwecke zur VerfügungI Nachforschungen über Abstammung, Vorleben, 
Familien-, Vermögens-, Einkommens-Verhältnisse, Lebensführung, Umgang usw.

Der DBK-Versicherungsschutz bietet Ihnen besondere Vorteile.
fordern Sie unsere Druckschriften, wir beraten Sie kostenlos und unverbindlich.

Deutsche Beam ten-Krankenversicherung
V. a . G. Sitz Koblenz a . Rhein K a iser-F ried rich -S traß e  15 -19



Kopfschmerz«« 
Rheumati 
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Gicht

i l l p l a b o n

— *  T IN T E N K U U -T ip  1

z /T in te n k u li"
kuJ/-7u i/c  V

N ur mit geeigneter Tinte 
kann Ihnen Ihr „Tintenkuli" 
lange Jahre hindurch reine 
Schreibfreude bereiten. Die 
..Kuli-Tinte"istfeinflüssig und 
so zusammengesetzt, wie 
es Ihr „Tintenkuli" verlangt

F S
JJ

Academia-Schreibmaschinenstube
l a n g j ä h r i g e  F a c h k r ä f t e  

B erlin  W 8  • F rie d rlc h s tra B e  7 8
(U -B a h n  Französische Straße) 

v o r a n m e l d u n a :  Te lefon  12 41 96

P U B E R  

S'ö&e er&ii 
üfeerangeffrettgf, 

brentteni»?
5)a h ilf! allen, ble btcl geben unb fichett 
muffen, rafch Gfafii-gußhuber. Gr iroefnet, 
bcfctUgi übermäßige ßebmeißabfonberung,
‘ [rbüiet Olafen, trennen, SBunbfaufen. 

v  £crt>orragcnb für OTaffagc! g ü r 
' bie fonfKge gußbflcge:
7  Gfafii'gußbab,

•ffremc unb *2 in fiu r 
ßtreu-Bofe 7 5 ^ .  
9!a®füili>cuiel öO'jJf. d  £ H rö

3tt ®lt>otf>efcn,Btogcrint u. gacfcgefcfcäflen « W ill.

^<C«««««««««<««««i««««{«<««««««(««C<«««««««««««««««««««<« I

9ÄSSo55

• ‘ ■ t i t v d  -U rv m & i

Toussaint-
Langenfcheidt 8Ä

g
3

Ss55
55§$
§

3® habe CErtglif®, Stonjöjildj 
unb Spanif® nach ¡Eouffaint»Cangen» 
feheiöt gelernt unb arbeite iebt öie 
rultiichen Unterrichtsbriefe out®, 
ffibroohl öie ruffifdje Sprache nicht 
(o leicht ¡ft roie öie [®on erlernten, 
tpeife ich hoch, bafj ich es trop mei» 
rer 55 3ahre nach 3hrer iTTctboöe 
fchaffe. 3ch tonnte öie burct; ¡Eouffaint* 
£angenf®eibt enporbenen Sprach» 
tenntniffe fchon oft beruflich per» 
teerten, ffug. Burger, Kfm., Berlin» 
Canftpife, Urfufaftr. 1 b (28. 2. 41) 

Außer ber großen ©tiginal'Dte* 
thobe 3talienifd) ftubierte ich feiner« 
seit auch 3bren großen Kutfus (Eng» 
Iif®. Hach erfolgreicher Ablegung bet 
Uniperfiiätsptüfung in beiben Spra» 
chen gelang es mir, nach jahrelanger 

_  Stellungslofigteit oen Poften eines
ü  3taIienifcf;»Kortefponbenten 3u er*
5g Salten. Dies oerbante ich eirt3ig unb

allein 3bret to t3ügIi®en Itlethobe. 
3oßonn Scpinjel, grembfprachenfor» 
refponbent, ITCähr.»S®öni)erg, Subg., 

3innburggaffe (6. 2. 41)

3ch habe bas humanlftt[®e ®ym» 
nafium mit bem Abitur nerlaffcn 
unb tonnte nach Derlaffen besfelben 
fein (Dort CEnglif®. Danf 3hrer Ale» 
thobe habe ich in fieben OTonaten — 
tnohi Derftanben— als Soibat mehr 
cinglifch gelernt als Stanaöfifch in 
fieben 3ofjren auf bem Symnafium. 
3ch fpreche bähet heute beffer (Eng» 
iif® als Sran3öfifch, unb bas alles 
oerbante ich ein3ig unb allein 3htet 
Itlethobe. ®efr. Karl Starte, 3. 3- 
Srantfurt a. m. (6.5. 41)

3ch habe ben Dormarlcf) bur® 
Belgien unb Sranfreich mitgemacht 
unb bin nun bei ber Befatjungstrup» 
pe in B. So habe ich ®elegenheit, 
meine Sprachfenntniffe prattifch 3U 
perroerten, unb 3tnat nicht nur pri» 
pat, fonbetn auch bienftlich. Das 
Sprachftubium na® Uouffaint»Can» 
genf®eibt hat m ir mühelos unb 
gvünblich öie „eingerofteten" Spra®» 
tenntniffe aufgefrif®t unb erroeitert. 
Ijein3 Itlöller, taufm. Angeftellter, 

Srantfurt a. m. (17. 9. 40)

Ä

Opfert für das 3. KWHW1

Nach der Methode Toussaint-Langenscheidt bearbeitet, 
liegen fü r  alle wichtigen Sprachen vo r :

Unterrichtsbriefe zum Studium fremder Sprachen durch 
Selbstunterricht flir Anfänger und flir Fortgeschrittene, 
SchullehrbQcher, fremdsprachliche LektUre, Wörterbücher 
in verschiedensten Preislagen, Reisesprachflihrer, Konversa
tionsbücher, Bücher für die Handelskorrespondenz u. a. m.

Unfere Spta®tnerfe finb in feber guten Bu®hanblung oorrötig

§  L A N G E N S C H E ID T S C H E  V E R L A G S B U C H H A N D L U N G  8  
(Professor G. Langenscheidt) K .G., Berlin - Schöneberg ^

5$»»»»»»»»»»»»»)»»)»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»»i«

Bronchien
und Cuftröhre

geigen burch .^uftenre«, 23erfchleimung ober iliembefc^trerben an, 
baß eftpafl nicht in Drbnung tfl. Üufiröhrenfafarrh, harfnäciige 
Srondjitifl, d)ronifdje 23erfchleimung, quälenber Jpuflen unb 2Ifihtna 
merben feit fahren m ii O r. SÖoether^a&ietten, auch in alien gäflen, 
erfolgreich bePämpff. ©iefl befläftgen bte Dielen Dorliegenben oft 
gerabegu begeiferten ©anEfchreiben Don Verbrauchern. ©r.Vocfher* 
¿ableifen ftnb ein unfchäblicbes irautcrßaitigci ©pegialmittei. (£nt* 
half 2 erprobteüöirEfloffc. ©tarE fchleimlöfenb unb auorourfförbemb. 
CHeinigi, beruhigt unb Eräffigf bafl angegriffene Sromhiengetrebe. 
3n  SipofheEen J t 1.8t unb 8.24. ^ntereffante 23rofchürt Eojlenloe 

bur# M E D O P H A R M . München 62/N mm—mmmm

'T Z c u fd e -}

W e r e tw a a u f dem  F a h rra d  d a h in 
brausend eine P a lm -Z ig a rre  ra u ch t, 
vergeudet T a ba k . D e r k luge  Raucher, 
der aus wenigen Z ig a rre n  v ie l Genuß 
herauäholen w il l,  w ird  n u r  rauchen, 
wenn e r R uhe h a t, in  der A rb e its 
pause, am Feierabend, am  Sonntag.

f i e g i f
F A R B B Ä N D E R  

F A R B S T A R  K
GREIF-WERKE AG ♦ Fabriken für Bürobedarf • GOSLAR AM  HARZ
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Todesstrafe und Tätertyp nach der Strafgesetznovelle vom 4.Sept. 1941
■Von. Professor Dr. G e o rg  D a h m , Straßburg

Das Gesetz zur Änderung des StGB. v. 4. Sept. 
1941 enthält in den §§ 1 und 2 wichtige Bestimmun
gen über den gefährlichen Gewohnheitsverbrecher 
und den Sittlichkeitsverbrecher, über den Mörder 
und Totschläger, die eine Reihe von bedeutsamen 
dogmatischen und kriminalpolitischen Fragen be
rühren. Es tr itt dies hervor, wenn man ein doppeltes 
prü ft: Einmal, welchen Sinn hat die in den neuen 
Bestimmungen vorgesehene Todesstrafe? Und zwei
tens: Was bedeuten die darin enthaltenen Täter
bezeichnungen?

I.
Der g e f ä h r l i c h e  G e w o h n h e i t s v e r b r e c h e r  

kann nach § 1 des neuen Gesetzes m it dem Tode 
bestraft werden. Daneben bleibt es bei den Straf
drohungen des § 20 a, in denen Höchststrafen von 
5 bzw. 15 Jahren Zuchthaus vorgesehen sind, und 
bei der Sicherungsverwahrung des § 42 e StGB. 
Lebenslängliche Zuchthausstrafe kommt dagegen 
nicht in Betracht, auch nicht auf dem Wege über 
ein argumentum a maiore aus § 1 der Novelle. Auf 
Todesstrafe ist dann zu erkennen, wenn der Schutz 
der Volksgemeinschaft oder das Bedürfnis nach 
gerechter Sühne dies erfordern. In den Fällen des 
§ 1 der Novelle ist somit Todesstrafe auch dann zu 
verhängen, wenn sie vom Standpunkt der Vergel
tung nicht zu rechtfertigen ist, aber der Schutz der 
Volksgemeinschaft sie erforderlich macht. Es reicht 
somit aus, wenn sie im Einzelfalle als Z w e c k 
s t r a f e  gerechtfertigt ist. Damit ist dem Sühne
gedanken der Schutzgedanke zum mindesten gleich
gestellt. Zum mindesten: Denn es fä llt in die Augen, 
daß der Schutz des Volkes v o r  der Sühne genannt 
wird, im Gegensatz noch zum § 1 der VO. zum 
Schutz gegen jugendliche Schwerverbrecher, der 
unter den Voraussetzungen für die Verhängung der 
Erwachsenenstrafe die besonders verwerfliche ver
brecherische Gesinnung vor dem Schutze des Vol
kes, also den Sühne- vor dem Zweckgedanken er
wähnt; ein sichtbares Zeichen für das Vordringen 
des rationalen Zweckmäßigkeitsdenkens auf Kosten 
einer ethischen Strafrechtsbetrachtung1).

») Natürlich sind Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit 
nicht n o t w e n d i g  Gegensätze. Sie können aber sehr

Die Todesstrafe als Zweckstrafe, nicht nur als 
Sühnestrafe: Damit ist, so sollte man denken, einer 
Meinungsverschiedenheit ein Ende bereitet, die im 
Schrifttum der letzten Jahre über die Auslegung der 
§§ 20a und 51 Abs. 2 StGB, entstanden w ar2). Die 
in § 20 a vorgesehene Strafschärfung hatte bekannt
lich zu folgenden Erwägungen Anlaß gegeben: Da 
nach dem GewohnhVerbrG. die Gefährlichkeit des 
Verbrechers durch Maßnahmen bekämpft wird, so 
hat die S t r a f e  einen anderen Sinn, nämlich den der 
Sühne. Da aber nur ein Verschulden gesühnt wer
den kann, so erhebt sich die Frage, worin im Falle 
des § 20 a die Mehrschuld gegenüber der m it der 
Normalstrafe geahndeten Tatschuld bestehe. Dieses 
Mehr glaubte man nun in der „ L e b e n s f ü h 
r u n g s s c h u l d “  des Gewohnheitsverbrechers zu 
finden, dem ein Vorwurf daraus zu machen sei, daß 
er zu einem solchen geworden sei, dem Bösen nicht 
widerstanden, es Macht über sich habe gewinnen 
lassen, eine falsche Lebensentscheidung getroffen 
habe. In diesem Sinne glaubten namentlich B o c k e l -  
m a n n  und L a n g e  die Strafschärfung des § 20a 
auf die Fälle der Lebensführungsschuld b e s c h r ä n 
ken  zu können, wobei sie sich auf den Grundgedan
ken des auf der Verschiedenheit von Strafe und 
Maßnahme aufbauenden GewohnhVerbrG. beriefen. 
Dagegen wollte M e z g e r ,  der Entdecker der Le
bensführungsschuld, die Mehrstrafe des § 20 a nicht 
nur als Sühne-, sondern als spezialpräventive Zweck
strafe auch für solche Fälle anerkannt wissen, in 
denen der Täter nicht dafür kann, daß er zum Ge
wohnheitsverbrecher geworden ist, eine Verschär
fung der Strafe aber aus Sicherungsgründen wün
schenswert ist.

wohl zu verschiedenen Ergebnissen führen und laufen 
keineswegs auf dasselbe hinaus. Dies tritt, so scheint 
uns, bei K o h l r a u s c h ,  StGB., 37. Aufl. 1941, Anm. zu 
§ 1 der Novelle (a. E.), doch zu sehr in den Hintergrund.

2) Vgl. etwa zum folgenden einerseits Me z g e r :  
ZStW. 57, 688 ff. und „Deutsches Strafrecht“  (Grundriß), 
2. Aufl. 1941, S. 82 f., 156, 164, D a h m ,  „Der Tätertyp im 
Strafrecht“ , 1941, S. 9 ff., E n g i s c h :  ZStW. 61, 166ff.; 
andererseits B o c k e i m a n n ,  „Studien zum Täterstraf
recht“  II, 1940, namentlich S. 128ff., 145ff., L a n ge  bei 
Kohlrausch §20a N. II.

51
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Schon vor der Einführung der Novelle verdiente 
diese Meinung den Vorzug. Schon vom Standpunkt 
des Sühnegedankens ist die Beschränkung der Mehr
strafe des § 20 a auf die Fälle der Lebensführungs
schuld nicht unbedingt zwingend. Denn kann man 
ihm wirklich den Grundsatz entnehmen, daß die 
Höhe der Strafe genau m it dem Quantum der 
Schuld übereinstimmen müsse? W ird nicht vielmehr 
bei Vorhandensein sittlicher Tatschuld das „Sühne
bedürfnis“  und damit die Höhe der Strafe auch 
durch die unverschuldete Entartung und schlechthin 
die Minderwertigkeit des Täters gesteigert? Aber 
wie dem auch sei, die Forderung, es sei § 20 a auf 
die Fälle der Lebensführungsschuld zu beschränken, 
mutet dem Richter Unmögliches zu. Er müßte von 
Fall zu Fall unterscheiden, worauf der Hang zur 
Verbrechensbegehung beruht, ob auf angeborener 
Anlage, auf unverschuldetem Hineingeraten in eine 
kriminogene Umwelt, oder auf schuldhaft erworbe
nen Eigenschaften, vorwerfbarer Lebensführung 
usw. Diese Unterscheidung mag in einzelnen Fällen 
durchführbar sein. Im allgemeinen aber w ird sich 
die Frage der Lebensführungsschuld in jenem Zw i
schenbereich zwischen Schuld und Schicksal, das 
die §§ 20a und 51 Abs. 2 umspannen, nicht be
antworten lassen. Dem Gesetz ist eine solche Über
spannung d6r Richteraufgabe denn auch nicht zu 
entnehmen. Es verlangt die Feststellung, daß der 
Täter ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher sei, 
keine solche der Gründe, aus denen er dazu gewor
den ist. Es spricht — auch in bezug auf die Strafe 
— überdies vom g e f ä h r l i c h e n  Gewohnheitsver
brecher, also bei unbefangener Auslegung von dem, 
der eine Gefahr für die Zukunft bedeutet. Das aber 
hat nur dann einen Sinn, wenn die Strafe des § 20 a 
auch eine Sicherungsfunktion zu erfüllen hat3). Der 
letzte Zweifel aber scheint uns jetzt durch die No
velle v. 4. Sept. 1941 beseitigt. Wenn die Todes
strafe auch Zweckstrafe ist, so w ird man dasselbe 
für die Zuchthausstrafe des § 20 a annehmen dürfen.

Dasselbe aber g ilt — und zwar erst recht — für § 51 
Abs. 2 StGB. Dort erhebt sich die Frage, wie der 
vermindert Zurechnungsfähige trotz verminderter 
Tatschuld m it der vollen Strafe belegt werden könne. 
Sogar hier hat man um der logischen Folgerichtig
keit w illen die Verhängung der vollen Strafe auf die 
Fälle der schuldhaften Selbstzerrüttung (Rausch
mittelgebrauch u. dgl.) zu beschränken versucht4). 
Aber wenn die Zusatzstrafe schon im Falle des 
§ 20 a als Zweckstrafe verhängt werden darf — auf 
einem Gebiet, auf dem die Schuld des Täters doch

3) Wenn man § 20 a auf die Fälle der Lebensführungs- 
schuld zu beschränken versucht, so muß man das Wort 
„gefährlich“  in §20a anders verstehen als im Falle des 
§42e: Hier wäre gefährlich, wer eine Gefahr für die 
Z u k u n f t  bedeutet, dort, wer in der V e r g a n g e n 
h e i t  die Gemeinschaft schuldhaft gefährdet hat. Einer 
solchen Doppelauslegung des Wortes gefährlich aber steht 
der Einwand entgegen, daß § 42 e auf § 20 a verweist 
und daß die Beschränkung des Wortes gefährlich in 
§ 20a auf die Fälle des Gefährlich ge wesenseins in 
hohem Maße sprachwidrig ist. Nur so viel wird man zu
geben können, daß auch ,  wer gefährlich gewesen und 
dafür verantwortlich ist, der Mehrstrafe des §20a, nicht 
aber der Maßnahme des §42e unterworfen sei, womit 
denn der reichlich theoretische Fall des Iahmgeschosse- 
nen Fassadenkletterers befriedigend geregelt wäre.

4) Vgl. B o c k e i m a n n  a. a. O. S. 159. Anders K o h l 
r au s c h  §51 N. 10. Aber seine Formel „erhöhte Schuld 
wegen stärkerer Gefährlichkeit“  identifiziert in m. E. be
denklicher Weise Schuld und Gefährlichkeit. Eine andere
Frage wäre die, ob nicht die mit der Tatschuld zu- 
sammentreifende Minderwertigkeit des Täters u. U. das
Sühnebedürfnis vermehrt.

wesentlich stärker zu sein pflegt und immerhin 
klarer erkennbar ist als in den Fällen der vermin
derten Zurechnungsfähigkeit —, so w ird man erst 
recht fü r § 51 Abs. 2 annehmen müssen, daß hier 
die volle Strafe unter Gesichtspunkten der Zweck
mäßigkeit verhängt werden darf, etwa m it der Be
gründung, daß sich von der Strafe eine Schock- und 
Aufrüttelungswirkung erwarten lasse, die von der 
Unterbringung in der Heilanstalt nicht zu erhoffen 
sei4a). •

So hat der Gedanke der L e b e n s f ü h r u n g s -  
s c h u l d  durch das neue Gesetz an B o d e n  v e r 
l o r e n 5), und das ist nur zu begrüßen. Er droht den 
Gedanken der Tatschuid zu schwächen und ver
lagert das Schwergewicht der Strafrechtsbetrachtung 
mehr, als es gut ist, von dem Tun auf das Sein des 
Verbrechers, ohne hier den Schuldgedanken wirklich 
retten zu können. Denn die Lehre von der Lebens
führungsschuld bedeutet zwar eine Verfeinerung 
und ’Vergeistigung der Schuldlehre. Sie macht aber 
den Schuldbegriff auch kompliziert und unprakti
kabel. Sie mutet dem Richter, und zwar auch dem 
Richter von hohem menschlichem und geistigem 
Rang, etwas in der Regel Unmögliches zu, nämlich 
ein Urteil darüber, wie der Mensch sein ganzes 
Leben habe einrichten müssen und können. Dieser 
Zumutung w ird sich die Praxis entziehen und die 
Lebensführungsschuld einfach im Sinne der Sozial
gefährlichkeit deuten6 *).

II.
Was heißt es nun, daß die Todesstrafe gegenüber 

dem gefährlichen Gewohnheitsverbrecher als Zweck
strafe verhängt werden kann? Als praktischer Zweck 
der Todesstrafe käme zunächst die Sicherung der 
Gemeinschaft in Frage. Die Todes-„Strafe“  wäre 
somit in Wahrheit eine sichernde Maßnahme. Aber 
hier erhebt sich ein Zweifel. Denn in  allen Fällen 
des § 20 a, in denen die Todesstrafe als Schutzstrafe 
verhängt werden könnte, kommt zugleich die Siche
rungsverwahrung nach § 42 e in Betracht. Sie be
deutet gegenüber der Todesstrafe eine Maßnahme 
minderen Ranges. Nun g ilt aber doch scheinbar der 
Grundsatz, daß wo das Gesetz eine Mehrzahl prak
tischer Maßnahmen vorsieht, die härtere zurück
stehen muß, wo die weniger einschneidende Maß
nahme das gleiche erreicht. Kann man sagen, daß 
der Schutz der Volksgemeinschaft die Todesstrafe 
„erfordert“ , wenn auf Sicherungsverwahrung er
kannt werden kann? So ließe sich der Standpunkt 
vertreten, daß die Todesstrafe aus s p e z i a l p r ä 
v e n t i v e n  Gründen niemals verhängt werden dürfe, 
weil ihr Zweck schon durch die Sicherungsverwah
rung erreicht werden kann. So wäre die Todesstrafe 
als Zweckstrafe allenfalls ein M itte l der G e n e r a l -

4a) Vgl. hierzu neuerdings RQ,: DR. 1942, 3291.
6) Darüber, daß weder die ausbeuterische Zuhälterei 

des § 181 a, noch die Übertretungen des §361 Ziff. 3—5 
auf dem Gedanken der Lebensführungsschuld beruhen, 
habe ich a. a. O. S. 15 ff. darzulegen versucht. Zustim
mend neuerdings En g i s c h  a. a. O. S. 169 f.

G) Vgl. aber auch S i e v e r t s  in dem Sammelwerk „Der 
nichtseßhafte Mensch“  (Die strafrechtliche Behandlung 
der Frühkriminelien), 1938, S. 240: „Je mehr sich der 
Gedanke durchsetzt, daß Schuld im strafrechtlichen Sinn 
sich nicht nur in Einzeltatschuld zu erschöpfen braucht, 
sondern daß daneben . . .  die Verantwortlichkeit und 
Sühne für die gemeingefährliche oder gemeinlästige ge
samte Lebensführung tritt, desto mehr wird das Wider
streben gegen eine Strafe von relativ unbestimmter Dauer 
aus rechtsdogmatischen Gründen schwinden.“  Die Lebens- 
'führungsschuld wird hier offensichtlich mit der Gemein
gefährlichkeit und Gemeinlästigkeit einfach gleichgesetzt.
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p r ä v e n t i o n ,  nur als Abschreckungsmittel ver
wendbar.

Daß dies aber nicht richtig sein kann, ergibt ein 
Vergleich des gefährlichen Gewohnheitsverbrechers 
m it dem S i t t l i c h k e i t s V e r b r e c h e r .  Auch ihm 
gegenüber kann die Todesstrafe nicht nur Sühne-, 
sondern auch Zweckstrafe sein. Nun hat das Gesetz 
aber nicht nur den g e f ä h r l i c h e n  Sittlichkeitsver
brecher, sondern den Sittlichkeitswerbrecher schlecht
hin, also auch den Sexualverbrecher im Auge, der 
sich etwa durch die einmalige Tat als! ein solcher 
erweist. Für diesen aber kann weder die Sicherungs
verwahrung des § 42 e, noch die Entmannung nach 
§ 42 k, noch eine sonstige Maßnahme angeordnet 
werden. Nun dürfte es aber keinen Zweifel darüber 
geben, daß die Todesstrafe als Schutzstrafe gegen
über dem Sittlichkeitsverbrecher, selbst wenn er 
kein gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher im Sinne 
des § 42 k ist, auch aus spezialpräventiven Gründen, 
zum Zwecke der Sicherung und Unschädlich
machung verhängt werden darf. Gerade ihm gegen
über ist sie ein Sicherungsmittel, das nicht durch 
andere Maßnahmen ersetzt werden kann. Dann aber 
muß die Todesstrafe gegenüber dem gefährlichen 
Gewohnheitsverbrecher auch aus! Sicherungsgründen 
zulässig sein. Denn sonst käme man dahin, daß der 
Sittlichkeitsverbrecher, solange er k e i n  Gewohn
heitsverbrecher ist, m it dem Tode bestraft, wenn er 
es aber zum Gewohnheitsverbrecher gebracht hat, 
nur noch in Sicherungsverwahrung genommen oder 
entmannt, aber nicht m it dem Tode bestraft werden 
könnte, ein Ergebnis, das schlechterdings nicht an
nehmbar ist.

So ist die Todesstrafe sowohl gegenüber dem ge
fährlichen Gewohnheitsverbrecher wie gegenüber 
dem Sittlichkeitsverbrecher auch als Zweckstrafe 
ohne Einschränkung zulässig. Sie kann in beiden 
Fällen sowohl aus generalpräventiven wie aus spe
zialpräventiven Gründen verhängt werden, also auch 
sichernde Maßnahme sein. Auch gegenüber dem ge
fährlichen Gewohnheitsverbrecher hat der Richter 
zwischen Todesstrafe und Sicherungsverwahrung die 
.Wahl. Für dieses Ergebnis spricht auch eine Er
wägung mehr grundsätzlicher Art. Es erhebt sich 
nämlich die Frage, ob man den Sinn der neuen 
Todesstrafe erschöpfend erfaßt, wenn man sie nur 
unter mehreren, voneinander getrennten Gesichts
punkten sieht, sie etwa als Sühnestrafe, als Siche- 
rungs- oder Abschreckungsmittel betrachtet. Es 
scheint uns hier eine neue A rt der Todesstrafe im 
Werden, in der sich ethische und rationale Gesichts
punkte, Sühne- und Zweckgedanken, Strafe und 
Maßnahme zur Einheit verbinden. Die Todesstrafe 
erscheint gerade in den Fällen des § 1 der Novelle 
als ein Reinigungsmittel der Gemeinschaft, als ein 
Instrument zur Auslese Entarteter, die nicht mehr 
zur Gemeinschaft gehören7). Ihr Anknüpfungspunkt 
sind nicht so sehr Gefährlichkeit oder Verschulden 
des Täters fü r sich, als vielmehr die fü r die Gemein
schaft unerträgliche und ethisch verwerfliche M i n 
d e r w e r t i g k e i t  des Täters als solche. Dann aber 
kommt es auch nicht darauf an, ob in solchen 
Fällen unerträglicher Entartung der praktische Siche
rungszweck auch durch andere Maßnahmen erreicht 
werden kann.

III.
Der Vergleich zwischen dem gefährlichen Ge- 

wohnheits- und dem Sittlichkeitsverbrecher hat schon 
auf eine andere Frage geführt, nämlich die nach dem

7) Ähnlich R i e t z  sch bei Pfundtner-Neubert, 1941, II c,
S, 170 f. N. 6 und 7.

M e n s c h e n ,  den der Gesetzgeber sich vorgestellt 
hat. Der gefährliche Gewohnheitsverbrecher ist im 
Sinne der heute wohl allgemein verbreiteten Aus
drucksweise ein „krim inologischer“ , der Sittlichkeits- 
Verbrecher ein „normativer“  Tätertyp. Der erstere 
muß nach seiner individuellen Beschaffenheit, nach 
seiner Persönlichkeit zu Straftaten neigen, ohne daß 
sein Hang sich notwendig auf bestimmt geartete Ver
brechen zu richten braucht. W ir würden daher besser 
als vom kriminologischen „Tätertyp“  von einem kri
minologischen „Persönlichkeitstypus“  sprechen, um 
ihn dem „normativen“  Täter, dem typischen Täter 
einer b e s t i m m t  g e a r t e t e n  Tat als dem echten 
Tätertyp auch sprachlich deutlicher gegenüberstellen 
zu können. Dem letzteren Typus entspricht der Sitt
lichkeitsverbrecher. Er braucht nach seiner persön
lichen und individuellen A rt kein Sexualverbrecher 
zu sein. Auch wer nach seiner Anlage, seinem Vor
leben, seinen sonstigen Lebensgewohnheiten keines
wegs zu solchen Straftaten neigt, aber ein ein
maliges Notzuchtsverbrechen begeht, kann ein Sitt
lichkeitsverbrecher sein* S, 8). Andererseits reicht der 
Nachweis eines der in den §§ 176—178 StGB, be- 
zeichneten Verbrechen für sich allein noch nicht aus, 
um den Täter schon als Sittlichkeitsverbrecher er
scheinen zu lassen. Der Bauernbursche, m it dem sich 
ein Mädchen im Anschluß an eine Tanzerei sehr 
weit eingelassen hat, und der nun den letzten W ider
stand m it Gewalt überwindet, der Mann, der ge
wohnt ist, m it seiner Braut geschlechtlich zu ver
kehren und sich eines Tages, als er auf Widerstand 
stößt, das gewünschte gewaltsam verschafft, begeht 
u. U. ein Notzuchtsverbrechen, aber ist damit noch 
kein Sittlichkeitsverbrecher im Sinne des § 1 der 
Novelle9). So w ird hier der Tätertypus einschrän
kend wirksam. Daß der Täter ein Sittlichkeitsver
brecher sei, bedarf besonderer Feststellung. Dabei 
werden auch kriminologische Gesichtspunkte zu be
rücksichtigen sein. Zwar ist der Sittlichkeitsver
brecher ein Täter-, nicht, wie der gefährliche Ge
wohnheitsverbrecher, ein kriminologischer Persön
lichkeitstyp, aber doch ein T ä t e r t y p  m i t  k r i m i 
n o l o g i s c h e m  E in s  ch lag . Denn in Zweifelsfällen 
w ird der Richter A rt und Vorleben, Strafregister 
und Umgang des Täters in Betracht ziehen müssen. 
Die Dinge liegen hier ähnlich wie beim Volks
schädling oder Gewaltverbrecher. Wie schon das ein
malige, persönlichkeitsfremde Verbrechen den Täter 
zum Volksschädling oder Gewaltverbrecher zu stem
peln vermag, so läßt u. U. schon das einmalige, 
etwa ein besonders scheußliches Notzuchtsver
brechen, den Täter als „Sittlichkeitsverbrecher“  im 
Sinne des Gesetzes erscheinen. Wo aber die Tat 
nicht so sehr ins Gewicht fällt, dort läßt sich das 
Minus der Tat durch ein Plus an Persönlichkeit 
gleichsam ersetzen10 *). So kann auch der normative 
Tätertyp durch kriminologische Umstände — bald 
mehr, bald weniger —- mitbestimmt werden. Jener 
kriminologische Einschlag wird um so stärker her
vortreten, je mehr der Tatbestand seine Grenzen 
verliert, je mehr die Einzeltat in einer umfassenden 
Verbrechensbeschreibung verschwindet, wie dies 
beim Gewaltverbrecher, dem Volksschädling, dem 
Sittlichkeitsverbrecher der Fall ist.

8) Übereinstimmend F r  e is  l e r :  DJ. 1941, 931 und 
R i e t z s c h  a. a. O. S. 170 N. 3.

9) Hier erhebt sich die Frage, ob nicht schon der 
Notzucht an sich ein Tätertypus entspricht, so daß die 
Typisierung unter dem Gesichtspunkt des Sittlichkeits
verbrechers eine solche zweiten Grades bedeutet.

10) In diesem Sinne Ga l l a s :  ZStW. 60, 406f. in bezug
auf den Volksschädling.

*51
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IV.
So stellt der Sittlichkeitsverbrecher, obwohl kein 

kriminologischer Persönlichkeitstyp, doch den Über
gang dar vom gefährlichen Gewohnheitsverbrecher 
zu dem Tätertypus des „Mörders“ , von dem im § 2 
der Novelle die Rede ist. Wenn man der Darstellung 
folgt, die die Erläuterung von K o h l r a u s c h  ver
m itte lt11), so könnte der Eindruck entstehen, als 
habe sich im Bereich des § 2 der Novelle geradezu 
die umgekehrte kriminalpolitische Entwicklung voll
zogen wie in dem des § 1. Während hier die Ein
führung der Todesstrafe als Zweckstrafe den ethi
schen Akzent der Strafe geschwächt hat, wäre um
gekehrt bei den Tötungsverbrechen an Stelle der 
Gefährlichkeit erst jetzt das sittliche Verschulden 
des Täters erfaßt. Denn, so meint K o h l r a u s c h ,  
das durch die Novelle beseitigte Merkmal der Über
legung habe den besonders g e f ä h r l i c h e n  Ver
brecher gemeint, während zweifellos das neue Gesetz 
den Gedanken der sittlichen Täterbewertung in den 
Vordergrund rückt. Aber diese Deutung scheint mir 
geschichtlich nicht richtig zu sein. Denn die Unter
scheidung der Tötungsverbrechen je nachdem, ob 
der Täter m it oder ohne Überlegung gehandelt hat, 
hat ihren Ursprung in der mittelalterlich-italienischen 
Jurisprudenz12), die m it der Hervorhebung des 
dolus praemeditatus, des „tractatim“  — Handelns 
usw. zwar äußerlich an römische Quellen anknüpft, 
in Wahrheit aber den germanischen Unterschied 
von offener Gewalttat und Neidingswerk übernahm. 
Die Tötung m it Überlegung ist das rationalisierte 
Neidingswerk. Auch Art. 137 der Carolina ist in 
diesem Sinne zu deuten. Man hat den Verbrecher 
im Auge, der nicht in der Aufwallung, sondern kalt, 
raffiniert, feige, heimtückisch handelt. Also ein Ver
such, nicht die Gefährlichkeit, sondern die sittliche 
Minderwertigkeit des Täters zum Ausdruck zu 
bringen. W ir versuchen heute dasselbe, bedienen 
uns dabei nur anderer Mittel.

So hat die Todesstrafe in den Fällen des § 2 der 
Novelle einen anderen Sinn als in denen des § 1. 
Sie ist echte Sühnestrafe, nicht Schutzstrafe, ihr 
Anknüpfungspunkt die sittliche Schuld und ein 
ethisch gefärbter Tätertyp. Was hat dieser zu sagen? 
Zunächst kann es einen Zweifel darüber nicht geben, 
daß das W ort „M örder“  wiederum keinen krimino
logischen Persönlichkeitstypus bezeichnet13), ja daß 
anders als beim Sittlichkeitsverbrecher kriminolo
gische Gesichtspunkte ganz in den Hintergrund 
treten. Auch wer einen einmaligen Lustmord begeht, 
ohne nach seiner Persönlichkeit zu solchen Taten 
zu neigen, ist ein Mörder. Welche Bedeutung aber 
kommt dann der Täterbezeichnung „M örder“  zu? 
Handelt es sich dabei um eine belanglose stilistische 
Wendung? Ist etwa jeder, dessen Tat den in § 211 
Abs. 2 bezeichneten Voraussetzungen entspricht, da-

n ) Vgl. K o h l r a u s c h  — im übrigen sehr lehrreich 
auch zum Geschichtlichen — § 2 der Novelle N. III.

12) Das Merkmal der Überlegung entstammt also nicht 
erst dem Rationalismus der Aufklärung. Irrig daher 
R i e t z s c h  a. a. O. S. 171 f. N . l.

13) Zutreffend R i e t z s c h  a. a. O. S. 173 N. 2 a. M. E. 
zu eng K o h l r a u s c h  a. a. O. N .V : „Auch eine an sich 
persönlichkeitsfremde T at kann a u s n a h m s w e i s e  
unter §211 fallen.“  Gegen K o h l r a u s c h s  Ausführun
gen läßt sich der Einwand erheben, daß K. im Grunde 
eben doch nur den kriminologischen Tätertyp kennt, 
während das Gesetz nun einmal einen anderen Stand
punkt vertritt. Auch der Einbrecher, der den Wächter 
erschlägt (vgl. K o h l r a u s c h ) ,  ist der typische Mörder, 
typisch nämlich im Sinne des normativen Tätertyps.

mit ohne weiteres M örder?14). Dafür könnte außer 
der Fassung des Gesetzes — „M örder ist, wer . . . “  
— angeführt werden, daß das Gesetz ja schon im 
Abs. 2 des § 211 wertausfüllungsbedürftige Begriffe 
verwende. Denn die Entscheidung darüber, ob je
mand „aus niedrigen Beweggründen“ , ob der Täter 
„heimtückisch“  oder „grausam“  getötet hat, liegt 
letztlich beim Richter, der somit ohnehin die Mög
lichkeit hat, die Anwendung des Gesetzes dem Ein
zelfall anzupassen. Geht man aber davon aus, daß 
das neue Gesetz den Begriff des Mordes der Volks
anschauung hat anpassen wollen — und daran ist 
in der Tat nicht zu zweifeln —, so reicht die Kenn
zeichnung des Mörders in § 211 Abs. 2 für sich 
allein noch nicht aus. Vielmehr hat der Richter nicht 
nur die in Abs. 2 beschriebenen Merkmale festzu- 
stellen, sondern er muß sich a u ß e r d e m  davon 
überzeugen, daß der Angeklagte ein Mörder se i15).

Es ist dies in dreifacher Hinsicht bedeutsam: Ein
mal soll der Tätertyp auch hier die Strafe b e g r e n 
zen und die Schranken des Tatbestandes hervor
treten lassen. Es ist dies namentlich dort von Be
deutung, wo jemand zwar in der vom Gesetz be
zeichneten Art, aber aus verständlichen Beweggrün
den handelt. Nicht jeder, der heimtückisch oder 
grausam tötet, hat deshalb schon als Mörder zu 
gelten. Der Sohn, der den seine Familie unerträglich 
quälenden Vater, während dieser im Bett liegt, von 
hinten erschießt16), mag heimtückisch töten, aber er 
ist doch kein „M örder“ . Aber auch denjenigen wird 
man nicht ohne weiteres als Mörder ansehen kön
nen, der einen Erpresser, dessen er sich nicht mehr 
zu erwehren vermag, grausam erschlägt. So dient 
die Mörderbezeichnung dazu, in  Ausnahmefä l len ,  
in denen der Täter trotz Vorliegens der Voraus
setzungen des § 211 Abs. 2 nicht als Mörder er
scheint, die Anwendung der §§ 212 und 213 mög
lich zu machen. Sie hat aber weiter den Sinn, den 
Tatbestand zu v e r d e u t l i c h e n ,  und ihn von an
grenzenden Tatbeständen schärfer zu scheiden. Dies 
ist namentlich für die Abgrenzung des § 211 gegen 
das Unterlassen der Hilfeleistung nach § 330 c von 
Bedeutung. Wer es aus Feigheit, also aus einem 
niedrigen Beweggründe, unterläßt, den Ertrinkenden 
zu retten, ist aus § 211 nur dann zu bestrafen, wenn 
er im Sinne der Volksanschauung als Mörder er
scheint, wie etwa die Mutter, die ihr Kind umkom
men läßt, obwohl sie es ohne Lebensgefahr zu retten 
vermöchte17). Als M ittel zur Einschränkung und 
Verdeutlichung des Tatbestandes läßt so die Ver
wendung des Tätertyps in dem neuen Gesetz eine 
neue A rt der Gesetzgebungstechnik erkennen. An 
die Stelle scharfkantiger begrifflicher Definitionen, 
eines Systems gleichsam der starren Linie tr itt eine 
bewegliche Tatbestandstechnik, die die Grenzen des 
Verbrechens zwar lockert, aber der Rechtsanwen
dung m it dem Hinweis auf den t y p i s c h e n  L e 
b e n s s a c h v e r h a l t  eine zweite Richtlinie gibt. Die 
Rechtssicherheit w ird durch Typisierung, weniger 
durch Definitionen erstrebt, ein Verfahren, das, vor
sichtig gehandhabt, auch rechtspolitisch zu billigen 
ist, Wo es der Gesetzgeber verwendet — und das

14) In diesem Sinne wird §211 von S c h m i d t - L e i c h -
ner :  DR. 1941, 2147 f. mißverstanden, dessen Aufsatz die 
krirninalpolitische und dogmatische Bedeutung der No
velle nicht genügend hervortreten läßt.

16) Auch in den „besonderen Ausnahmefällen“  des 
§211 Abs. 3 ist diese Feststellung zu treffen.

16) Vgl. zu diesem Fall RGSt. 60,318. Gegen die An
nahme des Notstandes in dieser Entscheidung bestehen

. schwere Bedenken. Nach dem neuen Gesetz würde gemäß 
§§212,213 zu bestrafen sein.

17) Treffend hierzu R i e t z s c h  a. a. O. S. 173 N. 2a.
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hat er in der Novelle getan —, dort hat der Hinweis 
auf die Fassung des Gesetzes, auf die Worte „M ör
der ist, wer . . . “  nur ein geringes Gewicht.

Endlich erhebt sich die Frage, ob die Verwen
dung des Tätertyps auch eine s t r a f b e g r ü n 
de n d e  Aufgabe hat. In diesem Sinne hat sich 
namentlich F r e i s l e r  geäußert18). Auch wenn keines 
der in § 211 Abs. 2 bezeichneten Merkmale vorliegt, 
soll § 211 dennoch anwendbar sein, wenn der Täter 
ein „M örder“  sei. Danach würde z. B. auch der 
Vater- oder Kindesmörder u. U. m it dem Tode be
straft werden können, obwohl das Gesetz Fälle dieser 
A rt nicht erwähnt. Maßgebend für die Beurteilung 
dieser Frage ist öffentlich § 2 StGB. Denn unter 
welchen Voraussetzungen bestraft werden darf, ist 
in dieser Bestimmung gesagt. Nun dürfte es kaum 
eine Meinungsverschiedenheit darüber geben, daß 
§ 211 auf Fälle der hier genannten A rt jedenfalls 
nicht u n m i t t e l b a r  anwendbar ist. Die ab
schließende Fassung des § 211 Abs. 2 und das 
Fehlen des Wortes „insbesondere“  läßt schlechter
dings keine andere Auslegung zu. So bleibt nur zu 
klären, ob nicht § 211 in anderen als den im Abs. 2 
genannten fä llen  e n t s p r e c h e n d  anwendbar sei. 
Nun ist es bekanntlich die Frage, wieweit man in 
der Bestimmung des Grundgedankens von den 
Merkmalen des Tatbestandes absehen darf, und 
andererseits, wieweit der Grundgedanke des Ge
setzes konkretisiert werden muß, wenn man sich 
nicht einfach über das Gesetz hinwegsetzen will. 
Die Frage wäre also dahin zu stellen: Sind jene 
Merkmale, die § 211 Abs. 2 in der neuen Fassung 
enthält, von so großem Gewicht, daß sie das Wesen 
des Mordes bestimmen, oder läßt sich der Grund
gedanke des § 211 einfach dahin bezeichnen, daß 
m it dem Tode bestraft werden soll, wer im Sinne 
der Volksanschauung als Mörder erscheint. Man 
wird wohl das letztere annehmen müssen. Dafür 
spricht vielleicht noch mehr als die Fassung — 
Abs. 1 gegenüber Abs. 2! — die Entstehungsge
schichte des § 211. Denn die neue Fassung des 
§§ 211 und 212 ist aus den Beratungen der Straf
rechtskommission des Reichsjustizministeriums ent
standen. Sie hat nichts wesentlich anderes als die 
ältere Fassung des Entwurfs zu bedeuten,' der den
jenigen als Mörder m it dem Tode bedroht, der „be
sonders verwerflich“  gehandelt hat, und die drei 
Gruppen des heutigen § 211 Abs. 2 nur als Bei
spiele der besonders verwerflichen Tötung behan
d e lt19). Jedenfalls hat das Gesetz in § 211 Abs. 2 
keine abschließende Aufzählung der in Betracht 
kommenden Fälle gewollt. So legt man zwar das 
fehlende „insbesondere“  auf dem Wege über die 
entsprechende Gesetzesanwendung in den Abs. 2 
doch wieder hinein. Das mag gesetzestechnisch nicht 
sehr erfreulich sein, entspricht aber dem Sinn der 
neuen Bestimmung.

V.
M it der Hervorhebung des „M örders“  hat der 

Gesetzgeber zu der umstrittenen Frage des Täter
typs grundsätzlich Stellung genommen und auch 
außerhalb des Kriegsstrafrechts den Tätertyp an-

Zum Grundsätzlichen Vgl. S c h a f f s t e i n ,  „Die unechten 
Unterlassungsdelikte im System des neuen Strafrechts“  
in der Festschrift für Graf Gleispach, 1936, S.70ff. und 
D a h m ,  „Bemerkungen zum Unterlassungsproblem“ : 
ZStW. 58,133 ff.

18) F r e i s l e r :  DJ. 1941,935.
19) Vgl. hierzu Graf G l e i s p a c h  bei Gürtner, „Das 

kommende deutsche Strafrecht“ , Besonderer Teil, 2. Aufl. 
1936, S. 373, 385.

erkannt. Dieser ist somit ein Bestandteil des gelten
den Rechts. In dieser Richtung hat jetzt auch der 
Gesetzgeber Klarheit geschaffen, nachdem schon die 
Rechtsprechung, namentlich zum Kriegsstrafrecht, 
die praktische Brauchbarkeit, ja die Unentbehrlich
keit des neuen Tätergedankens hatte hervortreten 
lassen, eine Rechtsprechung, die M e z g e r  mit Recht 
„ein neues Ruhmesblatt“  in der Geschichte der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung nennt20).

Wenn so der Tätertyp seine Brauchbarkeit auch 
im Hinblick auf die Tötungsverbrechen erweist, so 
könnte sich aber doch auch gegenüber dem neuen 
Gesetz der Zweifel erheben, warum nicht von der 
Tat, sondern vom Täter, nicht vom „M orde“ , son
dern vom „M örder“  die Rede ist. Zu dieser Frage 
Stellung nehmen, hieße das Problem des Tätertyps 
nochmals von Grund auf erörtern, wozu hier weder 
Gelegenheit, noch Anlaß besteht. Bekanntlich hat 
der Tätertyp im wissenschaftlichen Schrifttum nicht 
nur Zustimmung, sondern auch Widerspruch er
fahren, ohne daß die Rechtsprechung sich erfreu
licherweise’ von der Verwendung des Tätertyps hätte 
abbringen lassen21). Die gegen die Verwendung des 
Tätertyps vorgebrachten Bedenken laufen im we
sentlichen auf ein Gegeneinanderausspielen von Tat 
und Täter und auf den Einwand hinaus, daß auch 
in den Fällen des normativen Tätertyps in Wahrheit 
die Tat, nicht der Täter bestraft werde. Es w ird nun 
aber von den Anhängern des Tätertyps gar nicht 
geleugnet, daß die Beziehung auf den Täter, auf 
das in der Volksanschauung lebende oder das dem 
Gesetzgeber vorschwebende Täterbild gerade das 
Verständnis und die tiefere Deutung der T a t  er
möglichen soll. Diese wird aber nicht für sich, nicht 
im Gegensatz zum Täter, sondern gleichsam auf 
einer Ebene m it dem Täter gedacht, Tat und Täter 
als Einheit begriffen22). Wie die Tat durch den 
Täter, durch seine Gesinnung, Haltung und Ziel
setzung bestimmt, so w ird umgekehrt, wie schon 
das W ort sagt, der „Täter“  durch die Tat in sei
nem Wesen geprägt23 * *). Zum „Tä te r“  gehört die Tat

20J M e z g e r :  ZStW. 60, 374.
21) Auf der einen Seite wären etwa M e z g e r ,  Graf 

G l e i s p a c h ,  F r e i s l e r  und eigene Arbeiten zu nennen, 
als Gegner des Tätertyps insbesondere N a g l e r ,  K o h l 
r au s c h ,  G a l l a s ,  B o c k e i m a n n  und We l z e l .  Auf 
der Weimarer Tagung der Strafrechtslehrer im Jahre 1940 
trat trotz des skeptischen Referats von Ga l l a s :  ZStW. 
60, 374 ff. die Zustimmung stärker als die Ablehnung 
hervor. Über den Stand des Schrifttums und die kaum 
noch übersehbare Rechtsprechung unterrichtet neuerdings 
der Kommentar von F r e i  sie r - G r a u - K r u g ,  „Deut
sches Strafrecht“  I, 1941.

22) Dies scheint mir das von W e l z e l :  ZStW. 60,461 
N. 61 a vermißte neuartige dogmatische Prinzip der Täter
lehre zu sein. Vgl. hierzu auch L a r e n z :  DRW. 1940, 
290 f. Aber ob „neuartiges Prinzip“  oder nicht, es würde 
die neue Lehre schon genügend legitimieren, wenn sie 
der Praxis eine richtige und einfache Lösung der von 
ihr zu bewältigenden kriminalpolitischen Aufgaben er
möglicht, und das ist in weitem Umfange der Falf. Dem
gegenüber ist es ohne Bedeutung, daß manche der mit 
der Verwendung des Tätertyps erzielten Ergebnisse auch" 
auf anderem Wege erzielt werden könnten.

23) W ir glauben, daß hier die Rechtsprechung rich
tiger sieht als ihre wissenschaftlichen Gegner. Das RG. 
trägt mit Recht keine Bedenken, etwa zu sagen, daß
„aus der T a t ,  insbesondere aus der Art und Weise 
ihrer Ausführung und ihren Folgen oder aus der Persön
lichkeit des Täters“  zu schließen sei, ob man es mit 
einem Gewaltverbrecher zu tun habe oder nicht. So 
das RG. in AkadZ. 1942, 26 f. Die Gegenäußerung von 
B o c k e i m a n n  a. gl. O. S. 19ff. scheint uns den Grund
gedanken des normativen Tätertyps überhaupt zu ver
fehlen, wenn sie in ihm eine bloße Zusammenfassung
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mit dazu, während die „T a t“  sehr viel leichter in 
ihrem äußeren „Für-sich-sein“  gesehen, gleichsam 
isoliert werden kann. So soll die Täterbezeichnung 
den einheitlichen Lebensvorgang, der Tat und Täter 
gemeinsam umfaßt, in seinem inneren und ganz
heitlichen Zusammenhang hervortreten lassen. Die 
einzelnen Tatbestandsmerkmale reichen dafür allein 
noch nicht aus24). Sie ist vor allem geeignet, den 
Blick auf die personalen, Tatbestandselemente zu 
richten und das, was in den subjektiven Unrechts
und Tatbestandselementen, im .Willensstrafrecht, im 
„finalen“  Handlungsbegriff usw, an subjektiven und 
personalen Elementen gleichsam verstreut und ver
einzelt erscheint, zusammenzufassen. Sie läßt auch 
klarer erkennen, daß nicht erst die Strafe, sondern 
schon das Verbrechen die Existenz und soziale Stel
lung des Täters verändert und sein Bild in der 
Volksanschauung bestimmt. Sie dient so dazu, den 
Zusammenhang von Recht und Volksanschauung 
sichtbar zu machen.

Man würde freilich gut daran tun, die Anwen
dung des Tätertyps zu beschränken und ihn nicht 
durch eine mißbräuchliche und redensartliche Ver
wendung in ungeeigneten Fällen wertlos zu machen. 
Namentlich zwei Gruppen von Fällen scheinen für 
eine solche Tätertypisierung geeignet: Einmal die
jenigen, in denen der gesetzlichen Verbrechensbe- 
schreibung ein geschlossenes Täterbiid in der ge
schichtlich gewordenen Volksanschauung ^entspricht 
(Mörder, Hehler usw.), und zweitens die Fälle, in 
denen der Gesetzgeber zwar neue Tatbestände ent
wickelt, in  ihnen die subjektiven und personalen Ver
brechensbestandteile aber besonders stark hervor
treten läßt (Gewaltverbrecher, Volksschädling usw.). 
W o es an diesen Voraussetzungen fehlt, dort sollte 
man lieber den Täter nicht nennen243). So wäre 
nicht vom „Totschläger“ , sondern vom „Totschlag“  
zu sprechen. Denn der Totschlag als negativ be
stimmter Auffangtatbestand — kriminelle Tötung, 
ohne daß der Täter ein Mörder wäre — stellt weder 
einen geschlossenen Typ im Sinne der geschichtlich 
gewordenen Volksanschauung dar, noch ist er ein 
Tatbestand m it ausgeprägt personalem Akzent25).

VI.
Zum Schluß liegt es nahe, daß man sich über das 

kriminalpolitische Gesamtergebnis der Novelle 
Rechenschaft zu geben versucht. Ihre rechtspoliti
sche Bedeutung ist vor allem darin zu sehen, daß 
sich in § 1 ein neuer Einbruch des Zweckgedankens 
im Strafrecht vollzieht und sich der Abstand zwi

der personalen Tatbestandsteile sieht, die in den her
kömmlichen Kategorien von Unrecht und Schuld nicht 
unterzubringen sind. An einer solchen Restkategorie 
wäre in der Tat wenig gelegen. In Wahrheit wird das 
Täterbild a l l e i n  durch die personalen Elemente nicht 
hinreichend ausgefüllt. Es gehört auch die Tat mit dazu.

24a) In dieser Neigung zur Beschränkung des Täter
typs unterscheide ich mich von M e z g e r ,  der a l l e n  
Tatbeständen einen Tätertyp zuordnen will.

24) Ebenso M e z g e r ,  Grundriß, S. 42ff.
26) Treffend hierzu K o h l r a u s c h  a. a. O. N. V unter 

Hinweis auf den richtigen Sprachgebrauch der Carolina. 
Daß der Totschlag kein Tätertyp sei, scheint auch 
F r e i s l e r  a. a. O. S. 934 zugeben zu wollen.
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sehen Maßnahme und Strafe weiter verringert. 
Schon die Betonung des Schutzgedankens in der VO. 
zum Schutz gegen jugendliche Schwerverbrecher, 
die Einführung der unbestimmten Verurteilung 
gegenüber jugendlichen Verbrechern und die Ver
schmelzung von Strafe und Erziehungsmaßnahme 
im Jugendarrest scheinen in dieselbe Richtung zu 
weisen. Man muß alle diese Erscheinungen in ihrem 
Zusammenhang sehen. .Wenn nicht alles trügt, so 
tr itt neuerdings eine immer stärker werdende Nei
gung hervor, die m it dem GewohnhVerbrG. ge
troffene kriminalpolitische Entscheidung wieder 
rückgängig zu machen und den Standpunkt der 
Strafrechtskommission zu verlassen. Das Strafrecht 
scheint sich immer mehr in der Richtung auf die 
Spezialprävention zu entwickeln, das ethisierende 
Schuld- und Sühnestrafrecht einer rationalen Zweck
mäßigkeitsbetrachtung zu weichen26). Es ist hier 
nicht der Ort, zu dieser, wie uns scheint, bedenk
lichen Entwicklung im ganzen Stellung zu nehmen. 
Nur über eines sollte es einen Zweifel nicht geben: 
Die Tragweite einer solchen Wendung zur präven
tiven Zweckstrafe, m it der sich ein nachträglicher Sieg 
der Lisztschen Krim inalpolitik anzubahnen beginnt, 
ließe sich schlechterdings nicht überschätzen. Sie 
läge weniger auf dem Gebiet des materiellen Rechts 
als auf dem der Gerichtsverfassung27). Durch sie 
würde die Stellung der Strafjustiz und ihr Verhält
nis zur Polizei einen tiefgreifenden Wandel erfahren 
und der Sinn einer selbständigen, „justizförm igen“  
Strafrechtspflege zweifelhaft werden.

Nun berechtigt freilich das Gesetz v. 4. Sept. 1941 
für sich allein noch keineswegs zu dem Schluß, daß 
die Sühnestrafe durch die Zweckstrafe oder gar die 
Maßnahme verdrängt worden sei, oder auch nur zu 
der Annahme, daß die Zweckstrafe der Sühnestrafe 
neuerdings gleichgestellt sei. Zunächst muß festge
stellt werden, daß auch, wo nach der Novelle die 
Todesstrafe als Zweckstrafe verhängt werden kann, 
ein Unterbau sittlich bedingter Tatschuld vorhanden 
sein muß. Und weiter fä llt auf, daß die Ausmer
zungsstrafe des § 1 der Novelle sich von der Todes
strafe, der nach § 2 der Mörder verfällt, doch we
sentlich unterscheidet. Durch die letztere wird ein 
sittliches Verschulden gesühnt, und der Gedanke 
der ethischen Täterbewertung von neuem belebt 
und stark unterstrichen. Daher sollte man die Fern
wirkung der Novelle fü r die allgemeine Strafzumes
sung nicht überschätzen. Nach dem gegenwärtigen 
Stande der Gesetzgebung w ird man daran festhalten 
müssen, daß die Strafe in der Regel Sühne bedeutet. 
Eine Bemessung der Strafe, die Besserung und Hei
lung, Sicherung und Abschreckung in den Vorder
grund rückt, also Strafen und Maßnahmen vermengt, 
wäre — von besonderen Fällen abgesehen — auch 
weiterhin m it dem Gesetz, namentlich dem Ge
wohnhVerbrG. nicht in Einklang zu bringen.

26) In diese Richtung weisen auch manche literarischen 
Äußerungen der jüngsten Vergangenheit, neben verschie
denen Äußerungen von F r e i s l e r  etwa Graf zu D o h n a :  
MSchrKrBioI. 1942,1 ff.

27) Über diese Zusammenhänge und die sich daraus 
ergebende Problematik schon des GewohnhVerbrG. von 
1933 vgl. D a h m ,  „Richtermacht und Gerichtsverfassung 
im Strafrecht“ : Z. ges. StW. 101 (1941), 287f f „  namentlich
S. 295 f.
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Richterliche Rechtschöpfung
Von Staatsanwalt Dr. H a n s  M i t t e l b a c h ,  Berlin

Unter dieser Überschrift hat B e p l e r  unter Her
vorhebung der bei der Anwendung des § 2 StGB, 
hervortretenden grundsätzlichen Fragen eine Über
sicht über die Rechtsprechung veröffentlicht (JW. 
1939, 257 ff.), die eine Ergänzung seiner früheren 
Rechtsprechungsübersicht zur entsprechenden An
wendung von Strafgesetzen (JW. 1938, 1553 ff.) ent
hielt und diese auf den Stand v. 15. Jan. 1939 ver
vollständigte. Inzwischen ist eine große Anzahl wei
terer Urteile ergangen. Die folgenden Ausführungen 
sollen die Übersicht fortführen, die bis zum 1. Febr. 
1942 veröffentlichten Urteile sind hierbei berück
sichtigt1).

Die in der Rechtsprechung, insbesondere des RG., 
zur Analogiefrage herausgearbeiteten Grundgedan
ken sind von B e p l e r  dargestellt und auch weiter
hin maßgeblich geblieben (vgl. dazu S c h i c k e r t :  
DR. 1941, 115; B r e t t l e :  DR. 1939, 480, 483)2). Um 
das Verständnis des § 2 StGB, w ird aber im Einzel
fall nach wie vor gerungen, worauf K o h l r a u s c h  
(„Hehler und Nutznießer“ : DStR. 1939, 113) früher 
mit Recht hinwies. Immerhin ist gerade in dem von 
ihm behandelten Fall der sog. Ersatzhehlerei eine 
Festigung der Rechtsprechung zu verzeichnen (vgl. 
dazu auch K r a n  er ,  „Unverrückbarkeit des Grund
gedankens im Sinne des § 2 StGB.?“ : DStR. 1939, 
266). Die sich von anfänglichen Hemmungen immer 
mehr lösende Rechtsprechung zu § 2 StGB, sieht 
D a hm als ein Zeichen der Annäherung im Verhält
nis von Wissenschaft und Rechtsprechung (DR. 
1939, 824, 825). Einblicke in  die Analogiefragen im 
ausländischen Recht vermittelt S c h ö n k e  (DJ. 1939, 
207, 1385). Im Lichte altgriechischer Philosophie 
betrachtet G r a e h l  richterliche Rechtschöpfung und 
Gesetz (DStR. 1940, 49). S c h m i d t - L e i c h n e r  
w irft unter Hinweis auf Graf G l e i s p a c h  die Frage 
auf (DJ. 1941, 654), ob man § 2 StGB., der der 
Bürge unseres Gerechtigkeitsideals sei, auch ver
wenden könne, wenn das Verhalten des Beschul
digten dem Gesetzesbuchstaben nach strafbar, in 
Wahrheit nach dem gesunden Volksempfinden aber 
nicht strafbar sei. M it diesem Problem befassen sich 
F r e i s l e r  und K le e  (DStR. 1941, 65, 71, 77). 
F r e i s I e r  fordert den M ut zu lebensnahem Straf
recht und w ill auch das im Gesetz ausdrücklich für 
strafbar erklärte Verhalten in die Gemeinschafts
gesittung hineingestellt wissen, während K l e e  den 
Umkehrschluß aus § 2 StGB, als „Ende des Rechts
staates“  bezeichnet. F r e i s l e r  wendet sich gegen 
diesen Gesetzespositivismus: was das gesunde 
Volksempfinden nicht als strafwürdig ansehe, könne 
nicht strafbar sein. Die Rechtsprechung hat diese 
Frage bisher offengelassen.

Durch die VO. zur weiteren Anpassung des öster
reichischen Strafrechts an das Reichsrecht vom

*) Die Darstellung beschränkt sich auf die in der amtl. 
Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts (ROSt.), 
„Deutsches Recht“  (DR.), „Deutsche Justiz“  (DJ.), „Ze it
schrift der Akademie für Deutsches Recht“  (AkadZ.), 
„Höchstrichterliche Rechtsprechung“  (HRR.) und „Deut
sches Strafrecht“  (DStR.) veröffentlichten Urteile.

21 Vgl. hierzu W i l k e ,  „Die Bedeutung des §2  in
Wissenschaft und Rechtsprechung“  (Heft 394 dei straf-
rechtl. Abhandlungen von Schoetensack), 1938. Ferner
W a c h i n g e r ,  „Rechtschöpferische Rechtsprechung des
Reichsgerichts auf materiellrechtlichem Gebiet“ , Fest
schrift für Bumke, 1939.

13. Aug. 1940 (RGBl. I, 1117) ist die Bestimmung 
des § 2 StGB, auch in den Gauen der Ostmark ein
geführt (vgl. dazu P i c h l e r - D r e x l e r :  DR. 1940, 
1803). Früher bestehende Zweifel, ob die Anwen
dung der RStPO. durch die Sondergerichte der Ost
mark über § 267 a StPO, bereits zur Anwendung 
des § 2 StGB, führen konnte (vgl. dazu K u h n :  DJ. 
1940, 108, 109) sind damit behoben3). Lediglich hi- 
storisches Interesse hat der Kampf Danzigs um die 
Einführung der Analogie entsprechend dem § 2 
StGB. (vgl. dazu B e u r m a n n :  DR. 1939, 1545, 
1547). Sieht man m it F r e i s l e r  (DJ. 1939, 1565) 
die Bestimmung als ein Zeugnis des Wandels vom 
individualistisch bestimmten zum völkisch ausge
richteten Strafrecht an, so w ird der Widerstand aus 
der weltanschaulichen Ausrichtung ohne weiteres 
klar.

Eine nähere Auseinandersetzung m it den angedeu
teten Fragen und Problemen würde den Rahmen 
der dem Verfasser gestellten Aufgabe sprengen, bei 
den einzelnen Urteilen w ird zum Teil auf die Pro
bleme zurückzukommen sein. Die Übersicht ist nach 
den einzelnen gesetzlichen Bestimmungen gegliedert 
und in der Form des letzten Aufsatzes von B e p l e r  
fortgeführt.

Allgemeiner Teil des Strafgesetzbuches 
(§ 4 S tG B .)

c ? U u5 34l6I : Weitere Fundstellen der
f939 N r 807 4 * * * °  605/381: RGSt 72> 385 =  HRR-

§ 4 S tG B .  a. F.
7 Die Strafbarkeit der Rassenschande im Aus

lande im Falle der Umgehung des BIutschutzG. ist 
bereits unter der Herrschaft des alten räumlichen 
Rechts von dem Gr. Sen. f. Strafs. grundsätzlich be
jaht worden (vgl. RGSt. 72, 91). Die Frage, ob die 
Strafbarkeit eines Auslandsverstoßes auf dem Wege 
über § 2 StGB, begründet werden kann, bleibt 
offen, da der Große Senat die Strafbarkeit in diesem 
Falle bereits im BIutschutzG. stillschweigend aus
gesprochen sieht. Nach der neuen Regelung des 
Geltungsbereichs des deutschen Strafrechts ist die 
Umgehungstat überdies gemäß § 3 Abs. 1, 2 StGB 
strafbar.

RG. v. 5. Dez. 1940, 2 D 498/40: RGSt. 74, 397 
=  DJ. 1941, 225 =  DR. 1941, 7691 =  AkadZ. 1941, 
197. Siehe auch zum BIutschutzG.

8. Unmittelbare Anwendung des § 2 BIutschutzG., 
wenn ein deutschblütiger Reichsbürger im Auslande 
m it einer Jüdin fremder Staatsangehörigkeit Ge
schlechtsverkehr pflegt, da der strafbare Erfolg — 
Verletzung der deutschen Ehre — im lnlande ein
getreten ist.

LG. Aachen v. 23. Okt. 1939, 2 Js 539/39: DJ 
1940, 372.

9. Hat der Täter den Tatort nur zur Umgehung 
des deutschen Rechts ins Ausland verlegt, so ist

3) Zur Anwendung des StGB, auf Straftaten, die in den 
eingegliederten Ostgebieten vor ihrer Eingliederung be
gangen worden sind, vgl. RG. v. 21. April 1941, 5 D 160/41 ■ 
DR. 1941,14059 =  RGSt. 75,183. '  '
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die im Auslande begangene und nach den Gesetzen 
des Tatorts straflose Tat (wechselseitige Onanie) 
nach deutschem Recht zu bestrafen.

SchöffG. Wilhelmshaven v. 21. Juni 1939, 2 Ms 
58/39: DStR. 1940, 28.

§ 27c S tGB.
2. Nach dem gesetzgeberischen Gedanken des 

§ 27 c StGB, darf das gesetzliche Höchstmaß der 
Geldstrafe nur überschritten werden, um den Betrag 
der Strafe über Entgelt und Gewinn emporzuheben. 
Eine Überschreitung kann auch nicht im Wege des 
§ 2 StGB, damit begründet werden, daß eine gerin
gere Geldstrafe im Hinblick auf das Einkommen des 
Angeklagten nicht seinem strafwidrigen Verhalten 
entspreche. Der Gesetzgeber hat in den einzelnen 
Strafvorschriften bewußt bestimmte Strafgrenzen ge
zogen, im Wege der Analogie kann der fü r ein be
stimmtes Verhalten vorgesehene Strafrahmen allein 
bei Anwendung dieser Vorschrift nicht geändert 
werden. Abs. 3 des § 27 c bezieht sich nur auf den 
unmittelbar vorangehenden Abs. 2.

KG. v. 21. April 1939, 1 Ss 34/39: DR. 1939, 
11527 =  HRR. 1939 Nr. 862 =  DStR. 1939, 322.

(Stellungnahme: S c h ä f e r :  DR. 1939, 1505, zu
stimmend.)

§ 42k S tGB.
Der Gesetzgeber hat die Anordnung der Entman

nung nur bei bestimmten Verbrechen und Vergehen 
für zulässig erklärt. Sie kann daher bei einer Verur
teilung wegen Vergehens gegen § 175 StGB, auch 
nicht in mittelbarer Anwendung des § 42 k in Ver
bindung m it § 2 StGB, angeordnet werden. Eine 
unbeabsichtigte Lücke des Gesetzes liegt nicht vor. 
Auf die Möglichkeit der Anordnung der Sicherungs
verwahrung w ird hingewiesen.

RG. v. 30. Juni 1941, 3 D 271/41: HRR. 1941 
Nr. 909 =  DStR. 1941, 168.

§ 43 Abs.  1 S tG B.
Schon die Übergabe der zur Verschiebung in das 

Ausland bestimmten Werte an einen nicht ermittel
ten „D ritten “  stellt einen Anfang der Ausführung 
des Vergehens gegen § 13 DevG. von 1935 dar, 
selbst dann, wenn nicht die übergebenen Werte 
selbst, sondern deren Erlös ins Ausland verbracht 
werden sollen. Der Begriff der „Ersatzwerte“  ist zu 
verwenden. Der Grundgedanke des § 13 fordert diese 
Auslegung, die dem gesunden Volksempfinden ent
spricht. Eine solche Auslegung des Versuchsbegriffs 
ist im Devisenrecht erforderlich, sie ist möglich, 
ohne daß § 2 StGB, zur Anwendung gebracht wer
den müßte.

RG. v. 7. Nov. 1939, 1 D 848/39: RGSt. 74, 6 =  
DR. 1940, 364^ =  DJ. iq40) 155.

§ 49 S tG B.
2. Vgl. RG. v. 9. März 1939, 2 D 7/39: HRR. 1939 

Nr. 649. Siehe zu § 156 StGB.
3. Der Gehilfe ist nach § 49 i. Verb. m. § 2 StGB,

auch dann wegen Beihilfe strafbar, wenn der Haupt
täter wegen Unzurechnungsfähigkeit zur Tatzeit nicht 
verfolgt werden kann. <

AG. Nürnberg-Fürth v. 21. Aug. 1941: HRR. 1941 
Nr. 1016.

(§ 50 StGB.)
Zu JW. 1938, 30304. Weitere Fundstellen der Ent

scheidung RG. 2 D 568/38: RGStr. 72, 326 =H R R . 
1939 Nr. 195.

§ 73 S tGB.
Die Fragen, die in den früher genannten Urteilen 

erörtert sind, dürften nicht die Anwendung des § 2 
StGB, betreffen (ebenso K o h l r a u s c h :  „StGB.“ , 
37. Aufl., Anm. 4 zu §■ 73). Es ist auf den Beschluß 
des Großen Senats für Strafsachen v. 22. März 1939 
hinzuweisen.

RG. v. 22. März 1939: GSSt. 2 u. 3/38 =  RGSt. 
73, 148 =  DR. 1939, 17134 =  DJ. 1939, 1001 =  
AkadZ. 1939, 419.

Der Grundgedanke der Entscheidung ist, daß es 
dem Täter nicht zum Vorteil gereichen dürfe, wenn 
er durch die Tat nicht nur ein Strafgesetz, sondern 
mehrere Strafgesetze verletzt. Bei Anwendung des 
§ 73 StGB, müssen Mindeststrafmaß und Strafart 
des milderen Gesetzes eingehalten werden, wenn 
nach dem strengeren Gesetz eine geringere Strafe 
oder eine leichtere Strafart zulässig ist. Bei Tatein
heit muß auf Nebenstrafen erkannt werden, die im 
milderen Gesetz zwingend vorgeschrieben sind; so
weit das mildere Gesetz ihre Anordnung in das Er
messen des Richters stellt, kann auf sie erkannt 
werden. Ebenso: RG. v. 8. Mai 1941, 3 D 209/41 
=  RGSt. 75, 190 =  AkadZ. 1941, 297.

Das schwerste ist „konkret“  zu ermitteln.
RG. v. 28. Nov. 1940, 2 D 509/40: RGSt. 75, 14 

=  DR. 1941, 1284L
RG. v. 10. Dez. 1940, 4 D 569/40: RGSt. 75, 19 

=  DR. 1941, 9211 (m it zust. Anm. M e z g e r ) .
Vgl. zu diesen Fragen: H a r t u n g ,  „D ie Strafe 

bei Tateinheit“ : DR. 1939, 1484; S c h w a r z ,  „D ie 
Straffestsetzung bei Tateinheit“ : AkadZ. 1939, 672; 
N ü s e ,  „Z u r Frage der Einhaltung des Mindest
maßes des milderen Gesetzes bei tateinheitlichem 
Zusammentreffen mehrerer Strafgesetze nach § 73 
StGB.“ : DJ. 1939, 1628; M i t t e l b a c h ,  „Gedanken 
zur Konkurrenzfrage im Strafrecht“ : DR. 1940: 
1490; B o c k e i m a n n ,  „Zur Lehre von der Ideal
konkurrenz“ : AkadZ. 1941, 293.

Zwar kann § 2 StGB, zum Zwecke einer Ver
schärfung der Strafe herangezogen werden. Die 
Strafe muß jedoch dann aus der gesetzlichen Be
stimmung entnommen werden, deren Grundgedanke 
Anwendung finden soll.

Den in den Strafbestimmungen vorgeschriebenen 
Strafrahmen darf der Richter nur in den gesetzlich 
vorgesehenen Fällen verlassen. Er darf auch dann 
nicht von dem gesetzlichen Strafrahmen abweichen, 
wenn ihm die angedrohte Strafe zu hoch oder zu 
niedrig erscheint. Auch der seit 1933 eingetretene 
Wandel in der Auffassung von Recht und Staat ent
bindet ihn nicht von der Treue gegenüber dem 
Gesetz.

RG. v. 15. Dez. 1939, 1 D 921/39: RGSt. 73, 398 
=  DR. 1940, 2S68 =  DJ. 1940, 157 =  HRR. 1940 
Nr. 710. Siehe auch zu § 260 StGB.

RG. v. 6. Dez. 1940, 1 D 38/40: RGSt. 75, 42 =  
DR. 1941, 585«. Siehe auch zu § 349 StGB.

II.
Besonderer Teil des Strafgesetzbuches 

§ 120 S tG B.
Der Begriff des Gefangenen im Sinne der §§120 

bis 122 StGB, umfaßt nicht alle Personen, denen in 
gesetzlich gebilligter Form aus Gründen des öffent
lichen Rechts die persönliche Freiheit entzogen ist 
und die sich zufolge dieser Freiheitsentziehung in 
der Gewalt der zuständigen Behörde befinden. Es 
kommt nur eine Freiheitsentziehung in Betracht, 
wenn sie die Folge eines gesetzlichen Eingriffes
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der Staatsgewalt ist, der dem Rechte des Staates 
entspringt, bei der Handhabung der Straf- und Poli
zeigewalt jemanden in Haft zu nehmen. Personen, 
die auf Grund des JugWohlfG. oder des § 13 der 
Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß 
der öffentlichen Fürsorge v. 4. Dez. 1924 (RGBl. I, 
765) in Anstaltspflege oder in einem Arbeitshaus 
untergebracht werden, sind nicht Gefangene im 
Sinne der genannten Bestimmung und stehen diesen 
auch nicht gleich.

RG. v. 26. Okt. 1939, 2 D 556/39: RGSt. 73, 347 
=  DR. 1940, 281 2.

§ 132 S tG B.
2. Wer sich unbefugt als Amtsträger der NSDAP, 

ausgibt, ist in entsprechender Anwendung des § 132 
StGB, zu bestrafen. Die Stellung solcher Amts
träger ist der Stellung staatlicher Organe verwandt, 
stimmt mit ihr jedoch nicht überein. Der Gesetz
geber konnte diesem Umstande keine Rechnung 
tragen. Das gesunde Volksempfinden verlangt Be
strafung gerade unter dem Gesichtspunkt der Amts
anmaßung. Verwendung des Begriffes der zwei 
Säulen, auf denen der Staat ruht. Ablehnung der un
mittelbaren Anwendung (vgl. Da hm : AkadZ. 1938, 
620).

AG. Eberbach v. 10. Febr. 1939, Cs 2/39: DJ. 
1939, 1087 =  DStR. 1939, 218.

(§ 133 StGB.)
Zu 2 [JW. 1939, 923 * * * * * * * * * 13]: Weitere Fundstelle der 

Entsch. KG. 2 Ss 79/38: DStR. 1939, 108.

§ 133 S tG B.
3. Urkunden, die von Dienststellen der Partei auf

bewahrt werden, befinden sich dort nicht „zur amt
lichen Aufbewahrung“ . Unmittelbare Anwendung 
scheidet aus, da die NSDAP, eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, aber keine Behörde ist, wenn 
sie auch in manchen Richtungen einer solchen 
gleichzuachten ist. Entsprechende Anwendung des 
§ 133 StGB, bleibt dahingestellt, da § 274 StGB, 
bei der erfolgten Vernichtung der Urkunden aus
reichenden Strafschutz gewähre.

RG. v. 28. Juli 1939, 1 D 395/39: DR. 1939, 18505 
=  RGSt. 73, 287 =  DJ. 1939, 1639 =  HRR. 1940 
Nr. 192.

(Stellungnahme: T e g t m e y e r :  DR. 1939, 1850, 
wendet sich gegen die Ablehnung der Analogie.)

§ 134a S tG B.
2. Wer „die Deutschen“  oder „das deutsche Volk“  

beschimpft oder böswillig und m it Überlegung ver
ächtlich macht, ist in entsprechender Anwendung 
des § 134 a StGB, zu bestrafen. Das Deutsche Reich 
w ird hierbei der Gemeinschaft aller Deutschen 
gleichgestellt.

SondGer. Stuttgart v. 22. Febr. 1940, SM 32/40: 
DStR. 1940, 96.

3. Die Beschimpfung der Volksdeutschen in den
eingegliederten Ostgebieten ist als Beschimpfung
des Reiches nach § 134 a StGB, strafbar. Die Reichs
idee umfaßt das deutsche Wesen in seiner Gesamt
struktur und in jedem Betracht. Die Bevölkerung
und ihre gruppenmäßig betrachteten Bestandteile
sind die menschliche Substanz des Reiches, ihre
Beschimpfung ist daher Beschimpfung des Reiches
selbst. Im Gegensatz zu dem Urteil des SondGer. 
Stuttgart unmittelbare Anwendung der Bestimmung.

SondGer. Danzig v. 8. Juli 1941, 4 SKMs 15/41:
DJ. 1941, 945.

§ 136 S tGB.
Es sollen nur solche Siegel vor unbefugten Ein

griffen geschützt werden, die von einem Beamten 
oder einer Behörde angelegt sind, um Sachen zu 
verschließen oder in Beschlag zu nehmen, es soll 
bewußt nicht jede unbefugte Beseitigung solcher 
Siegel, sondern nur das unbefugte vorsätzliche Er
brechen, Ablösen oder Beschädigen amtlicher Siegel 
und die unbefugte vorsätzliche Aufhebung des 
durch ein solches Siegel bewirkten amtlichen Ver
schlusses unter Strafe gestellt sein. Diese vom Ge
setzgeber für die Anwendung der Strafvorschrift 
gezogenen Grenzen gestattet § 2 StGB, nicht zu 
überschreiten. Fehlt die „Anlegung“  des Pfand
siegels (GV. legt Siegel lose in die Schublade des 
zu pfändenden Gegenstandes), so keine entspre
chende Anwendung des § 133 StGB.

RG. v. 14. Jan. 1941, 1 D 480/40: DR. 1941,847-° 
=  HRR. 1941 Nr. 788.

§139 S tGB.
Die Aufführung bestimmter Verbrechen im § 139 

StGB, bedeutet eine bewußte Begrenzung der Straf
barkeit. Keine Ausdehnung über § 2 StGB.

OLG. Königsberg: DStR. 1940, 126.

§ 156 S tGB.
_ 4. Im Steuerstrafverfahren ist die Abgabe einer 

eidesstattlichen Versicherung durch den Angeklag
ten nicht zulässig. Keine entsprechende Anwendung. 

RG. v. 10. Nov. 1938, 3 D 687/38: JW. 1939,2225. 
Stellungnahme: S t u t z e r :  DStR. 1939, 193.

5. Das Finanzamt ist nicht zuständig, eine eides
stattliche Versicherung entgegenzunehmen, die ein 
Steuerpflichtiger in Besteuerungsverfahren von sich 
aus und ohne die im § 174 RAbgO. vorgeschrie
bene Form abgibt. Keine entsprechende Anwendung.

RG. v. 26. Okt. 1939, 3 D 635/39: RGSt. 73, 349 
=  DR. 1940, 4912.

6. Nach ihrem Grundgedanken richten sich die 
Bestimmungen der §§ 153—163 StGB, nicht gegen 
Religionsverbrechen (Mißbrauch der Anrufung Got
tes), sondern sollen dem Schutze der Rechtspflege 
dadurch dienen, daß sie die Beweiskraft der Eides
leistungen oder eidesstattlichen Versicherungen ver
stärken oder sichern. Wo die Beweiskraft auf Grund 
der vorhandenen Verfahrensvorschriften fehlt, auch 
kein Schutz nach § 156 StGB. Innerhalb des ordent
lichen Streitverfahrens ist das Gericht im Sinne des 
§ 156 unzuständig, einer Partei eine eidesstattliche 
Versicherung abzunehmen, soweit diese zu nichts 
anderem dienen kann, als'die Tatsachenbehauptung 
der Partei zu bekräftigen. Keine entsprechende An
wendung.

RG. v. 4. April 1939, 1 D 98/39: RGSt. 73, 144 
=  DR. 1939, 9887 =  DJ. 1939, 1251.

7. Ein preußischer Notar war vor dem Inkraft
treten der RNotarO. im Sinne des § 156 StGB, zur 
Entgegennahme einer eidesstattlichen Versicherung 
über den Bestand des Nachlasses im Auseinander
setzungsverfahren zwischen einer Alleinerbin und 
den Pflichtteiisberechtigten nicht zuständig. Auch 
keine entsprechende Anwendung (vgl. Gründe zu 6).

RG. v. 4. April 1940, 2 D 35/40: RGSt. 74, 125 
=  DR. 1940, 12345 (mit ablehnender Anm. H e c k 
mann) .

8. Wer einen anderen zur Abgabe einer falschen 
eidesstattlichen Versicherung veranlaßt, kann bei
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Freispruch des Haupttäters auch nicht in entspre
chender Anwendung der §§ 156, 49 StGB, bestraft 
werden. Die entsprechende Anwendung scheitert 
schon daran, daß die §§ 159, 160 StGB, eine Ver
urteilung ermöglichen.

RG. v. 9. März 1939, 2 D 7/39: HRR.1939Nr. 649.

§ 157 S tGB.
Zu 1. Entsprechende Anwendung des § 157 Nr. 1 

StGB, auf den Anstifter ist in ständiger Rechtspre
chung des RG. weiter abgelehnt mit der Entschei
dung RG. v. 22. Juni 1939, 3 D 202/39: DR. 1939, 
15063 =  HRR. 1939 Nr. 1134.

3. In den Fällen einer Verurteilung nach § 153 
StGB, kann eine Ermäßigung der Strafe nach § 157 
Nr. 1 StGB, nicht stattfinden. Diese Bestimmung g ilt 
nur zugunsten von Zeugen und Sachverständigen. 
Mag bei dem Täter eine Zwangslage Vorgelegen 
haben (beim Offenbarungseid ein Kraftrad ver
schwiegen, bezüglich dessen Verfahren wegen § 288 
StGB, schwebte), so fehlte die fü,r die Bestimmung 
wesentliche Pflichtkollusion. Ob § 2 StGB, über
haupt zugunsten des Täters möglich, ist fraglich, 
hier steht der klare W ille  des Gesetzgebers entgegen.

RG. v. 26. Jan. 1940, 1 D  1019/39: RGSt. 74, 
44 =  DR. 1940, 6397 =  AkadZ. 1940, 133.

Stellungnahme: M e z g e r :  AkadZ. 1940, 133, im 
Ergebnis zustimmend, hält jedoch die Anwendung 
der Auslegungsgrundsätze des § 2 StGB, zugunsten 
des Angeklagten eventuell für möglich.

4. Keine entsprechende Anwendung des § 157 
Nr. 1 auf den Teilnehmer.

RG. v. 5. Dez. 1940, 2 D 444/40: RGSt. 75, 37 
=  DR. 1941, 3793.

Stellungnahme: M e z g e r :  DR. 1941, 380, hält, 
wenn der „Gehilfe“  selbst in den Prozeß mit seiner 
Erklärungspflicht nach § 138 ZPO. verstrickt ist 
und in dieser Verstrickung sich zu einer Unter
stützung des Zeugen bereitfinden läßt, eine „ana
loge“  Anwendung des § 157 Nr. 1 StGB, auf den 
Gehilfen für geboten.

§ 164 S tGB.
2. A n z e i g e  o h n e  V e r d ä c h t i g u n g  e i n e r  

b e s t i m m t e n  P e r s o n
f) Wer eine erdichtete Straftat anzeigt, ohne eine 

bestimmte Person zu verdächtigen, ist in entspre
chender Anwendung des § 164 StGB, zu bestrafen. 
Die Kriminalpolizei ist unnötigerweise in Tätigkeit 
gesetzt, es hätten eine ganze Anzahl von Personen, 
auf die die Beschreibung zutreffen konnte, in den 
Verdacht der Täterschaft kommen können. Grund
gedanke des § 164 StGB, tr if f t  daher zu.

AG. Mühlhausen v. 30. April 1940, 4 Ds 27/40: 
DJ. 1940, 737.

Das RG. hält an der Auffassung fest, daß die 
Anzeige einer erfundenen Straftat ohne Bezeichnung 
eines bestimmten Täters grundsätzlich weder die 
unmittelbare noch die entsprechende Anwendung 
des § 164 StGB, rechtfertigt. Auch eine Nachprü
fung dieser Rechtsprechung unter Beachtung der 
gegenwärtigen Kriegs Verhältnisse kann zu keiner 
anderen Beurteilung dieser Frage führen.

RG. v. 7. Nov. 1940, 5 D 492/40: DR. 1941, 1931.

4. Der Führer eines Arbeitsdienstlagers ist, falls 
bei ihm eine falsche Anzeige gegen einen Arbeits
mann erstattet wird, einem „militärischen Vorge
setzten“  gleichzustellen, seine Maßnahmen sind als.

„andere behördliche Maßnahmen“  anzusehen. Ent
sprechende Anwendung des § 164 StGB.

OLG. München v. 5. April 1939, Ms 18/39: DStR. 
1939, 220.

§ 165 S tGB.
2. Im Gegensatz zur früheren Rechtsprechung ist 

bei tateinheitlichem Zusammentreffen m it einer an
deren Tat auch dann auf Veröffentlichungsbefugnis 
zu erkennen, wenn die Strafe aus dem anderen Ge
setz entnommen wird. Nach dem gesunden Volks
empfinden wäre ein anderes Ergebnis nicht zu ver
stehen.

RG. v. 13. Dez. 1938, 1 D 800/38: JW. 1939,335^
-  RGSt. 73, 24.

3. Die Bekanntmachung nach §165 StGB, soll die 
Ehre des einzelnen um der Gemeinschaft willen 
schützen. Trotz seiner sonst zwingenden Natur ist 
fü r die Anwendung des § 165 StGB, jedenfalls 
gegenüber solchen Personen kein Raum, bei denen 
nach Lage des Falles die Zuerkennung eines Bedürf
nisses für eine Genugtuung durch Veröffentlichung 
jedem gesunden Volksempfinden widersprechen 
würde.

RG. v. 16. Febr. 1939, 2 D 819/38: HRR. 1939 
Nr. 916.

§ 169 S tGB.
Weigerung der unehelichen Mutter, den Erzeuger 

ihres außerehelich geborenen Kindes zu nennen, ist 
weder in unmittelbarer noch in entsprechender An
wendung des § 169 StGB, zu bestrafen (so Bep -  
Ie r :  DR. 1939, 1487, 1491).

§ 173 S tG B.
Zu 1. Die entsprechende Anwendung auf andere 

als Beischlafshandlungen ist nicht zulässig. Es darf 
auch nicht auf den mehr oder weniger beischlafs
ähnlichen Charakter der Handlung abgestellt werden.

RG. v. 27. Febr. 1939, 3 D 38/39: DR. 1939,623-
-  RGSt. 73, 113 =  AkadZ. 1939, 573 =  DStR. 1939, 
168 =  HRR. 1939 Nr. 981.

Stellungnahme: En g i s c h :  AkadZ. 1939, 568, 
wendet sich gegen die Möglichkeit, auf dem Wege 
über tätliche Beleidigung doch wieder in die In tim i
täten des Familienlebens einzudringen. G r a e h l :  
AkadZ. 1939, 348, tr it t  fü r die Anwendung des § 2 
bei Unzucht m it Abkömmlingen über 14 Jahren ein.

(§ 174 Abs.  1 S tG B .)
Zu JW. 1939, 896. Weitere Fundstellen der Ent

scheidung RG. 1 D  669/38: RGSt. 72, 392 =  
AkadZ. 1939,203 (mit Anm. S i e g e r t ,  der im Er
gebnis der Entscheidung beitritt).

§ 174 S tG B.
B e g r i f f  d e r  u n z ü c h t i g e n  H a n d l u n g

Der Richter hat die Frage aufzuwerfen und zu 
beantworten, wie die Allgemeinheit empfinden und 
urteilen würde, wenn ihr sowohl das äußere Ge
schehen, wie auch die sie begleitende Gesinnung, 
insbesondere der m it der Handlung verfolgte woll- 
lüstige Zweck des Täters bekannt wäre. Soll auf 
diese Weise das gesunde Volksempfinden in ge
schlechtlicher Beziehung geschützt werden, so kann 
der Schutz nicht davon abhängig gemacht werden, 
ob die Verletzung gröblich oder erheblich ist. Da
m it ist aber noch nicht gesagt, daß auch ganz un
bedeutende Berührungen unter den Begriff der un
züchtigen Handlung fallen.

RG. v. 12. Dez. 1938, 3 D 916/38: JW- 1939, 2753.
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A b s a t z  1 Z i f f e r  1
Zu 1. Das RO. hält an seiner bisherigen Recht

sprechung fest, wonach die entsprechende Anwen
dung auf die Vornahme unzüchtiger Handlungen 
leiblicher Eltern mit ihren Kindern abzulehnen ist. 
Es liegt keine ungewollte Lücke des Gesetzes, son
dern eine bewußte Beschränkung vor.

RG. v. 23. Jan. 1940, 1 D 1036/39: DR. 1940, 
1279-° =  AkadZ. 1940, 180 =  HRR. 1940 Nr. 830.

(Stellungnahmen: H e n n e r i c i :  DR. 1940, 1279, 
hat gegen Analogie keine Bedenken, mißt jedoch 
m it dem RG. der Erreichung des 21. Lebensjahres 
durch das verletzte Mädchen maßgebliche Bedeu
tung bei. B r u n s :  AkadZ. 1940, 180, tr itt der Ent
scheidung bei.)

RG. v. 6. Dez. 1940, 4 D 459/40: HRR. 1941 
Nr. 365. In dieser Entscheidung wird auf die Mög
lichkeit einer Bestrafung wegen tätlicher Beleidi
gung hingewiesen.

2. § 174 Nr. 1 StGB, g ilt dem Grundgedanken 
nach auch für Übergriffe von Personen, die eine 
vormundähnliche Stellung mißbrauchen (Angestell
ter der Abteilung Jugendhilfe der NSV.), welcher in 
dieser Eigenschaft die Geschäfte des zum Vormund 
bestellten Amts für Volkswohlfahrt erledigte und 
sich an dem Mündel verging.

SondGer. Freiberg v. 20. Dez. 1939, KLs 34/39: 
DStR. 1940, 58.

A b s a t z  1 N r. 2
Der von der Partei bestellte Führer eines Umsied

lungslagers für Volksdeutsche, der m it einer Lager
insassin unzüchtige Handlungen vornimmt, kann in 
entsprechender Anwendung des § 174 Nr. 2 StGB, 
strafbar sein. Er hat eine beamtenähnliche Stellung, 
das Obhutsverhältnis liegt vor.

RG. v. 15. Juli 1941, 4 D 336/41: HRR. 1941 
Nr. 944 -  DR. 1941, 2043 s =  DStR. 1941, 195.

§ 175 S tGB.
Anordnung der Entmannung auch nicht in mittel

barer Anwendung zulässig.
RG. v. 30. Juni 1941, 3 D 271/41. Siehe zu §42k 

StGB.
(§ 175a StGB.)

Zu 2. JW. 1938, 31044 5. Weitere Fundstellen der 
Entscheidung RG. 3 D 763/38: RGSt. 72, 352 =  
HRR. 1939 Nr. 192. Ablehnende Stellungnahme bei 
K o h l r a u s c h  (37. Aufl.) § 2 StGB. Anm. VII, 16.

§ 175a S tGB.
3. § 175 a Nr. 3 findet entsprechende Anwendung, 

wenn der Täter den Minderjährigen planmäßig in 
einen willenlosen Zustand gebracht hat, um ihn 
dann der vorgefaßten Absicht entsprechend zur Un
zucht zu mißbrauchen.

RG. v. 6. Mai 1940, 2 D 48/40: HRR. 1940 Nr. 1326.

4. Die Abhängigkeit des § 175 a Nr. 2 StGB, 
muß auf einem rechtlich begründeten Unterord
nungsverhältnis beruhen, ein rein tatsächliches 
Unterordnungsverhältnis genügt nicht. Keine ent
sprechende Anwendung, da § 175 StGB. Anwen
dung findet.

RG. v. 26. Juni 1941, 3 D 307/41: HRR. 1941 
Nr. 1023.

§ 175b S tGB.
Die Bestimmung w ill nicht bloßen Verstößen 

gegen die Sittlichkeit und die Schamlosigkeit ent
gegentreten, sondern vornehmlich die Entartungen 
des menschlichen Geschlechtstriebes bekämpfen, die 
als tierische Erniedrigungen eine Entwürdigung des

Menschengeschlechts bedeuten. Daher keine Aus
dehnung auf Fälle, in denen der Täter nur den 
Zweck verfolgt, die Geschlechtslust des Tieres zu 
befriedigen. Dies kann auch aus Gründen gesche
hen, die die Handlung nicht als strafwürdig er
scheinen lassen, daß der Strafrahmen des § 175 b 
StGB, angebracht ist. Abhilfe aus § 2 StGB., falls 
nach gesundem Volksempfinden der Fall wegen 
seiner besonderen Lagerung Strafe erfordert.

RG. v. 26. Jan. 1939, 5 D 922/38: RGSt. 73, 8S 
=  DR. 1939, 1623 =  DStR. 1939, 105.

Stellungnahme: K o h l r a u s c h  (a. a. O.) gegen die 
„ausnahmsweise“  Anwendung des § 2 StGB.

§ 176 S tGB.
Zum Begriffe der unzüchtigen Handlung vgl. 

RG. 3 D 916/38. Siehe zu § 173 StGB.

A b s a t z  1 N r. 2
3. Grundgedanke des Gesetzes, daß die Frau in 

geschlechtlichen Dingen in der Freiheit ihres W il
lens geschützt werden soll. Trotz Fehlens des 
„willenlosen Zustandes“  entsprechende Anwendung 
des § 176 Nr. 2 StGB, in Fällen, in denen die Frau 
in so verwerflicher Weise von dem Täter (Arzt) 
überrascht oder überrumpelt wird, daß das ge
sunde Volksempfinden und der Grundgedanke des 
Gesetzes Bestrafung gerade im Rahmen der Straf
vorschriften für Sittlichkeit fordert (plötzliche Über
rumpelung auf dem Untersuchungsstuhl).

RG. v. 18. Juli 1939, 1 D 542/39: DR. 1939, 1853s 
=  RGSt. 73, 271 =  DStR. 1939, 351 =  HRR. 1940 
Nr. 121.

Stellungnahme: K u n e r t ,  Die strafrechtliche Be
urteilung des Arztes als „Träger höherer Verant
wortung“ : DR. 1939, 2098.

4. Auch wer kein Arzt ist, sondern nur eine ärzt
liche Untersuchung vortäuscht, um dabei die 
ahnungslose Frau überraschend und gegen ihren 
W illen zu außerehelichem Beischlaf zu mißbrauchen, 
ist in entsprechender Anwendung des § 176 Nr. 2 
StGB, zu bestrafen. Kein grundlegender Unterschied 
von dem Falle zu 3.

RG. v. 11. Aug. 1941, 3 D 242/41: DStR. 1941,195.

5. Geschlechtsverkehr m it Frauen, deren Geistes
schwäche nicht einer Geisteskrankheit im Sinne des 
§ 176 Nr. 2 StGB, gleichzusetzen ist, kann nicht im 
Wege der Analogie bestraft werden, weil der Ge
setzgeber den strafrechtlichen Schutz der weiblichen 
Geschlechtsehre auf die ausdrücklich geregelten 
Fälle hat beschränken wollen.

RG. v. 28. März 1939, 4 D 48/39: HRR. 1939 
Nr. 722.

§ 177 S tGB.
Zu 2. Das RG. hält an der Auffassung fest, daß 

der Gesetzgeber bewußt eine Drohung mit gegen
wärtiger Gefahr für Leib und Leben erfordert, und 
läßt eine entsprechende Anwendung des § 177 StGB, 
nicht zu, wenn der Täter auf den W illen der Frauens
person nur durch Irrtumserregung einwirkt. Der 
Täter hatte angegeben, es schwebe ein Verfahren 
gegen das Mädchen und ihren Verlobten wegen un
züchtigen Verhaltens, er könne die Sache nieder- 
schlagen, wenn sie sich ihm preisgebe. Die Heran
ziehung des § 179 StGB, auf diesen Fall scheidet 
ebenfalls aus, da vom Gesetzgeber eine bewußte 
Beschränkung auf bestimmte Irrtumsfälle erfolgt ist. 
(Gegebenenfalls Anwendung von § 240 StGB.)

RG. v. 16. Nov. 1939, 5 D 669/39: DR. 1940,282“ 
=  RGSt. 73, 358 =  DJ. 1940, 31 =  HRR. 1940 
Nr. 387.
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Stellungnahmen: K le e  (DR. 1940, 282), K o h l 
r a u s c h  (§ 2 Anm. V II, 16) zustimmend. H e n n e -  
r i c i  (DR. 1940, 484) bejaht Zulässigkeit der Analo
gie aus § 277 StGB.

§ 179 S tGB.
2. RG. 5 D 669/39. Siehe zu § 177 StGB.

§ 180 S tG B.
Der Verkuppelte kann sich der Beihilfe zur Kuppe

lei, die seine eigene Unzucht fördert, schuldig 
machen, jedoch nur durch Handlungen, die über 
das bloße Unzuchttreiben hinausgehen. Auch keine 
entsprechende Anwendung der Kuppeleibestimmun
gen, keine unbeabsichtigte Gesetzeslücke.

RG. v. 16. Juni 1939, 1 D 279/39: HRR. 1939 
Nr. 1379.

§ 183 S tG B.
Zu 1. Die bisherige Rechtsprechung des RG. wird 

aufgegeben. Eine unzüchtige Handlung ist im Sinne 
des § 183 StGB, öffentlich begangen, wenn sie in 
einer A rt und .Weise vorgenommen wird, daß sie 
nach den örtlichen Verhältnissen von unbestimmt 
welchen und unbestimmt vielen Personen wahrge
nommen w ird oder wahrgenommen werden kann, 
ohne daß diese Vielheit von Personen zur Stelle sein 
müßte. Der Umweg über § 2 StGB, nicht not
wendig, würde auch nur eine Lösung von Fall zu 
Fall bieten.

RG. v. 31. Jan. 1939, 1 D 947/38: JW. 1939, 542* 
=  RGSt. 73, 90 =  DJ. 1939, 353 =  AkadZ. 1939, 
167 =  HRR. 1939 Nr. 724.

Der Auffassung sind der 2. und 3. Senat bei
getreten.

RG. v. 15. Mai 1939, 2 D 107/39: HRR. 1939 
Nr. 1486.

RG. v. 23. Febr. 1939, 3 D 889/38: HRR. 1939 
Nr. 591.

Stellungnahme: M e z g e r :  AkadZ. 1939, '162, 
wendet sich gegen die allgemeinen Bemerkungen 
der Entscheidung v. 31. Jan. 1939 zu § 2 StGB., 
im Ergebnis tr itt er der Entscheidung bei. K o h l 
r a u s c h  (a. a. O.) hält die unmittelbare Anwendung 
des § 183 StGB, für zutreffend.

Trotz der in der neuesten Rechtsprechung ent
wickelten Grundsätze ist die Öffentlichkeit zu ver
neinen, wenn die unzüchtigen Handlungen nur von 
einzelnen Räumen aus beobachtet werden können, 
zu denen lediglich durch persönliche Bande zusam
mengehaltene Personen Zu tritt haben. § 2 StGB, 
ist nicht anwendbar.

RG. v. 30. Juni 1939, 1 D 345/39: HRR. 1939 
Nr. 1380.

Zu 2. Auf die nicht öffentliche Begehung unzüch
tiger Handlungen ist § 183 StGB, auch im Wege 
der Rechtschöpfung nicht anwendbar. Täter beob
achtete von einem Versteck aus in einer öffentlichen 
Bedürfnisanstalt Frauen und wollte onanieren, als 
er vom Wärter bemerkt wurde. Eine Auseinander
setzung mit der Entscheidung v. 21. März 1938, 
5 D 106/38, ist nicht erfolgt.

RG. v. 16. Nov. 1939, 2 D 617/39: DR. 1940,1932 
=  RGSt. 73, 385 =  HRR. 1940 Nr. 578.

In Übereinstimmung m it der Entscheidung des 
RG. 5 D 106/38 wurde in entsprechender Anwen
dung des § 183 StGB, ein Badegast bestraft, der 
durch Löcher in der Wand seiner Badezelle die sich 
an- und ausziehenden Frauen in den Nachbarzellen 
beobachtete. Allerdings hebt das Urteil hervor, daß 
immer eine größere Anzahl von Personen in der

Badeanstalt anwesend war, die das Verhalten hätten 
beobachten können.

SchöffG. Itzehoe v. 21. Juli 1938, 2 Ms 56/38: 
DStR. 1939, 71.

4. Ein Ärgernisnehmen irgendeiner Person gehört 
immer noch zum Tatbestand des § 183 StGB. Wenn 
niemand da ist, der Ärgernis nimmt, kann auch 
keine Bestrafung im Wege der Rechtschöpfung aus 
§ 2 StGB, erfolgen.

RG. v. 7. Jan. 1941, 1 D 324/40: DR. 1941, 708».
RG. v. 4. April 1941, 4D  20/41: HRR. 1941 Nr. 734.

§ 185 S tG B.
6. Ohne den Strafantrag nach dem § 194 StGB, 

darf keine Beleidigung verfolgt iwerden. Diese vom 
Gesetzgeber bestimmte Prozeßvoraussetzung kann 
nicht über § 2 StGB, 'beseitigt werden.

RG. v. 16. Sept. 1941, I D 282/41: DR. 1942,170*.

§ 196 S tGB.
2. Auf die Dienststellen der NSDAP, und die In

haber dieser Dienststellen als den Behörden und 
Beamten gleichgestellte Träger des neuen Staats
gedankens ist § 196 StGB, entsprechend anzu
wenden.

RG. v. 17. Okt. 1940, 2 D 467/40: DR. 1941, 193-’ 
=  RGSt. 74, 312 =  DJ. 1941, 166 =  AkadZ. 1941, 
147.

Stellungnahme: D a h m :  AkadZ. 1941, 447, der 
unmittelbare Anwendung für geboten erachtet.

§ 200 S tGB.
3. Bei Beleidigung, g ilt der alte Begriff der Öffent

lichkeit.
RG. v. 19. Dez. 1938, 2 D 780/38: JW. 1939,401 K
4. Für die Veröffentlichungsbefugnis gelten die zu 

§ 165 StGB, in RG. 2 D  819/38 enftvickelten Grund
sätze. Siehe zu § 165 StGB. Nr. 3.

§ 219 S tG B.
Entsprechende Anwendung des § 219 StGB., 

wenn der Täter zahlreichen Personen, wenn auch 
jeweils nur einer einzigen, Abtreibungsgegenstände 
anpreist. Grundgedanke der Bestimmung ist schlecht
hin die Unterbindung von Abtreibungen. Es wäre 
nicht zu verstehen, wenn das Vorgehen hier straflos 
bleiben sollte.

SchöffG. Eisenach v. 15. Dez. 1938, Ms 56/90/38: 
DStR. 1939, 71.

(Die Zulässigkeit der Analogie ist zweifelhaft, 
weil der Gesetzgeber bewußt auf die öffentliche An
preisung und Ankündigung abgestellt hat.)

§ 221 S tG B.
Befinden sich erkrankte Frauen unter der betätig

ten Fürsorge ihrer Angehörigen, so fehlt es an einer 
dein Begriff der „hilflosen Lage“  auch nur ähn
lichen Not.

RG. 2 D 445/40. Siehe zu § 330 c StGB.

§ 223a S tG B.
2. Nach ständiger Rechtsprechung ist unter einem 

gefährlichen Werkzeug kein M itte l zu verstehen, das 
auf chemischem Wege w irkt. Kein Bedürfnis für 
entsprechende Anwendung des § 223 a StGB, auf 
Beibringung von Giften oder gesundheitsschädlichen 
Stoffen, da die Bestimmungen der §§ 229 bzw. 223 
StGB, den Strafschutz gewährleisten.

RG. v. 26. Aug. 1940, 4 D 409/40: DR. 1940, 1937 L
Stellungnahme: B r u n s :  DR. 1940, 1938, der die 

Begründung zur Ablehnung der entsprechenden An
wendung des § 223 a StGB, nicht fü r überzeugend 
hält.
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§ 235 S tGB.
Entsprechende Anwendung des § 235 StGB., 

wenn der Täter Minderjährige m it List dem Für
sorgewerk Obersdilesien entzieht, das die elterliche 
Erziehungsgewalt und die elterliche .Obhut ausübte.

RG. v. 17. Dez. 1940, 4 D 656/40: DR. 1941, 5841» 
-  RGSt. 75, 65 =  DJ. 1941, 257.

§ 243 S tGB.
Abs  at z  1 Z i f f e r  2

4. Der Strafschärfung des § 243 StGB, liegt der 
Gedanke zugrunde, daß der besonders betonte und 
betätigte Besitzwille stärker geschützt werden soll, 
indem schwerer bestraft wird, wer ihn überwindet. 
Es macht keinen wesentlichen Unterschied, ob der 
Täter das verschlossene Behältnis innerhalb des Ge
bäudes erbricht oder es m it dem Vorsatz an sich 
nimmt, es außerhalb in unmittelbarem Anschluß an 
die .Wegnahmehandlung zu erbrechen und sich den 
Inhalt anzueignen. Daß § 242 StGB, anwendbar ist, 
steht der entsprechenden Anwendung nicht ent
gegen. Der Grundgedanke tr if f t  nur dort zu, wo das 
Behältnis den in ihm geborgenen Gegenständen 
einen ähnlichen Schutz verleiht, wie er bei Sachen 
besteht, an die der Dieb nur durch Einsteigen oder 
Einbruch gelangen kann. In diesen Fällen ist § 243 
Z iff. 2 StGB, entsprechend anzuwenden.

RG. v. 9. Dez. 1940, 2 D 537/40: DR. 1941, 708« 
=  RGSt. 75, 43 =  DJ. 1941, 349.

Stellungnahmen: Zustimmend unter Hinweis auf 
die Notwendigkeit einer genauen und scharfen Um
grenzung M e z g e r :  DR. 1941, 709. Ablehnend, da 
die Auslegung des RG. keine Klarheit schaffe, K u 
b i s c h :  DJ. 1941, 635.

5. Entsprechende Anwendung des § 243 StGB, 
bei Erbrechen außerhalb des Gebäudes wird vom 
KG. unter Hinweis auf den Grundgedanken des 
§ 243 StGB, bejaht. Bei der Erforschung des Grund
gedankens sind auch die Z iff. 3/4 heranzuziehen. 
Täter muß unter Überwindung eines dem Zugriff 
auf das Objekt entgegenstehenden mechanischen 
Hindernisses gehandelt und damit besondere ver
brecherische Energie entwickelt haben.

KG. v. 7. Juni 1939, 2 Ss 31/39: DStR. 1939, 290.

6. Bei Erbrechen der im Gebäude entwendeten 
Geldkassette außerhalb des Gebäudes in  unmittel
barem Anschluß an die Wegnahme nach Erlangung 
geeigneter Werkzeuge analoge Anwendung des 
§ 243 Z iff. 2.

LG. Leipzig v. 19. April 1939, 3 KLs 10/39: DR. 
1939, 9211 =  DJ. 1939, 1120 =  DStR. 1939, 216.

7. Die Analogie w ird bejaht vom LG. Plauen i. V.
LG. Plauen i. V. v. 3. Jan. 1939, 3 Js 577/38:

DStR. 1939, 73.

8 a. Das RG. hält an der Rechtsprechung fest, wo
nach als ein „umschlossener Raum“  nur ein be
grenzter Teil der Erdoberfläche angesehen werden 
kann.

RG. v. 1. Aug. 1941, 4 D  403/41: HRR. 1941 
Nr. 947.

8 b. Ein „umschlossener Raum“  kann sich auch 
im Innern eines größeren jedermann zugänglichen 
Gebäudekomplexes befinden. Der ständigen Recht
sprechung des RG. ist insoweit nicht zu folgen. 
Diebstahl in  der Expreßgutannahme des Hauptbahn
hofs. Das Empfinden des Volkes wertet diese Tat 
als Einsteigediebstahl.

SondGer. Leipzig v. 12. Aug. 1941, 1 GS 210/41: 
HRR. 1941 Nr. 1027.

A b s a t z  1 Z i f f e r  4
2a. Wer auf einem Eisenbahnhof Expreßgut öder 

Postpakete stiehlt und die Befestigungs- oder Ver
wahrungszettel dieser Pakete nicht an Ort und 
Stelle, sondern außerhalb des Eisenbahnhofs im An
schluß an die Tat ablöst oder abschneidet, ist in 
entsprechender Anwendung des § 243 Z iff. 4 zu 
bestrafen.

SondGer. Mannheim v. 5. Sept. 1941, So KLs. 
66/41: DStR. 1941, 197.

Stellungnahme: S c h n e i d e r :  DStR., zustimmend, 
da folgerichtige Weiterentwicklung.

2 b. Die gleiche Auffassung vertritt das RG. in 
einem Falle, in dem ein Frachtstück auf dem Bahn
hof entwendet und unmittelbar darauf außerhalb des 
Bahnhofs ein Teil des Inhalts entnommen wurde. 
Auf die unter Umständen mögliche direkte Anwen
dung des § 243 Z iff. 4 StGB, w ird hingewiesen.

RG. v. 7. Juli 1941, 5 D  615/40: HRR. 1942 Nr. 42.

§ 244 S tGB.
1. Frühere österreichische Verurteilungen sind den 

inländischen (altdeutschen) grundsätzlich gleichzu
stellen.

RG. v. 6. Dez. 1938, 1 D 958/38: RGSt. 73, 38 =  
JW. 1939, 4017 =  AkadZ. 1939, 96.

Stellungnahme: Zustimmend M e z g e r :  AkadZ. 
Anm.

2. Frühere Verurteilungen durch tschechische Ge
richte im jetzigen Protektorat schaffen Rückfallvor
aussetzungen.

RG. v. 3. Nov. 1939, 4 D 743/39: AkadZ. 1940,31.
Stellungnahme: Zustimmend B r u n s :  AkadZ. Anm.

§ 245 S tGB.
1. Keine entsprechende Anwendung des § 245 

StGB., wenn Rückfallsverjährung eingetreten ist und 
die Tat auch ohne Annahme des Rückfalls m it aus
reichender Strafe geahndet werden kann.

RG. v. 16. April 1940, 4 D 201/40: HRR. 1940 
Nr. 955.

2. In die Rückfallverjährung ist die Zeit nicht ein
zurechnen, in der der Täter eine Freiheitsstrafe ver
büßt hat.

SondGer. Celle v. 17. Juli 1940, 6 SLs 18/40: DJ. 
1940, 1336 =  HRR. 1941 Nr. 166.

(Anm. d. Verf.: Die Entscheidung steht mit dem 
geltenden Recht nicht in  Einklang und ist auch aus 
§ 2 StGB, nicht zu begründen, da der Gesetzgeber 
hier im Gegensatz zu § 20 a Abs. 3 StGB, bewußt 
von der Anordnung der Nichteinrechnung abge
sehen hat.)

(§ 249 S tG B .)
Zu JW. 1938, 3102s. Weitere Fundstellen der Ent

scheidung RG. 4 D 696/38: RGSt. 72, 349 =  HRR. 
1939 Nr. 197.

§ 250 StGB.
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken (ohne 

Anwendung des § 2 StGB.) ein Einschleichen auch 
dann anzunehmen, wenn sich der Täter durch List 
oder Täuschung von Hausbewohnern offenen Ein
tr itt in ein Gebäude verschafft hat.

RG. v. 27. Okt. 1938, 2 D 532/38: RGSt. 73, 9 
DJ. 1939, 571 =  JW. 1939, 2764 (m it insoweit zu
stimmender Anm. M i t t e l b a c h ) .

§ 259 S tG B.
1 b. Der Begriff des Ansichbringens erfordert 

einen vom Vortäter abgeleiteten Besitz. Diese Vor
aussetzung fehlt, wenn der Täter ohne Einverständ
nis des Täters Geld aus dem Betrugserlös an sich
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genommen hat. Ist eine Bestrafung wegen Dieb
stahls oder Unterschlagung nicht möglich, so kann 
der Täter in entsprechender Anwendung des § 259 
StGB, bestraft werden.

RG. v. 23. März 1939, 5 D  710/38: DR. 1940, 1051 
=  RGSt. 73, 151 =  D J .-1939, 1561 =  HRR. 1939 
Nr. 1382.

1 c. Keine entsprechende Anwendung des § 259 
StGB, bei vorangegangener Straftat nach § 1 KW- 
VO. Im vorliegenden Falle war das Tun ohnehin 
nach § 1 KWVO. strafbar.

RG. v. 28. Nov. 1940, 2 D 251/40: DR. 1941,489! 
(mit zustimmender Anm. M i t t e l b a c h )  =  DJ. 1941, 
163. Siehe auch zu § 1 KWVO.

2. E r s a t z h e h l e r e i .
Zu f  [JW. 1939, 2241!]: Weitere Fundstelle der 

Entscheidung RG. 1 D 950/38: DStR. 1939, 45. 
ln  der Frage der Ersatzhehlerei liegt jetzt eine fest
stehende Praxis des RG. vor (vgl. dazu S c h w a r z ,  
„Z u r Strafbarkeit der Ersatzhehlerei“ : AkadZ. 1939, 
83).

Der nach vernünftiger Auffassung anhaftende Ma
kel des Ersatzgutes bleibt entscheidendes Kriterium.

RG. v. 18. Nov. 1939, 4 D 845/38: HRR. 1939 
Nr. 353.

Das Vorliegen des „Makels“  ist nicht davon ab
hängig, ob dem Bestohlenen gegen den betreffenden 
Erwerber noch zivilrechtliche Ansprüche zustehen, 
sondern liegt auch dann vor, wenn die Ersatzsache 
nur mit einem sittlichen Makel behaftet ist. Hinweis 
auf die Rechtsprechung zum Betrüge (RGSt. 73, 61 
=  JW. 1939, 4791).

RG. v. 30. Okt. 1941, 6 D 445/41: DR. 1942,131« 
m it Anm. M e z g e r ,  der dem Ergebnis zustimmt, 
den Begriff des sittlichen Makels fü r reichlich unbe
stimmt hält und eine „nach der Verkehrsauffassung 
m ißbilligte Vermögenslage“  fordert (vgl. dazu 
ZStW. 59, 549 ff.).

3. Mitgenuß strafbar erlangter Sachen.
c) Hinweis auf die Strafbarkeit in entsprechender 

Anwendung des § 259 StGB, in RG. v. 25. Nov. 
1938, 4 D 776/38: HRR. 1939 Nr. 354.

d) Wenn Ehefrauen von ihren Ehemännern gestoh
lene Lebensmittel mitverzehren, kommt eine ent
sprechende Anwendung des § 259 StGB, nur in 
Frage, wenn der Mitverzehr das Maß des notwendi
gen Lebensunterhalts überschreitet. Sonst verlangt 
das gesunde Volksempfinden die Bestrafung nicht.

RG. v. 5. Dez. 1941, 4 D 480/41: DR. 1942, 334 k

§ 260 S tG B.
Die Verurteilung zu Gefängnisstrafe ist nicht zu

lässig.
RG. v. 15. Dez. 1939, 1 D 921/39. Siehe zu § 73 

StGB. a. E.
§ 263 S tG B.

1. „Betrug“  ohne Vermögensschaden.
b) Strafwert handelt, wer sich in unredlicher 

Weise einen Vorteil verschafft, wobei er durch 
Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum er
regt und unterhält. Daher ist die Vorlegung eines 
falschen Abstammungsnachweises bei der Reichs
schrifttumskammer unter Verschweigung der jüd i
schen Abkunft trotz Fehlens des Vermögensscha
dens in entsprechender Anwendung des § 263 StGB, 
zu bestrafen.

LG. Eisenach v. 8. Dez. 1938, KLs 26/38: JW. 
1939, 338 k

Diese Auffassung wird abgelehnt unter Hinweis 
auf den Charakter des Betruges als eines Vermö
gensdelikts bei S p e r i e i n :  DJ. 1939, 219.

2. K e i n  Betrug ohne Vermögensschaden.
b) Wegen fehlender Vermögensbeschädigung 

kann nicht wegen Betruges (auch nicht unter An
wendung des § 2 StGB.) bestraft werden, wer sich 
durch Täuschungshandlung die behördliche Zulas
sung oder Genehmigung zur Ausübung eines Be
rufes erschleicht.

RG. v. 30. Jan. 1941, 3 D 743/40: HRR. 1941 
Nr. 568.

c) Liegt nur ein ideeller Schaden vor, kann keine 
entsprechende Anwendung des § 263 StGB, statt
finden. Grundgedanke des Gesetzes darf nicht ver
ändert werden.

RG. v. 13. Juli 1939, 3 D 472/39: RGSt. 73, 268 
-  DR. 1939, 185915 =  DJ. 1939, 1589.

6. Auch eine Geschäftsunfähige kann Opfer einer 
Täuschung sein, falls sie noch in der Lage ist, durch 
tatsächliche Verfügungen ihr Vermögen im w irt
schaftlichen. Sinne zu mindern. Unmittelbare An
wendung des § 263 StGB.

RG. v. 29. Sept. 1938, 2 D 472/38: AkadZ. 1939, 
132 m it kritischer Anm. H e n k e l .

§ 265 S tGB.
Nach bisheriger Rechtsprechung ist § 265 StGB, 

nicht anwendbar, wenn der Versicherungsnehmer 
an der Brandstiftung nicht beteiligt war. Steht je
doch der Brandstifter in einem tatsächlichen Verhält
nis zu den versicherten Anlagen, das ihn als den 
Herrn derselben erscheinen läßt, der auch an der 
Erlangung der Versicherungssumme wirtschaftlich 
in erster Linie interessiert ist, so kann § 265 StGB, 
entsprechende Anwendung finden.

RG. v. 6. Jan. 1941, 3 D  782/40: DR. 1941, 1147» 
=  RGSt. 75, 60 =  DJ. 1941, 506.

Stellungnahme: B o l d t :  DR. 1941, 1147, hält 
Analogie fü r unzulässig.

§ 268 S tGB.
2. Die Mitgliedsbücher der DAF. sind keine 

öffentlichen Urkunden. (Eine entsprechende Anwen
dung des § 268 StGB, w ird nicht erörtert.)

RG. v. 27. Okt. 1938, 5 D 411/38: JW. 1938,3291 * 
=  RGSt. 72, 371.

§ 269 S tGB.
1. Die Bestimmung w ill dem Mißbrauch des Ver

trauens dort entgegentreten, wo jemand solches 
Vertrauen dem entgegenbringen muß, dem er ein 
Papier m it seiner Unterschrift aushändigt. Keine 
entsprechende Anwendung, wenn jemand den Text 
eines ihm vorgelegten Schriftstücks unterschreibt 
und sich lediglich auf die Angaben eines anderen 
über seinen Inhalt verläßt.

RG. v. 3. Juli 1939, 2 D 35/39: DR. 1939, 186016 
=  RGSt. 73, 243. Siehe auch zu § 271 StGB.

2. G ibt der Reichsnährstand Verschlußplomben 
für Hochzuchtsaatgut an Züchter und Versender ab, 
die ihrerseits diese Plomben anbringen, so liegt in 
der Anbringung solcher Plomben an nicht anerkann
tem Getreide keine Blankettfälschung. Der Reichs
nährstand hat keine Erklärung abgegeben. Grund
gedanke des § 269 StGB, t r if f t  nicht zu.

RG. v. 17. Juni 1941, 1 D 398/40: RGSt. 75, 306.

§ 270 S tGB.
Wer von Abschriften einer gefälschten Urkunde 

Gebrauch macht, kann nicht nach § 270 StGB. (evtl, 
wegen versuchten Betruges) bestraft werden.

RG. v. 27. Febr. 1940, 4 D  77/40: HRR. 1940 
Nr. 712. Siehe auch in § 348 StGB.
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§ 271 S tGB.
Zu 1. Eine entsprechende Anwendung des § 271 

StGB, auf Privaturkunden, die sich weder ihrem 
äußeren Anscheine noch dem Willen und der Mei
nung der Beteiligten nach als öffentliche Urkunden 
darstellen sollen (Schlußscheine über Schweinever
käufe) ist unzulässig und würde dem Grundgedan
ken der Bestimmung widersprechen.

RG. v. 3. Juli 1939, 2 D 35/39: DR. 1939, 186016 
-  RGSt. 73, 243 =  HRR. 1940 Nr. 258.

Zu 4. Unter Hinweis auf RGSt. 72, 201 w ird je
doch § 271 StGB, entsprechend angewendet, wenn 
der Täter bewirkt, daß ein sachlich unzuständiger 
Beamter (Kreisamtsdirektor) eine falsche Beurkun
dung (Beglaubigung der Abschrift einer verfälschten 
Geburtsurkunde) in der Form einer öffentlichen 
Urkunde vornimmt.

RG. v. 31. Aug. 1940, 3 D 390/40: DR. 1940,1828’ 
=  DJ. 1940, 1115.

Entsprechende Anwendung des § 271 StGB, bei 
Beglaubigung angeblicher Abschriften von wirklich 
nicht vorhandenen Zeugnissen durch eine als 
Bürgermeister unberechtigt tätige Person.

RG. v. 12. Juli 1940, 4 D  365/40: HRR. 1940 
Nr. 1364.

Ebenso bei Herbeiführen von Beglaubigungsver
merken unrichtiger Abschriften (Kriegsstammrollen
auszug u. ähnl.) durch städtische tBeamte.

RG. v. 15. Dez. 1938, 5 D 812/38: JW. 1939, 403'» 
=  HRR. 1939 Nr. 400 =  DStR. 1939, 107 =  AkadZ. 
1939, 352 m it zustimmender Anm. F r  ege.

6. Wer durch Täuschung bewirkt, daß ein Fleisch
beschauer bei seiner Untersuchung die Beschaffung 
des Fleisches nicht richtig erkennt und daher gut
gläubig nicht taugliches Fleisch als tauglich bezeich
net, ist aus § 271 StGB, (direkte Anwendung) zu 
bestrafen. Verkehr sieht den Stempel als beweisend 
für die Tauglichkeit des Fleisches an.

RG. v. 2. Jan. 1940, 1 D  950/39: DR. 1940, 4999 
=  RGSt. 74, 26 =  DJ. 1940, 433.

§ 304 S tG B.
Die Bestimmung schützt nur Gegenstände, die der 

Allgemeinheit unmittelbaren Nutzen bringen sollen. 
Kühe sind bestimmt, die Bevölkerung mit Butter zu 
versorgen, insoweit dienen sie unmittelbar dem 
öffentlichen Nutzen. Zumindest aber entsprechende 
Anwendung geboten bei vorsätzlicher Herbeiführung 
des Eingehens von Kühen. Grundsatz des § 304 
StGB, tr if f t  zu.

OLG. Dresden v. 16. März 1939, 6 Ss 40/39: 
DJ. 1939, 1004.

§ 305 S tG B.
Eine Baugrube für eine Zisternenanlage eines 

Fliegerhorsts wurde ihrer Zweckbestimmung nach 
und aus wehrpolitischen Gesichtspunkten als Bau
werk im Sinne des § 305 StGB, angesehen und 
diese Bestimmung zumindest entsprechend für an
wendbar erklärt.

OLG. Naumburg v. 18. Febr. 1939, Ss 145/38: 
HRR. 1939 Nr. 1073 =  DStR. 1939, 186.

§ 321 S tG B.
1. Außergewöhnliche und besonders gefährliche 

Hindernisse, welche die Gebrauchsfähigkeit eines 
Weges für den Verkehr oder besondere Arten des 
Verkehrs vorübergehend vollständig aufheben, sind 
als Beschädigungen des Weges anzusehen. Unmittel

bare Anwendung des § 321 StGB, auf Autofallen 
ohne räuberische Absicht.

RG. v. 18. Dez. 1939, 2 D 646/39: DR. 1940,3641 
=  RGSt. 74, 13 =  DJ. 1940, 187 =  HRR. 1940 
Nr. 586.

Ebenso: LG. Zwickau (Sa.) v. 3. Okt. 1939, 1 Ns 
22/39: DJ. 1939, 1805; LG. Cottbus v. 14. Febr. 
1940, 5 Js 165/39: HRR. 1940 Nr. 762; LG. Köln 
v. 6. Dez. 1938, 15 KMs 4/38: DJ. 1939, 268 unter 
Hinweis, daß evtl, entsprechende Anwendung in 
Frage käme.

2. Autofallen ohne räuberische Absicht sind in 
entsprechender Anwendung des § 321 StGB, zu 
bestrafen

AG. Gießen v. 15. Nov. 1938, Ds 38/38: DJ. 1939, 
267.

Jugendgericht Oschatz v. 15. Febr. 1939, 1 Es 
1/29: DJ. 1939, 663.

§ 330c S tGB.
2. § 330 c StGB, w ill nach seinem Grundgedanken 

in Fällen allgemeiner oder Einzelnot der im Gesetz 
besonders gekennzeichneten A rt die Erfüllung zur 
Hilfeleistung seitens der Personen sichern, die nach 
dem gesunden Volksempfinden im H inblick auf den 
Einzelfall dafür in Frage kommen. Eine entspre
chende Anwendung kommt nur dort in Frage, wo 
der Anlaß fü r das Erfordern der Hilfeleistung in 
seinem Wesen den Fällen entspricht, fü r die der 
Gesetzgeber die ganz allgemein also jedermann be
treffende Pflicht zur Nothilfe angeordnet hat. Keine 
Sonderpflicht für Ärzte der Art, daß ein Unterlassen 
von Besuchen bei schwer Erkrankten durch einen 
angerufenen Arzt ohne weiteres unter diese Straf
bestimmung fällt.

RG. v. 19. Dez. 1940, 2 D 445/40: DR. 1941, 925* 
=  RGSt. 75, 68 =  AkadZ. 1941, 227 =  HRR. 1941 
Nr. 701.

Stellungnahmen: B e w e r  (AkadZ. Anm.) zustim
mend; K a l i f e l z  (DR. Anm.) w ill die Pflicht des 
Arztes allgemein weiter fassen.

3. Bei einem Arzt liegt eine strafbare Handlung 
im Sinne des § 330 c StGB, nicht schon dann vor, 
wenn er entgegen der ärztlichen Standespflicht seine 
H ilfe  verweigert.

RG. v. 24. Juni 1941, 4 D 264/41: HRR. 1941 
Nr. 915 =  AkadZ. 1941, 382 m it zustimmender Anm. 
Bewer .

§ 333 S tGB.
Entsprechende Anwendung der Bestimmung auf 

den Fall 'der nachträglichen Zahlung eines Lohnes 
ist nicht möglich. Erkennbarer W ille des Gesetz
gebers steht entgegen.

RG. v. 21. Nov. 1939, 1 D 716/39: HRR. 1940 
Nr. 528 =  DStR. 1940, 56.

§ 348 Abs.  1 S tGB.
Entsprechende Anwendung abgelehnt, wenn der 

Täter von gefälschter Urkunde Abschriften herstel- 
len ließ, sie beglaubigte und eine Abschrift der 
Behörde übersandte, da §§ 263, 43 StGB. Anwen
dung finden.

RG. v. 27. Febr. 1940, 4 D 77/40: HRR. 1940 
Nr. 712. Siehe auch in  § 270 StGB.

§ 349 S tG B.
Als vollends abwegig w ird die Meinung bezeich

net, daß die Ausnahmevorschrift des § 2 StGB, zu
gunsten des Angeklagten anzuwenden und von einer 
nach dem Gesetz gebotenen Bestrafung deshalb ab-
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Zusehen sei, weil die angedrohte Strafe dem ge
sunden Volksempfinden zu hart erscheine. Ein sol
ches Verfahren widerspricht nicht nur dem W ort
laut und Sinn des § 2 StGB., sondern auch dem 
Geiste des geltenden Verfahrensrechts, nach dem 
der Richter nach dem Gesetz urteilen muß und nicht 
das Recht der Gnade ausüben darf.

RG. v. 6. Dez. 1940, 1 D 38/40: RGSt. 75, 42.

§ 350 S tGB.
Die Bestimmung ist regelmäßig nicht auf Be

amte ausländischer Staaten anzuwenden. Dies g ilt 
jedoch nicht uneingeschränkt fü r Beamte solcher 
Staaten, in deren Nachfolge das Reich getreten ist. 
Amtsunterschlagung eines t  schecho-slowakischen 
Beamten zum Nachteil der Tschecho-SIowakischen 
Republik ist unter entsprechender Anwendung der 
§§ 350, 351 StGB, zu bestrafen.

LG. Brüx v. 19. Jan. 1940, 3 KLs 83/39: DStR. 
1940, 95.

§ 352 S tGB.
Die Vorschriften über Gebührenüberhebung sind 

auf den Prozeßagenten weder unmittelbar noch ent
sprechend anwendbar. Er leistet nach wie vor seine 
H ilfe  nicht vermöge einer amtlichen Eigenschaft, 
sondern kraft der ihm erteilten Erlaubnis zur pri
vaten Betätigung auf dem Gebiete der Rechts
besorgung.

RG. v. 23. März 1939, 2 D 902/38: RGSt. 73, 126 
=  DR. 1939, 713 8 =  HRR. 1939 Nr. 988.

Stellungnahme: H a w l i t z k y  (DR. Anm.) zustim
mend de lege lata.

§ 359 S tG B.
Zu 2. Ein Geschäftsführer der NSV., zu dessen 

Obliegenheiten die Zuteilung der Lebensmittelkarten 
an die Zellenwalter der NSV.-Gruppe gehört, er
fü llt hierbei staatshoheitliche Aufgaben auf Grund 
ordnungsmäßiger Bestellung und ist insoweit als 
Beamter anzusehen. (Einer Heranziehung des § 2 
StGB, bedarf es nicht.)

RG. v. 3. April 1941, 2 D 88/41: DR. 1941, 2043 ? 
=  RGSt. 75, 193.

5. Die Beamteneigenschaft eines Hilfsangestellten 
beim Wirtschafts- und Ernährungsamt, der mit der 
Ausgabe von Lebensmittel- und Seifenkarten betraut 
ist, w ird angenommen in RG. v. 9. Aug. 1940, 5 D
442/40: DR. 1940, 1828».

6. Der Fleischbeschauer bleibt trotz Änderung der 
gesetzlichen Bestimmungen Beamter, soweit er nach 
dem 31. Dez. 1937 im Rahmen der Schlachtsteuer
erhebung tätig wird.

RG. v. 14. April 1939, 4 D 91/39: RGSt. 73, 169 =  
DR. 1939, 1510

Vgl. allgemein zu diesen Fragen: N i e d e r r e u 
th  er, „D er strafrechtliche Schutz gegen Beste
chung“ : DJ. 1940, 352.

, § 360 Z i f f e r  10 S tGB.
Zu 1. Vgl. K n o b l o c h ,  „D ie  Verletzung der 

Unterhaltspflicht“ : DJ. 1939, 296. Die Aufforde
rung muß von der zuständigen Behörde erfolgen. 
Keine Anwendung des § 2 StGB, bei Fehlen einer 
solchen Aufforderung.

§ 368 Z i f f e r  9 S tG B.
Fehlt die Einfriedung und ein Warnungszeichen, 

so keine analoge Anwendung, wenn lediglich münd
liches Verbot erfolgt ist. Grundsätzlich ist davon

auszugehen, daß im Polizeistrafrecht die Analogie 
nur in sehr beschränktem Umfange (grundsätzlich 
nicht) zulässig ist. Keine offensichtliche Lücke des 
Gesetzes.

KG. v. 19. April 1939, 2 Ss 19/39: DStR. 1939 
Nr. 216.

III.
Strafrechtliche Nebengesetze

1. B l u t s c h u t z g e s e t z
Rassenschande im Ausland.
Zu RG. v. 14. Okt. 1938, 4 D 605/38: Weitere 

Fundstelle RGSt. 72, 385. Siehe bei § 4 StGB. a. F. 
die Entscheidungen RG. 2 D 498/40; LG. Aachen 
2 Js 539/39. Stellungnahmen: B o l d t  (DR. 1941, 
771), K o h l r a u s c h  (AkadZ. 1941, 185).

§ 11 d e r  1. A u s f V O .
Rein einseitige geschlechtliche Verfehlungen 

stellen keinen Geschlechtsverkehr im Sinne dieser 
Bestimmung dar. Um solche handelt es sich aber 
dann nicht mehr, wenn der andere Teil in irgend
einer Form wenigstens äußerlich, sei es handelnd, 
sei es duldend, dabei m itw irkt und dadurch über 
die bloße Anwesenheit beider Teile hinaus eine 
Beziehung zwischen den beiden Geschlechtern be
steht (keine Anwendung des § 2 StGB.).

RG. v. 2. Febr. 1939, 2 D 817/38: DJ. 1939, 618.

2. G e s e t z  g e g e n  h e i m t ü c k i s c h e  A n g r i f f e  
a u f  S t a a t  und  P a r t e i  u n d  zum  S c h u t z e  de r

P a r t e i u n i f o r m e n  v. 20. D e z e m b e r  1934
§ 2 HeimtückeG.
Das HeimtückeG. hat heute eine den besonderen 

Anforderungen der Kriegsverhältnisse entsprechende 
Anwendung zu finden. Böswillige Untergrabung 
der deutschen Siegeszuversicht, die Äußerung des 
Täters, er hasse alles Deutsche, sind daher als 
Verstoß gegen § 2 HeimtückeG. erachtet worden.

Hanseatisches SondGer. v. 20. Dez. 1940, 87/40: 
DR. 1941, 582 5.

SondGer. Hamburg v. 27. Juni 1941, 64/41: HRR. 
1941 Nr. 916.

(Die Urteile enthalten keinen Hinweis auf § 2 
StGB.).

§ 3 HeimtückeG.
Nach dem Grundgedanken sollen die deutschen 

und damit die nationalsozialistischen Symbole auch 
vor dem Mißbrauch durch Angehörige fremden 
Volkstums geschützt werden. Daher entsprechende 
Anwendung des § 3 bei Tragen von Hakenkreuz
abzeichen durch einen Polen bei Begehung straf
barer Handlungen.

SondGer. Posen v. 26. Juli 1941, Sd 4 KLs 114/41: 
HRR. 1942 Nr. 47.

§ 4 HeimtückeG.
Es ist die klar zutage liegende Meinung des Gesetz

gebers, daß er Taten, die weder aus dem Streben 
nach eigenem Vorteil noch aus politischen Beweg
gründen hervorgehen, für nicht so verwerflich und 
gefährlich hält, daß sie eine öffentliche Strafe ver
dienen. Daher keine entsprechende Anwendung des 
§ 4 HeimtückeG. auf eine Tat, bei der lediglich das 
Gefühl der Befriedigung über die Erreichung eines 
uneigennützigen Zweckes in Frage kommt.

RG. v. 19. Aug. 1939, 4 D 230/39: DR. 1939,19772 
=  DJ. 1939, 1590 =  HRR. 1939 Nr. 1494.

Dagegen handelt seines Vorteils wegen auch, wer 
keinen sachlichen Vorteil erstrebt, es genügt das 
Erstreben eines gedanklichen Vorteils. Angeklagter
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gab sich als ^-Führer aus, um zu erreichen, daß 
ihm ein Betrieb gezeigt wurde.

RG. v. 28. Febr. 1939, 1 D 100/39: RGSt. 73,111 
=  DR. 1939, 3611 =  AfcadZ. 1939, 491.

Stellungnahme: Zustimmend L epp in  (DR. 1939, 
361).

§ 5 HeimtückeG.
Keine Analogie bei unberechtigtem Tragen des 

Volksdeutschenabzeichens.
SondGer. Danzig v. 20. Juni 1941, 6 SkMs 17/41: 

DJ. 1941, 945. Siehe zu Z iff. 14.

4. G e s e t z  ü b e r  d e n  V e r k e h r  m i t  
K r a f t f a h r z e u g e n

Vergnügungsfahrt m it zu Geschäftszwecken zuge
lassenem Kraftfahrzeug ist nach § 2 StGB, und § 23 
KraftfG. zu bestrafen (VEA. 41, 117). M itgeteilt 
bei B r e m :  DR. 1941, 2422, 1427 «s. Siehe auch 
VO. v. 6. Nov. 1939.

7. G e s e t z  b e t r e f f e n d  d ie  G e s e l l s c h a f t e n  
m i t  b e s c h r ä n k t e r  H a f t u n g  

§ 41
Der Geschäftsführer einer GmbH, ist in entspre

chender Anwendung des § 6 des Gesetzes v. 1. Juni 
1909 zu bestrafen, wenn er das vorgeschriebene 
Baubuch nicht führt. Die Erwägungen, welche in 
RG. 5 D 927/36 zur entsprechenden Anwendung des 
§ 240 KO. auf den tatsächlichen Leiter einer GmbH, 
führten, rechtfertigen hier die Analogie.

RG. v. 6. Febr. 1939, 2 D  793/38: DR. 1939, 3622 
=  RGSt 73, 100.

§ 83
Ein Geschäftsführer einer GmbH, handelt „in  

seiner Eigenschaft als Geschäftsführer“ , wenn er 
die Konkurshandlung (Beiseiteschaffen von Vermö
gensstücken der GmbH., § 329 Abs. 1 Nr. 1 KO.) 
lediglich in  Ausnutzung der tatsächlichen Machtstel
lung, die er als Organ der Gesellschaft einnimmt, 
und der ihm dadurch gegebenen Möglichkeiten be
gangen hat. Der Gedanke, daß die Allgemeinheit 
gegen die Angriffe von Rechtsbrechern wirksam zu 
sichern sei, der für die Neugestaltung des Straf
rechts immer schärfer betont wird, führt zu dieser 
Auslegung, die dem Ziele am besten entspricht. 
(Kein Hinweis auf § 2 StGB.)

RG. v. 22. Dez. 1938, 2 D 581/38: JW. 1939, 551 « 
-  RGSt. 73, 68.

13. G e s e t z  g e g e n  den  u n l a u t e r e n  
W  e t t b  e w e r b  

§ 17
Verwertet ein Angestellter ein Betriebsgeheimnis, 

das er infolge seiner Tätigkeit erfahren hat, fü r sich, 
so verstößt er weder gegen Abs. 1 noch Abs. 2 der 
Bestimmung. Für entsprechende Anwendung kein 
Raum, da der Gesetzgeber für die Bestrafung der 
unbefugten Verwertung von Geschäfts- und Be
triebsgeheimnissen im § 17 Abs. 2 bewußt Grenzen 
gezogen hat. Bestrafung evtl, aus anderem recht
lichen Gesichtspunkt (§ 266 StGB.).

RG. v. 20. Juli 1939, 3 D 351/39: AkadZ. 1939, 
687 m it zustimmender Anm. Klee .

14. G e s e t z  ü b e r  T i t e l ,  O r d e n  u n d  E h r e n 
z e i c h e n  v. 1. J u l i  1937 

§ 6
Das Volksdeutschenabzeichen ist im § 3 des Ge

setzes nicht aufgeführt. Es ist ein Ehrenzeichen, das 
in  Anerkennung für die Bewahrung des deutschen

Volkstums verliehen wird. Analogie zu § 6 des 
Gesetzes über § 2 StGB, bei unbefugtem Tragen 
des Abzeichens.

SondGer. Danzig v. 20. Juni 1941, 6 SkMs 17/41: 
DJ. 1941, 945. Siehe auch zu § 5 HeimtückeG. (Das 
Abzeichen steht dem Ehrenzeichen näher als dem 
Mitgliedsabzeichen der Bewegung.)

15. O p i u m g e s e t z
§ io

Grundgedanke des OpiumG. ist, das deutsche 
Volk vor jeder schädigenden W irkung der Betäu
bungsmittel, insbesondere vor jedem Mißbrauch zu 
schützen und zu diesem Zwecke jede ordnungs
widrige und ärztlicherseits nicht kontrollierte und 
nicht begründete Verwendung von Betäubungsmit
teln unter Strafe zu stellen. Ein morphiumsüchtiger 
Arzt, der Betäubungsmittel ohne Erlaubnis selbst 
verbraucht, ist in entsprechender Anwendung des 
§ 10 OpiumG. auch dann zu bestrafen, wenn er 
das M itte l auf Grund eines erlaubten Erwerbes in 
Besitz hat. Es kann nach Zweck und Aufgabe des 
Gesetzes keinen Unterschied machen, ob derjenige, 
der das M ittel ohne Erlaubnis selbst verbraucht, 
dieses M ittel sich ohne Erlaubnis beschafft hat oder 
ob er es auf Grund erlaubten Erwerbes in Be
sitz hat.

LG. Dresden v. 7. Dez. 1940, 14 KMs 7/40: DR. 
1941, 128810 =  DJ. 1941, 465.

Vgl. in diesem Sinne (ohne Anwendung des § 2 
StGB.) auch die Bestrafung wegen mißbräuchlichen 
Erwerbs, wenn der Täter weiß, daß die ärztliche 
Verschreibung nicht begründet ist.

RG. v. 7. Dez. 1939, 5 D 41/39: DR. 1940, 444* =  
RGSt. 73, 392.

16. S t r a f f r e i h e i t s g e s e t z  v. 20. A p r i l  1938
§ 1 der 2. DurchfVO. zum StraffreiheitsG. vom 

30. April 1938.
Die Bestimmung kann nicht entsprechend (§ 2 

StGB.) auf frühere Straffreiheitsgesetze angewendet 
werden.

RG. v. 4. Juli 1939, 4 D 370/39: DR. 1939, 1864

17. D e v i s e n -  u n d  S t e u e r g e s e t z e
§§ 9 Abs. 2, 11 Abs. 2 DevG. von 1935.
Der echte Tausch, bei dem Ware unmittelbar 

gegen Ware getauscht wird, ohne daß Geldforde
rungen verrechnet werden, bedarf keiner Genehmi
gung. Keine Anwendung des § 2 StGB., bewußte 
Beschränkung des Gesetzes auf Zahlungsmittel und 
Forderungen.

RG. v. 21. Dez. 1939, 5 D 485/39: DJ. 1940, 1170 
=  HRR. 1940 Nr. 1210.

§ 13 DevG. v. 1935.
§ 13 DevG. verbietet, Gold ohne Genehmigung 

ins Ausland zu verbringen. Was als Gold anzusehen 
ist, ergibt § 6 Abs. 4 des Gesetzes. Fertigfabrikate 
aus Gold fallen nicht darunter.

RG. v. 11. Mai 1939, 3 D 199/39: HRR. 1939 
Nr. 1144.

Diese Auffassung ist jetzt aufgegeben. Das RG. 
wendet § 13 DevG. unmittelbar auch in  den Fällen 
an, wenn jemand inländische Vermögenswerte mit 
H ilfe  solcher Gegenstände ins Ausland überträgt, 
die nicht ausdrücklich devisenrechtlichen Beschrän
kungen oder Verboten unterworfen sind.

RG. v. 13. Febr. 1940, 1 D 824/39: DJ. 1940, 458 
=  RGSt. 74, 79 =  DR. 1940, 9063.

Hinweis auf diese Entscheidung in RG. vom 
23. Febr. 1940, 4 D 568/39: HRR. 1940 Nr. 769.

53
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Unter Bezugnahme auf die Entscheidung RQSt. 
74, 79 werden außer Kurs gesetzte inländische Gold
münzen, m it deren H ilfe ausländische Zahlungs
mittel oder Forderungen ausländischer .Währung 
erworben werden, im Sinne der §§ 9 Abs. 1, 29 
Abs. 1 des DevG. von 1935 als „inländische Zah
lungsmittel“  angesehen, da sie insoweit die Auf
gaben des Geldes erfüllen.

RG. v. 21. April 1941, 2 D 424/40: RGSt. 75,195.
Vgl. zur Frage des mittelbaren Vermögenstrans

fers in der Rechtsprechung des RG. T r ä n k m a n n :  
DStR. 1940, 86.

Wegen Versuchs des Vergehens gegen § 13 
DevG. siehe zu § 43 StGB.

§ 18 D e v i s e n g e s e t z  v o n  1938.
Das Annahmeverbot fü r aus dem Ausland in das 

Inland eingebrachte Reichsmarknoten g ilt nur für 
denjenigen, der die Noten von dem Einbringer 
selbst unmittelbar erhält oder von demjenigen, an 
den dieser unmittelbare Empfänger im Aufträge des 
Einbringers Zahlung leistet. Fehlt bei der zweiten 
Begehungsform diese Beziehung, so auch keine 
entsprechende Anwendung des § 18 möglich.

RG. v. 4. Mai 1939, 5 D  974/38: DJ. 1939, 1213.

§ 403 R e i c h s a b g a b e n o r d n u n g
Der Mitgenuß geschmuggelter Lebensmittel kann 

in entsprechender Anwendung des § 403 RAbgO. 
ebenso wie das „Ansichbringen“  als Steuerhehlerei 
bestraft werden.

RG. v. 30. Mai 1940, 5 D  835/39: DJ. 1940, 1062
HRR. 1940 Nr. 1225.

18. V i e r j a h r e s p l a n
4. Anordnung zur Durchf. v. 7. Nov. 1936 in der 

Fassung v. 23. Juli 1937.
a) Die vorgesehene Anzeige liegt nach dem W ort

laut der Bestimmung dem Bauherrn ob. Überläßt 
jedoch der Bauherr einem Architekten in  vollem 
Umfange die Erledigung der m it der Durchführung 
des Bauvorhabens verbundenen Obliegenheiten, so 
ist der Architekt in  entsprechender Anwendung der 
bezeichneten Bestimmungen zu bestrafen, wenn er 
sie verletzt.

Gr. StrK. Hamburg v. 8. Dez. 1938, 11 KMs 19/38: 
DStR. 1939, 69.

In der Anm. zur Entscheidung wird darauf hinge
wiesen, daß die bestehende Gesetzeslücke inzwi
schen beseitigt ist.

b) Unmittelbare Anwendung der Bestimmung 
durch das RG. Das Verbot be trifft nicht nur den 
Bauherrn, sondern jeden, der das Bauvorhaben in 
die Tat umsetzt.

RG. v. 4. Mai 1939, 3 D 150/39: DR. 1939,1065».

IV.
Kriegsstrafrecht

1. V e r o r d n u n g  g e g e n  V o l k s s c h ä d l i n g  
v. 5. Sept. 1939

§ 2
Der Gesetzgeber hat nicht das Verbrechen in 

natürlicher Dunkelheit gemeint, insoweit auch keine 
Anwendung des § 2 StGB, möglich.

F r e i s I e r , „Verdunkelung und Dunkelheit“ : DJ. 
1939, 1705. Die Rechtsprechung ist dieser Auffas
sung gefolgt.

§ 4
§ 4 VO. hat bewußt nicht jede Handlung erfassen 

wollen, die während des Krieges irgendwie schäd

lich fü r  die Widerstandskraft des Deutschen Volkes 
ist, sondern das Erfordernis der Ausnutzung der 
durch den Kriegszustand verursachten außergewöhn
lichen Verhältnisse aufgestellt. Fehlt dieses Erforder
nis, so ist fü r eine entsprechende Anwendung des 
§ 4 VO. kein Raum.

RG. v. 26. Aug. 1940, 4 D 409/40: DR. 1940,19371 
(mit zustimmender Anm. B r u n s )  =  HRR. 1940 
Nr. 1419.

2. K r i e g s w i r t s c h a f t s V e r o r d n u n g  vom
4. Sept .  1939 

§ 1
Wer nicht unmittelbar Erzeugnisse, die zum 

lebenswichtigen Bedarf der Bevölkerung gehören, 
beiseiteschafft, sondern dies nur m it Bezugskarten 
vornimmt, ist bei späterer Verwertung der Karten in 
entsprechender Anwendung des § 1 KWVO. zu 
bestrafen.

SondGer. I Berlin, 1 Gew. KLs. 31/41: M itteilun
gen des Vereines gegen Bestechung 1941, 568.

Ebenso Kriegsgericht, Urteil veröffentlicht in den 
Mitteilungen des Vereines gegen Bestechung 1941, 
602.

Stellungnahme: M i t t e l b a c h  zustimmend: DR.
1941, 1239 und Kommentar zu § 1 KWfVO. S. 24 
unter Hinweis auf weitere Urteile des SondGer. 
Berlin, die teilweise § 1 KWVO. unmittelbar an
wenden; gleicher Auffassung N ü s e  (DJ. 1940, 259), 
R i e t z s c h  (DStR., Komm. S. 210).

Wer Fehldrucke der Kleiderkarte in  Verkehr 
bringt und so bewirkt, daß die Inhaber darauf 
bezugsbeschränkte Spinnstoffwaren beziehen, ist 
nach § i  KWVO. strafbar.

SondGer. Zweibrücken v. 9. Juli 1941, 15 SKLs 
75/41: HRR. 1941 Nr. 938.

3. V e r b r a u c h s r e g e l u n g s v o r s c h r i f t e n
a) Der Dieb nimmt ohne Einwilligung weg und 

„bezieht“  nicht von einem Abgeber. Zweck und 
Sinn der Vorschrift der VerbrReglStrafVO. sprechen 
gegen ihre Ausdehnung auf die Wegnahme eines 
bezugsbeschränkten Erzeugnisses durch den Dieb. 
Die Sicherung der Vorschriften erheischt die Aus
dehnung nicht, da Bestrafung wegen Diebstahls 
und evtl, wegen Kriegswirtschaftsverbrechens mög
lich.

RG. v. 22. April 1941, C 71/41: RGSt. 75, 184 =  
DR. 1941, 14011.

Stellungnahmen: Zustimmend M i t t e l b a c h  (DR.
1942, 20); ablehnend R i e t z s c h  (DR. 1942, 101).

b) Das Überlassen einer Bezugsberechtigung, die 
dem Überlassenden nicht zustand, ist in entsprechen
der Anwendung der Bestimmung des § 1 Z iff. 1 
VerbrReglStrafVO. a. F. zu bestrafen.

Vgl. Hinweis bei R i e t z s c h :  DR. 1942, 102 zu d.
c) W er Lebensmittel, die der öffentlichen Bewirt- 

schaftöng unterliegen, ordnungsgemäß erworben 
hat, darf über sie frei verfügen. Keine entsprechende 
Anwendung der fü r bezugsbeschränkte Erzeugnisse 
sonst geltenden Bestimmungen.

RG. v. 3. Juni 1940, C 48/40: RGSt. 74, 214 =  
DR. 1940, 1280*.

RG. v. 26. Juni 1941, 3 D 717/40: DR. 1941,21861'.
Stellungnahmen: Zustimmend M i t t e l b a c h  (DR. 

1942, 20), R i e t z s c h  (DStR. Komm. S. 364).

4. V e r o r d n u n g  ü b e r  d ie  W e i t e r b e n u t z u n g  
v o n  K r a f t f a h r z e u g e n  v. 6. Sept .  1939

Die mißbräuchliche Benutzung eines besonders 
gekennzeichneten Fahrzeuges ist entsprechend den
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Vorschriften über die Weiterbenutzung eines nicht 
gekennzeichneten Fahrzeuges zu bestrafen (§ 2 
StGB.).

RG. v. 29. Nov. 1940, 1 D 417/40: RGSt.74,392 
=  DR. 1941, 7767 =  AkadZ. 1941, 248.

RG. v. 12. Sept. 1940, 3 D 419/40: RGSt. 74, 279 
=  DR. 1940, 183717 =  DJ. 1940, 1089 =  AkadZ. 
1940, 394.

OLG. München v. 1. Juni 1940, I. Ws 48/40: DR.
1940, 2065 iG =  DJ. 1940, 776 =  HRR. 1940 Nr. 1039. 

Stellungnahmen: Zustimmend B r u n s  (AkadZ.
1941, 248), F l o e g e l  (AkadZ. 1940, 394); gegen 
Analogie B o l d t  (DR. 1941, 777). Vgl. dazu auch 
R i e t z s c h  (DR. 1942, 108), der auf den seit dem 
Inkrafttreten der AO. 35 der Reichsstelle fü r M i
neralöl bestehenden anderweitigen Strafschutz hin
weist.

5. V e r o r d n u n g  z u r  E r g ä n z u n g  d e r  S t r a f 
v o r s c h r i f t e n  zum S c h u tz e  d e r  W e h r k r a f t  

des d e u t s c h e n  V o l k e s  v. 25. N ov .  1939 
§  4

Die Bestimmung ist auf den Verkehr m it Z iv il
gefangenen weder unmittelbar noch entsprechend 
anwendbar. Unter Kriegsgefangenen sind nach fest
stehendem Recht nur im Kriege gefangene Soldaten 
zu verstehen. Keine ungewollte Lücke des Gesetzes. 
Der Begriff des Zivilgefangenen war zur Zeit des 
Erlasses der Bestimmung bereits allgemein bekannt.

RG. v. 5. Sept. 1940, 5 D 447/40: DR. 1940, 19417.
RG. v. 18. Juli 1940, 5 D  312/40: DR. 1940, 183618 

=  DJ. 1940, 1013.
RG. v. 6. Jan. 1941, C 259/40: DR. 1941, 707«.
Zustimmende Stellungnahme bei K a l l f e l z :  DR. 

1940, 1811.

Zur Frage der Zulässigkeit von Rechtsmitteln im künftigen 
Jugendstrafrecht gegen die Urteile des Jugendrichters

Von Amtsgerichtsrat M e l l

Die im Thema herausgestellte Frage ist um
stritten. Sie w ird teils verneint und teils bejaht. 
K e ß l e r  (DRPfl. 1938, 87) hat die Frage aus dem 
Gedanken heraus, daß der Jugendrichter als Straf
richter doch in erster Linie Erzieher sei, uneinge
schränkt verneint. Er begründet seine Ansicht damit, 
es sei m it dem Erziehungsgedanken unvereinbar, 
daß das Urteil eines Erziehers, also des Jugend
richters, nachgeprüft werden könne, weil dies bei 
dem Jugendlichen den Eindruck einer Schwäche er
wecken und damit eine Beeinträchtigung der Autori
tät des Erziehers, also des Jugendrichters, zur Folge 
habe. Demgegenüber tr it t  E n g e l h a r d t  (AkadZ. 
1938, 475) aus dem Gesichtspunkt, daß die Frage, 
ob ein Jugendlicher recht oder unrecht gehandelt 
habe, so sicher und richtig entschieden werden 
müsse, wie dies nur irgend möglich sei, für die 
uneingeschränkte Beibehaltung der Anfechtbarkeit 
der Urteile des Jugendrichters ein, weil sich wohl 
nicht bestreiten lasse, daß die Gefahr eines falschen 
Urteils bei zwei Instanzen geringer sei als bei nur 
einer Instanz.

Durch die Schaffung des Jugendarrestes (VO. zur 
Erg. des Jugendstrafrechts v. 4. Okt. 1940 [RGBl. I, 
1336]) in seinen drei Arten (Zeitarrest von höchstens 
einem Monat, Wochenendkarzer oder Freizeitarrest 
und Kurzarrest — vgl. § 1 Abs. 2 der vorgenannten 
VO., § 5 der 1. [RGBl. I, 1940, 1541] und § 1 der
3. DurchfVO. [RGBl. I, 1941, 45] zu dieser VO.) 
und den damit verfolgten Zweck sowie durch seine 
Ausgestaltung ist m. E. die im Thema herausge
stellte verfahrensrechtliche Frage wenigstens hin
sichtlich der Urteile, durch die auf Jugendarrest er
kannt wird, in eine neue Blickrichtung der Betrach
tung getreten. M it der Einführung des Jugend
arrestes hat eine weitgehende Umgestaltung des 
bisher geltenden Jugendstrafrechtes begonnen, die 
so weitgreifend ist, daß nicht nur das materielle, 
sondern auch das verfahrensrechtliche Jugendstraf
recht von ihr erfaßt wird.

Der Jugendarrest stellt eine vollkommen neue 
Maßnahme dar. Er ist ein Zuchtmittel (§ 1 der 
1. DurchfVO. zur Erg. des Jugendstrafrechts vom 
28. Nov. 1940 [RGBl. I, 1541]) eigener und neuer 
Prägung. Er steht zwischen der Strafe und den 
Erziehungsmaßregeln (vgl. dazu F r e i s t e r :  DJ.

i t z ,  Heldrungen (Unstrut)

1940, 1407). Sein Sinn besteht vor allen Dingen in 
der kurzen, aber harten Freiheitsentziehung und der 
dadurch bedingten Schockwirkung auf den Jugend
lichen. Dem W illen des Gesetzgebers entsprechend 
ist auf Jugendarrest in den Fällen zu erkennen, in 
denen der Richter eine Strafe nicht fü r angezeigt 
hält, dem Jugendlichen jedoch das Gemeinschafts
widrige seines Verhaltens eindringlich zum Be
wußtsein gebracht werden muß (§ 1 Abs. 2 der 
1. DurchfVO. zur VO. zur Erg. des Jugendstraf
rechts). Es soll danach einerseits bei dem Jugend
arrest auf den Sühnegedanken im Jugendstrafrecht 
nicht verzichtet werden, andererseits zeigt die Aus
gestaltung des Verfahrens und des Vollzuges bei 
dem Jugendarrest, daß hier der Erziehungsgedanke 
im Jugendstrafrecht besonders in den Vordergrund 
gerückt wird. Der Jugendliche muß gerade hier 
durch das Geschick des Richters und durch einen 
Appell an seine Ehre besonders beeinflußt werden1). 
Die jugendgemäße Reaktionsform des Jugend
arrestes gegen jugendliche Rechtsbrecher hängt in 
seiner W irkung auf den Jugendlichen weiter auch 
davon ab, wann diese Reaktionsform des Staates 
dem Jugendlichen gegenüber eintritt, und wann er 
sie zu spüren bekommt. Auch dieser Gesichtspunkt 
ist vom Gesetzgeber klar erkannt worden. Gemäß 
§ 2 der VO. zur Erg. des Jugendstrafrechtes ist 
deswegen in den Fällen, in denen zu erwarten ist, 
daß auf Jugendarrest erkannt wird, das beschleu
nigte Verfahren entgegen der bisherigen Regelung 
(vgl. § 28 Abs. 2 RJGG. und § 28 Abs. 2 der Zust- 
VO. v. 21. Febr. 1940 [RGBl. I, 405]) gemäß § 28 
Abs. 1 und §§ 29—31 der vorstehend genannten 
ZustVO. v. 21. Febr. 1940 für zulässig erklärt wor
den, weil der Jugendliche alsbald nach der Tat für 
die Reaktion des Staates auf seinen Rechtsbruch am 
aufgeschlossensten und empfänglichsten ist. Die 
gleichen Gründe sind auch dafür m it maßgebend 
gewesen, dem Richter die Möglichkeit zu schaffen, 
auf Antrag des Staatsanwaltes im Urteil oder nach
träglich durch Beschluß die sofortige Vollstreckung

i )  Vgl. dazu AV. d. RJM. v. 6. Nov. 1940, 4210 — II a 2 
1800 (DJ. S. 1243) und Jugendarrestordnung AV. d. RJM. 
v. l.N ov. 1940, 4210— II a2 1768 i. d. Fass, der AV. d. RJM. 
v. 8. Febr. 1941, 4210 — I I a2  40 (DJ. S. 222) Ziff. 3 Abs. 2 
sowie Freister:  DJ. 1940,1411 ff.

83*
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des Jugendarrestes für zulässig zu erklären (§ 2 
Abs. 2 der VO. zur Erg. des Jugendstrafrechtes). 
Die sofortige Vollstreckung des Jugendarrestes 
muß, weil andernfalls dem Jugendarrest viel von 
seiner .Wirkung genommen wird, die Regel bilden 
(vgl. dazu die oben angeführte AV. des RJM. vom
6. Nov. 1940). Die sofortige Vollstreckung des Ju
gendarrestes ist nicht auf das beschleunigte Ver
fahren beschränkt, sondern g ilt fü r alle Urteile, in 
denen auf Jugendarrest erkannt ist. Diese grund
legenden Erwägungen für die Zulassung des be
schleunigten Verfahrens und der sofortigen Voll
streckung, damit der Jugendliche die Schockwirkung 
des Jugendarrestes möglichst bald nach Begehung 
der Tat zu spüren bekommt, haben auch zu den 
Bestimmungen des § 2 der 3. DurchfVO. zur VO. 
zur Erg. des Jugendstrafrechtes v. 27. Jan. 1941 
(RGBl. I, 45) und zu der 4. DurchfVO. zu der ge
nannten VO. v. 16. Mai 1941 (RGBl. I, 286) ge- 
führt, wonach in den Fällen, in denen die Polizei
behörde gemäß § 40 Abs. 1 RJGG. Jugendarrest 
festgesetzt hat, die Frist sowohl fü r den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung als auch für die Einlegung 
der Beschwerde an die nächsthöhere Polizeibehörde 
auf drei Tage herabgesetzt worden ist.

Durch d(e Schaffung des Jugendarrestes und seine 
hier kurz zusammengefaßte Ausgestaltung — soweit 
sie mir fü r die herausgestellte Frage von beson
derer Bedeutung erscheint —, ist dem Jugendrichter 
ein geeignetes und befriedigendes M ittel an die 
Hand gegeben worden, das ihm, bestehend aus 
„einer Mischung und gegenseitigen Verschlingung 
von Straf- und Erziehungselementen“ , die Möglich
keit gibt, auf den m it den Strafgesetzen in Konflikt 
gekommenen Jugendlichen erfolgreich einzuwirken. 
Die Ausgestaltung des Erkenntnisverfahrens in den 
Fällen, in denen Jugendarrest zu erwarten ist, ist 
durch die Zulässigkeit des beschleunigten Verfah
rens und durch die Möglichkeit einer sofortigen 
Vollstreckung des erkannten Jugendarrestes jetzt 
so erfolgt, daß allein schon die dadurch herbei
geführte Straffheit des Verfahrens die erstrebte W ir
kung des letzten Appells an die Ehre des Jugend
lichen sowie der Abschreckung, daß er die Ord
nung der Gemeinschaft nicht ungesühnt verletzen 
darf, nicht verfehlt. Der Gesetzgeber hat dem Ju
gendrichter alles in allem jetzt durch diese Neu
gestaltung des Jugendstrafrechtes und des -Straf
verfahrens Möglichkeiten geschaffen, die einerseits 
von vorzüglicher psychologischer W irkung auf den 
Jugendlichen sind und die ihn auch andererseits die 
Macht des Staates fühlen lassen. T r itt dazu eine 
möglichst gut geführte Hauptverhandlung im ge
wöhnlichen oder im beschleunigten Verfahren, in 
der dem Jugendlichen das Gemeinschaftswidrige 
seines Verhaltens eindringlichst vor Augen geführt 
und ihm seine Verantwortung der Volksgemein
schaft gegenüber klargemacht w ird und ein gutes 
Plädoyer des Anklagevertreters sowie eine mög
lichst auf die besondere psychologische Veranlagung 
des jeweiligen Jugendlichen abgestellte Urteilsbe
gründung des auf Jugendarrest erkennenden Urteils 
in Verbindung m it der Anordnung und Begründung 
der sofortigen Vollstreckung des Jugendarrestes, 
so kann der Jugendrichter am Schluß der Urteils
fällung recht oft, gerade auch auf den trotzigen und 
verstockten jugendlichen Angeklagten, einen augen
scheinlichen vorteilhaften Einfluß feststellen.

Bis zu diesem Zeitpunkt der Jugendgerichtsver
handlung ist der Jugendrichter ganz Herr des Ver
fahrens. Er kann alle ihm vom Gesetzgeber zur 
Verfügung gestellten M ittel und seine Person e r 

setzen, um auf den Jugendlichen vorteilhaft einzu
wirken. Ist er aber mit der Urteilsbegründung und 
der Begründung der sofortigen Vollstreckung des 
erkannten Jugendarrestes fertig, muß er den jugend
lichen Rechtsbrecher über die Möglichkeit, die Form 
und die Frist des gegen sein Erkenntnis gegebenen 
Rechtsmittels belehren (§ 268 Abs. 3 RStPO.). Die 
mit der Jugendgerichtsverhandlung überhaupt und 
dem Urteil auf Jugendarrest im besonderen erstrebte 
und recht häufig auch erreichte W irkung auf den 
Jugendlichen verliert in diesem Augenblick nicht 
selten viel, um nicht zu sagen, zum mindesten in 
einzelnen Fällen, alles. Und das gerade meist bei 
den Jugendlichen, die bis zuletzt geleugnet und sich 
trotzig gezeigt haben, d. h. in den schwereren und 
ernsteren Fällen. Diese Jugendlichen erfahren plötz
lich, daß ihr schon als gebrochen aufgegebener 
Trotz doch noch Erfolg haben kann. Ich habe beob
achten können, wie gerade bei durchaus überführten, 
trotzdem aber nicht geständigen, trotzigen und w i
derspenstigen jugendlichen Angeklagten das Auge 
in diesem Moment aufblitzte, weil sie offenbar 
glaubten, daß ihrem Trotz jetzt vielleicht doch noch 
ein Erfolg beschießen sein könne, und wenn auch 
das nicht, so ihnen doch wenigstens die Möglich
keit gegeben sei, alles noch hinauszuschieben. Dem 
wird ja dann dadurch begegnet, daß trotz Ein
legung des Rechtsmittels die sofortige Vollstreckung 
des Jugendarrestes erfolgt. Aber gerade diese An
ordnung bringt nunmehr den Jugendlichen völlig  
durcheinander. Erst w ird gegen ihn auf Jugend
arrest erkannt, dann w ird ihm gesagt, er könne 
gegen dieses Erkenntnis ein Rechtsmittel einlegen, 
und dann muß er fühlen, daß er trotz Einlegung 
des Rechtsmittels aber sofort den Jugendarrest ver
büßen muß. Der nachdenkende Jugendliche weiß 
mit alledem wirklich nichts Richtiges anzufangen 
und findet sich nicht mehr zurecht. Wenn dann gar 
noch gemäß § 2 Abs. 2 Satz 3 der VO. zur Erg. 
des Jugendstrafrechtes vom BG. der Aufschub oder 
die Unterbrechung der Vollstreckung des Jugend
arrestes angeordnet wird, bleibt in den Augen des 
Jugendlichen von der in der Jugendgerichtsverhand
lung so sehr hervorgetretenen Macht des Staates 
und der Autorität des Jugendrichters nicht mehr 
viel übrig.

Die Einrichtung des Jugendarrestes und die Neu
regelung des Jugendstrafverfahrens hat sich bisher 
gut bewährt (vgl. auch den Bericht über die Jugend
richtertagung vom 30. und 31. Okt. 1941 in Berlin: 
DJ. 1941, 1042). Zu der hier herausgestellten Frage 
scheint m ir aber die bisherige Auswirkung der neuen 
Regelung nicht ganz befriedigend zu sein.

Dem Sinn und Zweck sowie der Ausgestaltung 
des Jugendarrestes würde es m. E. entsprechen und 
auch eine gerade und kompromißlosere Linie er
kennen lassen, wenn im künftigen Jugendstrafrecht 
eine Anfechtungsmöglichkeit eines Urteils des Ju
gendrichters, durch das auf Jugendarrest erkannt 
worden ist, nicht mehr möglich sein würde. Der 
neugeschaffene Jugendarrest und die Stellung des 
Jugendrichters in diesem Rahmen ist so ausgestaltet, 
daß ein Debattieren über das Urteil des Jugend
richters, durch das er auf Jugendarrest erkannt hat, 
durch Einlegung eines Rechtsmittels, sei es von 
seiten des Verurteilten oder der Staatsanwaltschaft, 
unmöglich sein muß. Wie auch aus dem vorgenann
ten Bericht über die Jugendrichtertagung in Berlin 
am 30. und 31. Okt. 1941 hervorgeht, tr it t der Er
ziehungsgedanke im Rahmen des Erkenntnisses auf 
Jugendarrest im Jugendstrafrecht immer mehr in 
den Vordergrund. In diesem Rahmen kann daher
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auch kein Platz sein, über ein von, dem Jugendrichter 
ausgesprochenes Erkenntnis zu rechten, wenn nicht, 
wie ich glaube anschaulich und lebendig gemacht 
zu haben, einerseits die dem Jugendrichter durch 
die Neugestaltung des Jugendstrafrechtes durch 
Einführung des Jugendarrestes in diesem Rahmen 
gegebene und bereits jetzt als bewährt zu bezeich
nende Stellung eine der Sache nachteilige Schwä
chung und Beeinträchtigung erfahren und anderer
seits auch der verfolgte erzieherische Einfluß auf 
diese Weise eine Einbuße erleiden soll. Diese hier 
vertretene Ansicht muß auch für die Fälle gelten, 
in denen nur auf eine Erziehungsmaßregel erkannt 
worden ist (vgl. dazu § 35 RJGG.), weil hier über
haupt nur Erziehungsmomente in den Vordergrund 
treten.

Die bereits erfolgte Erneuerung des Jugendstraf
rechtes gerade im Rahmen des neugeschaffenen 
Jugendarrestes läßt erkennen, daß der Jugendrichter 
keineswegs nur „Anordnender“  ist, wie E n g e l 
h a r d t  a. a. O. meint. Wenn er auch nicht als eigent
licher „Erzieher“  im Sinne des Sprachgebrauchs 
anzusprechen ist, so hat er doch im Jugendstraf
recht und insbesondere im Rahmen des Jugend
arrestes nicht unerheblich erzieherischen Einfluß 
auszuüben.

Die weitere in Aussicht genommene Erneuerung 
des Jugendstrafrechtes und des Jugendrechtes über
haupt geht dahin, wie die darüber bereits erfolgten 
Verlautbarungen erkennen lassen, die Stellung des 
Jugendrichters noch mehr zu stärken. Es sind des
wegen in Zukunft an seine Persönlichkeit und an 
seine Ausbildung hohe Anforderungen zu stellen. 
Diesen an den Jugendrichter zu stellenden Erforder
nissen muß aber auch andererseits seine Stellung 
dem jugendlichen Rechtsbrecher gegenüber ent
sprechen. Diese Stellung würde aber geschwächt 
und beeinträchtigt, wenn dort, wo er nach gewissen
hafter Prüfung Erziehungsmaßregeln oder das 
Zuchtmittel des Jugendarrestes für erforderlich, aber 
auch ausreichend hält, erst noch einmal auf Grund 
eines nicht selten nur störrischen Willens eines 
Jugendlichen oder eines uneinsichtigen gesetzlichen 
Vertreters sein Erkenntnis überprüft werden kann, 
und er erst dann das vollziehen darf, was eine 
andere Stelle fü r richtig befunden hat. Wenn sonach 
alle diese Gesichtspunkte in den Fällen des Erkennt
nisses des Jugendrichters auf Jugendarrest oder auf 
Erziehungsmaßregeln für die Nichtanfechtbarkeit 
des Urteils des Jugendrichters sprechen, so muß in 
den Fällen, in denen durch den Jugendrichter auf 
Strafe erkannt wird oder Freisprechung erfolgt, eine 
Rechtsmittelmöglichkeit gegen seine Entscheidung 
nach wie vor bestehen. Hier stehen die für die 
Urteile und die Stellung des Jugendrichters für den 
Jugendarrest und die Erziehungsmaßregeln heraus
gestellten Grundsätze nicht derart im Vordergrund, 
sondern in diesen Fällen fordern die öffentlichen 
Belange und der Umstand, daß die Verurteilung 
des Jugendlichen zu Strafe weittragendere Folgen 
für sein späteres Leben mit sich bringt, die in erster 
Linie zu einer anderen Beurteilung des Erkennt
nisses des Jugendrichters führen, die Beibehaltung 
der Anfechtungsmöglichkeit.

Gegen die hier vertretene Auffassung muß der 
Gesichtspunkt, daß durch das Urteil auf Jugend
arrest oder auf Anordnung von Erziehungsmaß
regeln ja auch die Eltern des Jugendlichen getroffen 
würden und deswegen für sie die Anfechtbarkeit 
des Urteils bestehen müsse, zurücktreten. Der Ju
gendrichter hat es im Jugendgerichtsverfahren mit 
dem Jugendlichen zu tun. Die Zulässigkeit oder 
Nichtzulässigkeit eines Rechtsmittels gegen ein von 
dem Jugendrichter für richtig befundenes Erkennt
nis m it dem herausgestellten Inhalt, muß m. E. allein 
aus dem durch das Jugendgerichtsverfahren sich zwi
schen Jugendrichter und Jugendlichen ergebenden 
Verhältnis und die dadurch geschaffene beiderseitige 
Stellung zueinander beurteilt und beantwortet wer
den. Von dieser Blickrichtung aus muß die einmal 
getroffene Entscheidung des Jugendrichters in den 
Fällen, in denen sie entweder lediglich auf erziehe
rische Anordnungen (Erziehungsmaßregeln) erkennt 
oder das Zuchtmittel des Jugendarrestes ausspricht, 
das sowohl Straf- als auch Erziehungselemente ent
hält, unumstößlich sein. Dazu sei schließlich noch 
darauf hingewiesen, daß der gesetzliche Vertreter 
sein Anfechtungsrecht überhaupt nicht eigener In
teressen wegen, sondern nur um des Jugendlichen 
willen, erhalten hat. Auch der Einwand, daß die 
Gefahr eines falschen Urteils bei zwei Instanzen ge
ringer sei als bei einer Instanz, kann ich gegen die 
hier vertretene Ansicht nicht als durchschlagend an
erkennen. Dieser Einwand ist selbstverständlich be
achtlich. Er muß aber gegen die aus dem Gesichts
punkt, daß die Stellung und Autorität des Jugend
richters bei dem jugendlichen Verurteilten mög
lichst keinen Eindruck der Schwäche aufkommen 
lassen darf, zurücktreten. Gerade wenn in dem
jenigen, der fü r einen anderen gewissermaßen bei
spielhaft und führend sein soll — und das ist bei 
dem Jugendrichter, wie auch K e ß l e r  a. a. O. rich
tig  besonders hervorhebt, durch die Möglichkeit 
der Erteilung bestimmter Weisungen und Anordnun
gen der Fall — Schwächemomente dergestalt erkannt 
werden, daß seine Maßnahmen keine endgültigen 
sind, sondern durch eine andere Stelle korrigiert 
werden können, so hat er viel von seiner Autorität 
und Einflußmöglichkeit verloren, ganz abgesehen 
davon, daß die Gefahr eines Fehlurteils auch durch 
die Zulässigkeit mehrerer Instanzen nicht voll aus
geschlossen werden kann. Es würde aber anderseits 
mit der hier vertretenen Ansicht nicht im Wider
spruch stehen, und es würden auch sonstige Be
denken dagegen nicht zu erheben sein, wenn dem 
Jugendrichter durch eine entsprechende gesetzliche 
Bestimmung für die Fälle die Möglichkeit gegeben 
würde, die Anfechtbarkeit eines Urteils m it dem 
hier herausgestellten Inhalt zuzulassen, in denen er 
dies aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen 
für notwendig hält.

Die Regelung der Frage der Zulässigkeit von 
Rechtsmitteln im künftigen Jugendstrafrecht kann 
m. E. auch durchaus getrennt von der Frage der 
Zulässigkeit von Rechtsmitteln im Strafrecht über
haupt erörtert und gelöst werden. Irgendwelche 
Gründe, die eine solche Sonderregelung nicht zu
lassen würden, sind m. E. nicht gegeben.
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Rechtspolitik und Praxis
Schulung im  Strafmaß

Dem Verurteilten ist es meist gleichgültig, ob er wegen 
Diebstahls oder wegen Unterschlagung bestraft wird. 
Auch denjenigen, der durch eine Straftat verletzt wurde 
oder in anderer Weise an einem Strafverfahren Anteil 
nimmt, interessiert in der Regel der rechtliche Gesichts
punkt, unter dem verurteilt wurde, wenig. Das, was aber 
alle mittelbar oder unmittelbar Beteiligten beschäftigt, ist 
die A r t  und  d ie  H ö h e  d e r  S t r a f e .  Beteiligte und 
Öffentlichkeit sprechen darüber, ob die Strafe zu hoch 
oder zu niedrig sei. Die Fragen, ob Zuchthaus oder Ge
fängnis, und die Frage, ob zwei Jahre oder fünf Jahre 
angemessen sind, finden Zustimmung oder Kritik.

Wie anders ist dagegen das Interesse des Rechts- 
wahrers, insbesondere des Rechtswahrers in der Aus
bildung, gerichtet! Die Frage, ob zwei oder fünf Jahre 
Gefängnis, wird derjenige Rechtswahrer, der mit der 
Sache befaßt ist, ernst und gewissenhaft prüfen, jeden 
anderen Rechtswahrer wird jedoch diese Frage — weil 
sie „nur Strafmaßfrage“  ist — wesentlich weniger be
schäftigen als die Frage der A n w e n d u n g  des r i c h 
t i g e n  Rec h t s s a t z es .  Ihm ist es keineswegs gleich
gültig, ob der Verurteilte wegen Diebstahls oder wegen 
Unterschlagung verurteilt wurde, sondern gerade dieser 
Entscheidung gehört sein ganzes Interesse. • A rt und 
Höhe der Strafe treten demgegenüber zurück.

Es fragt sich, ob nicht in dieser Betrachtung, wie sie 
vor allem das S t u d i u m  lehrt, das Strafmaß zu kurz 
kommt. W ir haben zwar auf der Universität gelernt, die 
rechtlichen Tatbestände zu erfassen und richtig anzu
wenden. W ir haben auch in Übungen praktische Fälle 
unter das richtige Strafgesetz gebracht. Es hat uns aber 
bei diesen Fällen nie jemand gefragt, ob w ir für die 
Tat Zuchthaus oder Gefängnis geben würden, und ob 
w ir zwei oder fünf Jahre für richtig hielten. D ie  S t r a f 
z u m e s s u n g  b l i e b  u n b e r ü c k s i c h t i g t .  Niemand 
hat eine Vorlesung über das Finden des richtigen Straf
maßes gehalten. Aber auch bei der praktischen Aus
bildung im Vorbereitungsdienst liegt das Schwergewicht 
in der Wahl des richtigen Gesetzes. Es wird wenige 
Rechtswahrer geben, die in dieser Zeit eine wirkliche 
Anleitung zur Bildung des Strafmaßes bekommen haben. 
Den meisten unter uns ist es so ergangen, daß die 
Frage des Strafmaßes die schwierigste war, als sie dann 
selbst als Richter oder Staatsanwalt zur selbständigen 
Rechtsübung gelangten. Da half nur das Fragen bei 
Älteren oder der Vergleich mit erledigten Sachen. Man 
kann wohl sagen, daß diese Hilflosigkeit gegenüber der 
Frage des Strafmaßes ein Fehler unserer Ausbildung sei.

Diesen Fehler abzustellen, ist heute wichtiger denn je. 
Dafür sprechen mehrere Gründe.

Zunächst hat die Entwickelung unserer Gesetzgebung 
zu einer offensichtlichen A u s w e i t u n g  de r  S t r a f 
r a h me n  geführt. Prof. Graf zu D o h n a 1) nennt meh
rere Beispiele (§§4 und 5 KrSondStrafrVO., §1 KWVO., 
§ 139 StGB.), in denen die mögliche Strafe zwischen 
Todesstrafe und Gefängnisstrafe von einem Tag, teil
weise sogar zwischen Todesstrafe und Geldstrafe 
schwankt. M it einer solchen Entwickelung wächst aber 
die Bedeutung des Strafmaßes. Für einen Richter, den 
der einzelne Gesetzestatbestand in einen engen Straf
rahmen drängt, den er nicht unter- und nicht über
schreiten darf, ist die Wahl des r i c h t i g e n  Gesetzes 
wichtiger. Für den Richter, dem in jedem Gesetz weite 
Strafrahmen zur Verfügung stehen, überwiegt die Frage 
des Strafmaßes.  Schon diese Erkenntnis zwingt uns, 
dieser Frage in der Ausbildung unserer Richter mehr 
Beachtung zu schenken als bisher.

Die Entwickelung des Strafverfahrens — vor allem die 
Kriegsgesetze — hat eine E i n s c h r ä n k u n g  d e r  
R e c h t s m i t t e l  gebracht. Dieser Zustand, der sicher
lich nicht ein vorübergehender ist, begründet ebenfalls

!) „Die Macht des Richters“  in „Das Reich“  Nr. 7 vom 
16. Febr. 1941.

eine stärkere Beachtung des Strafmaßes. Einmal bestand 
in zweiter Instanz die Möglichkeit der Korrektur eines 
unrichtigen Strafmaßes. Zum anderen bot die Tatsache, 
daß die Urteile mehrerer Untergerichte an e in  Ober
gericht kamen, die Gewähr, daß eine gewisse Anglei
chung im Strafmaß erfolgte. Dafür, daß durch Be
schränkung der Rechtsmittel diese Möglichkeiten weg
gefallen sind, muß eine entsprechende Ausbildung des 
Richters den Ersatz bieten.

Vor allem aber verdient das Strafmaß deswegen be
sondere Beachtung, weil es ohne richtige Strafzumessung 
keine Gerechtigkeit gibt. Das Urteil mag rechtlich noch 
so einwandfrei begründet sein, wenn es im Strafmaß 
gegenüber anderen Entscheidungen ungerecht ist, wird 
es Gegenstand berechtigter Kritik sein. Besonders aber 
wird diese Kritik laut werden, wenn die Öffentlichkeit 
oder ein Beteiligter annimmt, daß die Strafzumessung auf 
Kosten der rechtlichen Würdigung nicht die nötige Be
achtung gefunden habe. Der Vergleich mehrerer ähn
licher Fälle darf nicht zur Feststellung der völligen V e r 
s c h i e d e n h e i t  im S t r a f m a ß  führen. Andernfalls wird 
das Vertrauen in die Gerechtigkeit unserer Gerichte stark 
erschüttert.

Die Herstellung der Übereinstimmung im Strafmaß bei 
den verschiedenen Gerichten ist aber — nachdem die 
Obergerichte nur noch einen sehr beschränkten Einfluß 
auszuüben vermögen — in erster Linie eine Frage der 
Ausbildung. Richter, die darin erzogen sind, in einer be
stimmten Weise das Strafmaß zu finden, werden auch in 
ihren Urteilen nicht so voneinander abweichen, wie Rich
ter, bei denen erst jeder selbständig sich in der Praxis 
die Anwendung des richtigen Strafmaßes aneignen mußte.

Eine solche Ausbildung wird auch der Autorität der 
Organe der Rechtspflege insofern förderlich sein, als die 
Gefahr einer allzu großen Verschiedenheit zwischen dem 
Antrag des Staatsanwalts und dem Urteil des Gerichtes 
geringer wird.

Der Forderung, die Findung des Strafmaßes mehr als 
bisher in der Ausbildung unserer Rechtswahrer zu be
achten, kann nicht die Unmöglichkeit einer solchen Aus
bildung entgegengehalten werden. Es wird vielleicht der 
Einwand erhoben werden, daß jeder Fall anders sei und 
daß daher keine festen Regeln für die Strafzumessung 
aufgestellt und gelehrt werden könnten. Dieser Einwand 
ist unberechtigt. Auch im Kriege ist jede Lage neu und 
anders. Und doch wird niemand den Wert der Friedens
ausbildung militärischer Führer leugnen wollen. Wenn 
man dem angehenden Rechtswahrer immer wieder Ge
legenheit gibt, sich im Finden der angemessenen Strafe 
zu üben, so wird dies später ihm und der Rechtspflege 
von Nutzen sein. Gewiß gibt es kein Schema für die 
Strafzumessung und in jedem neuen Falle wird anderes 
zu berücksichtigen sein.

Aber die Punkte, die sich jeder Praktiker im Laufe der 
Zeit als wichtig merkt, werden dem jungen Rechtswahrer 
seine Aufgabe erleichtern, solange er selbst noch nicht 
die erforderliche Erfahrung hat. Zur Erläuterung sei eine 
Zusammenstellung der wesentlichen Gesichtspunkte, die 
in Betracht gezogen werden müssen, gegeben:

1 . Der gesetzliche Strafrahmen.
2. Die Persönlichkeit.

a) Vorstrafen,
b) Leumund,
c) Kriegsverdienste und sonstige Dienste.

3. Der Beweggrund.
4. Der entstandene Schaden.
5. Die Notwendigkeit der Abschreckung.
6. Verhältnis zu Teilnehmern der Tat.
7. Besonderheiten des Einzelfalles.
Diese Zusammenstellung erhebt nicht den Anspruch 

auf Vollständigkeit und Allgemeingültigkeit. Sie zeigt je
doch, daß es nicht unmöglich ist, eine gewisse Anleitung 
für die Bildung des Strafmaßes zu geben.

Wenn zu einer solchen Anleitung noch die Übung in 
der Strafzumessung hinzutritt, muß eine Ausbildung auf
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diesem bisher so unzureichend behandelten Gebiet der 
Strafrechtspflege möglich sein.

Daß diese Ausbildung notwendig ist und der Rechts
pflege von großem Nutzen sein wird, kann nicht be
stritten werden.

StA. Dr. v. V o g e l ,  z. Z. im Felde.

Berichtigung
Zu dem in DR. 1042,157 veröffentlichten Beitrag von 

Rechtsanwalt K ü h n  wird berichtigend folgendes bemerkt

(S. 163 rechte Spalte): Für die Ausübung des Begnadi
gungsrechts sind zuständig: Der Vorsteher des Finanz
amtes, sofern die erkannte Hauptgeldstrafe 5000 9tM 
nicht übersteigt; der Oberfinanzpräsident, sofern die er
kannte Hauptgeldstrafe 5000 3tM, aber nicht 20000 ¡RM 
übersteigt. Entsprechendes g ilt für den Wertbetrag der 
Einziehung. I

Diese Erweiterung der Zuständigkeit beruht auf einer 
nicht veröffentlichten Verwaltungsanweisung des Reichs- 
ininisters der Finanzen, die infolgedessen dem Verfasser 
nicht bekannt sein konnte.

M itte ilu n g e n  des Reichsrechtsamtes und des N SRB.

Reichsminister Dr. Frick 65 Jahre
Zum 65. Geburtstag des RMin. Dr. Wilhelm Frick sandte 

RMin. Generalgouverneur Dr. Frank folgendes Telegramm:

Herrn Reichminister Dr. Frick, Berlin, 
Reichsinnenministerium

Hochverehrter Parteigenosse Dr. Frick!
Zu Ihrem 65. Geburtstag sende ich Ihnen im Namen aller 

Deutschen des Generalgouvernements unsere herzlichsten 
Glückwünsche. Gerade hier in der Verwaltungsarbeit des 
Generalgouvernements kann ich dankbar erkennen, welch 
große Verdienste Sie sich um den Aufbau der national
sozialistischen Reichsordnung erworben haben. Möge 
Ihnen im Dienste des Führers und damit unseres national
sozialistischen Reiches noch viel Erfolg beschieden, möge 
mit Ihrer Arbeit weiter der Segen sein.

Mit freundlichsten Grüßen 
Heil Hitler 

Ihr
gez. Dr. Frank 

Generalgouverneur

Empfang japanischer Studienkommission 
im  NSRB.

Am 9. Febr. stattete eine zur Zeit sich in Deutschland 
aufhaltende Studienkommission von Vertretern des Kaiser
lich Japanischen Justizministeriums und des Innenmini
steriums unter Führung des Ministerialrats M a r u  dem 
NSRB. in der Reichsdienststelle einen Besuch ab. Als Ver
treter des Reichsjustizministeriums war Oberregierungs
rat Dr. v. H a c k w i t z  zugegen.

Im Aufträge des Reichsleiters Reichsminister Dr. F r a n k 
begrüßte der Reichsgeschäftsführer des NSRB., Reichs
amtsleiter Dr. H e u b e r ,  die Gäste und sprach die Hoff
nung aus, daß ihr Aufenthalt in Deutschland dazu bei
tragen möge, das Verständnis zwischen unseren beiden 
verbündeten Völkern auf dem Gebiete des Rechts und 
der Verwaltung immer mehr zu vertiefen im Dienst des 
gemeinsamen Kampfes für die Schaffung einer neuen 
Weltordnung. Namens der japanischen Studienkommis
sion dankte Ministerialrat Maru dem Reichsgeschäfts
führer für die freundlichen Worte der Begrüßung und 
betonte auch seinerseits das Band, das die beiden Län
der durch die gemeinsame Arbeit fü r den Sieg verbindet.

Im Anschluß an die Begrüßung gab Rechtsanwalt 
M ö n n i c h  einen Überblick über Entstehung, Geschichte 
und organisatorischen Aufbau und die Aufgaben des 
NSRB. und der ihm angegliederten Verbände. Sodann 
zeichnete der stellvertretende Geschäftsführer des Insti
tuts der Wirtschaftsprüfer Dr. B e c k e r  ein anschauliches 
Bild der in der Reichsgruppe Wirtschaftsrechtswahrer 
des NSRB. zusammengeschlossenen Berufsgruppen. Ab
schließend gab der Leiter der Berufsbetreuung, Ober
regierungsrat Dr. L i e b e n b e r g ,  den Gästen einen Ein
blick in die Berufsbetreuungs-, Berufslenkungs- und Be
rufseinsatzarbeit des NSRB.

Berufsfördernde Lehrgänge 
des Arbeitswerkes NSRB.

Das Rechtsseminar, das im Wintersemester 1941/42 unter 
dem Leitwort „Arbeitsrecht und Sozialrecht im Kriege“  
stand, wird in Form von zahlenmäßig begrenzten Ar
beitsgemeinschaften in dem Vierteljahr April/Juni 1942 
fortgesetzt. Hier werden im Anschluß an den im Winter
halbjahr 1941/42 durchgeführten Lehrgang aktuelle Fra
gen des gesamten A r b e i t s -  und  S o z i a l r e c h t s ,  
wie Arbeitsplatzwechsel, Dienstverpflichtung, Urlaubs
und Arbeitszeitfragen u. a., besprochen.

Die Lehrgänge für betriebliches Rechnungswesen be
ginnen ungefähr Mitte April; die Fachwochen für W irt
schaftstreuhänder und Steuerberater finden vom 20. April 
bis 2. Mai und vom 15. bis 27. Juni statt und behandeln 
folgende Stoffgebiete: Steuerrecht, Finanzbuchführung 
und Jahresabschluß, Kostenrechnung und Preisbildung, 
Gewinnabschöpfung und Wirtschaftsrecht.

Gleichzeitig wird auf das Dolmetscherseminar der 
Reichsfachschaft für Dolmetscherwesen hingewiesen, das 
in seiner bewährten Form mit etwa 50 Kursen weiter 
durchgeführt wird.

Die für die vorstehenden Veranstaltungen vorgesehenen 
Arbeitspläne werden im März veröffentlicht. Sie können 
kostenlos von dem Gauarbeitswerk Berlin W 35, Tier- 
gartenstr. 20/21, bezogen werden. Auch Anfragen darüber 
werden gern fernmündlich beantwortet (Ruf 2289 61, 
App. 83).

Auslandsreisen
1. Auslandsreisen im Sinne dieser Anweisung sind alle 

Reisen ins Ausland, die irgendeinen politischen oder 
fachlichen Zweck verfolgen, insbesondere alle Vortrags-, 
Kongreß- und Informationsreisen.

Ausland im Sinne dieser Anweisung sind auch das Pro
tektorat Böhmen-Mähren, das Generalgouvernement so
wie sämtliche besetzten Gebiete einschließlich Holland.

2. Mitglieder des NSRB. bedürfen zum Antritt einer 
Auslandsreise der vorherigen schriftlichen Genehmigung 
des Reichsführers NSRB. oder seines Stellvertreters.

Der Antrag ist spätestens 4 Wochen vor Antritt der 
Reise schriftlich an die Reichsdienststelle des NSRB., 
Hauptabteilung Organisation, Berlin W 35, Tiergarten
straße 20/21, zu stellen. In dringenden Ausnahmefällen 
kann ausnahmsweise die Genehmigung auf drahtlichem 
Wege eingeholt werden.

Der Antrag hat zu enthalten:
a) Zweck und Dauer der Reise,
b) Angabe derjenigen Orte, in denen Aufenthalt ge

nommen wird, sofern dieser Aufenthalt über eine 
bloße Übernachtung hinausgeht,

c) soweit eine Beteiligung an Veranstaltungen, Kon
gressen usw. erfolgt, sind Zeit und O rt dieser Ver
anstaltung sowie die veranstaltende Organisation an
zuzeigen. Soweit das Bundesmitglied selbst Vorträge 
und ähnliches hält, sind die Themen dieser Vorträge 
ebenfalls aufzuführen,

d) Begründung der Dringlichkeit der Reise.
3. Nach Beendigung der Reise ist der Reichsdienst-
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stelle über Eindrücke und Erfahrungen zu berichten, und 
zwar möglichst in doppelter Ausfertigung.

4. Es wird erwartet, daß sich die Bundesmitglieder im 
Ausland an allen Orten, in denen sie sich länger als 
zwei Tage aufhalten, bei der in Frage kommenden diplo
matischen Vertretung des Deutschen Reichs (Gesandt
schaft, Konsulat) sowie bei der zuständigen Gruppe der 
Auslandsorganisation der NSDAP, melden.

5. Bundesmitglieder, die ohne Erlaubnis des Reichs

führers NSRB. Auslandsreisen unternehmen, setzen sich 
ehrengerichtlicher Bestrafung aus.

6. Diese Anweisung g ilt nicht bei Beteiligung an Rei
sen, die vom NSRB. selbst oder einer Untergliederung 
desselben unternommen werden. Für diese Fälle er
gehen besondere Anweisungen.

Berlin, den 29. Januar 1942.
Dr. H e u b e r

Reichsgeschäftsführer NSRB.

F ü r den R e c h t s w a h r e r  im  K r i e g s e i n s a t z

Die Entwicklung der Strafrechtspflege 
im  Kriege

I .  Gesetzesänderungen im  Strafgesetzbuch
Von Staatsanwalt Dr. Hans  M i t t e l b a c h ,  Berlin 
Bereits bei Ausbruch des Krieges war erkennbar, daß 

die G e s a m t e r n e u e r u n g  des deutschen Strafrechts 
keine alsbaldige Verwirklichung finden würde. Die vor
weggenommenen T e i l r e f o r m e n  atmeten neuen Geist, 
in ihnen zeichnete sich der Weg der weiteren Entwick
lung des Strafrechts ab. So ist es auch weiterhin ge
blieben. Inzwischen ist eine Reihe einschneidender Neue
rungen in das StGB, eingeführt, S t r a f r e c h t s l ü c k e n  
wurden geschlossen und die Aktionskraft des Strafrechts 
weiterhin verstärkt. Daneben wurde ein fast lückenloses 
K r i e g s s t r a f r e c h t  geschaffen, um den besonderen 
Aufgaben der Strafrechtspflege im Kriege gerecht zu 
werden. Auch hier offenbart sich mancher Gedanke, der 
bleibendes Gut unseres Strafrechts werden wird.

Die folgenden Ausführungen sollen einen Überblick 
über die einzelnen Bestimmungen vermitteln und die Er
kenntnis des fortschreitenden Überganges zu einem Straf
recht fördern, das auf dem Gedanken der Volksgemein
schaft aufgebaut und von der Auffassung vom Recht als 
einer völkischen Sittenordnung durchdrungen ist.

A. A l l g e m e i n e r  T e i l  des S t r a f g e s e t z b u c h e s  
1. Die bisherigen Bestimmungen über den G e l 

t u n g s b e r e i c h  des S t r a f r e c h t s  stellten das sog. 
„Territorialitätsprinzip“  an die Spitze und kannten hier
von Durchbrechungen, die auf dem Schutz- und Treu
gedanken beruhen. Die Regelung erwies sich von jeher 
als wenig glücklich. Sie hinderte z. B. eine gerechte 
Sühne, wenn die Tat eines Deutschen am Tatort nicht 
m it Strafe bedroht war und nicht unter die Delikte fiel, 
deren Verfolgung ausdrücklich zugelassen war. Die Ge
richte haben mitunter den Ausweg über § 2 StGB, ge
wählt, im Rahmen des BlutschutzG. wurden solche Taten 
mit der Erwägung erfaßt, daß der Erfolg der Handlung 
(Verletzung des deutschen Blutes) im Inlande eingetreten 
sei. Die neuen Bestimmungen bringen eine bewußte Ab
kehr von der bisherigen Betrachtungsweise1).

D ie  T a t des d e u t s c h e n  S t a a t s a n g e h ö r i g e n  
Das neue Recht geht nicht von der Tat, sondern vom 

Täter aus. Der Sinn der Volksgemeinschaft fordert die 
Bindung jedes Staatsangehörigen an ihre Gesetze ohne 
Rücksicht darauf, ob er sich im Inlande oder im Aus
lande aufhält. Die persönliche Eigenschaft als Deutscher 
ist mithin für die Anwendung des deutschen Strafgesetzes 
maßgeblich. Es ist auf die Tat eines deutschen Staats
angehörigen anzuwenden, einerlei, ob er sie im Inland 
oder im Ausland begeht. Ein sittliches Postulat wird da
mit verwirklicht, wonach jeder Deutsche sich auch im 
Auslande als Träger des deutschen Gedankens und deut
scher Kultur zu betrachten hat. Für den Deutschen ist 
das Territorialprinzip durch das Personalprinzip ersetzt. 
Eine Überspitzung wird vermieden, indem auch den Ge
setzen des ausländischen Tatorts Bedeutung eingeräumt 
wird. Das deutsche Strafrecht ergreift eine im Auslande 
begangene Tat dann nicht, wenn das Recht des Tat
orts sie nicht mit Strafe bedroht und die Tat nach ge-

!) VO. über den Geltungsbereich des deutschen Straf
rechts v. 6. Mai 1940.

sundem Volksempfinden wegen des besonderen Verhält
nisses am Tatort kein strafwürdiges Unrecht ist.

D ie  T a t des Au s l ä n d e r s .
Für I n l a n d s t a t e n  de r  A u s l ä n d e r  g ilt wie bis

her das Territorialitätsprinzip. Als Gast des Deutschen 
Reiches muß sich der Ausländer nach den Geboten des 
deutschen Strafrechts richten.

Die A u s l a n d s t a t e n  von  A u s l ä n d e r n  wurden 
bisher nur bei bestimmten Delikten (Aufzählungsgrund
satz) nach deutschem Recht bestraft. Die Auswahl der 
Delikte war nach dem Grundsätze des Schutzprinzips oder 
der Weltrechtspflege getroffen. Dabei ist es zunächst 
geblieben. Unabhängig von dem Recht des Tatorts g ilt 
hier für die Auslandstat das deutsche Strafrecht, der 
Katalog ist lediglich um eine Reihe von Delikten ver
mehrt worden. Es treten neben die schon früher erfaßten 
hoch- und landesverräterischen Handlungen gegen das 
Deutsche Reich und die Münzdelikte jetzt auch Spreng
stoffverbrechen, Kinder- und Frauenhandel, Verrat eines 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses eines deutschen 
Betriebes, Meineid in einem bei deutschen Gerichten an
hängigen Verfahren usw. Auch Straftaten, die ein Aus
länder als Träger eines deutschen staatlichen Amtes oder 
gegen einen solchen während der Ausübung seines 
Dienstes begeht, fallen wie bisher hierunter. Ausgedehnt 
wird dies auf die als deutscher Soldat oder als Ange
höriger des Reichsarbeitsdienstes oder gegen solche Per
sonen begangenen Taten. Der Schutzgedanke und der 
Treugedanke (Träger eines deutschen Amtes u. ähnl.) 
sind damit zu wirksamerer Auswirkung gekommen.

Diese im Anschluß an das bisherige Recht getroffene 
Regelung erschien nicht ausreichend. Brauchte doch z. B. 
ein Ausländer, der im Auslande einen Deutschen ermordet 
hatte, in Deutschland keine Strafverfolgung zu befürch
ten, die mögliche Ausweisung stand mit dem Erfordernis 
materieller Gerechtigkeit nicht im Einklang. Wenn an
dererseits das Deutsche Reich von seinen Staatsange
hörigen auch im Auslande die Beachtung seiner Gesetze 
verlangt, erwuchs hieraus die besondere Treupflicht des 
Reiches zum Schutze seiner Staatsangehörigen im Aus
lande. In Erweiterung der bisherigen Möglichkeiten der 
Bestrafung von Auslandstaten der Ausländer ist folgende 
Regelung getroffen:

Ist die im Auslande begangene Straftat durch das 
Recht des Tatorts mit Strafe bedroht oder ist die Tat 
auf staatenlosem Gebiet begangen, so findet das deutsche 
Strafrecht Anwendung, wenn

a) die Straftat gegen das deutsche Volk oder gegen 
einen deutschen Staatsangehörigen gerichtet ist oder

b) der Täter im Inlande betroffen und trotz Zulässigkeit 
der Auslieferung nicht ausgeliefert wird oder

c) die deutsche Staatsangehörigkeit nach der Tat er
worben wurde.

Die Grundgedanken dieser Bestimmung sind klar. Jeder 
Ausländer muß die Gesetze seines Landes beachten, der 
Schutzgedanke fordert die Bestrafung der gegen deutsche 
Interessen gerichteten Tat. Bei der Behandlung des Neu
bürgers (zu c) war maßgeblich, daß er wegen der 
früheren Taten infolge des Grundsatzes der Nichtaus- 
lieferung (§ 9 StGB.: keine Auslieferung eines Deut
schen) sonst keiner Strafgewalt unterworfen wäre.

Vergleichen w ir die Neuregelung der Bestimmungen 
mit dem Bericht der amtlichen Strafrechtskommission, so 
ist die Innehaltung der dort gegebenen Marschroute er-
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sichtlich. O r a f  G l e i s p a c h  spricht von einer klaren 
Absage an die Ideenwelt des Liberalismus und von der
entschlossenen Durchführung nationalsozialistischen Rechts
denkens.

2. Der Wille hierzu tr itt auch in den neuen Bestimmun
gen über die B e s t r a f u n g  be i  V e r s u c h  und  B e i 
h i l f e  zutage. Die Strafrechtserneuerung ist von dem 
Gedanken des Willenstrafrechts erfüllt und bringt damit 
eine neue Kurseinstellung des Strafrechts zum Ausdruck. 
Ausgangspunkt und Einwirkungsziel soll der Wille des 
Täters sein. Unter diesem Blickpunkt kann dem Umstande 
keine entscheidende Bedeutung beigemessen werden, daß 
der verbrecherische Wille des Täters nicht zur beab
sichtigten Vollendung der Tat geführt hat oder er seine 
Tätigkeit auf Beihilfehandlungen beschränkte. Daher ist 
bestimmt: „Für den strafbaren Versuch eines_ Verbrechens 
oder Vergehens oder für die Beihilfe dazu ist allgemein 
die Strafe zulässig, die für die vollendete Tat vorgesehen 
is t2).“  Diese Bestimmung des Kriegsstrafrechts gilt für 
das gesamte Strafrecht und ändert die maßgeblichen Be
stimmungen des StGB, dahin ab, daß der Richter bei 
Versuch und Beihilfe die Strafmilderung vornehmen' kann, 
jedoch nicht vornehmen muß. Die Vorschriften über den 
Rücktritt vom Versuch sind aufrechterhalten, obwohl auch 
ihre Berechtigung im Rahmen der Erörterungen über die 
Strafrechtserneuerung in Zweifel gezogen worden ist.

3. Während die bisher erörterten Gesetzesänderungen 
mit kühnem G riff neuen Rechtsgedanken den Weg er- 
öffneten, ist auf dem G e b i e t e  de r  B e k ä m p f u n g  
des G e w o h n h e i t s v e r b r e c h e r t u m s  die schon 
früher eingeschlagene Marschrichtung3) beibehalten und 
die Schlagkraft der Justiz verstärkt worden. M it dem 
Ges. gegen gefährliche' Gewohnheitsverbrecher war die 
Möglichkeit eröffnet, über den Sühnegedanken hinaus 
dem Strafzweck des Schutzes des Volkes die erforderliche 
Beachtung zu schenken. Während die Rspr. anfangs nur 
zaghaft zur Maßnahme der Sicherungsverwahrung griff, 
hat sich im Laufe der Zeit das Bild geändert. Von der 
Sicherungsverwahrung eines gefährlichen Gewohnheits
verbrechers wird jetzt nur abgesehen, wenn seine Besse
rung mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Ist der 
Angekl. als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher erkannt, 
dann ist die Zeit vorüber, wo ihm noch weitere „Chancen“  
geboten werden. Im Rahmen der Kriegsgesetze sind viel
fach Todesurteile gegen gefährliche Gewohnheitsver
brecher ergangen, die unter Ausnutzung der Kriegsver
hältnisse erneut zu strafbarer Betätigung übergegangen 
sind. Die verbrecherische Persönlichkeit des Täters recht
fertigte oft allein die Todesstrafe, für ihn war in der 
Volksgemeinschaft kein Raum mehr. Die Notwendigkeit 
der Ausmerzung solcher Elemente trat im Kriege stärker 
hervor, es wird aber allgemein bei immer erneuter ver
brecherischer Betätigung des Rechtsbrechers die Frage 
auftauchen, ob er sich nicht so weit vom Rechtswollen 
der Gemeinschaft entfernt, daß seine Beseitigung geboten 
ist. Die Kriegsgesetze verlangen hierfür die Erfüllung 
besonderer Tatbestandsmerkmale, nunmehr ist jede tat
bestandsmäßige Einengung für die Verhängung der 
Todesstrafe gefallen: G e w o h n h e i t s v e r b r e c h e r  
(§20a StGB.) und  S i t t l i c h k e i t s v e r b r e c h e r  (§§176 
bis 178 StGB.) v e r f a l l e n  d e r  T o d e s s t r a f e ,  wenn 
der Schutz der Volksgemeinschaft oder das Bedürfnis 
nach gerechter Sühne es erfordern4).

Der Begriff des „Sittlichkeitsverbrechers“  ist neu ein
geführt, die Sprechweise der erwähnten Bestimmungen 
des StGB, kennt ihn nicht (vgl. jedoch §42a StGB.: Ent
mannung des gefährlichen Sittlichkeitsverbrechers). Der 
Blick des Richters muß also auf die Täterpersönlichkeit 
gerichtet sein, wie w ir solche Persönlichkeitsbeurteilung 
bisher schon bei der Verhängung der Sicherungsmaß
nahmen vorzunehmen hatten. Jede Kasuistik ist in der 
neuen Bestimmung vermieden, lediglich hat der Gesetz
geber dem abwägenden Gedankengang des Richters die 
Richtung vorgeschrieben. Man wird sich nach den bis
herigen Erfahrungen der Strafrechtspflege mit einer Er

2) § 4 VO. gegen Gewaltverbrecher v. 5. Dez. 1939.
3) Ges. gegen gefährliche Gewohnheitsverbrechei und

über Maßregeln der Sicherung und Besserung v. 24. Nov.
1933.

*) §1 Ges. z. Änd. des RStGB. v. 1. Sept. 1941.

höhung des Strafmaßes kaum der trügerischen Hoffnung 
einer besonderen „Abschreckungswirkung** dieser Be
stimmung hingeben. Bewußt schließt jedoch1 die Volks
gemeinschaft denjenigen aus, der als dauernd asozial er
kannt ist.

Der Schutz vor dem Gewohnheitsverbrecher ist auch 
insoweit verstärkt, als die Entlassung aus der Sicherungs
verwahrung neu geregelt ist. Die Gerichte haben in der 
Regel bereits früher erkannt, daß eine E n t l a s s u n g  
aus der  S i c h e r u n g s v e r w a h r u n g  im Kriege nur 
in Ausnahmefällen stattfinden kann. Immerhin blieb die 
Entsch. der Gerichte über die Entlassung (auch bei 
Unterbringung in einer Heil- und Pflegeanstalt, in einer 
Trinkerheilanstalt, in einer Entziehungsanstalt oder einem 
Arbeitshaus) nicht einheitlich und konnte sich nur auf die 
Berichte der Anstalten stützen. Nunmehr ist diese Ent
scheidung (ebenso bei Widerruf der Entlassung) der 
höheren Vollzugsbehörde (Generalstaatsanwalt bei dem 
OLG.) übertragen5 *) und damit eine einheitliche Hand
habung gewährleistet, bei der die entscheidende Stelle 
bessere Einblicke in das Verhalten und die Psyche des 
Verurteilten hat.

4. Wer dem Berufsverbrechertum wirksam entgegen
treten will, muß die Schutzbarriere bereits dort aufrich
ten, wo sich im -jugendlichen Verbrecher der zukünftige 
Weg zum ausgewachsenen Asozialen erkennen läßt. Das 
JGG. erfaßt die Jugendlichen vom 14. bis zum 18. Lebens
jahr. Feste Altersgrenzen werden immer Schwierigkeiten 
mit sich bringen, das Leben stellt uns vor Fälle, in denen 
Alter und Reife die gesetzlichen Schranken sprengen. Die 
VO. zum Sc h u t z e  g e g en  j u g e n d l i c h e  S c h w e r 
v e r b r e c h e r  v. 4. Okt. 1939 eröffnet die Möglichkeit, 
gegen einen Jugendlichen, der zur Zeit der Tat das 
16. Lebensjahr vollendet hat, die gegen einen Erwach
senen zulässigen Strafen und Maßnahmen der Sicherung 
und Besserung zu verhängen. Voraussetzung ist, daß der 
Täter nach seiner geistigen und sittlichen Entwicklung 
einer über 18 Jahre alten Person gleichzuachten1 ist und 
daß die bei der Tat gezeigte, besonders verwerfliche 
verbrecherische Gesinnung oder der Schutz des Volkes 
eine solche Bestrafung erfordern. Eine besonders sorg
fältige Persönlichkeitsprüfung ist auch hier wieder er
forderlich. Es kommt nach dem RG. nicht entscheidend 
darauf an, ob der Täter zur Zeit der Tat in .seiner kör
perlichen und geistigen Entwicklung einem Achtzehn
jährigen gleichkam, sondern darauf, ob sich die Früh
reife des Jugendlichen in stark entwickelter sittlicher 
Verderbtheit und besonders verbrecherischer Gesinnung 
offenbart. Taten, die bei Jugendlichen nichts Ungewöhn
liches sind, aus mangelndem erzieherischen Einfluß oder 
sonstigen besonderen Umständen zu erklären sind, schei
den aus. Es kann nicht ohne weiteres die zutage ge
tretene frühe Kriminalität mit der geforderten Frühreife 
gleichgesetzt werden. Die Einbeziehung der Tat wird 
erst die Feststellung der Frühreife ermöglichen. Die 
weiteren Erkenntnismöglichkeiten zur Feststellung der 
Frühreife sind gering, die medizinischen Sachverstän
digen haben in vielen Fällen keine zur Beurteilung aus
reichenden Gutachten geben können. Daher haben viel
fach Gerichte lediglich auf das bei der Tat gezeigte 
Verhalten abgestellt und geprüft, ob es bei der Tat und 
ihrer Einstellung zu ihr dem Verhalten eines normal ent
wickelten, über 18 Jahre alten Täters entsprach. Dann 
wurden die Strafen gegen einen voll Strafmündigen zur 
Anwendung gebracht, wenn der Schutzgedanke dies recht
fertigte. Diese Entwicklung führt zu einer Verlagerung 
des vollen Strafmündigkeitsalters bei schweren Straf
taten auf das 16. Lebensjahr. Der Gedanke „malitia 
supplet aetatem“  liegt jedoch nach allgemein im Schrift
tum vertretener Auffassung der VO. fern.

5. Wenn fortgeschrittene geistige und sittliche Ent
wicklung die Behandlung des Jugendlichen als Erwach
senen rechtfertigen kann, so soll andererseits die Herab
setzung der Fähigkeit, das Unerlaubte der Tat einzu
sehen oder nach dieser Einsicht zu handeln, nicht all
gemein zu einer Strafminderung führen. Eine Gesetzes
änderung ist insoweit nicht erfolgt, Rechtsprechung und 
Schrifttum haben immer wieder in letzter Zeit Gelegen-

6) § 8 Ges. z. Änd. des RStGB. v. 4. Sept. 1941; VO. z. 
Durchf. v. 24. Sept. 1941.
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heit genommen darauf hinzuweisen, daß § 51 Abs.  2 
St GB,  eine Strafminderung nicht zwingend vorschreibt. 
Immer mehr setzt sich die Erkenntnis durch, daß die 
Schutzfunktion der Strafe im Vordergrund zu stehen hat. 
Unverkennbar drohen von dem vermindert Zurechnungs
fähigen, der seine gemeinschaftsgefährlichen Anlagen 
nicht auszugleichen vermag, besondere Gefahren. Die 
tatsächliche Unmöglichkeit, sich in die Volksgemein
schaft voll einzugliedern, kann zur Versagung der Straf
milderung führen. Diese Auffassung steht mit dem Ent
wurf des StGB, im Einklang. Sie w irkt sich auch in,der 
Rechtsprechung des RG. aus, wonach das Vorliegen des 
§ 51 Abs. 2 StGB, nicht ohne weiteres die Annahme eines 
„minder schweren Falles“  rechtfertiget. Ähnliche Gedan
kengänge kehren im Kriegsstrafrecht wieder.

B. B e s o n d e r e r  T e i l  des S t r a f g e s e t z b u c h e s
1. Die wesentlichste Änderung ist die N e u o r d n u n g  

d e s T ö t u n g s s t r a f r e c h t s 6).
Die Strafrechtserneuerungsbestrebungen sind auf die

sem Gebiete zum Ziele geführt. Der Aufbau der Tat
bestände erfolgt in der bisherigen Weise. Zunächst wird 
der Mord positiv umschrieben (§211 StGB.), hieraus wird 
durch Weglassung bestimmter Voraussetzungen der Tot
schlag (§ 212 StGB.) gebildet. Die Bestimmungen der 
§§ 214 (Totschlag bei Unternehmung einer strafbaren 
Handlung), 215 (Aszendententotschlag) kommen in Fort
fall. Die Neufassung spricht nicht vom „Mord“  und „T o t
schlag“ , sondern vom „Mörder“  und „Totschläger“ . Der 
Wandel vom Tat- zum Täterstrafrecht soll zum Ausdruck 
gebracht werden. Die amtliche Begründung sagt hierzu: 
„Die Bezeichnung des Täters als Mörder bzw. Totschlä
ger weist den Richter an, die Gesamtpersönlichkeit des 
Täters zu prüfen und zu würdigen.“  Der Tätertyp des 
Mörders ist damit aufgestellt. Es bedarf aber an dieser 
Stelle keiner weiteren Auseinandersetzungen mit der 
Tätertypfrage im allgemeinen, weil der Gesetzgeber die
sem Typ durch eine Beschreibung im Gesetz eine klare 
und eindeutige Inhaltsbestimmung verleiht. In beson
deren Ausnahmefällen bleibt dennoch dem Richter die 
Entschließungsfreiheit, trotz Vorliegens der im Gesetz 
niedergelegten Merkmale auf Grund der Prüfung der Ge
samtpersönlichkeit zu entscheiden: der Angeld, ist kein 
Mörder. Gerade diese freiere Stellung des Richters muß 
als wesentlicher Fortschritt betrachtet werden. Was sagt 
nun das Gesetz über den Mörder:

„Mörder ist, wer
aus Mordlust, zur Befriedigung des Geschlechtstriebs, 

aus Habgier oder sonst aus niedrigen Beweg
gründen,

heimtückisch oder grausam oder mit gemeingefähr
lichen Mitteln oder

um eine andere Straftat zu ermöglichen oder zu ver
decken,

einen Menschen tötet.“
Die Tötungshandlung wird nach Beweggrund, Tataus

führung und Zweck der Handlung gewertet. „Wer einen 
Menschen vorsätzlich tötet, ohne Mörder zu sein, wird 
als Totschläger . . .  bestraft“  (§212 StGB. n. F.). Das 
bisherige Unterscheidungsmerkmal zwischen Mord und 
Totschlag, die Überlegung, wurde von jeher als unzuläng
lich betrachtet. Die Denkschrift des Preuß. Justizministers 
„Nat.-soz. Strafrecht“  verlangte die Beseitigung dieser 
Unterscheidung. Ihr wurde vor allem auch vorgeworfen, 
sie wurzele nicht im Gedanken der materiellen Gerechtig
keit, weil sie außerhalb des Sittlichen steht (vgl. nat.-soz. 
Leitsätze für ein neues deutsches Strafrecht). Jetzt sind 
Merkmale entscheidend, welche die sittliche Bewertung 
des Täters betreffen. Betrachten w ir sie zusammenfas
send, so lassen sie alle die betätigte besonders verwerf
liche Gesinnung des Täters erkennen. Darauf kommt es 
an; nur dort, wo w ir sie feststellen, ist die gemein
schaftssittliche Wertung, der Täter ist ein Mörder, ge
rechtfertigt.

„Der Mörder wird mit dem Tode bestraft“  (§211 Abs. 1 
StGB. n. F.). Die absolute Todesstrafe für den Mord ist 
nach unserem Rechtsempfinden eine Selbstverständlich
keit. Sollte einmal der besondere Ausnahmefall eintreten,

daß bei einem „Mörder“  trotz der vom Gesetz gegebenen 
Wertungsmöglichkeiten die Todesstrafe nicht angemessen 
erscheint, so tr itt lebenslanges Zuchthaus ein (§ 211 
Abs. 3 StGB. n. F.). Dem „Totschläger“  droht lebenslan
ges Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter 5 Jahren 
(§212 StGB. n. F.). Mildernde Umstände sind beim Tot
schläger nach wie vor zu berücksichtigen, die Bestim
mung des § 213 StGB, bleibt weiterhin in Kraft. Die Neu
regelung des Tötungsstrafrechts bietet somit die Gewähr, 
daß jedes vorsätzliche Tötungsdelikt seiner gerechten 
Sühne entgegengeführt werden kann, ohne daß wie oft 
bisher einem Tatbestandsmerkmal (der Überlegung) Zwang 
angetan werden muß.

2. Auf dem Gebiete der fahrlässigen Tötung sind 
gleichfalls Änderungen zu verzeichnen. Der Streit um 
den „Berufsfahrer“  ist beendet. Die Bestimmungen über 
die b e r u f s f a h r l ä s s i g e  T ö t u n g  (§ 222 Abs. 2 StGB.) 
und d ie  b e r u f s f a h r l ä s s i g e  K ö r p e r v e r l e t z u n g  
(§230 Abs. 2 StGB.) sind weggefallen7). Dafür wurde der 
Strafrahmen für die ersten Absätze beider Bestimmungen 
erweitert. Es ist damit dem Richter die Möglichkeit ge
geben, das Maß der Pflichtverletzung im Rahmen eines 
erweiterten Strafsatzes richtig zu würdigen, wie schon 
bei G ü r t n e r  („Das kommende Deutsche Strafrecht“ ) 
zu lesen war. Eine sich vielfach widersprechende, den Be
g riff des Berufsfahrers ständig erweiternde, die Rechts
sicherheit beeinträchtigende Rechtsprechung hat ihre Be
deutung verloren.

Bei fahrlässigen Körperverletzungen hatte sich Vielfach 
der Mißsfand herausgebildet, daß die Durchsetzung zivil- 
rechtlicher Forderungen unter dem Druck der drohenden 
S t r a f a n t r a g s t e l l u n g  erfolgte und ein Feilschen um 
die Unterlassung eines solchen Antrages begann. Es 
kann nicht schlechthin dem Ermessen des Verletzten über
lassen bleiben, ob der Täter zur Rechenschaft gezogen 
wird. Daher eröffnet das Gesetz in der Neufassung des 
§ 232 StGB, die M ö g l i c h k e i t ,  l e i c h t e  v o r s ä t z 
l i c h e  und  d u r c h  F a h r l ä s s i g k e i t  h e r v o r g e r u 
f ene  K ö r p e r v e r l e t z u n g e n  dann - von Amt s  
w e g e n  zu v e r f o l g e n ,  wenn die Strafverfolgungs
behörde dies wegen des besonderen öffentlichen Inter
esses für geboten erachtet7). Die Fassung der Bestim
mung betont ihren Ausnahmecharakter. Das gesunde 
Volksempfinden muß Leitmotiv für die Entscheidung der 
Strafverfolgungsbehörde sein. Zu denken ist an Täter 
mit einschlägigen ernsteren Vorstrafen, an Trunkenheit 
am Steuer, ernstere Unfallfolgen u. ähnl. Die Bestimmung 
ist nicht auf das Verkehrsrecht beschränkt.

Eine weitere Neuerung im Verkehrsrecht bringt §139a 
StGB. Bisher war die F l u c h t  nach dem V e r k e h r s -  
u n f a l l  ein Sonderdelikt des Kraftfahrers (§22 KraftfG.). 
Nunmehr wird jeder bestraft, der sich nach einem Ver
kehrsunfall (keine Beschränkung auf den Autounfall!) der 
Feststellung seiner Person, seines Fahrzeuges oder der 
Art seiner Beteiligung an dem Unfall vorsätzlich entzieht, 
obwohl nach den Umständen in Frage kommt, daß sein 
Verhalten zur Verursachung des Unfalls beigetragen hat7). 
Der Strafrahmen reicht unter Einbeziehung „besonders 
schwerer Fälle“  von der Geldstrafe über Haft und Ge
fängnis bis zur Zuchthausstrafe.

In diesem Zusammenhänge ist zu erwähnen, daß der 
Streit über den Deliktscharakter des „besonders schwe
ren Falles“  nach wie vor besteht. Das RG. hält an seiner 
Auffassung fest, daß die Dreiteilung der Straftaten hier
von nicht berührt wird und das Delikt Vergehen bleibt. 
Die Stimmen für die „konkrete Betrachtungsweise“ , wo
nach die Tat im besonders schweren Falle entsprechend 
der angedrohten Strafe als Verbrechen anzusehen ist, 
mehren sich. Sie finden Rückhalt in den Bestimmungen 
der Neufassung der VerbrReglStrafVO. v. 26. Nov. 1941. 
Hier werden die „leichten“  und „schweren“  Fälle je 
nach Art der angedrohten Strafen für die Verjährungs
frage „konkret“  gewürdigt.

3. Eine Reihe von G e s e t z e s l ü c k e n  w u r d e  g e 
s c h l o s s e n 8).

Die Fälschung von Legitimationspapieren (bisher Über

7) VO. z. Änd. der Straf Vorschriften über fahrl. Tötung, 
Körperverletzung und Flucht bei Verkehrsunfällen vom 
2. April 1940.

8) Ges. z. Änd. des RStGB. v. 4. Sept. 1941.6) §2 Ges. z. Änd. des RStGB. v. 4. Sept. 1941.
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tretung nach § 363 StGB.) ist ihrem wirklichen Charakter 
entsprechend in die Urkundendelikte als § 281 StGB, 
zwecks schärferer Bekämpfung des Mißbrauchs mit Aus
weispapieren eingereiht. Bestraft wird hiernach (Gefäng
nis, in besonders schweren Fällen Zuchthaus), wer fremde 
Ausweispapiere (Zeugnisse oder andere Urkunden, die 
im Verkehr als Zeugnisse verwendet werden) vorsätzlich 
zur Täuschung im Rechtsverkehr gebraucht oder zu die
sem Zwecke einem anderen ein solches Papier überläßt, 
das nicht für diesen ausgestellt ist.

Strafschärfungen haben die Bestimmungen über 
Rauschtaten (§ 330 a StGB.), fahrlässige Branderregung 
(§ 309 StGB.) und in besonders schweren Fällen gegen 
Wucher erfahren. Bemerkenswert ist, daß hierbei vom 
„Wucherer“  und nicht wie bisher vom „Wucher“  die 
Rede ist. Hierauf kann nur im Rahmen der vorgesehenen

späteren Erörterungen über die immer noch aktuelle 
Frage des Tätertyps eingegangen werden.

Der Straftatbestand des §310a StGB. (Schutz vor 
Waldbränden) ist auf bestimmte Betriebe und Anlagen 
sowie auf bestellte Felder ausgedehnt worden.

C. I n k r a f t t r e t e n  d e r  G e s e t z e s ä n d e r u n g e n  
Die in das StGB, aufgenommenen Bestimmungen haben 

z. T. rückwirkende Kraft, insbesondere g ilt dies für die 
Änderungen im Tötungsstrafrecht, für die Todesstrafe 

egen Gewohnheits- und Sittlichkeitsverbrecher, für die 
estrafung von Versuch und Beihilfe sowie für das Vor

gehen gegen jugendliche Schwerverbrecher. W ir kennen 
solche Rückwirkung schon aus anderen Gesetzen, es sei 
an das Gesetz gegen Autofallenräuber und gegen er
presserische Kindesräuber erinnert.

Schrifttum
S t r a f p r o z e ß o r d n u n g  mit den wichtigsten Neben

gesetzen und dem Kriegsverfahrensrecht von Dr. O t t o  
S c h w a r z ,  Reichsgerichtsrat. 10., neubearb. und ver
mehrte Aufl. Fünfte Großdeutsche Ausgabe. (Beck’sche 
Kurz-Kommentare Bd. 6.) München und Berlin 1941. 
C.H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung. XX, 1000 S. Preis 
geb. 1 2 ,5 0 » .
Auch die in rascher Folge erschienene 10. Aufl. dieses 

von der Praxis mit Recht bevorzugten Kurzkommentars 
entspricht nach Anlage und Inhalt dem bisherigen Ge
samtcharakter des Werkes. Auf meine letzte Besprechung 
DR. 1941,429 darf ich deshalb Bezug nehmen. Der Verf. 
hat sein Buch erneut allgemein überarbeitet, unter Be
nutzung der Gesetzgebung und Rechtsprechung der 
jüngsten Zeit ergänzt und seine praktische Handhabung, 
z. B. durch Einbeziehung der Kriegsstrafrechtsnormen in 
das bisherige Recht, weiter verbessert. Die Bearbeitung 
ist am 28. Juli 1941 abgeschlossen, die amtliche Entschei
dungssammlung bis RGSt. 75,192 berücksichtigt. Auf die 
allerjüngsten Gesetzesänderungen wird in einem Nach
trag verwiesen. Einigen früher geäußerten Anregungen 
ist Rechnung getragen. Besonderes Interesse bringt man 
den bedeutsamen, sonst nicht veröffentlichten Entschei
dungen des RG. entgegen, die der Verf. verschiedentlich 
ausgewertet hat. Als Kurzkommentar für die Praxis wird 
das Werk seine bisherige anerkannte Stellung weiterhin 
behaupten. Prof. Dr. B r u n s ,  Posen.

D ie  V e r b r a u c h s r e g e l u n g s - S t r a f v e r o r d n u n g .
Kleines Erläuterungswerk von Dr. jur. L. Käß.  Bad
Oeynhausen (Westf.) 1941. Verlag August Lutzeyer.
174 S. Preis brosch. 2 ,8 0 » .
Der kleine, handliche Band bietet neben einer kurzen 

Einleitung über die Entwicklung der gesetzgeberischen 
Maßnahmen zur Verbrauchsregelung eine Kommentierung 
der Bestimmungen der VerbrReglStrafVO. v. 6. April 1940. 
Ausführungen über das Zusammentreffen von Verstößen 
gegen die Verbrauchsregelung mit anderen strafbaren 
Handlungen sind angeschlossen, in einem Anhang sind 
die maßgeblichen Erlasse und frühere gesetzliche Vor
schriften zum Abdruck gelangt. Ein eingehendes Sach
verzeichnis gibt die Möglichkeit, Erörterungen zu be
stimmten Fragen schnell zu finden. Sie sind, soweit sie 
wesentlich erscheinen, behandelt. Bei der Lektüre darf 
man allerdings nicht vergessen, daß der Abschluß der 
Arbeit schon einige Zeit zurückliegt. Inzwischen ist die 
Neufassung der VO. v. 26. Nov. 1941 ergangen, die eine 
Reihe früher strittiger Fragen (z. B. Verjährung, Delikts
charakter der leichteren und besonders schweren Fälle) 
geklärt hat, auch hat sich die Rechtsprechung in neuerer 
Zeit mit dem Verlust des Charakters als bezugsbeschränk
tes Erzeugnis näher befaßt (vgl. meine Ausf.: DR. 1942,20). 
Verf. geht auf die zu einzelnen Fragen im Schrifttum 
vertretenen Auffassungen ein und setzt sich mit ihnen 
auseinander. Obwohl die Überlassung einer Bezugs
berechtigung ohne Bereicherungsabsicht straflos ist (die 
Neufassung stellt sie dann unter Strafe, wenn der Täter 
in Ausübung eines Berufs oder Gewerbes handelt), will

Verf. dennoch die spätere Ausnutzung der straflos er
langten Bezugsberechtigung gern. § 2 Ziff. 1 bestrafen. 
Dieser Meinung muß nochmals widersprochen werden 
(vgl. dazu meine früheren Ausf.: DR. 1941, 2318f.). Wenn 
Verf. selbst die hier vertretene, abgelehnte Auffassung 
als „den praktischen Bedürfnissen gerecht“  werdend an
sieht, hätte sie nicht aus „rechtlichen“  Gründen ver
worfen werden dürfen. Die VO. w ill praktischen Bedürf
nissen dienen. Ist die Ernährungslage wirklich beeinträch
tigt, wenn die zur Ausnutzung bereitstehende und in die 
Planung einbezogene Bezugsberechtigung mit Willen des 
Berechtigten einem anderen zugute kommt? Der Gesetz
geber gibt nicht mit der einen Hand, was er mit der 
anderen wieder wegnimmt. Die Auffassung des Verf., 
daß sich sogar der Abgeber bei späterer Ausnutzung 
wegen der Teilnahme hieran strafbar gemacht haben soll, 
kann nicht dem Willen des Gesetzgebers entsprechen 
(ebenso R i e t z s eh :  „Deutsches Strafrecht“  S. 388). Im 
übrigen ist zu erwähnen, daß Verf. den Antrag im § 1 III 
VO. den Bestimmungen der §§ 61 ff. StGB, unterwirft 
(ebenso z. B. C u n i o), was neueren Erkenntnissen wider
spricht (vgl. Neufassung der VO., R i e t z s c h :  a. a. O. 
S. 398). Zur Konkurrenz mit § 1 KWVO. vertritt Verf. die 

'von mir früher dargelegte Auffassung (vgl. DR. 1940, 
1497, 2065; 1941, 1242). Daß das RG. anderer Meinung 
ist, sei jedoch hervorgehoben.

Aus dem Buche wird der Leser Anregung und Unter
richtung schöpfen, es entspricht den praktischen Bedürf
nissen und kann als Hilfsmittel für jeden, der mit Fragen 
der Verbrauchsregelung befaßt ist, empfohlen werden.

StA. Dr. H. M i t t e l b a c h ,  Berlin.

Aus Zeitschriften
Rechtspflege
H u e b e r ,  Justiz im Führerstaat: DJ. 1942, 5 f.

Eine der Säulen, die die innere Front tragen, heißt 
Rechtssicherheit. Das Rechtsempfinden des deutschen 
Volkes ist scharf ausgeprägt. Es muß deshalb die Auf
gabe des Rechtswahrers sein, durch einfache und klare 
Gesetze und sorgsame, unabhängige Rechtspflege Ver
letzungen des Rechtsbewußtseins zu vermeiden und das 
Gefühl der Rechtssicherheit zu erhalten und zu vertiefen 
und das große Vertrauen des Volkes zum ordentlichen 
Richter auch weiterhin zu sichern.

Handels- und Wirtschaftsrecht ,
S c h ae d e r ,  Steuerpolitik und Wirtschaftslenkung: Zeit
schrift f. d. ges. Staatswissenschaft 1941, 59 f.

Die Steuerpolitik dient selbstverständlich auch heute 
zunächst der Deckung des finanziellen Gemeinbedarfs. 
Daneben hat sie die umfassendere Aufgabe, das alte Pro
blem der zweckmäßigen Abgrenzung zwischen privaten 
und öffentlichen Einkommen zu lösen. In der völkischen 
Wirtschaft aber, die sich in Deutschland gestaltet, wächst 
der Steuerpolitik die Aufgabe zu, die Aufteilung des 
volkswirtschaftlichen Gesamtertrages auf die verschiede
nen privaten Einkommen zu korrigieren, die aus der gel-

54*
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tenden Rechtsordnung, insbesondere der auf die Lenkung 
von Erzeugung und Bedarf ausgerichteten Preisbildung, 
sich ergibt. Die Steuerpolitik muß deshalb heute mehr 
und mehr zum Gegenspieler der Preispolitik werden und 
hat zugleich darauf zu achten, daß die durch die Preis
politik bewirkten Spannungen nicht übergroß werden.
K r a u s m ü l l e r ,  Das Nachwuchsproblem in der deut
schen Wirtschaft: NatWirtsch. 1941, 327f.
K n u r ,  Umwandlung und Kapitalberichtigung im Hin
blick auf die Unternehmungsgestaltung: DNotZ. 1941, 
479 f.
L e n z ,  Handelsregisterrechtliche Einzelfragen in der no
tarischen Praxis: DNotZ. 1941, 448.

Verf. behandelt Fragen der Firma (Firmenzusatz „Ver
einigte“ , „Zentrale“ ), der Firmenänderung, der Handels
niederlassungen, der Gesamtvertretung u. ä.
W a l d m a n n ,  Mangelhafte Beschlüsse der Gesellschafter
versammlung einer GmbH.: SozPrax. 1941, 923.
S i m o n ,  Kapitalberichtigung und Stückelung: AkadZ. 
1941, 365.
V e i t h ,  Wirtschaftsrechtliche Grundzüge der Kapifai- 
berichtigung nach der DAV.: AkadZ. 1941, 367.

Preisrecht
Wa g n e r ,  Die Änderungsverordnung v. 28. Aug. 1941 zur 
Preisstrafrechtsverordnung: RVerwBl. 1941, 656. 
H o l t h ö f e r ,  Die kostenrechtlichen Folgen des Preis
verstoßes im Grundstücksverkehr: AkadZ. 1941, 373.
F r e u n d ,  Preisstop, Grundstückskauf und Notariats
gebühren: DJ. 1941,1137.

Wird bei einem Grundstückskaufvertrag der vereinbarte 
Preis nicht genehmigt, teilt aber die Preisbehörde mit, 
daß sie zu einem niedrigeren Preis genehmigen werde, 
so kann es zweifelhaft sein, welche Notariatsgebühren 
für den zweiten Vertrag zu berechnen sind, mit dem die 
Parteien zum gebilligten Preis abschließen. Verf. emp
fiehlt die vorgängige Anfertigung eines Entwurfs (§ 34 
Abs. 2 der Dienstordnung für Notare, S. 145 KostO.). Auf 
die Möglichkeit des kostensparenden Entwurfsverfahrens 
hat der Notar die Parteien hinzuweisen.

Devisenrecht
P e s c h k e ,  Die Behandlung ausländischer Gesellschaf
ten unter inländischem Einfluß im Devisenstrafrecht: 
DevArch. 1941, 987 f.
S t e d t f e l d ,  Zahlungsregelung für Wehrmachtangehörige 
und Zivilpersonen im Ausland: DevArch. 1942,15.

Bodenrecht
K 1 ä s s e 1, Das Agrarrecht als besonderer Zweig der 
Rechtswissenschaft: AkadZ. 1941, 391.
G ü s s e f e l d ,  Zur Gestaltung eines neuen Grundpfand
bestellungsrechts: AkadZ. 1941, 370.
K 1 ä s s e 1, Der Altenteil der Witwe des Bauern nach 
dem REG: AkadZ. 1941, 312f.

Verf. wendet sich gegen die Ausgestaltung des Alten
teils für die Witwe des Bauern gern. § 31 REG, der nach 
seiner Ansicht insofern zu Bedenken Anlaß gibt, als er 
der Witwe nur zusteht, falls sie auf alle ihr gegen den 
Nachlaß zustehenden Ansprüche Verzichtet. Er sieht darin 
eine Härte, die in der Praxis besonders häufig fühlbar 
wird, weil der Bauer oft aus Unkenntnis oder Nach
lässigkeit versäumt, seine Frau durch besondere Bestim
mung besser zu stellen. Es wird eingehend ausgeführt, 
daß der Anerbe und mit ihm der Hof aus dem Verzicht 
der Witwe keinen Vorteil hat, die Bestimmung des §31 
auch weder aus dem Vorbild des westfäl. Anerbenrechts 
noch aus Sinn und Zweck des REG gerechtfertigt wer
den kann. Abschließend wird eine Änderung des § 31 
REG vorgeschlagen und die Prüfung anheimgestellt, ob 
es sich nicht auch empfiehlt, der Witwe ein g e s e t z 
l i c h e s  Verwaltungs- und Nutznießungsrecht zu geben, 
so daß sie nicht mehr auf die Anordnung des Bauern 
nach § 26 REG, § 11 EHRV angewiesen ist.

J u n g ,  Die Grunderwerbsteuer beim Grundstückserwerb 
zur Rettung eines Grundpfandrechts: DNotZ. 1941, 487 f.

Vollstreckungsrecht
U n g e r  und M e r t e n ,  Die Behandlung von Miteigen
tum an Grundstücken geschiedener Eheleute nach der 
GeboteVO. v. 30. Juni 1941: DJ. 1941,1031.
S t ä h l i n ,  Zwangsvollstreckung in Grundstücksteile: 
DFG. 1941,163.
S c h u m a c h e r ,  Die Surrogationsfrage in der Zwangs
vollstreckung: DGWR. 1941, 275 f.
Bauer ,  Eiserne Sparbeträge und -guthaben und Zwangs
vollstreckung: Der Deutsche Justizbeamte 1942,2 (Nr. 1/2).

Strafrecht
F r e i s l e r ,  Das deutsche Polenstrafrecht: DJ.1941,1129 f.; 
1942, 25 und 41.

Erläuterungen zur VO. über das Strafrecht gegen Polen 
und Juden v. 4. Dez. 1941 (RGBl. I, 759).
G r a u ,  Erweiterte Zuständigkeit der allgemeinen Straf
gerichte: DJ. 1942,10.

Verf. bespricht Art. I der 7. DurchfVO. zur KStVO. 
v. 18. Mai 1940 sowie die VO. über die erweiterte Zu
ständigkeit des Volksgerichtshofes v. 10. Dez. 1941 (RGBl. 
1,776).
B r u n s ,  Zur Lehre vom Tätertyp der VolksschädlVO.: 
AkadZ. 1941, 398.
F r e i s l e r ,  Die unbestimmte Verurteilung Jugendlicher 
als Persönlichkeitsfrage: DStrR. 1941,173f.
Küm  m e r l e i n ,  Unbestimmte Verurteilung Jugendlicher: 
AkadZ. 1941, 392.
H e i d r i c h ,  Zur tätigen Reue: DStrR. 1941,186f.
S t a d l e r ,  S c h m i d t - L e i c h n e r ,  Zur Strafermäßigung 
nach §157 Abs. 1 Ziff. 2 StGB.: DStR. 1941,190f.
Pe r e n ,  Die neuen Vorschriften des Verbrauchsrege
lungsstrafrechts: RdRN. 1942, 1 f.
B i n t e r ,  Der „besonders schwere Fall“  im Strafrecht: 
DJ. 1941,1115 f.
T r ä n k  man n ,  Die Einziehung des Mehrerlöses: DJ. 
1941,1141.

Verf. behandelt die Fragen, die sich aus der Ein
ziehung des Mehrerlöses gemäß § 1 Abs. 1 der VO. zur 
Änderung der VO. über Strafen und Strafverfahren bei 
Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften v. 28. Aug. 
1941 (RGBl. 1, 539) ergeben.

Strafverfahren
Becker ,  Auflockerung des Verfolgungszwangs im Straf
verfahren: DJ. 1941,1098.

Ausland
Verfahrensrecht
Manuel de la P l a z a ,  El recurso de casacion en Io civil, 
segun la jurisprudencia del Tribunal Supremo (der 
Rekurs der Kassation im bürgerlichen Recht nach der 
Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs). Revista de 
derecho privado 1941, 373.

Verf. untersucht im Hinblick auf die Arbeiten an einer 
spanischen Prozeßreform die Rechtsprechung des spa
nischen Obersten Gerichtshofs hinsichtlich des Rekurses 
der Kassation. Er betont, daß die Kassation nicht etwa 
ein weiteres Rechtsmittel darstellt, sondern ein Mittel, 
das durch ein Element der Rechtsprechung, das den 
meisten Rechtsmitteln gemeinsam ist, der Reinhaltung 
(pureza) der Auslegung in dem ganzen Vaterland dient. 
Der Rekurs der Kassation hat außerordentlichen Cha
rakter und unterscheidet sich auch dadurch grundlegend 
von der Revision, die, was Verf. als besonders auffällig 
bezeichnet, im Wege der Sprungrevision auch unter Um
gehung der Berufung möglich ist.

Anschließend behandelt Verf. die Theorie des Rekurses 
der Kassation, die ihm unterliegenden Entscheidungen 
und die seiner Behandlung zugänglichen Fehler.

H e r b e r t  Sch ne i de r .
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Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen:
aus dem Strafrecht S. 429ff.  Nr. 1, 2, 4, 9,11 und 13

Strafrecht

1. RG. — § 1 Ges. zur Änderung des RStGB. v. 4. Sept. 
1941 (RGBl. I, 549). Entscheidend für die Verhängung der 
Todesstrafe ist die Feststellung, daß das Sittlichkeitsemp- 
Sinden und das Gerechtigkeitsgefühl der ihres Volkstums 
bewußten Volksgemeinschaft die Unschädlichmachung des 
Täters aus den Notwendigkeiten verlangt, die die Wohl
fahrt des deutschen Volkes bedingen.

Die Angekl. haben das Sittlichkeitsverbrechen am 
9. Febr. 1941 begangen. Deshalb ist auf ihre Tat nach 
dem § 10 des Ges. zur Änderung des RStGB. v. 4. Sept. 
1941 (RGBl, f, 549) i. Verb. m. dem §ö DurchfVO. dazu 
v. 24. Sept. 1941 (RGBl, f, 581) der § 1 des bezeichneten 
Gesetzes anzuwenden, wenn im übrigen die Vorausset
zungen dieses § 1 gegeben sind. Nach dem § 1 verfällt 
der Sittlichkeitsverbrecher — auch der nach dem § 176 
StGB. — dem Tode, wenn der Schutz der Volksgemein
schaft oder das Bedürfnis nach gerechter Sühne es er
fordert. Bei der Prüfung, ob dies der Fall ist, kommt es 
nicht auf die Auffassung der unmittelbar Beteiligten oder 
gewisser Volkskreise in bestimmten Gegenden an. Ent
scheidend ist vielmehr, daß das Sittlichkeitsempfinden 
und das Gerechtigkeitsgefühl der ihres Volkstums be
wußten Volksgemeinschaft im ganzen die Unschädlich
machung des Täters aus den Notwendigkeiten verlangt, 
die die Wohlfahrt des deutschen Volkes bedingen. Unter 
diesem Gesichtspunkte sind hier die Voraussetzungen zur 
Anwendung des Gesetzes gegeben.

Das Sittlichkeitsverbrechen der Angekl. ist deshalb be
sonders verabscheuungswürdig, weil die drei Burschen 
sich nacheinander an einem 7i/2jährigen Kinde in scham
loser und hemmungsloser, auch an sich sehr gefährlicher 
Weise vergangen haben. Dieses Verbrechen erhält noch 
eine besondere häßliche Kennzeichnung dadurch, daß die 
Tater das Zutrauen des ihnen durch die Hausgemein
schaft bekannten und zu ihnen immer freundlich ge
wesenen Kindes schmählich mißbraucht haben. Die An
gekl. haben dadurch ein äußerstes Maß von Gefühlsroheit 
und Hemmungslosigkeit bewiesen.

Das Verbrechen berührt auch die Volksgemeinschaft 
im ganzen.

Durch die Kriegsumstände werden in Deutschland in 
großem Umfange land- und volksfremde Arbeiter be
schäftigt, die durch ihre Tätigkeit mit deutschen Frauen 
und Kindern in Berührung kommen, während diese in
folge der Abwesenheit vieler Männer in ihrer persön
lichen Sicherheit und ihrer geschlechtlichen Ehre ohne 
denselben Schutz wie im Frieden sind. Belästigungen und 
Verletzungen gegenüber einzelnen erschüttern das Sicher
heitsgefühl aller und beunruhigen die im Felde Stehenden 
über das Schicksal ihrer Angehörigen zu Hause. Das ist 
geeignet, die Front daheim und draußen zu schwächen. 
Das Schutzbedürfnis für Frauen und Kinder ist deshalb 
ein erhöhtes und den Angriffen auf die Geschlechtsehre 
und die sittliche Unversehrtheit von Frauen und Kindern 
muß mit den schärfsten Mitteln entgegengetreten werden.

Hier kommt folgendes hinzu. Die Angekl. sind Polen, 
Angehörige des Volkes, das nicht nur bei Kriegsbeginn 
und im Kriege, sondern schon im Frieden, insbes. bei 
der Verfolgung der Volksdeutschen, seine Gehässigkeit 
gegen das Deutschtum und eine maßlose Grausamkeit 
gezeigt und dem deutschen Volke schweres Leid bereitet 
hat. Das hat man die Angekl. nicht entgelten lassen. Sie 
haben vielmehr Gelegenheit zur Arbeit und zu einem 
Leben in Ordnung und Sicherheit in Deutschland erhalten.

Man ist ihnen freundlich entgegengekommen, hat sie gut 
behandelt und teilweise an der häuslichen Gemeinschaft 
teilnehmen lassen. Die Angekl. hätten deshalb allen An
laß zu einem anständigen und gesetzmäßigen Verhalten 
gehabt. Sie haben aber im Gegenteil die Großmut des 
deutschen Volkes mißachtet, das Vertrauen der Arbeit
geber und ihrer Mitarbeiter mißbraucht und deren Haus
frieden gestört. Sie haben sich als Sittlichkeitsverbrecher 
in verabscheuungswürdiger Weise an einem deutschen 
Kinde vergangen, die Ruhe und Sicherheit der deutschen 
Volksgemeinschaft stark gefährdet und die Ehre des 
deutschen Volkes- frech verhöhnt, und dadurch die ge
rechte Empörung und Erbitterung der volksbewußten 
Volksgemeinschaft in solchem Grade hervorgerufen, daß 
ihre Unschädlichmachung geboten ist.

Die Angekl. hatten auch die Fähigkeit, die Bedeutung 
ihrer Tat nach allen diesen Richtungen zu erkennen. Des
halb tr ifft hier sowohl die Voraussetzung zu, daß der 
Schutz der Volksgemeinschaft die Todesstrafe erfordert, 
wie auch die ihr gleichgestellte Voraussetzung, daß das 
Bedürfnis nach gerechter Sühne diese schwerste Strafe 
erheischt.

(RG., Besond. StrSen. v. 20. Nov. 1941, RG BStS 2/41 
14 Tgb 7/41].) [He.]

*

** 2. RG. — I. § 46 Nr. 1 StGB. Rücktritt vom Versuch. 
Auch im Fall einer Überredung kann eine vom Willen des 
Täters unabhängige Hinderung der Ausführung angenom
men werden, die einen „freiwilligen Rücktritt“  ausschließt.

II. Der Umstand, daß der Täter im Affekt gehandelt hat, 
ist zwar bei der Feststellung des inneren Tatbestandes des 
§ 4 VolksschädlVO. zu berücksichtigen, schließt aber nicht 
schlechthin aus, daß die Tat unter bewußter Ausnutzung 
der Kriegsverhälfnisse begangen worden ist. f )

Der Angekl., der als polnischer Zivilarbeiter auf dem 
Gut der Witwe M. beschäftigt war, hat am Abend des 
22. Mai 1941 die Tochter seiner Dienstherrin aus deren 
erster Ehe, die 26 Jahre alte S., der er mit dem Rade 
auf das etwa 3 km vom Hofe entfernte Feld nachgefah
ren war, überfallen und mit Gewalt zum Beischlaf zu 
nötigen versucht.

Das Sondergericht hat die Voraussetzungen des § 4 
VolksschädlVO. zur inneren Tatseite verneint und den 
Angekl. lediglich wegen versuchter Notzucht zu fünf 
Jahren Zuchthaus verurteilt.

Die Nichtigkeitsbeschwerde des ORA. gegen das 
rechtskräftige Urteil ist begründet.

I. Die Annahme des Sondergerichts, daß sich der An
gekl. einer versuchten Notzucht schuldig gemacht habe, 
ist rechtlich nicht zu beanstanden.

Ein freiwilliger Rücktritt vom — nicht beendigten — 
Versuch (§ 46 Nr. 1 StGB.) kommt nicht in Betracht.

Die S. hatte zunächst versucht, den Angekl. durch 
Überredung zur Aufgabe seines Vorhabens zu bestim
men, wobei sie ihn auch darauf hinwies, daß er eine ge
hörige Strafe bekommen werde, wenn sie ihn anzeige. 
Als sie damit keinen Erfolg hatte und merkte, daß sie 
dem Angekl. — dieser hielt seine Hand gegen ihre 
Gurgel, sobald sie sich aufrichten wollte — körperlich 
unterlegen war, g riff sie, um sich zu retten, zu einer 
List. Sie erklärte dem Angekl., daß die feuchte Erde 
nicht der rechte Ort für einen Geschlechtsverkehr sei, 
sie wolle zu Hause zu ihm ins Bett kommen, wenn er 
sie jetzt in Ruhe lasse. Obwohl sich der Angekl. darauf 
zunächst nicht einlassen wollte, weil er dem Versprechen
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der S. mißtraute, gelang es ihr schließlich doch, ihn zu 
überlisten. Er glaubte ihren Worten und ließ sie auf
stehen. Er half ihr sogar beim Zusammensuchen ihrer 
Sachen und bot ihr sein Fahrrad für die Rückfahrt an. 
Sie lehnte das ab und ließ den Angekl. vorausfahren, 
während sie selbst zu Fuß nach Hause ging und noch 
an demselben Abend die Festnahme des Angekl. ver- 
anlaßte.

Der Versuch als solcher bleibt nach § 46 Nr. 1 StGB, 
straflos, wenn der Täter die Ausführung der beabsich
tigten Handlung aufgegeben hat, ohne daß er an dieser 
Ausführung durch Umstände gehindert worden ist, die 
von seinem Willen unabhängig waren. Die Frage, ob der 
Täter die Ausführung der Tat freiw illig oder unfreiwillig 
aufgegeben hat, ist subjektiv, nach der Vorstellung des 
Täters zu lösen (RGSt. 68, 82, 83 =  JW. 1934, 1356 «). 
Unfreiwillig ist der Rücktritt, wenn der Täter durch von 
seinem Willen unabhängige Umstände an der Ausfüh
rung der Tat gehindert worden ist. Das ist in erster 
Linie dann anzunehmen, wenn die Ausführung deshalb 
unterblieben ist, weil sie unter der Einwirkung eines 
vom Willen des Täters unabhängigen äußeren Umstandes 
von seinem Standpunkt aus als unmöglich aufgegeben 
werden mußte. Es genügen jedoch auch solche Um
stände, die die Ausführung zwar nicht unmöglich machen, 
aber den Täter nach seiner Vorstellung an der Aus
führung der Tat hindern, sich also für ihn, wenn auch 
nur als innere Hemmungen wirkend, entscheidend der 
Ausführung der Handlung entgegenstellen (RGSt. 68, 
238 =  JW. 1934, 2237 5; RGUrt. 2 D 72/1939 v. 22. Mai 
1939 =  HRR. 1939 Nr. 1434). Die Freiwilligkeit fehlt, 
wenn äußere Umstände derart maßgeblich auf den Täter 
eingewirkt und ihre Wahrnehmung für seine Willens
bildung einen so starken Beweggrund abgegeben haben, 
daß nach der Erfahrung des Lebens dieser Beweggrund 
entscheidend den Willen des Rücktritts hervorgerufen 
und das Gefühl der freien Wahl aufgehoben hat. Dann 
kann von Freiwilligkeit nicht mehr gesprochen werden. 
Auch die irrige Annahme solcher Umstände, ein einge
bildetes Hindernis, nimmt das Gefühl der freien Wahl. 
Entscheidend ist die Stärke des Beweggrundes, nach der 
sich beurteilt, ob der unter ihrem Einfluß stehende Wille 
nach der Auffassung des Lebens noch als freier zu be
handeln ist oder nicht. Der zwangsläufig motivierte Wille 
g ilt nicht als freier. Entscheidend ist, ob der Wille maß
geblich nach bestimmter Richtung gelenkt wird. Das ist 
aber der Fall, wenn ein äußerer Umstand einwirkt, über 
den der Wille des Täters nicht mehr nach der Richtung 
zu verfügen vermag, ob und wie er ihn zur Willens
bildung benutzen w ill (vgl. LpzKomm., 4. Aufl. 1929, 
Anm. 3 zu § 46 und die grundlegenden Entsch. RGSt. 37, 
402; 47, 74). Ob in Anwendung dieser Grundsätze Frei
w illigkeit oder Unfreiwilligkeit des Rücktritts anzuneh
men ist, wird immer nur nach Lage des einzelnen Falles 
beurteilt werden können. Die Freiwilligkeit des Rück
tritts kann z. B. nicht schon allein deshalb verneint wer
den, weil ein anderer Einfluß auf den Willen des Täters 
ausgeübt und es einer Überredung bedurft hat, um den 
Täter von der Ausführung der Tat abzubringen, doch 
kann auch im Falle der Überredung — je nach dem In
halt der Entwicklung — eine vom Willen des Täters un
abhängige Hinderung der Ausführung angenommen wer
den (RGUrt. ID  689/30 v. 27. März 1931 =  HRR. 1931 
Nr. 1491).

Hier ist der Angekl. nach den bisherigen Feststellun
gen durch die gelungene Täuschungshandlung der S. in 
einen Irrtum versetzt worden und hat infolgedessen ge
glaubt, die S. werde sich ihm zu Hause freiw illig hin
geben. Dieser Umstand hat ersichtlich seinen Willen in 
der Richtung der Aufgabe der Tat entscheidend beein
flußt. Die nach seiner Vorstellung sichere Aussicht, bei 
der S. ohne Gewalt zur geschlechtlichen Befriedigung zu 
kommen, hat den Angekl. an der Ausführung der Tat 
insofern gehindert, als er bei dieser Sachlage die mit 
einem — nunmehr unnötigen — gewaltsamen Vorgehen 
verbundene — naheliegende — Gefahr schwerer Bestra
fung bei einer Anzeige der S. vernünftigerweise nicht 
auf sich nehmen konnte und durfte, zumal da die S. vor
her schon davon gesprochen hatte, daß er gehörig be
straft werde, wenn sie ihn anzeige. Hiernach kann bei

dem bisher festgestellten Sachverhalt von einem frei
willigen Rücktritt keine Rede sein.

Dabei ist nicht verkannt, daß die Furcht vor Ent
deckung und Bestrafung f ü r  s i ch  a l l e i n  nicht ge
eignet ist, dem Rücktritt das Merkmal der Freiwilligkeit 
zu nehmen (RGSt. 54, 326; 57, 313, 316 und RGUrt. 2 D 
72/39 v. 22. Mai 1939 =  HRR. 1939 Nr. 1434).

II. Die Ausführungen des Sondergerichts zum § 4 
VolksschädlVO. sind nicht frei von Rechtsirrtum.

Zwar nimmt auch das Sondergericht an, daß durch 
den Kriegszustand verursachte außergewöhnliche Ver
hältnisse insofern Vorlagen, als der Sohn der Frau M. 
zur Wehrmacht einberufen worden war und Frau M. und 
ihre Tochter seitdem eines männlichen Schutzes gegen
über dem Angekl. entbehrten. Das Sondergericht ist aber 
der Auffassung, daß die Tat des Angekl. „durchaus 
affektbetont“  gewesen und infolge der langen geschlecht
lichen Enthaltsamkeit des Angekl. in der vorausgegan
genen Zeit aus dem Augenblick entsprungen sei. Es 
glaubt daher nicht feststellen zu können, daß sich der 
Angekl. der Erleichterung seiner Tat durch die alleinige 
Anwesenheit der beiden Frauen auf dem Hofe bewußt 
gewesen sei, also den kriegsbedingten Zustand bewußt 
ausgenutzt habe.

Das Sondergericht scheint dabei von dem Standpunkt 
auszugehen, daß eine dem Augenblick entsprungene, 
affektbetonte Handlung einer bewußten Ausnutzung der 
Kriegsverhältnisse überhaupt entgegenstehe. Das wäre 
rechtsirrig (RGSt. 74, 62, 64 letzter Abs. =  DR. 1940 
681 T RGUrt. C 131/40 [2 StS 3/40] v. 22. Aug. 1940 und 
C 175/40 [2 StS 4/40] v. 5. Sept. 1940 =  DR. 1940, 1939 *). 
Der Umstand, daß der Täter im Affekt gehandelt hat, 
ist zwar bei der Feststellung des inneren Tatbestandes 
des § 4 VolksschädlVO. zu berücksichtigen, schließt aber 
nicht schlechthin aus, daß die Tat unter bewußter Aus
nutzung der Kriegsverhältnisse begangen worden ist. 
Entscheidend ist hierfür, ob sich der Angekl. bei der 
Tat wegen der Abwesenheit des Sohnes der Frau M. 
sicher gefühlt und deshalb die Tat ausgeführt hat. Da
für könnte sprechen, daß der Angekl., wenn er sich auch 
nach den Feststellungen des Sondergerichts seit der Ein
berufung des Sohnes der Frau M. bis zur Ausführung 
der Tat einwandfrei verhalten hat und besonders den 
Frauen gegenüber nicht zudringlich geworden ist, nach 
der Einziehung des Sohnes der Frau M. besonders „keß“  
war, wobei freilich noch der Aufklärung bedarf, in wel
cher Weise sich diese Keßheit des Angekl. geäußert hat. 
Aus ihr könnte sich aber schon ergeben, daß sich der 
Angekl. infolge der Abwesenheit des Sohnes der Frau M. 
den Frauen überlegen gefühlt hat. Bei einem Überfall, 
der sich auf einem 3 km vom Hof entfernten Feld er
eignet, wird freilich ein männlicher Schutz meist nicht 
da sein. Nach dem bisher festgestellten Sachverhalt 
könnte es so liegen, daß sich der Angekl. den Frauen, 
weil sie von seiner Arbeitskraft abhängig waren, über
legen fühlte und sich daher bei dem Unternehmen der 
Tat vor der Gefahr einer Anzeige — wenigstens zu
nächst — sicher glaubte. Dann würde aber schon die 
Ausnutzung eines kriegsbedingten Zustandes gegeben 
sein, und der Angekl. wäre nach § 4 VolksschädlVO. zu 
verurteilen, wenn er auch als Täter von der Wesensart 
eines Volksschädlings anzusehen ist (vgl. dazu RGSt. 
74, 199, 202/203 =  DR. 1940, 1420 5; RGSt. 74, 239, 240 
=  DR. 1940, 14237 und RGSt. 74, 321, 322/323 =  DR. 
1940, 14226). Der §4 VO. würde auch dann anzuwenden 
sein, wenn eine Strafe innerhalb des ordentlichen Straf
rahmens der Grundstraftat für ausreichend erachtet 
würde (RGSt. 75, 210 =  DR. 1941, 16606).

III. Das Sondergericht hätte aber nach Lage der Sache 
auch prüfen müssen, ob nicht § 1 GewaltverbrVO. an
zuwenden ist.

Der Angekl. hat, sobald sich die S. aufrichten wollte, 
seine Hand gegen ihre Gurgel gehalten. Nach RGSt. 
74, 281, 283 kann auch ein Würgegriff ein der Anwen
dung einer Hieb- oder Stoßwaffe gleichgefährliches 
Mittel i. S. des § 1 Abs. 1 VO. sein. Selbst wenn man 
nun in dem Halten der Hand an der Gurgel noch nicht 
die Anwendung eines gleichgefährlichen Mittels sieht, 
so kann darin doch die Bedrohung an Leib und Leben 
mit einem solchen Mittel liegen. Der § 1 Abs. 1 VO.
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spricht zwar nur von der Bedrohung mit einer Waffe, 
nach dem Sinn und Zweck des Gesetzes fä llt darunter 
aber auch die Bedrohung mit einem gleichgefährlichen 
Mittel (RGUrt. 5D213/40 v. 6. Mai 1940 =  DR. 1940, 
12323; 4 D 115/40 v. 29. März 1940 =  DJ. 1940, 598 und 
Urteil 'des Besonderen Strafsenats des RG. v. 18. Dez. 
1939, RG. BStS 2/39 — Tgb 21/39— =  DJ. 1940, 69, 70).

Auch eine nur versuchte Notzucht erfüllt, wenn die 
besonderen Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Gewaltverbr- 
VO. vorliegen, den ganzen gesetzlichen Tatbestand des 
§ 1 Abs. 1 VO., so daß ein vollendetes Verbrechen gegen 
§ 1 Abs. 1 VO. in Tateinheit mit versuchter Notzucht 
vorliegen würde.

Voraussetzung für die Verurteilung des Angeld. nach 
der GewaltverbrVO. würde weiter aber sein, daß er als 
Täter von der Wesensart eines Gewaltverbrechers zu 
beurteilen ist (RGSt. 75, 110, 111 =  DR. 1941, 12011 und 
RGSt.75, 292, 295).

(RG., 2. StrSen. v. 18. Dez. 1941, 2 C 766/41 (2 StS 
32/41.) [He/|

■Anmerkung: ln der Begründung des vorliegenden Ur
teils beanspruchen vor allem die Ausführungen über den 
Rücktritt (§ 46 StGB.) besonderes Interesse *). Sie be
weisen erneut die hier in jüngerer Zeit wiederholt her
vorgetretene Neigung der Rechtsprechung zur Strenge. 
Sie zeigen zugleich, welchen Grund diese Strenge hat. 
Das RG. ist im Begriff, von einem psychologisch gefaß
ten zu einem ethisch bestimmten Begriff des freiwilligen 
Rücktritts überzugehen (vgl. K o h l r a u s c h ,  37. Aufl., 
§4a  zu § 46). Es stellt weniger auf die Stärke als viel
mehr auf den Wert des Motivs ab, welches den Täter 
zum Rücktritt bewog. Die vorstehende Entsch. fördert 
diese Entwicklung bis zu einem Punkt, an dem es nötig 
wird, die Frage nach dem Wesen des strafbefreienden 
Rücktritts einmal wieder grundsätzlich zu stellen.

Dazu ist erforderlich, den Weg zu verfolgen, der die 
Judikatur zu diesem Punkt geführt hat. An seinem An
fang steht die Überzeugung, daß es der Sinn des § 46 ist, 
dem Täter eine „goldene Brücke“  zum Rückzug zu 
bauen. Er soll durch die Aussicht auf Straflosigkeit dazu 
bewogen werden, von der geplanten Rechtsgutsverletzung 
Abstand zu nehmen oder das durch sein versuchtes Ver
brechen in Gefahr geratene Rechtsgut selber zu retten. 
Der Rücktritt rechtfertigt als solcher aber den Verzicht 
auf Strafe noch nicht. Er muß verdienstlich sein. Das ist 
er nur dann, aber auch immer dann, wenn er aus freien 
Stücken erfolgt. Dies Erfordernis der Freiwilligkeit wird 
aus dem Wortlaut von § 46 Ziff. 1 abgeleitet. Der Täter 
darf an der Ausführung der Tat nicht durch Umstände 
gehindert worden sein, „welche von seinem Willen un
abhängig waren“ . Das heißt, positiv gewendet: er muß 
sein Unternehmen aus freiem Willensentschluß aufgegeben 
haben. Für § 46 Ziff. 2, für die „tätige Reue“  gegenüber 
dem beendeten Versuch, g ilt dasselbe. Zwar ließe der 
Wortlaut hier eine andere Auffassung zu. Denn danach 
kommt es nicht auf den frei gefaßten Entschluß zur Ab
wendung des Erfolges, sondern allein darauf an, ob die 
Handlung des Täters schon entdeckt oder noch nicht ent
deckt war, als er den Eintritt des Erfolges verhinderte. 
Aber es besteht Übereinstimmung darüber, daß durch 
diese Fassung des Gesetzes nur eine Beweisregel auf
gestellt werden soll. Freiwilligkeit der tätigen Reue 
wird — unwiderleglich — vermutet, wenn die Handlung 
noch nicht entdeckt war, Unfreiwilligkeit wird vermutet 
im umgekehrten Fall. Freiwilligkeit ist also in beiden 
Formen des Rücktritts unabdingbare Voraussetzung der 
Straflosigkeit. So RGSt. 1, 306, 16, 182 und viele andere.

Was ist aber Freiwilligkeit? Wann läßt sich sagen, daß 
der Täter aus freien Stücken zurückgetreten ist? Die 
Antwort sucht eine bekannte Formulierung F r a n k s  zu 
geben (II zu § 46), welcher das Schrifttum sich weithin 
angeschlossen hat und die auch das RG. gelegentlich 
(z. B. in RGSt. 68, 82 =  JW. 1934, 1356^) aufnimmt: frei
w illig ist der Rücktritt da, wo der Täter sich sagt: ich 
w ill nicht zum Ziele kommen, selbst wenn ich es könnte;

i) Sie haben vor den übrigen Urteilsausführungen so 
sehr den Vorrang, daß die kritischen Bemerkungen auf 
sie beschränkt werden sollen.

unfreiwillig dann, wenn er sich sagt: ich kann nicht zum 
Ziele kommen, selbst wenn ich es wollte. Die Formel 
ist bestechend. Gleichwohl aber klärt sie nicht alle Zwei
fel. Sie tr ifft zunächst die Fälle, in denen ein äußerliches 
(physiscfies, objektives) Hindernis dem Täter die Aus
führung der begonnenen Tat unmöglich macht. Daß hier 
von Freiwilligkeit keine Rede sein kann, liegt auf der 
Hand. Die Formel tr ifft ferner jene Fälle, in denen ein 
solches Hindernis in Wahrheit zwar nicht besteht, vom 
Täter aber angenommen wird. Sie führt damit zu der 
grundsätzlich subjektivistisch bestimmten Auslegung des 
§ 46, welche — mit Recht — die gesamte Rechtsprechung 
beherrscht. Der wirklichen steht die vermeintliche Un
möglichkeit, die Straftat zu vollenden, gleich (RGSt. 16, 
182). In diesen beiden Punkten liefert die F r a n k  sehe 
Formel also befriedigende Ergebnisse.

Weitere Einschränkungen des Freiwilligkeitsbegriffs 
aber gestattet sie nicht. Rücktrittshandlungen jenseits 
jener beiden Fälle der wirklichen oder vermeintlichen 
Ausführungsunmöglichkeit muß sie als freiw illig vorge
nommen betrachten. Diese Folgerung w ill F r a n k  a. a. O. 
anscheinend auch ziehen.

Die damit gewonnene Begrenzung der Freiwilligkeit ist 
aber nicht eng genug. Es bedarf weiterer Einschränkun
gen. Diese sucht die Rechtsprechung mit folgender Er
wägung zu gewinnen: sie behauptet, daß es auch außer 
der Einsicht in die Undurchführbarkeit des Verbrechens
planes Beweggründe für die Umwandlung des Täter
willens gebe, deren Kraft praktisch unwiderstehlich sei. 
In solchen Fällen könne ebenfalls von einer „freien Wahl 
der den Willen gestaltenden Anreize“  nicht mehr gespro
chen werden. Unter solchen Umständen sei das Verhalten 
des Täters nicht freiwillig. So die im vorliegenden Urteil 
als grundlegend bezeichnete Entsch. RGSt. 47, 74 u. a.

Indem die Rechtsprechung diesen Satz aufstellt, über
nimmt sie nun aber die Aufgabe festzustellen, unter wel
chen Voraussetzungen einem Beweggrund unwidersteh
liche, freiheitsausschließende Gewalt zuerkannt werden 
muß. Darüber geben zunächst die Beispiele Auskunft, an 
denen die Judikatur ihre Lehre entwickelt. Das RG. zählt 
mit Vorliebe die Fälle hierher, in denen der Täter als
baldige Entdeckung befürchtet (so RGSt. 38, 402 sogar 
für §46 Ziff. 2!). Aber diese Beispiele beweisen nicht, 
was sie sollen. Rechnet der Täter mit Entdeckung, so 
glaubt er entweder die Tat nicht vollenden zu können — 
dann ist sein Rücktritt allerdings unfreiwillig; aber nicht, 
weil die Furcht vor Entdeckung ihn bis zur Willens
unfreiheit hemmte, sondern weil er ein unüberwindliches 
äußeres Hindernis angenommen hat. Oder der Täter 
fürchtet, daß die Entdeckung zur Bestrafung führen 
wird — dann ist sein Rücktritt freiw illig; denn Furcht 
vor Strafe ist das Motiv, welches die gesetzliche Straf
drohung zu erregen sucht. Wer dieser Furcht nachgibt, 
tut eben das, was § 46 belohnen will. Deshalb können 
jene Fälle keinen Anhalt für die Ermittlung eines im 
Sinne des RG. zwingenden Beweggrundes geben.

Um so wichtiger sind die theoretischen Bemühungen, 
mit denen das RG. derartige Motive generell zu bestim
men sucht. Das RG. wählt dazu einen Maßstab aus der 
„gewöhnlichen Lebensauffassung“ . Wo nach dieser „E r
fahrung des Lebens“  ein Beweggrund als zwingend er
scheine, da sei der aus solchem Grunde erfolgte Rück
tr itt ein unfreiwilliger. So etwa RGSt. 37, 402; 55, 66; 
57, 278 u. a. Auch das vorliegende Erkenntnis stützt sich 
auf diese Erwägung. M it ihr ist die reichsgerichtliche 
Beweisführung abgeschlossen. Auch die jüngsten Urteile 
gehen über den damit gelieferten Bestand von Gründen 
nicht hinaus.

Damit scheint die an den Anfang gestellte Behauptung 
von einer allmählichen Wandlung der  ̂Rechtsprechung 
zunächst widerlegt zu sein. Aber dieser Schein trügt. Die 
Wandlung wird deutlich, wenn man die Thesen des RG. 
kritisch prüft.

Bei solcher Prüfung ergibt sich ein schwerwiegender 
Einwand. Eine allgemeine Lebenserfahrung über die 
Stärke von Rücktrittsmotiven gibt es in Wahrheit gar 
nicht. Vielmehr wirkt jeder Beweggrund auf jede Seele 
verschieden. Das gilt jedenfalls für den Motivations- 
prozeß, der sich im Geiste des Verbrechers abspielt und 
auf den es hier allein ankommt. Erfahrungen, die aus der 
Beobachtung nicht verbrecherischer Menschen gewonnen
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werden, dürfen dabei nicht als Normen dienen. Daß seine 
Handlungsantriebe verschieden sind von denen anderer 
Menschen, beweist der Verbrecher eben dadurch, daß er 
die Gebote der Rechtsordnung mißachtet. Seine Straftat 
steht also unter besonderen psychologischen Bedingun
gen. Diese verlangen auch da Berücksichtigung, wo es 
sich um die Bewertung des Rücktritts handelt. Den einen 
veranlaßt zum Aufgeben der Tat, was einen anderen gar 
nicht gestört haben würde. Nicht jeder Räuber wird beim 
Anblick des niedergeschlagenen Opfers von lähmendem 
Entsetzen befallen wie der Angekl. in dem der Entsch. 
RGSt. 68, 82 zugrunde liegenden Fall. Auf die meisten 
Sittlichkeitsverbrecher wird eine Drohung ihres Opfers, 
die begangene Schandtat der Ehefrau des Täters offen
baren zu wollen (vgl. RG.: HRR. 1939 Nr. 1434), keinerlei 
Eindruck machen. Wenn das RG. in jenen beiden Fällen 
Unfreiwilligkeit des Rücktritts angenommen hat, so 
konnte diese Entsch. jedenfalls nicht auf eine allgemeine 
Lebenserfahrung über das Verhalten von Verbrechern in 
derartigen Situationen gestützt werden. Und dasselbe gilt 
für den vorliegenden Fall. Für ihn sogar in besonderem 
Maße. Denn er unterscheidet sich von den meisten bisher 
bekannt gewordenen in einem sehr bemerkenswerten 
Punkt. Bei jenen bildete — soweit nicht wirkliche oder 
eingebildete Unmöglichkeit der Tatvollendung vorlag — 
das Rücktrittsmotiv in der Regel die Einsicht, es sei das mit 
der Straftat zu übernehmende Risiko zu groß (vgl. z. B. 
RGSt. 65, 145). Von solch einer Erwägung läßt sich allen
falls sagen, daß sie den Täter zu bestimmten Handlungs
entschlüssen z w i n g e .  Hier aber erscheint das Risiko 
dem Täter in Wahrheit nicht zu groß, sondern über
flüssig. Daß auch eine derartige Erkenntnis ihm die Frei
heit der Entschließung nehme, kann wirklich nicht be
hauptet werden.

Die vom RG. geforderte Wertung der Beweggründe 
nach der größeren oder geringeren Stärke ihrer motivie
renden Kraft ist also praktisch undurchführbar. Das hat 
die Kritik mit Recht hervorgehoben. Das RG. fordert 
Unterscheidungen, die sich ohne Willkür nicht vornehmen 
lassen ( F r a n k ,  II zu §46). Der psychische Zwang, den 
die Motive auslösen, „stuft sich in unendlichen Nuancen 
ab, ohne daß es möglich wäre, auf dieser Skala an 
irgendeinem Punkt eine Zäsur vorzunehmen. Es gibt kei
nen Gradmesser, der es gestattet, die Stelle zu bestim
men, wo die noch immer freie Entschließung in ein Ge
nötigtsein umschlägt“ . So treffend Graf zu D o h n a :  
ZStW. 59, 544.

Die vom RG. gegebenen Begründungen erreichen also 
in Wahrheit die erforderlichen Einschränkungen des Frei
willigkeitsbegriffes nicht. So hartnäckig das RG. an ihnen 
festhält, so wenig vermögen sie tatsächlich die getroffenen 
Entscheidungen zu rechtfertigen. Damit aber erhebt sich die 
Frage, ob nicht in Wahrheit wenigstens den jüngeren Ur
teilen ganz anders geartete Erwägungen zugrunde liegen, 
welche durch die überlieferten Formulierungen der Recht
sprechung nur verdeckt werden. Das ist in der Tat der Fall. 
Im Grunde verneint die reichsgerichtliche Judikatur die 
„Freiw illigkeit“  des Rücktritts neuerdings auch dann, wenn 
der Täter sich zum Rücktritt aus einem zwar freigewählten, 
aber sittlich zu mißbilligendem Grunde entschloß.

Damit wird — stillschweigend — ein Grundsatz auf
gegeben, an dem die ältere Rechtsprechung stets fest- 
halten zu müssen geglaubt hatte: daß es auf die sittliche 
Qualität der Rücktrittsmotive nicht ankomme (vgl. RGSt. 
16, 182; 24, 222; 35, 102; 37, 402). Indessen ist dieser 
Grundsatz auch früher schon gelegentlich verlassen wor
den. So in RGSt. 47, 74. Dort handelte es sich um den 
Rücktritt vom Versuch eines Sittlichkeitsverbrechens nach 
§176 Ziff. 3. Auf die „weinerliche und ängstliche“  Frage 
des Kindes: „Was wollen Sie denn mit mir machen?“  
hatte der Täter von Seinern Opfer abgelassen. Das RG. 
verneinte die Freiwilligkeit des Rücktritts für den Fall, 
daß der Angekl. Widerstand des Kindes oder alsbaldige 
Überführung und Ergreifung fürchtete, bejahte sie aber 
für den Fall, daß er sich aus „Scham und Scheu“  zum 
Rücktritt entschloß. Nun ist zuzugeben, daß die beiden 
ersten Motive stärker wirken können als das dritte. Aber 
der auffälligste Unterschied zwischen ihnen ist doch, daß 
dieses sittliche Anerkennung verdient und jene nicht. 
Schon in RGSt. 47, 74 macht sich also eine Wendung zu

ethischer Betrachtungsweise bemerkbar. In neueren Ur
teilen tritt sie noch stärker hervor. In RGSt. 70, 3 =  JW, 
1936, 9926 war der Täter vom Diebstahls versuch zurück
getreten, weil ihm die greifbare Geldmenge nicht ge
nügte. Das RG. verneinte die Freiwilligkeit. RGSt. 39,37 
hatte sie bejaht bei einem Täter, der einen Gegenstand 
stehlen wollte, weil er ihn für einen Ball hielt, und ihn 
liegen ließ, nachdem er ihn als eine Holzkugel erkannte! 
RGSt. 55, 66 verneinte die Freiwilligkeit nur für den Fall, 
daß der Täter (bei unbestimmten Diebstahlsvorsatz über
haupt nichts) bei bestimmten Vorsatz keine Sachen der 
erstrebten A r t  finde. Daß in dem neuerlich entschiede
nen Fall die vom Täter erlebte Enttäuschung tatsächlich 
zwingender gewirkt habe, als in den früheren, läßt sich 
schwerlich behaupten; auch nicht, daß heute eine andere 
psychologische Beurteilung geboten sei. Geändert hat 
sich die A r t  des anzuwendenden Maßstabes. Wer nur 
deshalb zurücktritt, weil er nicht genug zu stehlen findet, 
hat sich erst recht als schlimmer Dieb erwiesen und ver
dient Straflosigkeit nicht. Dieselbe Haltung nimmt RGSt. 
72, 349 =  JW. 1938, 3102 1 ein. Sie entscheidet eine alte 
Streitfrage — gegen die bisher herrschende Meinung 
(vgl. F r a n k  a. a. O.) — dahin, daß nicht schon das 
Aufgeben der konkreten Ausführung, sondern erst die 
gänzliche Preisgabe des Verbrechensentschlusses die An
wendung von § 46 rechtfertige. Für die Freiwilligkeit 
des Rücktritts ist dieser Umstand bedeutungslos. Für 
seine sittliche Bewertung ist er entscheidend. Den Ab
schluß der Reihe bildet einstweilen das vorliegende Urteil. 
Es zeigt den neuen Geist der Rechtsprechung besonders 
deutlich. Daß der Angekl. die Freiheit hatte, seinen Plan 
auszuführen, läßt sich nicht verkennen. Das RG. ist ja 
sogar geneigt, ihn wegen des besonderen Maßes von 
Freiheit, das er genoß und mißbrauchte, als Volksschäd
ling anzusehen. Also handelte er auch freiwillig, wenn er 
seinen Entschluß aufgab. Aber der Grund, aus dem er 
es tat, ist sittlich in höchstem Maße verwerflich. Er be
stand lediglich in der Überzeugung, sein Ziel auf be
quemere und gefahrlose Weise erreichen zu können. Der 
sittliche Vorwurf, den dies Verhalten verdient, schließt 
die Anwendung des § 46 aus. Indem das RG. in diesem 
Sinne entscheidet, geht es zur ethischen Bewertung des 
Rücktritts über.

Ob diese Wendung der Rechtsprechung zu billigen ist, 
hängt von drei Fragen ab: 1. Ist sie überhaupt vermeid
bar, gibt es einen anderen Weg, die gewünschten Er
gebnisse zu erreichen? 2. Entspricht sie dem kriminal
politischen Sinne des § 46? 3. Ist sie mit seinem Wort
laut vereinbar?

Die erste Frage ist zu verneinen. Wer die Straflosig
keit des Rücktritts über die Möglichkeiten der F r a n k -  
schen Formel hinaus zu beschränken versucht, kommt 
notwendig dazu, sittliche an Stelle von psychologischen 
Maßstäben anzuwenden. Graf zu D o h n a  hat zwar neuer
dings versucht, den Anwendungsbereich von § 46 auch 
bei grundsätzlicher Beibehaltung der bisherigen Methode 
enger zu begrenzen. Er geht dabei so vor, daß er an die 
Stelle der verhältnismäßig groben psychologischen Unter
scheidungen des RG. genauere und feinere Bestimmungen 
setzt2). Aber die dabei gewonnenen Ergebnisse befrie
digen auch nicht überall. Graf zu D o h n a  w ill bei dem 
Grundgedanken der F r a n k  sehen Formel bleiben, wo
nach Unfreiwilligkeit des Rücktritts nur dann anzuneh
men ist, wenn die Ausführung des beabsichtigten Ver
brechens wirklicher oder vermeintlicher physischer Hin
dernisse wegen unmöglich geworden ist. Er lehrt aber, 
es müsse bei der Prüfung dieser Unmöglichkeit wirklich 
genau von dem ausgegangen werden, was der Täter 
jedesmal beabsichtigt hat. Dabei seien nicht nur das er
strebte Ziel, sondern auch die geplanten Modalitäten der 
Tatbegehung zu berücksichtigen. Unmöglich werde die 
Ausführung des Verbrechensplans schon da, wo ihn der 
Täter wohl überhaupt noch, aber nicht mehr so aus
führen könne, wie er sich das vorgenommen habe (Haupt
beispiel: der Täter wollte die Tat s t r a f l o s  begehen 
und sieht sich durch das Eingreifen eines andern zwar 
nicht um die Möglichkeit der Vollendung, jedoch um die

~) Die Freiwilligkeit des Rücktritts vom Versuch im 
Lichte der Judikatur des RG.: ZStW. 59, 541 ff.
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Chance der Straflosigkeit gebracht). Dieser Lösungsvor
schlag ist sehr beachtlich. Er führt weiter als die Lehre 
des RG. Aber den praktischen Bedürfnissen wird er doch 
nicht ganz gerecht. Er schränkt den § 46 in einer Rich
tung zu weit ein, in anderer Richtung nicht weit genug. 
Zu weit: denn die Dohnasche Lehre führt streng ge
nommen dazu, daß § 46 gerade auf den Fall nicht ange
wendet werden kann, für den er in erster Linie bestimmt 
ist: auf den Rücktritt aus Furcht vor Strafe. Jeder Ver
brecher hat die Absicht, seine Tat straflos zu begehen. 
Wenn er nun seinen Entschluß aus Furcht vor Strafe 
aufgibt, so ist Motiv dafür also i m m e r  auch die Über
zeugung, die Tat nicht so, wie sie geplant war (nämlich 
straflos) ausführen zu können. Deshalb müßte nach 
Dohnascher  Auffassung die Freiwilligkeit verneint wer
den. Das geht aber nicht an. Für diesen Hauptfall also ist 
jene Rücktrittsauffassung zu eng. Umgekehrt ist sie für 
den vorliegenden Fall nicht eng genug. H i e r  war ja 
der Täter keineswegs gehindert, das Verbrechen so aus
zuführen, wie es beabsichtigt war. Sein Ziel war durch
aus nicht unerreichbar geworden. Graf zu D o h n a  also 
müßte die Freiwilligkeit des Rücktritts anerkennen. Auch 
das geht nicht an. Denn daß die gegenteilige Entsch. des 
RG. jedenfalls im Ergebnis richtig ist, sagt das Rechts
gefühl. So kann auch die verfeinerte psychologische Me
thode nicht zum Ziele führen. Befriedigende Ergebnisse 
sind nur von der ethischen Rücktrittsbewertung zu er
warten.

Ob diese Art der Betrachtung mit dem kriminal
politischen Sinn des § 46 vereinbar ist, hängt davon ab, 
wie man diesen Sinn bestimmt. Sieht man ihn allein in 
der Erwägung, daß durch Verheißung von Straflosigkeit 
selbst dem schon gefährdeten Rechtsgut noch Schutz ge
währt werden so ll3), so ist die Frage zu verneinen. Denn 
dann kann es allein darauf ankommen, ob jener Zweck 
im einzelnen Fall tatsächlich erreicht worden ist, und es 
muß gleichgültig sein, w a r u m  sich der Täter zum Rück
tr itt entschloß. So eng wird nun aber der Grundgedanke 
des § 46 schon von der herrschenden Lehre nicht be
stimmt. Indem sie Freiwilligkeit des Rücktritts fordert, 
gibt sie zu erkennen, daß nicht schon die Verhütung oder 
Vermeidung des schädlichen Erfolges die Strafbefreiung 
rechtfertigen soll, sondern erst ein in solchem Verhalten 
zum Ausdruck kommendes Verdienst. Von da aus ist es 
nur ein Schritt zu der Erkenntnis, daß ein Verdienst nicht 
immer da bereits erworben ist, wo der Täter überhaupt 
freiwillig handelte, sondern erst da, wo er von seiner 
Freiheit den rechten Gebrauch machte, wo sein Entschluß 
nicht nur mit Rücksicht auf die wohltätigen Folgen, son
dern auch als solcher Billigung verdient. Es liegt schon, 
im Begriff der Freiwilligkeit, daß sie nicht nur einer 
psychologischen Bestimmung, sondern auch einer sitt
lichen Bewertung zugänglich ist. Freiwillig muß der 
Rücktritt sein, weil nur ein freier Wille ein guter Wille 
sein kann. Strafbefreiend w irkt der Rücktritt deshalb erst 
dann, wenn er nicht nur freiwillig, sondern auch sittlich 
anerkennenswert ist.

So entspricht die ethische Betrachtungsweise dem 
kriminalpolitischen Sinn des § 46 durchaus. Wieweit sie 
sich älteren Rücktrittslehren, den sog. „Rechtstheorien“  
nähert, muß hier dahingestellt bleiben. Doch darf hervor
gehoben werden, daß sie dem allgemeinen Streben nach 
Ethisierung des Strafrechts durchaus gemäß ist.

Deshalb darf auch die Frage, ob sie mit dem Wort
laut des Gesetzes vereinbar ist, keine unüberwindlichen 
Schwierigkeiten machen. Es ist zuzugeben, daß § 46 über 
eine Bewertung der Rücktrittsmotive nichts enthält. Aber 
er nennt auch das Merkmal der Freiwilligkeit nicht, in 
Ziff. 2 nicht einmal andeutungsweise. Es ist in ihn hinein
gelesen worden, und bei dieser Auslegungsarbeit hat sich 
die Judikatur ohnehin so viele Freiheiten erlaubt (vgl. 
darüber H e n k e l :  JW. 1937, 2375), daß ihr die Befugnis 
zugebilligt werden muß, das Ergebnis ihrer Interpretation 
angemessen zu begrenzen.

Es bleibt die letzte Frage: welche konkreten sittlichen 
Maßstäbe an die Rücktrittsmotive des Täters zu legen

3) Das kommende deutsche Strafrecht w ill diesen Ge
danken übrigens nicht mehr in den Vordergrund stellen,
vgl. F r e i s l e r  bei Gürtner I 2 * S. 37.

sind. Die Antwort hierauf wird im wesentlichen immer 
nur von Fall zu Fall gegeben werden können. Allgemein 
darf festgestellt werden, daß die Quelle, aus der die maß
gebenden Normen zu schöpfen sind, dieselbe sein muß, 
auf welche die Rechtsordnung auch sonst verweist: das 
gesunde Volksempfinden. Allgemein ist weiter zu sagen, 
daß ein besonderer sittlicher Rigorismus natürlich nicht 
am Platze ist. Namentlich ist nicht zu fordern, daß der 
Täter einem kategorischen Imperativ folgt. Es genügt 
durchaus, daß er z. B. der Furcht vor Strafe nach
gibt. Nur darf ihn nicht das Rücktrittsmotiv selber wie
der mit einem neuen Makel belasten. Er darf nicht allein 
deshalb zurücktreten, weil sein verbrecherischer Wunsch 
keine genügende Befriedigung findet. Er darf sich nicht 
Vorbehalten, bei besserer Gelegenheit sein Vorhaben doch 
noch auszuführen. Er darf nicht nur darum aufgeben, 
weil er den verbotenen Erfolg auf andere, wenn auch an 
sich straflose Weise erlangen kann usw.

Daß die neuere Rechtsprechung tatsächlich von solchen 
Erwägungen ausgeht, glauben die vorstehenden Ausfüh
rungen gezeigt zu haben. Es liegt freilich auf der Hand, 
daß auch sie nicht alle Urteile des RG. rechtfertigen 
können. Sittliche Mißbilligung verdient z. B. der Täter 
noch nicht, den das Entsetzen über die eigene Tat zum 
Rücktritt bestimmt (RGSt. 68, 82) ; auch der nicht, wel
cher aus Furcht vor gesellschaftlicher Mißbilligung oder 
vor der Empörung des Ehegatten aufgibt (HRR. 1939 
Nr. 1434). Solche Beispiele zeigen aber nur, daß die neue 
Lehre noch nicht endgültig geklärt ist. Ihre Festigung 
darf erwartet werden.

Prof. Dr. B o c k e i m a n n ,  Königsberg (Pr.)
*

** 3. RG. — §§ 132, 266 StGB.; § 43 RNotarO.
1. Der Notar, der gegen das Verbot der Amtsausübung 

verstößt, verletzt seine Amtspflichten und macht sich dienst
strafrechtlich sowie nach § 132 StGB, strafbar.

2. Die Gebühren für eine wirksame Amtshandlung, die 
der Notar unbefugt vorgenommen hat, stehen der Reichs
kasse zu.

Der Angeld, war durch Verfügung des KGPräs. vom 
27. Nov. 1939 von seinem Amt als Notar vorläufig ent
hoben worden. Diese Verfügung beruht auf den §§ 42 
Abs. 1 Nr. 2, 38 RNotarO. v. 13. Febr. 1937 (RGBl. I, 191) 
und der Allgemeinen Verfügung des RJM. 3170/1 — I a7 
1169 v. 5. Sept. 1939: D j. 1461 (siehe dort Absch. III 
Abs. 1, 2. Teil iund dazu Abschn. V  Abs. 3 der Allgemeinen 
Verfügung 3830 — IaU170 v. 5. Sept. 1939: DJ. 1462), die 
ergangen ist auf Grund des Erlasses des Führers und 
Reichskanzlers über die Vereinfachung der Verwaltung 
v. 28. Aug. 1939 (RGBl. I, 1535). Diese ordnungsmäßig 
verfügte vorläufige Amtsenthebung hatte nach § 43 Abs. 2 
Satz 1 RNotarO. zur Folge, daß sich der Angekl. während 
der Dauer der vorläufigen Amtsenthebung jeder Amts
handlung zu enthalten hatte. M it Recht hat daher das 
LG. angenommen, daß sich der Angekl. durch die Vor
nahme der notarischen Beurkundung am 11. Febr. 1940 
unbefugt mit der Ausübung eines öffentlichen Amtes be
faßt habe. Der Angekl. war zwar damals noch Notar, die 
Ausübung dieses Amtes war ihm' aber untersagt. Nahm 
er trotzdem eine Amtshandlung vor, so war die darin 
liegende Ausübung seines Amtes unbefugt, und an die 
unbefugte Ausübung eines öffentlichen Amtes knüpft 
der § 132 StGB, in seinem ersten Fall die Strafe. Der 
Annahme, daß der Angekl. das Amt als Notar unbefugt 
ausgeübt habe, steht der § 43 Abs. 2 Satz 2 RNotarO. 
nicht entgegen. Denn die Vorschrift, daß ein Verstoß des 
Notars gegen das Verbot der Amtsausübung die Gültig
keit der Amtshandlung nicht berührt, hat nicht den Sinn, 
daß die verbotswidrig vorgenommene Amtshandlung zu
gunsten des vom Amt vorläufig enthobenen Notars als 
befugte Amtsausübung anzusehen wäre; denn dann wür
den Satz 1 und Satz 2 des § 43 Abs. 2 RNotarO. in einem 
unlösbaren Widerspruch zueinander stehen. Die Bestim
mung des § 43 Abs. 2 Satz 2 RNotarO. w ill vielmehr nur 
verhindern, daß den Beteiligten, die den Notar in An
spruch nehmen, Nachteile aus der verbotenen Amtshand
lung entstehen.

Zur inneren Tatseite stellt das LG. rechtlich einwand
frei fest, der Angekl. sei sich bewußt gewesen, daß er
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unbefugt handelte. Soweit der Angekl. geglaubt haben 
will, er mache sich durch die ihm untersagte Amtsaus
übung nicht strafbar, hat das LO. diesen beim Angekl. 
etwa vorhandenen Irrtum mit Recht als einen für die 
Schuldfrage unbeachtlichen Strafrechtsirrtum gekenn
zeichnet.

Das Vorliegen eines Betrugs zum Nachteil des K. 
hat das LO. bei dem bisher festgestellten Sachverhalt 
rechtlich einwandfrei ausgeschlossen. Es hätte aber prü
fen müssen, ob sich der Angekl. nicht auch einer Un
treue schuldig gemacht hat.

Die Beurkundung eines Grundstücksveräußerungsver
trags durch Gericht oder Notar ist ein Geschäft, für das 
nach deh Vorschriften der RKostO. vom Kostenschuldner 
Gebühren zu zahlen sind. Daß die Beurkundung hier von 
einem Notar vorgenommen worden ist, der seines Amtes 
vorläufig enthoben war, kann keinen Einfluß darauf 
haben, daß die Gebühren vom Zahlungspflichtigen ge
schuldet wurden; denn die Beurkundung war nach § 43 
Abs. 2 Satz 2 RNotarO. gültig, und für diese wirksame 
Beurkundung sind die Gebühren in der Höhe, wie sie 
sich nach den Vorschriften der RKostO. ergeben, fällig 
geworden. Der Angekl. kann sich daher keiner Ge
bührenüberhebung nach § 352 StGB, schuldig gemacht 
haben; denn dieser Tatbestand hat zur Voraussetzung, 
daß Gebühren erhoben werden, die der Zahlende über
haupt nicht oder nur in geringerem Betrage verschuldet.

Damit ist aber nicht entschieden, daß der Angekl. die 
Gebühren fü r  s i ch  einziehen und behalten durfte.

Der Notar ist — wie sich aus den Vorschriften der 
RNotarO. (vgl. besonders §§ 2 ff., 18; die Übergangsbe
stimmungen für einzelne Gebiete, §§84 ff., bleiben dabei 
außer Betracht) ergibt — Träger eines öffentlichen 
Amtes, kraft dessen er hoheitsrechtliche Handlungen vor
nimmt, die Ausfluß der Staatsgewalt sind, und für die das 
Reich, wenn es sie durch seine Gerichte ausüben läßt, 
Gebühren zur Reichskasse erhebt. Durch die Bestellung 
zum Notar ermächtigt das Reich den Träger des Notar
amtes zur Vornahme solcher Handlungen und gestattet 
ihm, die Gebühren zu seinem' Vorteil zu erheben, sie sich 
durch seine Tätigkeit — seiner grundsätzlich freiberuf
lichen Stellung entsprechend — zu verdienen und nur 
einen bestimmten Anteil an die Reichskasse abzuführen 
(vgl. dazu die VO. v. 20. März 1936 [RGBl. I, 190, 274] in 
d. Fass, der VO. v. 28. Mai 1938 [RGBl. I, 604]). Der 
Notar erhält die Gebühren für seine staatlich zugelassene 
Tätigkeit. M it der vorläufigen Amtsenthebung verliert er 
die Befugnis, in Ausübung seines Amtes tätig zu wer
den, seine Tätigkeit ist ihm nicht mehr gestattet. Für 
die Regelung seiner amtlichen Verhältnisse nach Eintritt 
der vorläufigen Amtsenthebung sieht die RNotarO. drei 
Möglichkeiten vor:

1. Dem Notar kann für die Dauer der vorläufigen 
Amtsenthebung ein Vertreter bestellt werden (§ 30 
RNotarO., §§12, 13 AusfVO. v. 26. Juni 1937 [RGBl. I, 
663]), der an seiner Stelle und für seine Rechnung dag 
Amt ausübt und dafür von dem Notar eine Vergütung' 
erhält, während die aus der Tätigkeit des Vertreters er
wachsenen Gebühren dem Notar zufallen.

2. Es kann aber auch ein Notarverweser damit beauf
tragt werden, das Amt des Notars auf Rechnung der 
Reichsnotarkammer wahrzunehmen (§ 40 RNotarO., §§ 1 
bis 11 AusfVO. v. 26. Juni 1937 [RGBl. I, 663]). Dabei be
steht zwar in gewissen Fällen die Möglichkeit, dem No
tar Überschüsse aus den Einnahmen zukommen zu lassen, 
er hat aber keinen Anspruch darauf an die Reichnotar
kammer (vgl. dazu S e y b o l d ,  „RNotarO.“ , 2. Auf!. 
1939, Anm. I Abs. 3 zu §43).

3. Schließlich kann von der Bestellung eines Vertreters 
oder Verwesers auch abgesehen werden. In diesem Fall 
werden die Akten, Bücher, Siegel, Stempel und Amts
schild des Notars vom AG. in Verwahrung genommen 
(§ 43 Abs. 1 RNotarO.).

So ist bei der vorläufigen Amtsenthebung des Angekl. 
verfahren worden.

Aus der mit der Bestellung eines Vertreters oder Ver
wesers verbundenen Regelung der Gebührenfrage kann 
nicht gefolgert werden, daß der Notar, wenn weder ein 
Vertreter bestellt noch ein Verweser eingesetzt worden 
ist, bei einer von ihm selbst während der vorläufige» 
Amtsenthebung vorgenommenen Amtshandlung für sich

Gebühren zu erhalten hat. Aus der für diesen Fall nach 
§ 43 Abs. 1 RNotarO. vorgesehenen Maßnahme (siehe 
oben unter 3) ergibt sich vielmehr das Gegenteil. Der 
Notar, der gegen das Verbot der Amtsausübung ver
stößt, verletzt seine Amtspflichten und macht sich dienst
strafrechtlich sowie nach dem § 132 StGB, strafbar. Für 
diese ihm nicht mehr gestattete und daher pflichtwidrige 
Tätigkeit können ihm keine Gebühren zufallen, er erhält 
diese vielmehr nur für seine Tätigkeit, soweit sie staat
lich zugelassen ist. Daran fehlt es bei der vorläufigen 
Amtsenthebung, wenn kein Vertreter bestellt ist, der für 
den Notar das Amt weiter ausübt. Aus einer Tätigkeit, 
der sich der Notar nach dem Verbot des § 43 Abs. 2 Satz 1 
RNotarO. zu enthalten hat und für die ihm auch kein 
Vertreter bestellt ist, kann ihm kein Vorteil zufließen. Ob 
das gleiche auch für den Fall einer unzulässigen Über
schreitung der örtlichen Zuständigkeit (§12 Abs. 2 
RNotarO.) zu gelten hat, braucht hier nicht entschieden 
zu werden.

Hat der Kostenschuldner, wie schon dargelegt, die Ge
bühren zu zahlen, darf der Notar sie aber nicht für sich 
bekommen, so ergibt sich aus der rechtlichen Stellung 
des Notars, wie sie oben dargelegt worden ist, als not
wendige Folge, daß die Gebühren für eine — wirksame 
Amtshandlung, die der Notar unbefugt vorgenommen hat, 
der Reichskasse zustehen. Daß der Notar in einem sol
chen Fall die Gebühren von dem Kostenschuldner erhebt, 
kann vom strafrechtlichen Standpunkt aus dann nicht 
beanstandet werden, wenn er sie für die Reichskasse er
hebt und sie an diese abführt. Er muß sie aber voll
ständig an die Reichskasse abliefern und hat dabei wie 
bei der Ablieferung der staatlichen Gebührenanteile in 
den Fällen befugter Amtsausübung die ihm durch das 
Gesetz und seine Bestellung obliegende Pflicht, die Ver
mögensinteressen des Reiches wahrzunehmen (RGUrt. 
3 D 495/37 v. 28. Juli 1937: JW. 1937, 2699 '"). Er handelt 
dieser Pflicht zuwider und fügt der Reichskasse einen 
Nachteil zu, wenn er dieser die Gebühren nicht zukom
men läßt. Handelt er dabei im Bewußtsein der Pflicht
widrigkeit und mit Schädigungsvorsatz, so macht er sich 
der Untreue nach § 266 StGB, schuldig. Diese beginnt 
aber schon damit, daß er die der Reichskasse zustehen
den Gebühren, wie es im vorl. Fall ersichtlich ge
schehen ist, mit dem Willen einzieht, sie für sich zu 
behalten. Die Untreue ist insoweit auch ein Teil der 
Amtsanmaßung und steht daher zu ihr im Verhältnis der 
Tateinheit.

(RG., 2. StrSen. v. 11. Dez. 1941, 2 D 368/41.) [He.]
*

** 4. RG. — §§ 156, 263 StGB.; § 10 VO. über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Gerichtsverfahrens und der Rechts
pflege v. 1. Sept. 1939 (RGBl. I, 1658). Die Versicherung an 
Eides Statt ist vor einer zur Abnahme zuständigen Behörde 
dann abgegeben, wenn sie über den Gegenstand, auf den 
sie sich bezieht, und in dem Verfahren, um das es sich 
handelt, der Behörde abgegeben werden darf. Nach § 10 
VO. v. 1. Sept. 1939 ist der Amtsrichter zur Abnahme von 
eidesstattlichen Versicherungen der Partei über Prozeß
behauptungen zuständig.

Tateinheit zwischen Betrug und Vergehen nach § 156 
StGB, durch bewußt unrichtige Prozeßbehauptung und 
Parteiaussage in Form der Versicherung an Eides Statt.

Die StrK. hat die bewußt unrichtige Prozeßbehauptung 
und Parteiaussage des Angekl. über die Höhe seines 
Gehaltes zu dem Zwecke, den Unterhaltsanspruch seiner 
geschiedenen Ehefrau zu Fall zu bringen, ohne Rechts
irrtum aus § 263 StGB, gewürdigt. Es ist aber nicht 
richtig, daß es "beim Versuch des Betruges geblieben ist. 
Der Amtsrichter hat sich durch die bestimmte Aussage 
des Angekl. (deren Richtigkeit der Angekl. an Eides 
Statt versichert hat) täuschen lassen und die Unterhalts
klage der Frau B. abgewiesen, weil der Angekl. bei 
einem Nettogehalt von nur 207,49 M i  den verlangten Un
terhalt nicht leisten könne (§ 66 EheG.). M it dem Erlaß 
dieses Urteils war eine Vermögensbeschädigung der 
Frau B. eingetreten. Der sog. Prozeßbetrug ist — von 
anderen hier nicht in Betracht kommenden Möglich
keiten abgesehen — vollendet, sobald durch die Täu
schung des Richters eine gerichtliche Entsch. zuungunsten
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der anderen Partei herbeigeführt worden ist. Daß die 
Entsch. rechtskräftig geworden ist, ist nicht erforder
lich. Der Anspruch der Kl. auf Unterhalt, der ihr nach 
dem Gesetze bei dem tatsächlichen Einkommen des 
BeschwF. von mehr als 300 3tM im Monat zustand, bil
dete einen Teil ihres Vermögens. Dieser Anspruch war 
ihr durch das Urteil des AG. abgesprochen. Damit war 
der Gesamtwert ihres Vermögens verringert und der Be
trug vollendet, so daß es hier darauf nicht mehr ent-« 
scheidend ankommt, ob der Angekl. seine Täuschungs
handlungen auch in dem Berufungsverfahren fortgesetzt 
hat. Dadurch, daß Frau B. im Berufungsverfahren eine 
Änderung des Urteils zu ihren Gunsten erreicht hat, ist 
nur eine Wiedergutmachung des durch den Betrug des 
BeschwF. verursachten Schadens eingetreten. Etwas an
deres ergibt sich auch aus der Entsch. RGSt. 71, 303, 
305 Abs. 2 =  JW. 1937, 26976 nicht, auf die das Urteil 
verweist, wenn es sich in dem dort entschiedenen Falle 
auch um ein rechtskräftiges Urteil gehandelt hat.

Die Verurteilung des BeschwF. aus §156 StGB, ist 
nicht zu beanstanden. Nach der ständigen Rspr. des RG. 
ist die Versicherung an Eides Statt vor einer zur Ab
nahme zuständigen Behörde dann abgegeben, wenn sie 
über den Gegenstand, auf den sie .sich bezieht, und in 
dem Verfahren, um das es sich handelt, der Behörde ab
gegeben werden darf (RGSt. 73, 144, 145 =  DR. 1939, 
9887; RGSt. 71, 172 =  JW. 1937, 179 1 27; RGSt. 70, 266, 
268 =  JW. 1936, 280523; RGSt. 67, 408), wenn es also ge
setzlich nicht ausgeschlossen ist, daß die eidesstattliche 
Versicherung Rechtswirkungen auszuüben vermag. §156 
StGB, erfordert nicht eidesstattliche Versicherungen ir 
gendwelcher bestimmten Art, auch nicht, daß die zustän
dige Behörde sich auf Grund der Versicherung eine Mei
nung über die Richtigkeit einer tatsächlichen Behauptung 
zu bilden habe. Es genügt, wenn die eidesstattliche Ver
sicherung dazu bestimmt und geeignet gewesen ist, in 
irgendwelchen Ermessensfragen der zuständigen Behörde 
als Unterlage zu dienen, wenn sie also rechtlich nicht 
völlig wirkungslos ist (RGSt. 19, 414ff.; 22, 267, 268, 
269; 23, 170; 36, 212; 59, 176).

Im bürgerlichen Streitverfahren ist, wie in der erst
genannten Entsch. näher dargelegt wird, das Gericht 
nicht ohne weiteres i. S. des § 156 StGB, zuständig, einer 
Partei Versicherungen an Eides Statt abzunehmen. Diese 
Rechtslage ist aber durch die VO. über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Gerichtsverfahrens und der Rechts
pflege v. 1. Sept. 1939 (RGBl. I, 1658) geändert. Nach 
ihrem § 10 bestimmen die AG. und die ArbG. in bürger
lichen Rechtsstreitigkeiten ihr Verfahren nach freiem 
Ermessen. Das besagt zwar nicht, daß der Amtsrichter 
von allen Regeln der ZPO. freigestellt sei und das Ver
fahren nach Belieben gestalten könne. Die VO. will er
sichtlich dem Amtsrichter die Möglichkeit geben, auf 
Förmlichkeiten des Verfahrens zu verzichten, deren Ein
haltung in Kriegszeiten erschwert ist und von deren Be
achtung ohne Schaden für die Parteien im Interesse einer 
zweckmäßigen und raschen Erledigung des Rechtsstreites 
abgesehen werden kann. Diese Auffassung ist in der 
Rspr. der OLG. und im Schrifttum vielfach zum Ausdruck 
gebracht worden (DR. 1940, 1205*6; HRR. 1940 Nr. 563; 
1941 Nr. 288; DJ. 1939, 1482, 1545; 1940, 446). Grundsätz- 
sätzlich wird der Amtsrichter trotz § 10 VereinfVO. von 
den Verfahrensregeln der ZPO. ausgehen müssen. Zwin
gende Vorschriften des Verfahrens, auf deren Einhaltung 
die Parteien nicht verzichten können (§ 295 Abs. 2 ZPO.), 
oder deren Nichtbeachtung- die Nichtigkeitsklage nach 
§ 579 ZPO. rechtfertigen würde, dürfen nicht unbeachtet 
bleiben. Dazu gehören aber die Vorschriften über die 
Förmlichkeiten der Beweiserhebung nicht. Die eidesstatt
liche Versicherung eines Z e u g e n  als Ersatz seiner be
eidigten Vernehmung ist im bürgerlichen Streitverfahren 
für gewisse Fälle vorgesehen (§§ 272 b, 377 ZPO.). 
Grundsätzliche Bedenken gegen die Zulassung der eides
stattlichen Versicherung als Beweismittel im bürgerlichen 
Streitverfahren können deshalb nicht bestehen. Gerade 
das persönliche Erscheinen der Partei vor Gericht kann 
durch die Kriegsverhältnisse besonders erschwert oder 
für längere Zeit unmöglich gemacht sein. Es wäre nicht 
zu verstehen, wenn die VereinfVO. für solche Fälle nicht 
die Möglichkeit gegeben hätte, gleichwohl den Rechts

streit ohne Verzögerung zu erledigen, der nicht nach 
Art. 1 VO. über Maßnahmen auf dem Gebiete des bürger
lichen Streitverfahrens usw. v. 1. Sept. 1939 (RGBl. I, 
1656) unterbrochen oder ausgesetzt worden ist. Das Ver
fahrensrecht enthält bereits in § 18 Abs. 2 EntlVO. vom 
13. Mai 1924 (RGBl. I, 552) für das Schiedsurteil (ähnlich 
in § 1034 Abs. 2 ZPO. für das schiedsrichterliche Ver
fahren) Gesetze, die, wie § 10 VereinfVO., dem Gerichte 
gestatten, das Verfahren nach freiem Ermessen zu be
stimmen. Zu § 18 Abs. 2 EntlVO. ist in der Rspr. des 
RG. (RGUrt. 2 D 1450/31 v. 14. Jan. 1932) die Befugnis des 
Gerichts anerkannt worden, von der Beeidigung der Par
tei abzusehen und sich mit der Versicherung an Eides Statt 
zu begnügen. Die Befugnisse des Amtsrichters nach 
§ 10 VereinfVO. sind nicht enger zu begrenzen. Ein aus
reichender Grund dafür kann auch nicht darin gefunden 
werden, daß das Urteil des Amtsrichters mit der Be
rufung angefochten werden kann, wenn die Berufungs
summe gegeben ist, während das Schiedsurteil nicht den 
ordentlichen Rechtsmitteln unterliegt. Denn ob es zur 
13erufung kommt, ist ungewiß, ebensowenig läßt sich ab- 
sehen, ob das BG. auf die Parteiaussage und die Frage 
der Beeidigung der Partei zurückkommt. Jedenfalls kön
nen solche Erwägungen die Zuständigkeit des Amtsrich
ters für die Abnahme eidesstattlicher Versicherungen 
der Partei i. S. des § 155 StGB, nicht in Frage stellen. 
Danach ist jetzt die Zuständigkeit des Amtsrichters zur 
Abnahme solcher eidesstattlicher Versicherungen der 
Partei über Prozeßbehauptungen zu bejahen. Auf diese 
Zuständigkeit allein kommt es für den Tatbestand des 
§ 156 StGB. an. Es ist deshalb belanglos, ob im Einzelfall 
die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung wirklich 
zweckmäßig war und zur Beschleunigung des Verfahrens 
beigetragen hat. Der Strafrichter ist nicht zur Nachprü
fung berufen, ob der Amtsrichter im Einzelfall die eides
stattliche Versicherung mit Recht abgenommen hat.

Das LG. hat deshalb mit Recht den Tatbestand des 
Vergehens nach § i 56 StGB, festgestellt. Ein Milderungs
grund i. S. des § 158 StGB, kommt schon deshalb nicht 
in Betracht, weil auf Grund der eidesstattlichen Versiche
rung des BeschwF. die Klage seiner geschiedenen Frau 
abgewiesen worden ist und damit ein Rechlsnachteil für 
sie eingetreten war.

Die StrK. hat mit Recht Tateinheit zwischen Betrug 
und dem Vergehen nach § 156 angenommen.

(RG., 2. StrSen. v. 22. Dez. 1941, 2 D 384/41.) [He.j 
*

5. RG. — § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB. Zwischen einem fünf
zehnjährigen Mädchen, das zu einer Sprechstundenhilfe 
herangebildet werden soll, und ihrem Arbeitgeber kann ein 
Lehrer-Schüler-Verhältnis i. S. § 174 Abs. 1 Nr. 1 beste
hen. f )

Der Angekl. hatte seit dem 17. März 1941 die am 
28. April 1926 geborene E. als „Anlernerin zur Sprech
stundenhilfe“  eingestellt. Alsbald nach der Einstellung 
nahm er unzüchtige Handlungen mit der E. vor. Er ist 
deswegen durch das angef. Urteil eines Verbrechens 
nach dem § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB, schuldig befunden 
worden. Das LG. hat angenommen, er sei Lehrer im 
Sinne dieser Vorschrift gewesen.

Die Rev. wurde verworfen.
Lehrer i. S. des § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB, ist eine Per

son, die einer anderen in einem oder mehreren Wissens
zweigen, z. B. auch in technischen Fertigkeiten, Unter
richt erteilt, der nach Zeit, Ziel und Plan einen gewissen 
dauernden Bestand hat und bei Berücksichtigung der ge
samten Verhältnisse geeignet ist, ein Verhältnis geistiger 
und sittlicher Unterordnung zwischen dem Lehrenden 
und dem Lernenden zu begründen (RGSt. 67, 390 =  JW. 
1934, 425 2S). Soweit dieses Verhältnis in Betracht kommt, 
bedeutet es nicht, daß der Unterricht einen Einfluß auf 
die sittliche Lebensgestaltung des Schülers oder der 
Schülerin zu gewinnen bestimmt oder geeignet sein muß; 
vielmehr wird das Unterordnungsverhältnis, wenn es 
tatsächlich besteht, den sittlichen Charakter in sich selbst 
tragen (vgl. RGSt. 33, 423, 425). Für die Frage, ob der 
Unterricht nach Zeit, Ziel, Plan und der sonstigen Aus
gestaltung unter Berücksichtigung der Person des Leh
renden und Lernenden geeignet ist, dieses. Unterord-

55*
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nungsverhältnis beim Lernenden zu begründen, sind die 
Umstände des einzelnen Falles entscheidend.

Wie das LQ. feststellt, sollte die E. nach den münd
lichen Abmachungen, die vor der Einstellung getroffen 
waren, vom Angeld, zu einer tüchtigen Sprechstunden
hilfe herangebildet werden. Die Unterweisungen des An
geld. und die Tätigkeit der E. bestanden im wesent
lichen in folgendem:

Morgens säuberte sie vor dem Erscheinen des Angekl. 
das Sprechzimmer und reinigte die Instrumente, soweit 
dies nicht schon am Abend vorher geschehen war. Wäh
rend der Sprechstunde bediente sie den elektrischen Tür
öffner und ließ dadurch die Patienten vor. Bei neuen 
Patienten diktierte ihr der Angekl. die Personalien auf 
ein Blatt Papier. Später übertrug sie den Inhalt dieses 
Zettels in die vom Angekl. geführte Kartothek. Auch 
die Art der Behandlung trug sie — nach näherer An
leitung des Angekl. — dort ein. Während der Behand
lung machte sie die üblichen Handreichungen, brachte 
frisches Wasser und solche Instrumente, die der Angekl. 
nicht ohnehin zur Hand hatte, und besorgte das An
rühren von Zement. Nach Beendigung der Sprechstunde 
reinigte sie die Instrumente und sterilisierte sie mit Hilfe 
des vorhandenen elektrischen Apparats.

Soweit die E. bei dieser — an sich ziemlich ein
fachen — Tätigkeit eine Unterweisung und Belehrung 
bedurfte, wurde sie ihr durch den Angeld, zuteil. Insbes. 
erklärte ihr der Angekl. die Eintragungen in die ver
schiedenen Spalten der Kartothek und die — nicht 
schwierige — Bedienung des Sterilisierungsapparats. Drei
mal (und zwar an drei verschiedenen Tagen) bemühte 
sich der Angekl., die E. auch mit der Abrechnung 
gegenüber den Krankenkassen und der Wehrmacht ver
traut zu machen, stieß dabei aber auf wenig Verständ
nis und gab deshalb diese Bemühungen zunächst auf.

An anderer Stelle sagt das LG., der Angekl, habe die 
E. in verschiedenen Dingen unterrichtet, belehrt und 
praktisch ausgebildet. Es habe sich dabei mit Ausnahme 
der etwas schwierigen Kassenabrechnungen zwar durch
weg um leicht zu erlernende Handgriffe und Kenntnisse 
gehandelt, aber es sei doch so gewesen, daß den ganzen 
Tag über der Angekl. der Lehrer und die E. die Ler
nende gewesen sei.

Daß die Erteilung eines solchen Unterrichts die Leh
rereigenschaft dessen, der ihn erteilt, begründen kann, 
steht außer Zweifel. Wenn auch das Anlernverhältnis 
infolge des Verhaltens des Angekl. schon am 14. Juni 
1941, also nach etwa drei Monaten, endigte, so war es 
doch von vornherein auf eine längere Dauer berechnet. 
Der Umstand, daß kein schriftlicher Lehrvertrag, son
dern nur ein mündlicher Anlernvertrag geschlossen war, 
der auch gewisse Merkmale eines Arbeitsverhältnisses 
aufwies, steht der Annahme eines gleichzeitig bestehen
den Lehrverhältnisses nicht entgegen (RGSt. 53, 191). 
Auch auf die Bezeichnung des Vertrags und der Beteilig
ten (Lehrling oder Anlernling) kann es nicht ankommen. 
Den Ausschlag gibt das tatsächliche Bestehen des Über- 
ordnungs- und aes Unterordnungsverhältnisses. Das hat 
das LG. rechtlich bedenkenfrei festgestellt. Die Rev. 
übersieht, daß das LG. diese Annahme auch begründet, 
indem es zutreffend darauf verweist, daß die Entwick
lung des Überordnungs- und Unterordnungsverhältnisses 
im vorl. Falle „noch dadurch besonders begünstigt wor
den ist, daß es sich auf der einen Seite um ein knapp 
löjähriges, unerfahrenes Mädchen und auf der anderen 
Seite um einen gereiften, verheirateten, gebildeten und 
selbständigen Geschäftsmann handelte, und daß beide 
den ganzen Tag über in engem persönlichen (durch keine 
weiteren Angestellten gestörten oder geschwächten) Kon
takt standen“ .

(RG., 1. StrSen. v. 5. Dez. 1941, 1 D 438/41.) [He.[

Anmerkung: Der Tatbestand des §174 Abs. 1 Nr. 1 
ist allein auf das Vorliegen der im Gesetz genannten Ab
hängigkeitsverhältnisse abgestellt (vgl. RG.: DR. 1940, 
1513*). Hierbei haben die Begriffe des „Lehrers“  und 
„Erziehers“  wiederholt die Rechtsprechung beschäftigt. 
Eine eingehende Darstellung der Rechtsprechung des 
RG. zu diesen Fragen gibt N i e d e r r e u t h e r :  DJ. 1940, 
1157. Die Jugend bedeutet die Zukunft des Volkes. Mit

der Erkenntnis dieses Satzes ist das Verlangen immer 
stärker hervorgetreten, den Minderjährigen vor einem 
Mißbrauche des Autoritätsverhältnisses zu schützen und 
das Abhängigkeitsverhältnis von geschlechtlichen Motiven 
freizuhalten. Die staatliche Jugenderziehung und weitere 
Schöpfungen des nationalsozialistischen Erziehungswer
kes (z. B. das hauswirtschaftliche Jahr), aber auch Maß
nahmen des Arbeitseinsatzes (z. B. das Pflichtjahr) stell
ten Minderjährige in neuartige Abhängigkeitsverhältnisse, 
bei 'denen der erwähnte Schutz gewährleistet werden 
sollte. In weitem Umfange ist der Begriff des „E r
ziehers“  auf diejenigen Personen ausgedehnt worden, 
denen Minderjährige im Rahmen der erwähnten Auf
gaben in Obhut gegeben werden (vgl. z. B. RGSt. 71,274; 
DR. 1941, 7756). Jedoch kann der Schutz nicht alle Fälle 
umfassen, in denen Minderjährige in Abhängigkeit ande
rer treten, das RG. hat daher in anderen Entscheidungen 
einer übermäßigen Ausdehnung des Erzieherbegriffes 
entgegentreten müssen (vgl. z. B. RG.: JW. 1939, 1452; 
DR. 1940, 4943). M it Recht wird den besonderen Um
ständen des einzelnen Falles entscheidende Bedeutung 
beigemessen (vgl. RG.: DR. 1941, 2289!). Der Gegensatz 
zwischen dem Erziehungsverhältnis und dem arbeitsrecht
lichen Verhältnis bildet nach wie vor den Ausgangspunkt 
der Betrachtung, seine Überwindung durch das Berufs
erziehungsverhältnis (vgl. dazu S i e b e r  t: DR. 1941,737, 
743) ist noch nicht erfolgt. Man braucht den strafrecht
lichen Schutz und sucht ihn über § 174 Abs. 1 Nr. 1 
StGB, zu erhalten. In der Frage des Erziehers hat sich 
eine Wandlung vollzogen, es hat sich der Kreis der zur 
Erziehung berufenen Personen schon durch die staat
lichen Maßnahmen (HJ. u. ähnl.) erweitert.

Die gleiche Frage nach dem Schutz des Minderjährigen 
wird aber überall dort bedeutsam, wo er in Abhängig
keitsverhältnisse tritt, die keinen Erziehungscharakter 
tragen. Die Bestimmung des § 174 StGB, kann in ihrer 
heutigen Fassung nicht jeden Minderjährigen schützen, 
der in einem Abhängigkeitsverhältnis steht, das als Ar
beitsverhältnis anzusprechen ist und den Minderjährigen 
als vollwertige, ausgebildete Arbeitskraft tätig werden 
läßt. Nur dort, wo der Minderjährige als Lernender auf- 
tritt, wird die Strafbestimmung Anwendung finden kön
nen. Es muß sich bei dem Täter um eine Person handeln, 
die als „Lehrer“  anzusprechen ist. Auch mit diesem Be
g riff hat sich die Rechtsprechung in einer größeren An
zahl von Entscheidungen befaßt. Hier haben sich jedoch 
keine maßgeblichen Änderungen in der Auffassung gegen
über früheren Zeiten vollzogen. Das nationalsozialistische 
Gedankengut mag den Begriff mit teilweise anderem 
ethischen Gehalt erfüllt haben, das Vorliegen des Lehrer- 
Schüler-Verhältnisses muß jedoch nach wie vor an Hand 
der Merkmale festgestellt werden, welche die Recht
sprechung in den im Urteil erwähnten Entscheidungen 
entwickelt hat. Dabei handelt es sich um eine Frage, die 
letzten Endes immer auf Grund von tatsächlichen Er
wägungen und nicht nach Rechtsgründen zu entscheiden ist.

Die Rechtsprechung stellt mit Recht darauf ab, ob im 
einzelnen Falle zwischen dem Täter und dem Minder
jährigen ein Verhältnis geistiger und sittlicher Unter
ordnung besteht, wie es der Unterricht zwischen Lehrer 
und Schüler schafft. Vorausgesetzt wird also zunächst, 
daß eine Person von einer anderen in irgendeinem Wis
senszweige unterrichtet wird, sonst kann nicht von einem 
„Lehrer“  gesprochen werden. Eine prinzipielle Unter
scheidung bzgl. der Unterrichtsdisziplinen wird nicht an
erkannt (so schon RGSt. 32, 134). Mag es sich um übliche 
Schulfächer, Unterricht im Segelflug (RG.: HRR. 1937 
Nr. 839), berufliche Ausbildung (RG.: HRR. 1940 Nr. 525), 
Unterricht im Kochen und Backen (RG.: JW. 1938,18783) 
oder andere Wissenszweige handeln. Wenn w ir aber eine 
der Lebensauffassung entsprechende Umgrenzung des 
Lehrerbegriffes vornehmen wollen, muß stets eine Tätig
keit vorliegen, die dem „Lehrer“  eine gewisse Herrschaft 
geistiger Art über den Lernenden verschafft (vgl. RGSt. 
53, 191). Sie liegt z. B. dort nicht vor, wo in einem Ar
beitsverhältnis dem neueintretenden Gefolgschaftsmitglied 
lediglich gewisse Unterweisungen zuteil werden. Der 
Gegenstand des Unterrichts gewinnt besondere Bedeu
tung. Eine geistige Überordnung des „Lehrers“  liegt nur 
dort vor, wo sein Tun über die Vermittelung rein
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mechanischer Verrichtungen und Fertigkeiten hinausgeht, 
die eine ausgebildete Geschicklichkeit nicht verlangen. 
Wer als Minderjähriger lediglich mechanische Verrich
tungen im Betriebe ausführt, ist jugendlicher Arbeiter, er 
„lernt“  dort nicht. Die tatsächlichen Verhältnisse ent
scheiden: das Lehrer-Schüler-Verhältnis wurde vom RG. 
z. B. je nach Art der Beschäftigung eines Kellnerlehrlings 
bejaht (DR. 1940, 50312) oder verneint (RGSt. 32,59, 60). 
W ir müssen immer den Unterricht in seiner ganzen Aus
gestaltung unter Berücksichtigung der Personen des 
Lehrenden und des Lernenden dahin prüfen, ob er das 
genannte Unterordnungsverhältnis beim Lernenden zu 
begründen geeignet ist (vgl. RG.: JW. 1938, 1877 2). Daß 
der Unterricht nach Anlage und A rt einen besonderen 
Einfluß auf die Lebenshaltung des Schülers nehmen soll, 
ist nicht zu fordern. Wo ein Lehrer-Schüler-Verhältnis be
steht, trägt es seinen sittlichen Charakter in sich (so 
Stand. Rspr., vgl. auch RG.: DR. 1941, 2661 s, HRR. 1940, 
Nr. 525). Das Geben1 und Empfangen von Kenntnissen 
und Fähigkeiten muß für die Beziehungen zwischen Leh
renden und Lernenden die bezeichnende geistige und 
sittliche Unterordnung entwickeln. Dem aufnahmebereiten 
Schüler tr it t  der Lehrer als Person von überlegenem Wis
sen und Können entgegen. Ein bestehendes Arbeitsver
hältnis schließt das bezeichnete Schülerverhältnis nicht 
aus, allerdings können hier die Grenzen zweifelhaft wer
den (vgl. RG-: JW. 1938, 1877 2, von K o h l r a u s c h  
[StGB., 37. Aufl., S. 361] als sehr weitgehend bezeichnet). 
Die persönlichen Verhältnisse des Angekl. und der Min
derjährigen (Alter, Stellung, Lebenserfahrung) waren 
hier zweifellos geeignet, das Unterordnungsverhältnis zu 
begründen.

Zweifelhaft könnte lediglich sein, ob die Erteilung des 
näher dargelegten „Unterrichts“  schlechthin die Lehrer
eigenschaft des Angekl. zu begründen vermag. Was die 
Minderjährige hier geleistet hat und was als Unterrichts
gegenstand auftritt, kann nur als ständige Vornahme in 
gleicher Art zu wiederholender Handreichungen und Aus
übung weiterer Verrichtungen (Vorlassen der Patienten, 
Reinigungsarbeiten) angesehen werden, die keine beson
ders ausgebildete Geschicklichkeit erfordern. Nun hat 
das RG. früher unter solchen Umständen den Dentisten, 
der sich an der bei ihm beschäftigten minderjährigen 
Helferin verging, nicht ohne weiteres als „Lehrer“  an
gesprochen (vgl. RG.: HRR. 1934 Nr. 1420). Man wird 
aber die Tätigkeit einer zahnärztlichen Helferin anders 
werten müssen, als es in dem erwähnten Urteil ge
schehen ist. Die Heranbildung zu einer „tüchtigen Sprech
stundenhilfe“  erfordert einen Unterricht, der sich nicht 
in der Unterweisung in untergeordneten Diensten er
schöpft. Wird ein solcher Unterricht aufgenommen, so 
schafft die mit dem Ziele einer entsprechenden Berufs
ausbildung entwickelte Tätigkeit das verlangte Unter
ordnungsverhältnis, wobei der Angekl. sein überlegenes 
Wissen und Können der Lernenden gegenüber zur Gel
tung bringt. Daß er seine Bemühungen aufgab und das 
Ausbildungsziel nicht erreichte, ist ohne entscheidende 
Bedeutung. Mangelnde Aufnahmefähigkeit des Schülers 
können ebensowenig wie fehlendes Wissen und Können 
des Lehrers das Unterordnungsverhältnis beseitigen. Ob 
dagegen die Anbahnung ernster Liebesbeziehungen das 
Autoritätsverhältnis beseitigen kann, ist zweifelhaft (ab
gelehnt bei RG.: DR. 1940, 1513i, dagegen Anmerkung 
B r u n s  hierzu), kommt hier jedoch nicht in Frage.

Dem Ergebnis der Entscheidung wird mithin zuzustim
men sein. Die kasuistische Regelung im § 174 StGB, 
kann jedoch zu Schwierigkeiten führen, der Schutz des 
Minderjährigen ist nicht immer gewährleistet. Kennzeich
nend ist das Urteil RG.: JW. 1939, S99 (RGSt. 72, 392), 
in welchem die verschiedene Behandlung der Minder
jährigen, die sich als Lernende im Betriebe befindet, und 
derjenigen, die dort als Arbeiterin beschäftigt ist, im 
Einklang mit dem geltenden Recht hervortritt. Ob aber 
wirklich ein so wesentlicher Unterschied zwischen den 
Unterordnungsverhältnissen Lehrer-Schüler und Betriebs
führer-minderjähriges Gefolgschaftsmitglied besteht, kann 
zweifelhaft sein Der Entwurf wird hier Wandel schaffen 
(vgl. B r u ns :  DR. 1940, 1514 Anm.).

StA. Dr. H. M i t t e l  bach ,  Berlin.

*

6 . OLG. — § 191 StGB.; § 305 StPO.
1. § 191 StGB, ist nicht anzuwenden und daher m it dem 

Verfahren und der Entscheidung über die Beleidigung nicht 
innezuhalten, wenn die vom angeklagten Beleidiger er
stattete Anzeige zum Zwecke der Herbeiführung eines 
Strafverfahrens gegen den Beleidigten offensichtlich unbe
gründet ist und nur auf die Verschleppung des Verfahrens 
abzielt.

2. Ein Beschluß, durch den gemäß § 191 StGB, ange
ordnet worden ist, daß m it dem Verfahren und der Ent
scheidung über die Beleidigung innezuhalten sei, unterliegt 
nicht der Beschwerde, f )

Im Beschl. v. 28. Okt. 1941 hat das LG. gern. § 191 
StGB, ausgesprochen, daß mit Rücksicht darauf, daß der 
Angekl. gegen die Einstellung des Verfahrens wegen an
geblicher Rechtsbeugung durch die Richter des 3. ZivSen., 
Beschwerde eingelegt hat, bis zur Entscheidung über 
diese mit dem weiteren Verfahren gegen den Angekl. 
wegen Verleumdung innezuhalten sei. Gegen diese An
ordnung hat der Generalstaatsanwalt Beschwerde einge
legt. Das Rechtsmittel ist jedoch nicht zulässig. Nach 
§ 305 S. 1 StPO, unterliegen Entscheidungen der erkennen
den Gerichte, welche der Urteilsfällung vorausgehen, 
nicht der Beschwerde. Diese Bestimmung hat die Recht
sprechung dahiri ausgelegt, daß sie sich nur auf Ent
scheidungen beziehe, die nach der Eröffnung des Haupt
verfahrens erlassen sind und im inneren Zusammenhang 
mit der Urteilsfällung stehen, so daß sie bei dieser selbst 
der nochmaligen Prüfung des Gerichts unterliegen (RGSt. 
67, 312 =  JW. 1934, 30319). Diese Erfordernisse treffen 
bei dem angegriffenen Beschluß zu. Die Innehaltung des 
Verfahrens gern. § 191 StGB, steht mit dem nachfolgen
den Urteil in dem nötigen inneren Zusammenhang. Das 
folgt nicht nur daraus, daß bei Anfechtung des Urteils 
durch das Rechtsmittel der Revision die mit Verletzung 
des § 191 begründete Rüge nachzuprüfen ist, sondern 
auch aus der im § 190 StGB, angeordneten Wirkung der 
Rechtskraft eines verurteilenden oder freisprechenden Er
kenntnisses für das Beleidigungsverfahren (vgl. auch Bay- 
ObLG.: JR. 1929 Nr. 566). Das Rechtsmittel des General
staatsanwalts war daher als unzulässig zu verwerfen.

Im Hinblick darauf, daß der Angekl. inzwischen gegen 
den Beschwerdeentscheid des Generalstaatsanwalts auf 
gerichtliche Entscheidung angetragen hat und das LG. im 
Beschl. v. 28. Okt. 1941 mit dem Verfahren wegen Be
leidigung gegen den Angekl. lediglich bis zur Entschei
dung des Generalstaatsanwalts innegehalten hat, wird es 
erneuter Prüfung bedürfen, ob mit dem Beleidigungs
verfahren fernerhin innezuhalten ist. Dabei wird das LG. 
Folgendes zu beachten haben: Die Anzeige des Angekl. 
gegen die Richter wegen Rechtsbeugung war mutwillig 
und verfolgte nur den Zweck, das gegen ihn eingeleitete 
Strafverfahren zu verschleppen. Eine solche Anzeige ist 
ein Rechtsmißbrauch. Nach dem Sinn des § 191 StGB, 
ist sie nicht geeignet, die Innehaltung des Strafverfah
rens gegen den Angekl. herbeizuführen. Wie der Zu
sammenhang mit § 190 StGB, beweist, soll § 191 ver
hüten, daß das Beleidigungsverfahren mit einem zu er
wartenden Streite darüber belastet wird, ob die vom 
Angekl. behauptete oder verbreitete Tatsache eine straf
bare Handlung sei. Er soll damit der Vereinfachung des 
BeleidigungsVerfahrens dienen und zugleich die sonst 
vorhandene Gefahr widersprechender Feststellungen und 
Entscheidungen in verschiedenen Verfahren bannen. Nur 
in einem solchen Falle erscheint es sinnvoll, der Straf
anzeige des Angekl. eine den Lauf des Beleidigungs
verfahrens hemmende Wirkung beizumessen. Ganz an
ders ist die Rechtslage aber, wenn die Strafanzeige 
offenbar unbegründet ist und nur auf die Verschleppung 
des Verfahrens abzielt. Eine solche Anzeige ist nicht 
ernsthaft gemeint, mißbräuchlich und folglich des Rechts
schutzes nicht würdig. Sie kann daher auch nicht die 
Rechtsfolge des § 191 StGB, auslösen, wenn nicht die 
Absicht dieser Vorschrift, das Verfahren zu fördern, in 
das Gegenteil verkehrt werden soll.

(OLG. Düsseldorf, Besch, v. 5. Jan. 1942, Ws 168/41.)
Anmerkung: I- 1- Zuzustimmen ist der Auslegung des 

§ 191 StGB. Ein Rechtsmißbrauch kann den Angekl. — 
auch nicht vorübergehend — vor der Bestrafung schüt
zen. Jedes weitere Wort ist überflüssig.
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2. Der Fall regt aber zur Prüfung der Frage an, ob 
§191 StGB, und mit ihm §190 StGB, überhaupt das 
Richtige getroffen haben. Ihr Grund ist, widersprechende 
Entsch. über die Frage, ob die Straftat begangen wurde, 
zu verhindern ( F r a n k ,  17. Aufl., Anm. 1 zu §191), also 
eine rein praktische Erwägung. Die psychologische 
Seite der Sache wird jedoch bei dieser Regelung ganz 
außer acht gelassen. Die Gefühle eines Mannes, der 
durch den Vorwurf einer Straftat beleidigt worden ist, 
nun aber nicht sofort zu seinem Recht, zur Bestrafung 
des Ehrverletzers kommt, sondern erst noch. ein Straf
verfahren mit allen Peinlichkeiten, Kosten und Zeitver
lust über sich ergehen lassen muß, kann ich jedenfalls 
mir lebhaft vorstellen. Wenn er am Recht völlig ver
zweifelte, würde es mir nicht unbegreiflich sein. Nach 
meiner Kenntnis der Praxis kommt es auch nicht oft vor, 
daß ein Mensch, der eine strafbare Handlung begangen 
hat, auf einen entsprechenden Vorwurf mit einem Straf
antrage wegen Beleidigung antwortet. Solches Verhalten 
ist sogar sehr selten, und es wird noch durch § 191 
StGB, belohnt. Man sollte daher von dem Gedanken: 
„Quisquis praesumiter bonus“  ausgehen und § 191 StGB, 
streichen. Damit müßte auch § 190 StGB, fallen, gegen 
den noch dazu spricht, daß er die formale Wahrheit zu 
sehr gegenüber der materiellen Wahrheit betont. Natür
lich würde es auch nicht richtig sein, beide in Frage 
kommenden Verfahren nebeneinander zu betreiben. Dem 
verständigen Ermessen der StA. müßte es überlassen 
bleiben, welchem Verfahren sie den Vorrang geben will. 
Ausschlaggebend würde die Stärke des Verdachts in der 
einen oder anderen Richtung sein. Dann würde je nach
dem der Beleidigte schnell geschützt oder der Mann, der 
eine strafbare Handlung begangen, trotzdem aber Straf
antrag wegen Beleidigung gestellt hat, zuerst belangt 
werden.

II. Bedenken dagegen erregt der prozessuale Teil des 
Beschlusses. Einhellig wird § 305 Satz 1 StPO, dahin 
ausgelegt, daß er sich „nur auf solche Entscheidungen 
bezieht, die im inneren Zusammenhang mit der Urteils
fällung stehen und ausschließlich ihrer Vorbereitung die
nen und bei der Urteilsfällung selbst der nochmaligen 
Prüfung des Gerichts unterliegen“  (RGSt. 67, 312; 
L ö w e ,  19. Aufl., Anm. 4 zu §305 mit zahlreichen Zitaten). 
Daraus ergibt sich ohne weiteres, daß solche Beschlüsse 
anfechtbar sind, „die nur hemmend wirken und das Ur
teil verhindern, etwa indem sie das Verfahren vorläufig 
einstellen“  ( L ö w e  a. a. O.; RGSt. 66, 326). Auch das ist 
herrschende Ansicht (vgl. die Zitate bei L ö w e  a. a. O.). 
M it Recht sagt das OLG. Dresden (HRR. 1940 Nr. 60), 
daß die Unzulässigkeit der Aussetzung des Verfahrens 
bis zur rechtskräftigen Erledigung eines anderen- Ver
fahrens weder bei der späteren Fällung des Urteils noch 
mit einem dagegen eingelegten Rechtsmittel geltend ge
macht werden könne, weil an der durch die Aussetzung 
geschaffenen Lage dann nichts mehr zu ändern sei. Um 
so auffallender ist es, daß in zahlreichen Entsch. (vgl, 
die Zitate bei L ö w e  a. a. O.) Beschlüsse über die Aus
setzung des Verfahrens nach § 262 Abs. 2 StPO., § 191 
StGB., § 468 RAbgO. für der Beschwerde entzogen erklärt 
worden sind, gleichgültig, ob sie bejahend oder ver
neinend gelautet hatten, und zwar weniger aus Gründen, 
die aus diesen Paragraphen selbst hergeleitet sind, son
dern aus § 303 StPO. Ihnen schließt sich der hier be
sprochene Beschluß an. Richtig sind aber solche Entsch. 
nur dann, wenn die Aussetzung des Verfahrens abgelehnt 
worden ist (so Breslau in ZStW. 45, 186). Denn nur dann 
ist die Voraussetzung gegeben, daß der Beschluß der 
nochmaligen Prüfung des Gerichts unterliegt. Wenn die 
Aussetzung des Verfahrens aber angeordnet war, kann 
demnächst diese Prüfung nicht mehr erfolgen, weil das 
andere Verfahren ja erledigt ist. Denn unter Prüfung ist 
nicht/die theoretische Prüfung zu verstehen, ob der Be
schluß richtig gewesen ist, sondern nur eine praktisch 
bedeutsame Prüfung, die eine Abänderung des Beschlusses 
ermöglicht. Sie ist aber daran ausgeschlossen, weil eben 
das eine Verfahren erledigt ist, das ausgesetzte Verfah
ren also nicht mehr vor ihm; erledigt werden kann.

III. Schließlich regt der Beschluß noch zu einer Be
trachtung allgemeiner A rt an. Er sagt nämlich in einem 
Teil: „Du hast recht“ , aber: „Du bekommst kein Recht“

im anderen Teil. Es liegt natürlich im Wesen von Ver
fahrensvorschriften, daß sie Bestimmungen über Formen, 
Fristen usw. haben müssen, deren Nichtbeachtung zu 
Rechtsnachteilen führen kann. Diese Folge darf aber nur 
dann eintreten, wenn es gar nicht anders geht. Denn der 
Sinn der Verfahrensordnungen (es ist sprachlich übrigens 
sehr fein, sie als Ordnungen und nicht als Gesetze zu 
bezeichnen) ist, das Recht durchzusetzen, nicht es an 
der Durchsetzung zu hindern. Sie sind also nur Dienerin
nen des richtigen Rechts. Ich meine, daß man sich diese 
Tatsache immer wieder vor Augen halten muß, wenn es 
sich darum handelt, aus verfahrensrechtlichen Gründen 
ein Recht zu versagen, wozu dieser Beschluß m. E. wieder 
ermahnt. Man darf das nicht ohne Not, und solche Not 
lag hier nicht vor. Denn der Einwand des § 191 StGB, 
blieb dem Täter immer noch, nicht aber dem Beleidigten 
die schnelle Sühne für die Ehrverletzung. Solche Be
schlüsse erwecken bittere Gefühle, die nach den Tem
peramenten verschieden sind, Melancholie oder Ironie 
oder Kohlhaas-Gedanken. Ich glaube, daß auch die be
leidigten Richter, in deren Interesse die Beschwerde ein
gelegt war, ähnliche Gefühle beim Lesen des Beschlusses 
gehabt haben werden. Erst soll ein Verfahren gegen sie 
erledigt sein, ehe sie zu ihrem Recht kommen können. 
Solche Empfindungen sind aber auf jeden Fall unerfreu
lich für die Justiz, die auf das Vertrauen des Volkes an
gewiesen ist. Es kann nicht verstehen, wenn man recht 
haben, es aber nicht durchsetzen kann.

Generalstaatsanwalt H a g e m a n n ,  Düsseldorf.
*

** 7 . RG. — § 235 StGB. Das Einverständnis der Eltern 
m it der tatsächlichen Beseitigung oder Beeinträchtigung der 
Ausübung ihres elterlichen Rechtes ist in den Fällen des 
§ 235 Abs. 3 StGB, rechtlich unbeachtlich.

Die Vorschrift im § 235 StGB, bezweckt nur mittelbar 
den Schutz des Minderjährigen. Sie schützt dagegen un
mittelbar das auf der elterlichen Gewalt beruhende Recht 
der Eltern zur Sorge für die Person des Kindes, also ihr 
Recht, das Kind zu erziehen, zu beaufsichtigen und sei
nen Aufenthalt zu bestimmen (RGSt. 66, 254). Die Tat 
i. S. des § 235 StGB, richtet sich gegen diese rechtliche 
Befugnis der Eltern, nicht nur als tatsächlich ausgeübte 
Macht; die Tat besteht darin, daß das Elternrecht durch 
rechtswidrige Entziehung des Kindes für eine gewisse 
Dauer unwirksam gemacht oder doch so wesentlich be
einträchtigt wird, daß es für eine gewisse Dauer nicht 
ausgeübt werden kann; darauf muß zur inneren Tatseite 
der Vorsatz des Täters gerichtet sein (vgl. Urt. des RG. 
v. 15. Aug. 1935, 3 D 555/35 =  JW. 1935, 3 1 0 8 ferner 
v. 25. Febr. 1938, 1 D 933/37 =  JW. 1938, 13883, und vom
9. Sept. 1940, 3 D 509/40 =  DR. 1940, 2060’ ).

Zwar richtet sich die Strafdrohung im § 235 StGB, nur 
gegen eine rechtswidrige Entziehung, und deren Rechts
widrigkeit entfällt in der Regel, wenn die Eltern mit der 
tatsächlichen Beseitigung oder Beeinträchtigung der Aus
übung ihres elterlichen Rechtes im einzelnen Falle ein
verstanden sind. Das hat indes zur Voraussetzung, daß 
dieses Einverständnis auch rechtlich beachtlich ist. Diese 
Voraussetzung kann aber nicht erfüllt sein, wenn der 
Täter, wie hier der Angekl., die Absicht hat, die Minder
jährige zu unsittlichen Zwecken zu gebrauchen, mithin in 
den Fällen des Abs.  3 des § 235 StGB. Eine Einwilligung 
der Eltern zu einem Mißbrauch des Minderjährigen, wie 
er im § 235 Abs.  3 StGB, gekennzeichnet ist, wider
spricht aufs gröblichste dem Sittengesetz, würde sogar als 
schwere Kuppelei i. S. des § 181 Abs. 1 Nr. 2 StGB, straf
bar sein können und kann von keiner Rechtsordnung als 
rechtswirksam anerkannt werden. Ein Irrtum des Angekl. 
nach dieser Richtung wäre ein unbeachtlicher Strafrechts
irrtum. Ebenso wäre eine durch Täuschung erschlichene 
Einwilligung unwirksam, jedenfalls dann, wenn sich die 
Täuschung gerade, wie hier, auf Zwecke i. S. des § 235 
Abs.  3 StGB, bezieht. Hier hat das LG. ausdrücklich 
festgestellt, der Vater habe die Minderjährige nur des
halb in der Wohnung der Mutter des Angekl. „zurück
gelassen“ , weil er des festen Glaubens gewesen sei, sie 
komme in die vom Angekl. geschilderten guten Ver
hältnisse. Da jedoch diese Schilderungen des Angekl. 
wissentlich falsch waren und ihm nach der rechtlich ein
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wandfreien Überzeugung des LG. auch noch am 19. April 
als Mittel dienen sollten und dienten, die Entziehung 
durchzuführen, ergibt sich als weitere Folge, daß das 
LG. auch im übrigen rechtlich einwandfrei zu der Über
zeugung gelangt ist, eine Einwilligung des Vaters in das 
wirkliche Vorhaben des Angekl. habe auch in diesem 
Zeitpunkt (am 19. April) nicht Vorgelegen, der Angekl. 
habe ein solches Einverständnis auch nicht annehmen 
„können“ , was hier ersichtlich bedeutet, er habe es 
nicht angenommen.

Hiernach ist im Ergebnis die Meinung des LG. ge
rechtfertigt, daß der Angekl. eine durch Anwendung von 
List gewollte und durchgeführte Entziehung einer Min
derjährigen i. S. des § 235 Abs. 3 StGB, begangen habe. 
Die Straftat des § 235 StGB, ist rechtlich vollendet mit 
der Durchführung der Entziehung. Die Tat ist eine 
Dauerst raf tat  und endet daher erst mit dem Aufhören 
der Entziehung.

(RG., 1. StrSen. v. 12. Dez. 1941,1 D 463/41.) [He.l 
*

**  8 . RG. — §§ 268 ff. StGB. Die Empfangsbescheinigung, 
die ein UrkB. der Geschäftsstelle dem Überbringer gemäß 
Nr. 37 der preuß. Zusatzbestimmungen v. 28. Nov. 1934 zur 
Aktenordnung ausstellt, ist nicht eine öffentliche Urkunde.

Die Behandlung von Eingängen regelt Nr. 37 der 
Preußischen Zusatzbestimmungen v. 28. Nov. 1934 zur 
Aktenordnung von demselben Tage. Unter 6 daselbst ist 
bestimmt, daß bei der Entgegennahme einer Schrift der 
Zeitpunkt des Eingangs, Zahl der Anlagen usw. zu ver
merken seien, und unter 12 findet sich dann die An
ordnung, daß bei Entgegennahme wichtiger Schriften 
dem Überbringer auf Verlangen der Empfang unter ge
wissen Voraussetzungen schriftlich zu bestätigen sei. Von 
den hiernach durch den Urkundsbeamten der zuständigen 
Geschäftsstelle zu fertigenden Urkunden: Eingangsver
merk und Empfangsbestätigung kommt nur dem ersteren 
die Bedeutung einer öffentlichen Urkunde zu, zwar nicht 
allgemein, aber in diesem Falle, wo er dazu dient, den 
Zeitpunkt des Eingangs einer Revisionsbegründung als 
rechtlich erhebliche Tatsache zwecks Durchführung der 
Rechtsordnung auch  f ü r  d i e  B e t e i l i g t e n ,  also nach 
außen zu öffentlichem Glauben festzustellen; zu vgl. 
RGSt. 42, 161 (162). Neben dieser öffentlichen Beurkun
dung des Zeitpunktes des Einganges der Revisionsbe
gründung durch den Eingangsvermerk ist für eine aber
malige öffentliche Beurkundung desselben Vorganges 
durch Empfangsbestätigung weder Raum noch Bedürfnis. 
Demgemäß wird nach der vorerwähnten Vorschrift der 
Empfang einer Revisionsbegründung dem Überbringer 
nur auf Verlangen schriftlich bestätigt, und diese Be
stätigung stellt dann ihrem Wesen nach nichts anderes 
dar als eine amtliche Auskunft darüber, in welchem Zeit
punkt das Schriftstück zu den Akten gelangt ist. Der
artige Mitteilungen sind nur für den bestimmt, an den 
sie gerichtet sind, aber nicht geeignet, über die in ihnen 
bezeugten Tatsachen Beweis zum öffentlichen Glauben 
zu erbringen; zu vgl. RGSt. 63, 74 (76). Die Empfangs
bestätigung .soll dem Überbringer regelmäßig nur die 
Sicherheit geben, daß und allenfalls wann die Schrift an 
die zuständige Amtsstelle gelangt ist. Das schließt natur
gemäß nicht aus, daß die Empfangsbestätigung gelegent
lich auch Beweiszwecken dienen kann, wenn etwa das 
den amtlichen Eingangsvermerk tragende Schriftstück in 
Verlust geraten ist, und das Gericht die Beachtung der 
Verfahrensvorschriften nach freiem richterlichen Ermes
sen zu prüfen hat; vgl. hierzu RGSt. 65, 250 ff.

(RG., 5. StrSen. v. 18. Dez. 1941, 5 D 444/41.) [He.]
*

**  9 . RG. — § 309 StGB. Der Verkauf von Zündhölzern an 
fünfjährige Kinder, die dann hierm it ein Schadenfeuer ver
ursachen, kann unter besonderen Umständen die Verurtei
lung des Verkäufers wegen fahrlässiger Brandstiftung recht- 
fertigen.

Im Nov. 1940 haben in T. zwei fünfjährige Knaben ein 
Schadenfeuer verursacht. Sie steckten mit Streichhölzern 
einen Strohschober an, der völlig niederbrannte und das 
Feuer auf zwei Scheunen übertrug. Auch die Scheunen

brannten mit ihrem Inhalt, der aus Erntevorräten und 
Maschinen bestand, nieder. Der Gesamtschaden betrug 
23 000 SUHL.

Die beiden Knaben hatten die zur Brandstiftung be
nutzten Streichhölzer unmittelbar vorher, zur Mittagszeit, 
in dem Kaufmannsladen des Angekl. E. bei dessen Toch
ter H. E. gekauft. Diese war damals 19 Jahre alt und 
Schülerin einer höheren Lehranstalt; sie hatte im Laden 
des Vaters beim Verkauf ausgeholfen.

Die beiden Angekl. sind durch das Urteil des AG. vom 
28. Nov. 1940 wegen fahrlässiger Brandstiftung (§§ 308, 
309 StGB.) zu Geldstrafen verurteilt worden. Ihre Be
rufungen sind durch Urteil des LG. v. 1. April 1941 ver
worfen worden. Die Urteile führen aus, daß die beiden 
Angekl. den Brand verursacht haben, die Tochter durch 
den Verkauf der Streichhölzer an die beiden Knaben und 
der Vater durch die Unterlassung einer ihm als dem 
Geschäftsinhaber obliegenden Belehrung seiner Hilfs
kräfte dahin, daß Streichhölzer in der Regel nicht an 
Kinder verkauft werden dürfen. Das Handeln und Unter
lassen der beiden Angekl. ist aus zwei Gründen für fahr
lässig erachtet worden. Einmal gebiete die PolizeiVO. 
über Brandverhütung des Oberpräsidenten der Provinz 
Pommern v. 30. Juli 1938 (Sonderbeilage der Amtsblätter 
der Regierungen in Stettin Und Köslin v. 13. Aug. 1938) im 
§ 3 zu 4, daß Streichhölzer so aufzubewähren seien, daß 
sie Kindern nicht zugänglich seien. Damit sei nicht nur 
die Aufbewahrungspflicht geregelt worden. Sinn und 
Zweck der VO. gehe vielmehr offenkundig dahin, zu ver
hüten, daß Streichhölzer in die Hände von Kindern ge
langen und diese damit Schaden anrichten können. Sie 
verbiete daher mindestens auch den Verkauf an Jungen, 
die noch nicht einmal zur Schule gehen.

Die Fahrlässigkeit liege aber bei beiden Angekl. ohne 
Rücksicht auf die genannte PolizeiVO. auch in der Miß
achtung der allgemeinen Rechtspflicht, Kindern von fünf 
Jahren keine Streichhölzer zu überlassen, mit denen sie 
Schaden am Volksvermögen anrichten können. Beide seien 
in der Lage gewesen, zu erkennen, welche Gefahren 
durch den Verkauf von Streichhölzern an fünfjährige Kin
der entstehen können.

Diese Begründung würdigt die Rechtslage nicht er
schöpfend. Die Ausführungen über den Ursachenzusam
menhang sind allerdings rechtlich nicht zu beanstanden. 
Dagegen gehen die Urteile bei der Erörterung der 
Schuldfrage zunächst darin fehl, daß sie die strafbare 
Fahrlässigkeit schon jus dem Bestehen der PolizeiVO. 
und einem Verstoße gegen diese herleiten. Allgemeine 
Vorschriften' dieser Art geben zwar durch die in ihnen 
zum Ausdruck kommenden Erfahrungen auch für die Be
urteilung von Einzelfällen wichtigen Anhalt. Ob aber ein 
Angekl. einen bestimmten Vergehenstatbestand schuld
haft verwirklicht hat, hängt von der im Einzelfall ge
gebenen Sachlage ab (vgl. RGSt. 56, 343/349; 57, 148/151,; 
65, 158). Abgesehen davon begegnet es Bedenken, die für 
das A u f b e w a h r e n  getroffene Vorschrift der Polizei
VO. auf den V e r k a u f  anzuwenden. Die eingehende, 
zahlreiche Einzeltatbestände behandelnde Fassung der 
PolizeiVO. erlaubt nicht ohne weiteres eine erweiternde 
Auslegung.

Die Annahme einer strafbaren Fahrlässigkeit wird in 
zweiter Linie auf die Verletzung einer allgemeinen Rechts
pflicht gestützt. Hier ist den Urteilen zwar darin beizu
stimmen, daß die Gefahren, die aus dem Umgehen von 
Kindern mit Streichhölzern entstehen können, allgemein 
bekannt sind und daß diese Gefahren in besonderem 
Maße bei Kindern bestehen, die noch nicht einmal zur 
Schule gehen. Gleichwohl sind auch hier die Urteile zu 
allgemein gefaßt, wenn sie schon die Kenntnis dieser 
a l l g e m e i n  bestehenden Gefahren für die Schuldfest
stellung genügen lassen und damit ausnahmslos in jedem 
Verkauf von Streichhölzern an fünfjährige Kinder ein 
strafbares Verschulden sehen. Es bedurfte vielmehr der 
Prüfung, ob auch im  g e g e b e n e n  F a l l e  die allgemein 
beobachteten Gefahren bestanden und ob sie von jedem 
der beiden Angekl. vorauszusehen waren. Für diese 
Frage konnte zunächst von Bedeutung sein, ob die Kin
der den Angekl. bekannt waren und ob sie etwa als be
sondere Tunichtgute im Orte bekannt waren. Hieraus 
konnten sich Anhaltspunkte sowohl für die Glaubwürdig
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keit ihrer Angaben über den Auftrag des Vaters zur Be
sorgung von Streichhölzern als auch für ihr voraussicht
liches späteres Verhalten ergeben. Auch die Kenntnis der 
Gepflogenheiten der Eltern der Knaben bei der Beauf
tragung ihrer Kinder mit Besorgungen und bei der Über
wachung ihrer Kinder war geeignet, weiteren Aufschluß 
zu geben.

(RG., 5. StrSen. v. 11. Dez. 1941,5 C 673/41 [5 StS 32/41).)
[He.)

*

1 0 . RG. — § 359 StGB. Der Kassenleiter oder stellver
tretende Kassenleiter eines Getreidewirischaftsverbandes 
(VO. zur Ordnung der Getreidewirtschaft i. d. Fass, vom
10. Juli 1935 [RGBl. 1,1006] und 11. Febr. 1938 [RGBl. 1,1921 
§ 1) ist Beamter im strafrechtlichen Sinne.

Die Revision wendet sich nur gegen die Annahme des 
LG., der Angekl. sei als Angestellter des Getreidewirt
schaftsverbandes Saarland und später des Getreidewirt
schaftsverbandes Saarpfalz Beamter i. S. des § 359 StGB, 
gewesen. Was sie dazu vorträgt, ist unbegründet.

M it Recht ist das LG. davon ausgegangen, daß Beamte 
i. S. des § 359 StGB, nicht nur die unmittelbaren und die 
mittelbaren Beamten im staatsrechtlichen Sinne sind. Die 
im § 359 StGB, aufgestellten Begriffsmerkmale sind viel
mehr auch dann erfüllt, wenn eine Person ohne Be

randung eines öffentlich-rechtlichen Dienstgewaltver- 
ältnisses von einer nach den reichs- oder landesrecht

lichen Vorschriften zuständigen Stelle in allgemeiner 
Weise durch einen ausdrücklichen oder stillschweigenden 
öffentlich-rechtlichen Akt zu Dienstverrichtungen berufen 
wird, die aus der Staatsgewalt abgeleitet sind und staat
lichen Zwecken dienen (RGUrt. v. 5. Aug. 1935, 6 D 
126/35 =  JW. 1935, 2970).

Die Getreideerzeugung ist das Rückgrat der bäuer
lichen Erzeugung. Hauptziel der nationalsozialistischen 
Getreidewirtschaft ist es, die Getreidepreise und die Brot
preise trotz schwankender Ernteerträge beständig zu er
halten, weil nur auf dieser Grundlage auch Gehälter und 
Löhne auf gleichbleibender Höhe erhalten werden kön
nen. Im Rahmen dieser Zielsetzung, deren Durchführung 
der Staat übernommen hat, hat der Reichsminister für 
Ernährung und Landwirtschaft — RErnM. — zwecks 
Regelung der Versorgung auf dem Gebiete der Getreide
wirtschaft sowie des Absatzes und der Verwertung von 
Getreide sowie der Preise und der Preisspannen die 
Getreidewirtschaftsverbände geschaffen (VO. zur Ord
nung der Getreidewirtschaft i. d. Fass. v. 10. Juli 1935 
[RGBl. I, 1006] 'und v. 11. Febr. 1938 [RGBL I, 192) § 1). 
Die diesen Verbänden übertragenen Aufgaben sind für 
die Ernährungs- und Preispolitik des Staates so wichtig, 
daß dem RErnM. Aufsichts- und Eingriffsbefugnisse den 
Verbänden gegenüber zustehen (RNährstandG. v. 13. Sept. 
1933 [RGBl. I, 626] § 4) und daß Anordnungen der Ver
bände über die Festsetzung von Preisen und von Preis
spannen der Zustimmung des Ministers bedürfen (VO. 
zur Ordnung der Getreidewirtschaft, § 10). Die Getreide
wirtschaftsverbände sind Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, die mit dem Reichsnährstand nicht gleichzusetzen, 
ihm aber eingegliedert sind (4. VO. über den vorläufigen 
Aufbau des Reichsnährstandes v. 4. Febr. 1935 [RGBl. I, 
170]). Daraus ergibt sich, daß die Aufgaben der Getreide
wirtschaftsverbände aus der Staatsgewalt abgeleitet sind 
und staatlichen Zwecken dienen. Die Erfüllung dieser 
Aufgaben liegt in erster Linie dem Vorsitzenden ob.

Die Bedeutung der Stellung, die den Vorsitzenden der 
Getreidewirtschaftsverbände als ausführenden Organen 
der Verbände zukommt entspricht es, daß sie — ebenso 
wie ihre Stellvertreter — vom Vorsitzenden der Haupt
vereinigung mit Zustimmung des Reichsbauernführers be
stellt und abberufen werden (4. VO. über den vorläufigen 
Aufbau des Reichsnährstandes, § 4 Abs. 2). Auf Grand 
dieser Rechtslage sind der Vorsitzende eines Getreide
wirtschaftsverbandes und sein Stellvertreter als Beamte 
im strafrechtlichen Sinne anzusehen. Zu demselben Er
gebnis ist das RGUrt. v. 5. Aug. 1937, 2 D 373/37 =  JW. 
1937, 2695 bzgl. des Vorsitzenden eines Viehwirtschafts
verbandes gelangt. Dagegen kann aus dieser Entschei
dung nicht mit der Revision gefolgert werden, daß ein 
sonstiger Angestellter eines solchen Verbandes kein

Beamter im strafrechtlichen Sinne sein könne. Aus der 
Entscheidung RGSt. 74, 268 =  DR. 1940, 18275, 2059 «, 
die die Stellung des Leiters einer Ortskrankenkasse be
trifft, können, da die Rechtslage anders ist, für den vor
liegenden Fall keine Schlüsse gezogen werden. Zu prüfen 
bleibt vielmehr, welche Aufgaben der Angekl. zu erfüllen 
hatte und wie seine Bestellung war.

Er war Kassenleiter und später bis zu seinem Aus
scheiden stellvertretender Kassenleiter des Getreidewirt
schaftsverbandes. In diesen Eigenschaften lag ihm die 
Führung der Kassengeschäfte des Verbandes ob. Er hatte 
also zwar andere Aufgaben zu erfüllen als der Vor
sitzende, aber seine Tätigkeit als Kassenleiter bildete die 
wirtschaftliche Grundlage für die Arbeit des Getreide
wirtschaftsverbandes. Diese geldliche Grundlage hat der 
Gesetzgeber für die Erfüllung der Aufgaben, die den 
Verbänden anvertraut worden sind, für so wichtig ange
sehen, daß die Beiträge, Gebühren und Ordnungsstrafen, 
die die Verbände von ihren Mitgliedern erheben dürfen, 
auf Antrag der Verbände von den Finanzämtern nach 
den Vorschriften der Reichs-Abgabenordnung beigetrie
ben werden (VO. zur Ordnung der Getreidewirtschaft, 
§ 9). Dadurch, daß der Angekl. die Kassengeschäfte des 
Verbandes führte, trug er zu seinem Teil zur Erfüllung 
der Aufgaben seines Getreidewirtschaftsverbandes bei 
(vgl. RGSt. 73, 109, 111 =  DR. 1939, 625*). Die Tätigkeit 
des Angekl., die die Einnahme, Verwaltung und Ver
wendung der Gelder des Verbandes zum Gegenstand 
hatte, steht daher den eigentlichen Aufgaben des Ver
bandes gleich; auch sie war aus der Staatsgewalt ab
geleitet und diente staatlichen Zwecken.

Endlich können auch nicht aus der Art der Berufung 
des Angekl. in seine Stellung als Kassenleiter Bedenken 
gegen seine Beamteneigenschaft hergeleitet werden, wie 
es die Revision tut. Für seine Ernennung war allerdings 
weder durch Gesetz noch durch Satzung die Mitwirkung 
einer staatlichen Stelle oder des Reichsnährstandes er
forderlich; er ist von dem Vorsitzenden, des Getreide
wirtschaftsverbandes ernannt worden. Dessen Aufgabe 
war es, die Geschäfte des Verbandes zu führen. Dazu 
gehört es, daß er die Mitarbeiter einstellt, die ihn bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützen sollen. Daß 
auch diese Aufgabe, die Einstellung geeigneter M it
arbeiter, aus der Staatsgewalt abgeleitet ist und staat
lichen Zwecken dient, folgt schon daraus, daß der Reichs
bauernführer an Stelle der Organe des Verbandes Ab
berufungen und Neubestellungen von Angestellten der 
Verbände vornehmen kann (4. VO. über den vorläufigen 
Aufbau des Reichsnährstandes, § 3 Abs. 2). Der Angekl. 
ist demnach von dem Vorsitzenden des Verbandes als 
einer mittelbar nach Reichsrecht zuständigen Stelle zu 
seinen Verrichtungen bestellt worden. Die Entsch. RGSt. 
74, 105 =  DR. 1940, 9 7 0 auf die sich die Revision für 
ihre gegenteilige Meinung beruft, betrifft einen anderen 
Sachverhalt. Dort waren vom LG. die tatsächlichen und 
rechtlichen Verhältnisse, die der Anstellung des damaligen 
Angekl. zugrunde lagen, ungeklärt gelassen worden.

Bei der gegebenen Sachlage kann es auf die „Gelöbnis- 
und Verpflichtungserklärung v. 19. Mai 1936“ , die das 
LG. unterstützend herangezogen hat, für die Entschei
dung der Frage nicht ankommen, ob der Angekl. als 
Kassenleiter des Getreidewirtschaftsverbandes Beamter 
im strafrechtlichen Sinne war.

Für den inneren Tatbestand genügt es, daß der Täter 
eines Amtsverbrechens oder Amtsvergehens die tatsäch
lichen Umstände kennt, aus denen sich seine Beamten
eigenschaft nach dem § 359 StGB, ergibt (RGSt. 74, 105, 
109). Nach den tatsächlichen Feststellungen des ange
fochtenen Urteils können nach dieser Richtung keine Be
denken bestehen. Unerheblich ist es dagegen, ob sich der 
Angekl. für einen Beamten gehalten hat.

(RG., 1. StrSen. v. 9. Dez. 1941, 1 D 470/41.)

*

1 1 . RG. — §§ 2, 4 VoIksschädlVO.; § 20a StGB. Wer als 
gefährlicher Gewohnheitsverbrecher verurteilt ist, erfüllt 
damit in der Regel zugleich die Voraussetzungen eines 
Volksschädlings, soweit im übrigen dafür die gesetzlichen 
Tatbestandsmerkmale gegeben sind. Eine andere Beurtei
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lung kann nur beim Vorliegen ganz besonderer Umstände, 
die dargelegt werden müssen, gerechtfertigt sein.

Das Sondergericht hat den Angekl. als gefährlichen 
Gewohnheitsverbrecher wegen fortgesetzten Betruges im 
Rückfall und wegen Diebstahls im Rückfall in zwei Fäl
len, sämlich begangen in Tateinheit mit unbefugtem 
Uniformtragen (§ 132a StGB.), verurteilt.

Der Oberreichsanwalt hat gegen das Urteil die Nichtig
keitsbeschwerde erhoben. Er bezeichnet das Urteil u. a. 
deshalb als rechtlich fehlerhaft und damit als ungerecht, 
weil das Sondergericht abgelehnt hat, den § 4 Volks- 
schädlVO. auf die Taten des Angekl. anzuwenden.

Die Nichtigkeitsbeschwerde greift durch.
Das Sondergericht hält die Vorschrift des § 4 Volks- 

schädlVO. nur deswegen nicht für anwendbar, weil der 
Angekl. nicht dem Tätertyp des Volksschädlings ent
spreche.

Das ist hier rechtlich unhaltbar.
Zwar tr ifft es zu, daß sich die VolksschädlVO. vom 

5. Sept. 1939 nur gegen eine bestimmte Art von Tätern 
richtet, nämlich gegen Täter von der Wesensart des 
Volksschädlings, d. h. eines Täters, der ein Verhalten* 
das der im Kriege stehenden Volksgemeinschaft schäd
lich ist, in einem Maße gezeigt hat, daß gesundes Volks
empfinden darin eine besondere Verwerflichkeit und da
mit eine erhöhte Strafwürdigkeit des Täters findet, sei 
es nach den Umständen der Tat, sei es nach der Per
sönlichkeit des Täters, sei es in der Verbindung beider 
Merkmale. Aber diese Frage hat das Sondergericht un
zulänglich und damit rechtlich fehlerhaft erörtert.

Das Sondergericht führt für seine Ansicht nur an: Das 
Verhalten des Angekl. im Weltkriege, seine freiwillige 
Meldung zur Truppe nach seiner Verwundung, seine frei
willige Teilnahme am Freikorps und schließlich auch 
seine Zugehörigkeit zum Heere im jetzigen Kriege ließen 
den Angekl. nicht als Volksschädling erscheinen. Alle 
diese Umstände liegen indes, bis auf den letzten, bereits 
über 20 Jahre zurück, und in diesen 20 Jahren hat sich 
der Angekl, wie das Sondergericht zum § 20 a Abs. 2 
StGB, festgestellt hat, in einer erheblichen Zahl von 
Fällen fortlaufend strafbar gemacht und dafür zum Teil 
erhebliche Strafen bekommen; auch diese Vortaten zieht 
das Sondergericht mit heran zur Begründung seiner An
sicht, daß der Angekl. die jetzt abgeurteilten Taten als 
gefährlicher Gewohnheitsverbrecher i. S. des § 20 a Abs. 2 
StGB, begangen habe. Diese Auffassung des Sonder
gerichts ist rechtlich einwandfrei. Dann hätte aber das 
Sondergericht die Beurteilung des Angekl. aus dem Ge
sichtspunkt der VolksschädlVO. entscheidend nicht auf 
seine Wesensart in der Zeit vor über 20 Jahren gründen 
dürfen, sondern auf die Wesensart des Angekl, wie sie 
sich nach den Urteilsfeststellungen in der späteren Zeit 
entwickelt und vor allem in den jetzt abgeurteilten Taten 
gezeigt hat. Bei einem Täter, der die zur Aburteilung 
stehenden Taten als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher 
i. S. des § 20 a StGB, begangen hat, sind in der Regel 
zugleich die Voraussetzungen eines Volksschädlings i.S. 
der VolksschädlVO. begründet, soweit es dabei auf die 
Beurteilung seiner Persönlichkeit, seiner Wesensart, an
kommt. Umstände, die beim Angekl eine andere Be
urteilung zu rechtfertigen vermöchten, sind den Urteils
feststellungen nicht zu entnehmen. Eine Ausnahme wäre 
nur beim Vorliegen ganz besonderer Umstände anzu
erkennen. Hier könnte zugunsten des Angekl. allenfalls 
nur sprechen, daß er v. 6. Mai bis zum 2. Dez. 1940 zum 
Heeresdienst eingezogen war und darin noch befördert 
wurde. Da er alsbald nach seiner Entlassung aus dem 
Heeresdienst indes die Uniform zur Begehung seiner 
Straftaten mißbraucht hat, überdies noch die Uniform 
eines ihm nicht zustehenden Dienstgrades, kann seine 
kurzfristige Zugehörigkeit zur Wehrmacht im jetzigen 
Kriege für sich allein keine abweichende Beurteilung be
gründen und die Ansicht des Sondergerichts keinesfalls 
tragen.

(RG., 1. StrSen. v. 4. Nov. 1941, 1 C 732/41 [1 St9Gl/41].) 
*

12 . RG. — § 1 HeimtückeG. Für die Frage, ob eine Be
hauptung geeignet ist, das Wohl des Reiches oder das An
sehen der Reichsregierung oder das der Partei oder ihrer

Gliederungen schwer zu schädigen, kommt es nicht darauf 
an, ob die Äußerung diese W irkung im Einzelfall tatsächlich 
gehabt hat, sondern darauf, ob sie allgemein geeignet war, 
diesen Erfolg herbeizuführen. Bei dieser Prüfung ist aber 
nicht nur der Inhalt der Behauptung an sich und im allge
meinen, sondern es sind auch die Umstände des Einzelfalles 
zu berücksichtigen, darunter auch die Persönlichkeiten der 
Hörer.

Das LG. meint, die vom Angekl. aufgestellten Behaup
tungen und verbreiteten Gerüchte seien zwar „allgemein 
gesehen“  geeignet, das Wohl des Reiches oder das An
sehen der Reichsregierung oder das der NSDAP, oder 
ihrer Gliederungen schwer zu schädigen. Es könne aber 
nicht festgestellt werden, daß sie auch unter den Um
ständen des vorliegenden Falles dazu geeignet gewesen 
seien, weil die Gespräche in dem kleinen Kreis von drei 
Personen stattgefunden hätten, die sämtlich Parteigenos
sen gewesen seien. Diese Begründung unterliegt recht
lichen Bedenken. Das LG. scheint die Eignung der Äuße
rung schon deswegen verneinen zu wollen, weil sie i n 
d i e s e m K r e i s e  zu einer Schädigung tatsächlich nicht 
geführt habe. Nicht darauf aber kommt es an, ob die 
Äußerung diese Wirkung im Einzelfali auch tatsächlich 
gehabt hat, sondern darauf, ob sie allgemein geeignet 
war, diesen Erfolg herbeizuführen. Allerdings ist es rich
tig, daß bei dieser Prüfung nicht nur der Inhalt der Be
hauptung an sich und im allgemeinen, sondern wie bei 
jeder Gedankenäußerung auch die Umstände des Einzel- 
falles zu berücksichtigen sind, darunter auch die Per
sönlichkeiten der Hörer. Diesen Gedanken hat das RG. 
neuerdings Ausdruck gegeben, indem es im Urt. vom 
29. Mai 1941 (RGSt. 75, 232, 233 =  DR. 1941, 20458) den 
Begriff der „Eignung“  in § 2 Abs. 1 HeimtückeG. dahin 
ausgelegt hat, daß die Äußerung nicht losgelöst von der 
Persönlichkeit des Äußernden betrachtet werden könne, 
und daß auch der Kreis, auf den die Äußerung wirke, 
eine Rolle spiele. An dieser Rechtsprechung ist festzu
halten. Das LG. hat aber nicht gewürdigt, daß es auch 
dann, wenn hier eine Beeinflussung der beiden Zuhörer 
nicht in Betracht kam, doch wohl kaum auszuschließen 
war, daß die Äußerung dritten Personen bekannt werden 
konnte, darunter auch weniger einsichtigen in einer nicht 
bestimmbaren Anzahl) wie es auch tatsächlich geschehen 
zu sein scheint, und daß dann eine schwere Schädigung 
i. S. des § 1 Abs. 1 HeimtückeG. entstehen konnte. Auch 
insofern kann auf die Ausführungen RGSt. 75, 232, 233 
verwiesen werden.

Das LG. vermißt auch den nach seiner Ansicht für eine 
Bestrafung erforderlichen Vorsatz des Angekl, durch 
seine Behauptung Reich, Regierung, Partei oder deren 
Gliederungen schwer zu schädigen. Auch hier kann ein 
Rechtsirrtum vorliegen. Das Gesetz erfordert zum Vor
satz nur das Bewußtsein, daß die Tat geeignet ist, die 
im Gesetz bezeichneten Schädigungen herbeizuführen.

(RG., 4. StrSen. v. 21. Nov. 1941, 4 D 459/41.)

*

13 . RG. — § 8  Abs. 3 VO. über die Anmeldung des 
Vermögens von Juden v. 26. A p ril 1938 (RGBl. I, 414).

1. In den Reichsgauen der Ostmark ist im landgericht
lichen Verfahren über Anträge auf selbständige Einzie
hung nach § 8  Abs. 3 der VO. durch U rte il nach münd
licher Verhandlung zu entscheiden.

2. Überblick über die für die Gerichte der Ostmark gel
tende verfahrensrechtliche Regelung des selbständigen 
Einziehungsverfahrens.

Die Eheleute A. und I. Agr. sind Juden; sie haben eine 
Anmeldung ihres Vermögens i. S. des § 1 VO. über die 
Anmeldung des Vermögens von Juden v. 26. April 1938 
(RGBl I, 414) (AnmeldeVO.) nicht erstattet. Ein Straf
verfahren wegen Vergehens nach § 8 Abs. 1 AnmeldeVO. 
ist gegen sie nicht eingeleifet worden, weil sie sich im 
Ausland aufhielten.

Die Ratskammer des LG. Wien hat durch Beschluß die 
Einziehung ihrer Vermögenswerte ausgesprochen. Da
gegen haben die Eheleute Agr. durch ihren Vertreter 
fristgemäß die Beschwerde aus § 114 ÖstStPO. erhoben 
und gleichzeitig die Nichtigkeitsbeschwerde angemeldet 
und diese in der Folge gleichfalls fristgerecht ausgeführt.
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Das OLG. Wien hat der Beschwerde keine Folge ge
geben und die Auffassung vertreten, daß die selbständige 
Einziehung auf Grund des § 8 AnmeldeVO. von der Rats
kammer mit Beschluß auszusprechen sei. Auf Verlangen 
des Vertreters der Eheleute Agr. hat das LG. Wien so
dann die Nichtigkeitsbeschwerde gegen den Ratskammer
beschluß dem RG. zur Entsch. vorgelegt.

Die AnmeldeVO. ist für das Gebiet des Großdeutschen 
Reichs erlassen worden und enthält keine ausdrückliche 
Regelung des selbständigen EinziehungsVerfahrens; auch 
die zu ihr erlassenen DurchfVO. enthalten hierüber 
nichts. Für das Altreich bedurfte es keiner Bestimmungen 
darüber. Denn für dieses bestimmt §431 RStPO. allge
mein, daß über einen Antrag, auf Einziehung selbständig 
zu erkennen, in einem Termine zu entscheiden ist, auf 
den die Bestimmungen über die Hauptverhandlung ent
sprechende Anwendung finden. Zu diesem Termin sind 
Personen, die einen rechtlichen Anspruch auf den Gegen
stand der Einziehung haben, zu laden, soweit es aus
führbar erscheint. Sie können alle Befugnisse ausüben, 
die einem Angekl. zustehen, sich auch durch einen mit 
schriftlicher Vollmacht versehenen Verteidiger vertreten 
lassen. Durch ihr Nichterscheinen wird das Verfahren 
und die Urteilsfällung nicht aufgehalten; Rechtsmittel 
gegen das Urteil stehen auch ihnen zu. Hiernach unter
liegt es keinem Zweifel, daß im Altreich über die selb
ständige Einziehung auf Grund des § 8 Abs. 3 Anmelde
VO. nach mündlicher Verhandlung durch Urteil zu be
finden ist.

Dagegen enthält die ÖstStPO. keine ausdrückliche Re
gelung des Verfahrens über Anträge, auf Einziehung — 
von den österr. Gesetzen „Verfall“  genannt — selbstän
dig zu erkennen. In Österreich wurde vielmehr in den 
Gesetzen, die einen Verfall in einem selbständigen Ver
fahren zuließen, in der Regel auch dieses Verfahren fall
weise geregelt. Die zur Zeit der Wiedervereinigung Öster
reichs mit dem Deutschen Reich in Österreich in Kraft 
gewesenen ausdrücklichen Vorschriften über ein selb
ständiges Verfallsverfahren zerfielen der Hauptsache nach 
in zwei Gruppen, und zwar in solche, wonach über An
träge, auf Verfall selbständig zu erkennen, mit Beschluß, 
und solche, wonach über derartige Anträge mit Urteil 
zu erkennen war.

Das Beschluß verfahren war vorgeschrieben in:
§ 20 Abs. 2 LebMittG. v. 16. Jan. 1896 (RGBl. 1897 

Nr. 89) (vgl. auch § 18 Abs. 3 MargarineG. v. 25. Okt. 
1901 [RGBl. 1902 Nr. 26]),

§ 72 TierseuchenG. v. 6. Aug. 1909 (RGBl. Nr. 177), der 
auch für das RinderpestG. v. 29. Febr. 1880 i. d. Fass, des 
Ges. v. 6. Aug. 1909 (RGBl. Nr. 180) (§39b Abs. 2) ge
golten hat,

Art. VI Abs. 4 StGNov. v. 20. Dez. 1929 (RGBl. Nr. 440) 
hinsichtlich der dort näher bezeichneten unzüchtigen 
Schriften, Abbildungen und anderen Darstellungen.

Beim Gerichtshof erster Instanz kam die Beschluß
fassung nach § 20 Abs. 2 LebMittG. der Ratskammer zu, 
gegen deren Beschluß Beschwerde i. S. des § 114 Öst
StPO. ausdrücklich für zulässig erklärt war. Dagegen 
stand die Beschlußfassung über einen auf Grund des 
§ 72 TierseuchenG. gestellten Antrag auf selbständigen 
Verfall im Gerichtshofverfahren nach der allgemeinen 
Vorschrift des § 13 Abs. 3 ÖstStPO. dem Gerichtshof 
erster Instanz in einer Versammlung von drei Richtern 
zu; gegen die Entsch. dieses Senats gewährte § 72 Tier
seuchenG. den Beteiligten die binnen drei Tagen anzu
bringende Beschwerde. Art. VI StGNov. 1929 enthält über 
die Anfechtung des Beschlusses, wodurch der Verfall 
ausgesprochen wird, keine Bestimmung; einer solchen 
bedurfte es nicht, weil hier der Verfall nur vom AG. 
ausgesprochen werden kann und weil nach §481 ÖstStPO. 
amtsgerichtliche Beschlüsse binnen drei Tagen mit Be
schwerde angefochten werden können. In den anderen 
Fällen dagegen mußte die Beschwerde ausdrücklich für 
zulässig erklärt werden. Denn gegen Entsch. der Rats
kammer steht nach § 114 ÖstStPO. die Beschwerde nur 
in den im Gesetz bezeichneten Fällen offen, und dieselbe 
Beschränkung galt nach der Rspr. des ObGer. in Wien 
auch für die Anfechtung von Beschlüssen des im § 13 
Abs. 3 ÖstStPO. genannten Senates.

Dagegen haben folgende Gesetze vorgeschrieben, daß

über den Antrag auf selbständigen Verfall nach münd
licher Verhandlung durch Urteil zu erkennen ist:

1. Das PreistrG. v. 9. März 1921 (BGBl. Nr. 253) (§16 
Abs. 3, §26 Abs. 2),

2. das PreßG. v. 7. April 1922 (BGBl. Nr. 218) (§ 42),
3. das UnlWG. v. 26. Sept. 1923 (BGBl. Nr. 531) (§ 5 

Abs. 2),
4. das WeinG. 1929 (BGBl. Nr. 328/29) (§19 Abs. 2).
Nach § 101 PatG. (BGBl. 1925 Nr. 366) durfte der Ver

fall außer dem Falle der Verurteilung des Angekl. nur 
im freisprechenden Urteil ausgesprochen werden.

Das UrheberrechtsG. (BGBl. Nr. 111/1936) kennt zwar 
keine Einziehung, sondern nur eine Vernichtung und Un
brauchbarmachung von Eingriffsgegenständen und Ein
griffsmitteln; im selbständigen Verfahren kann auf diese 
Maßnahmen nach § 92 UrhG, nur nach mündlicher Ver
handlung durch Urteil erkannt werden.

Nach §8 Abs. 3 ValutenanmeldungsG. v. 21. Dez. 1921 
(BGBl. Nr. 705) konnte der Verfall der den Gegenstand 
der strafbaren Handlung bildenden Zahlungsmittel, De
visen und Guthaben ausgesprochen werden, wenn der ob
jektive Tatbestand einer nach §7 dieses Ges. mit Strafe 
bedrohten Handlung vorlag, ohne daß eine bestimmte 
Person verfolgt oder verurteilt werden konnte. Vor
schriften über das selbständige Einziehungs verfahren hat 
dieses Gesetz nicht getroffen. Aus folgenden Erwägun
gen ergibt sich aber, daß auch in diesem Fall über den 
Antrag auf Verfall im selbständigen Verfahren nur nach 
mündlicher Verhandlung durch Urteil entschieden werden 
durfte.

Der Verfall ist hier seinem Wesen nach kein Sicherungs
mittel, sondern eine Strafe; das geht auch daraus hervor, 
daß im Falle der Unvollziehbarkeit des Verfalls auf eine 
Geldstrafe zu erkennen war. Nach § 1 ÖstStPO. kann 
aber eine Bestrafung wegen der den Gerichten zur Ab
urteilung zugewiesenen Handlungen nur nach vorgän
gigem Strafverfahren in Gemäßheit der StPO, und infolge 
eines von dem zuständigen Richter gefällten Urteils er
folgen. Dieser Grundsatz muß auch für !den selbstän
digen Verfall nach dem ValutenanmeldeG. gelten; denn 
dieses enthält keine Vorschrift, die ein Abgehen von der 
Norm des § 1 ÖstStPO. gestatten würde.

Die Übersicht über die Bestimmungen des österr. Straf
rechts über den selbständigen Verfall zeigt, daß der Ge
setzgeber von dieser Norm bei der Regelung des selb
ständigen Verfalls nur in wenigen Fällen abgewichen ist, 
und zwar nur in solchen, in denen der Verfall in erster 
Linie nicht dem Strafzwecke, sondern dem Sicherungs
zwecke dient, zu dessen Erreichung es eines möglichst 
raschen Verfahrens bedarf. In diesen wenigen Fällen hat 
der Gesetzgeber auch dafür gesorgt, daß dem durch die 
Einziehung Betroffenen gegen den Einziehungsbeschluß 
auch dann, wenn dieser vom Gerichtshof erster Instanz 
zu erlassen ist, ein Rechtsmittel offen stand. Gegen die 
Annahme, daß der selbständige Verfall nach § 8 Valuten
anmeldungsG. m it Beschluß zu entscheiden war, spricht 
also auch der Umstand, daß dieser Beschluß, wenn er 
vom Gerichtshof gefaßt wurde, trotz seiner Bedeutung 
für die Betroffenen unanfechtbar gewesen wäre.

Im selbständigen Verfallsverfahren fehlt es an einem 
Angekl. Daher können die Vorschriften über das auf die 
Fällung eines Schuldspruchs oder eines Freispruchs eines 
Angekl. abzielende Verfahren nur sinngemäß mit den 
durch diese Verschiedenheit gebotenen Änderungen ange
wandt werden. Die Änderungen, die sich bei einer sinn
gemäßen Anwendung ergeben, werden in den oben an
geführten Vorschriften über den mit Urteil auszusprechen
den selbständigen Verfall ausdrücklich bezeichnet. Sie 
bestehen im wesentlichen darin, daß alle die Erhebung 
der Anklage und die Sicherung der Terminsrechte des 
Angekl. dienenden Vorschriften unanwendbar sind, daß 
dafür aber den Personen, denen an den Verfallsgegen- 
ständen Rechte zustehen, nach Tunlichkeit Gelegenheit 
geboten werden muß, an der mündlichen Verhandlung 
selbst oder durch einen Vertreter teilzunehmen und die 
Rechte auszuüben, die sonst dem Angekl. in der Haupt
verhandlung zustehen, daß sie das Urteil mit Nichtig
keitsbeschwerde anfechten können, insbes. auch aus dem 
Grunde, weil das Gericht den Verfall zu Unrecht aus
gesprochen hat, schließlich darin, daß ihr Nichterschei
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nen bei der mündlichen Verhandlung deren Durchführung 
und die Urteilsfällung nicht hindert und daß sie gegen 
das in ihrer Abwesenheit gefällte Urteil keinen Einspruch 
erheben können. Die sinngemäße Anwendung der Vor
schriften der ÖstStPO. führt also zu Ergebnissen, die sich 
im wesentlichen mit den Vorschriften der §§ 431 und 
432 RStPO. decken.

Wäre die AnmeldeVO. schon vor der Wiedervereini
gung Österreichs mit dem Deutschen Reich erlassen 
worden, so müßten die angeführten Erwägungen, die im 
Falle des §8 ValutenanmeldungsG. zu dem Schlüsse 
zwingen, daß der selbständige Verfall nur mit Urteil 
ausgesprochen werden kann, zu diesem Ergebnisse auch 
im Falle des §8 Abs. 3 Schlußsatz AnmeldeVO. führen. 
Auch hier ist die Einziehung ihrem Wesen nach eine 
Vermögensstrafe, aber keine sichernde Maßnahme. Der 
Jude, der die Anmeldung von Vermögensstücken pflicht
widrig unterläßt, soll auch mit deren Einziehung be
straft werden. Eine solche Vermögensstrafe darf aber 
nach § 1 ÖstStPO. nur mit Urteil ausgesprochen werden 
wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt.

An diesem Rechtszustande hat sich durch die Wieder
vereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich nichts 
geändert. Bei der Einführung der zahlreichen reichs
rechtlichen Vorschriften, die eine selbständige Einziehung 
vorsehen, ist der Gesetzgeber ersichtlich davon ausge
gangen, daß in allen diesen Fällen auch in den Reichs
gauen der Ostmark über die selbständige Einziehung mit 
Urteil zu entscheiden ist, wenn nicht das Beschluliver- 
fahren vorgeschrieben ist. Denn nur so läßt es sich er
klären, daß der Gesetzgeber bei der Einführung zahl
reicher solcher Vorschriften eine Oberleitungsvorschrift 
für entbehrlich erachtet hat, während er es in anderen 
für notwendig gefunden hat, ausdrücklich zu bestimmen, 
daß bei den LG. über den Antrag auf Einziehung im 
selbständigen Verfahren die Ratskammer mit Beschluß 
erkennt, gegen den binnen drei Tagen Beschwerde er
hoben werden kann. Eine solche Bestimmung findet sich, 
um nur einige Beispiele anzuführen, in folgenden EinfVO.: 

§ 3 VO. zur Einführung der landwirtschaftlichen Markt
ordnung v. 17. Äug. 1938 (RGBl. I, 1041),

§ 2 Nr. 1 VO. über die Einführung des deutschen Waf
fenrechts v. 13. Febr. 1939 (RGBl. I, 213),

Art. 4 VO. über das gerichtliche Steuerstrafverfahren 
in der Ostmark v. 23. Juni 1939 (RGBl. I, 1046),

§ 6 VO. über die Einführung des Fernmelderechts vom
11. Dez. 1939 (RGBl. I, 2422),

§ 4 Nr. 3 VO. zur Einführung der Lebensmittelgesetz
gebung v. 4. Jan. 1940 (RGBl. I, 40),

Art. 2 Nr. 3 Buchst, a VO. über die Einführung des Unl- 
WG. und der ZugabenVO. v. 18. Juni 1940 (RGBl. I, 883).

Die Zahl der Fälle, in denen reichsrechtliche Vor
schriften über die selbständige Einziehung in der Ost
mark eingeführt wurden, ohne daß eine Sondervorschrift 
über das dabei einzuhaltende Verfahren getroffen wurde, 
oder Einziehungsvorschriften für das Gebiet des Groß- 
deutschen Reichs einschließlich der Ostmark erlassen 
wurden, ohne daß eine Sonderregelung für die Ostmark 
vorgenommen wurde, ist zwar kleiner als die der ersten 
Gruppe von Vorschriften, in denen für die Ostmark das 
Beschlußverfahren angeordnet wurde. Ihre Zahl ist aber 
nicht so gering, daß angenommen werden könnte, das 
Fehlen einer das Beschlußverfahren vorschreibenden Über
leitungsvorschrift sei auf ein Versehen zurückzuführen, 
es lägen also unbeabsichtigte Gesetzeslücken vor.

Als Beispiele für diese zweite Gruppe reichsrechtlicher 
Vorschriften, zu denen auch § 8 Abs. 2 Schlußsatz An
meldeVO. gehört, seien angeführt:

8 61 Abs. 2 ReichsjagdG. v. 3. Juli 1934 (RGBl. I, 549) 
(EinfVO. v. 13. April 1938 [RGBl. I, 388] und v. 30. April 
1938 [RGBl. I, 429]),

§28 LichtspielG. v. 16. Febr. 1934 (RGBl. I, 95) (Einf
VO. v. 11. Juni 1938 [RGBl. I, 625]),

§14 SamtnlG. v. 5. Nov. 1934 (RGBl. I, 1086) (EinfVO. 
v .'30. Juli 1938 [RGBl. I, 994]),

§ 3 Ges. betr. den Schutz des zur Anfertigung von 
Reichsbanknoten verwendeten Papiers gegen unbefugte 
Nachahmung v. 2. Jan. 1911 (RGBl. 25) (EinfVO. vom 
29. April 1939 [RGBl. I, 909]),

§ 3 Ges. über den Schutz des zur Ausfertigung von

Schuldurkunden des Reichs und der Länder verwendeten 
Papiers gegen unbefugte Nachahmung v. 3. Juli 1925 
(RGBl. I, 93) (EinfVO. v. 29. April 1939 [RGBl. I, 909]),

§ 25 Abs. 3 Ges. über die Deutsche Reichsbank vom
15. Juni 1939 (RGBl. I, 1015),

§ 28 Abs. 2 FleischbeschauG. v. 29. Okt. 1940 (RGBl. I, 
1463) (EinfVO. v. 30. Okt. 1940 [RGBl. I, 1467]).

Für diese zweite Gruppe gilt der in den früheren Aus
führungen aus § 1 ÖstStPO. entwickelte Grundsatz, daß in 
der Ostmark auf die Einziehung in einem selbständigen 
Verfahren nur auf Grund mündlicher Verhandlung mit 
Urteil erkannt werden kann, wenn das Gesetz das Be
schlußverfahren nicht ausdrücklich zuläßt. Diese Lösung 
steht in Einklang mit der in den §§ 430—432 RStPO. ge
troffenen Regelung.

In einzelnen Fällen lassen reichsrechtliche Vorschriften 
neben dem in den §§430—432 RStPO. geregelten Ver
fahren über Anträge auf selbständige Einziehung auch 
das Beschluß verfahren zu, so § 81 DevG. v. 12. Dez. 1938 
(RGBl. I, 1733), §3 Abs. 2 VO. über Strafen und Straf
verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschrif
ten v. 3. Juni 1939 (RGBl. I, 999) (jetzt § 3 Abs. 3 Preis- 
strafVO. i. d. Fass, der VO. v. 28. Aug. 1941 [RGBl. I, 
539]) und § 8 Abs. 2 Verbrauchsregelungs-StrafVO. vom 
6. April 1940 (RGBl. I, 610 (§9 Abs. 2 der neuen Fassung 
der VO. v. 26. Nov. 1941 [RGBl. I, 734]). In allen drei 
Fällen hat der Gesetzgeber besondere Anpassungsvor
schriften für die Reichsgaue der Ostmark erlassen. Im 
ersten Fall schreibt § 102 Nr. 1 DevG. für den Geltungs
bereich der ÖstStPO. vor, daß an die Stelle der im § 81 
DevG. zugelassenen sofortigen Beschwerde die Be
schwerde nach § 114 ÖstStPO. tr itt; die Beziehung des 
§ 114 ÖstStPO. bringt zum Ausdruck, daß über den An
trag auf selbständige Einziehung im Beschlußverfahren 
die Ratskammer zu entscheiden hat. § 41 Abs. 2 Buchst, b 
PreisstrafVO. bestimmt für die Ostmark, daß gegen den 
Beschluß der über die Einziehung ergeht, binnen drei 
Tagen die Beschwerde an das OLG. eingelegt werden 
kann, und § 14 Abs. 2 Buchst, b Verbrauchsregelungs- 
StrafVO. (§ 23 Abs. 2 Buchst, b der neuen Fassung) 
schreibt für die Ostmark vor, daß über die Einziehung im 
selbständigen Verfahren die Ratskammer entscheidet und 
daß gegen deren Entsch. die Beschwerde nach § 114 
ÖstStPO. zulässig ist.

Der Gesetzgeber hat also in diesen drei Fällen nicht 
einmal die reichsrechtliche Vorschrift, daß über die Ein
ziehung im selbständigen Verfahren mit Beschluß er
kannt werden kann und daß gegen diesen die sofortige 
Beschwerde stattfindet, für ausreichend erachtet, um für 
die Reichsgaue der Ostmark außer Zweifel zu stellen, 
daß über die Einziehung im Beschlußverfahren beim LG. 
die Ratskammer entscheidet und daß gegen deren Be
schluß binnen drei Tagen Beschwerde erhoben werden 
kann, oder daß im Falle der PreisstrafVO., in dem zur 
Entsch. nicht die Ratskammer berufen wird, also der im 
§13 Abs. 3 ÖstStPO. bezeichnete Senat zu erkennen hat, 
gegen dessen Beschluß binnen drei Tagen die Beschwerde 
an das OLG. eingelegt werden kann.

Schließlich ist auch noch auf § 2 Abs. 4 VO. über die 
Zuständigkeit der Strafgerichte in den Reichsgauen der 
Ostmark v. 20. März 1941 (RGBl. I, 164) Rücksicht zu 
nehmen. Danach g ilt die in § 2 Abs. 1—3 dieser VO. aus
gesprochene Erweiterung der Zuständigkeit der AG. sinn
gemäß auch für das selbständige Einziehungsverfahren in 
Fällen von geringerer Bedeutung; der Amtsrichter ent
scheidet über die Einziehung im selbständigen Verfahren 
mit Beschluß. Durch diese Vorschrift ist das Verfahren 
über Anträge auf selbständige Einziehung, die beim AG. 
gestellt werden, allgemein geregelt worden; die Rege
lung ist entgegen den Grundsätzen der §§ 430—432 RSt
PO. zugunsten des Beschlußverfahrens ausgefallen. Über 
die Gestaltung des Einziehungsverfahrens bei den LG. 
tr ifft die erwähnte VO. keine Bestimmung;. Für das 
landgerichtliche Einziehungsverfahren verbleibt es so
nach bei dem bisherigen Rechtszustand. Diese Dar
legungen erweisen die Unrichtigkeit der Behauptung des 
OLG. Wien, „daß der Gesetzgeber überall dort, wo die 
Wirkung reichsrechtlicher Vorschriften auf die Reichs
gaue der Ostmark ausgedehnt wurde oder seit der Wie
dervereinigung der Ostmark mit dem Reich reichsrecht-
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liehe Bestimmungen für das ganze Reichsgebiet erlassen 
wurden, über eine darin angeordnete Einziehung im 
selbständigen Verfahren vor dem LG. die Ratskammer 
zur Entsch. berufen hat und gegen ihren Beschluß die 
Beschwerde nach § 114 ÖstStPO. zuläßt“ , und daß daher 
auch im Falle des § 8 Abs. 3 Schlußsatz AnmeldeVO. über 
die selbständige Einziehung beim LG. die Ratskammer 
zu entscheiden habe, gegen deren Beschluß die Be
schwerde nach § 114 ÖstStPO. stattfinde. Denn es gibt 
eben außer dem §8 AnmeldeVO. noch eine erhebliche 
Zahl anderer reichsrechtlicher Vorschriften über die selb
ständige Einziehung, die in den Reichsgauen der Ost
mark gelten, ohne daß bestimmt worden wäre, daß über 
die Einziehung beim LG. die Ratskammer entscheidet und 
daß deren Entsch. mit Beschwerde angefochten werden 
kann. Zu einer jeden Ausdehnung der Zuständigkeit der 
Ratskammer auf Entsch., die dem ihr durch § 12 ÖstStPO. 
zugewiesenen Wirkungskreis fremd sind, bedarf es aber 
einer Anordnung des Gesetzgebers; einer solchen bedarf 
es auch, um gegen Ratskammerbeschlüsse entgegen dem 
im § 114 ÖstStPO. ausgesprochenen Grundsatz oder gegen 
Beschlüsse des im § 13 Abs. 3 ÖstStPO. bezeichneten 
Senates die binnen drei Tagen zu erhebende Beschwerde 
zuzulassen.

Im vorl. Falle wäre daher auf den Antrag der StA., 
bestimmte Vermögenswerte der Eheleute Agr. auf Grund 
des § 8 Abs. 3 Schlußsatz AnmeldeVO. einzuziehen, eine 
mündliche Verhandlung vor dem Erkenntnissenate anzu
ordnen und dazu der Vertreter der Eheleute Agr. zu laden 
gewesen. Auf Grund der mündlichen Verhandlung, die 
nach den sinngemäß anzuwendenden Vorschriften über 
die Hauptverhandlung durchzuführen gewesen wäre, 
hätte das LG. über den Einziehungsantrag mit Urteil zu 
entscheiden gehabt, das der Anfechtung mit Nichtigkeits
beschwerde unterliegt. Es war weder die Ratskammer 
berufen, über den Einziehungsantrag mit Beschluß zu 
entscheiden, noch das OLG. berechtigt, über die dagegen 
erhobene Beschwerde, die unzulässig war, sachlich zu 
erkennen.

(RG., 6 . StrSen. v. 7. Nov. 1941, 6  D  287/41.)
*

** 14 . RG. — §§ 46, 52, 69 Abs. 1 N r. 5 DevG. 1938; § 108 
RAbgO.

1. Beim sogenannten Zweitberechtigten hinsichtlich eines 
Schrankfachs oder Bankkontos kann ohne weiteres noch 
kein Auftreten als Bevollmächtigter oder Verfügungsberech
tig ter angenommen werden. Erforderlich ist, daß der Wille, 
die Vertretungsvollmacht praktisch auszuüben, ausdrücklich 
oder durch ein schlüssiges Verhalten erkennbar Ausdruck 
gefunden hat. Hat der Zweitberechtigte seinen W illen zur 
Verwaltung kundgetan, so sind Vereinbarungen, bezüglich 
der devisenrechtlichen Maßnahmen nur nach Bestimmungen 
des Erstberechtigten zu verfahren, unerheblich.

2. Der Zweitberechtigte hat die devisenrechtliche Anbie
tungspflicht m it bedingtem Vorsatz verletzt, wenn er damit 
gerechnet hat, daß der Erstberechtigte in einem ausländi
schen Schrankfach anzubietende Werte untergebracht habe, 
und wenn er dies auch dem W illen nach in Kauf genommen 
hat.

3. Der Zweitberechtigte hat sich über den Inhalt des 
Schrankfachs zu vergewissern, wenn er nach seinen per
sönlichen Verhältnissen damit rechnen muß, daß der Erst
berechtigte in dem Schrankfach Werte untergebracht habe. 
Diese Verpflichtung besteht allerdings nur soweit, als der 
Zweitberechtigte hierzu tatsächlich in der Lage und als 
ihm das nach Recht und B illigke it zuzumuten ist. f)

I. Der rechtskräftig verurteilte Angekl. W. Israel P. ist 
der Sohn des BeschwF. I. P. Er betrieb einen Metall
handel, sein Vater war Großschlächter. Beide Angekl. 
wohnten in B. P. Sohn wanderte im Februar 1939 nach 
England aus.

Er hatte am 5. Okt. 1933 bei dem Bankhaus P. & Co. in 
Prag ein Schrankfach gemietet. Am 3. Aug. 1934 bevoll
mächtigte er seinen Vater zur Öffnung dieses Schrank
faches und zur Verfügung über dessen Inhalt. Die Voll
machtsurkunde wurde am 3. Aug. 1934 von beiden Angekl. 
in den Räumen des Prager Bankhauses in Gegenwart 
eines Bankbeamten unterzeichnet. Außerdem leistete I. P. 
auf einer weißen Karteikarte über die Schrankfachmiete 
seine Unterschrift als Bevollmächtigter.

Als das Bankhaus P. & Co. im Januar 1939 seinen Kun
denverkehr einstellte und das Schrankfach daraufhin, da 
W. Israel P. unter der von ihm angegebenen Anschrift 
nicht ermittelt werden konnte, geöffnet wurde, befanden 
sich darin die in der Urteilsformel näher angegebenen 
bedeutenden Werte, die von P. Sohn dort untergebracht 
waren. Eine Anbietung dieser Werte hatte keiner der 
beiden Angekl. bewirkt. Sie wurden nach Schaffung des 
Protektorats von Beamten des Zollfahndungsdienstes be
schlagnahmt.

Das LG. hat den Angekl. P. Vater von der Anklage 
der Verletzung der Anbietungspflicht freigesprochen, weil 
ihm nach den besonderen Umständen des Falles nicht 
nachgewiesen sei, daß er von dem Vorhandensein irgend
welcher Werte im Schrankfach jemals Kenntnis gehabt 
habe, mangels dieser Kenntnis aber für ihn keine Ver
pflichtung bestanden habe, sich über den Inhalt des von 
ß. aus ihm nicht unmittelbar erreichbaren Schrankfaches 
zu vergewissern oder eine Anzeige bei der Devisenstelle 
zu erstatten.

II. Zum ä u ß e r e n  T a t b e s t a n d  der Verletzung der 
Anbietungspflicht ist folgendes zu sagen:

Das LG. sieht den äußeren Tatbestand anscheinend als 
gegeben an, ohne aber das Vorliegen seiner Merkmale 
näher zu erörtern.

Pflichten, die dem Eigentümer des anzubietenden 
Gegenstandes obliegen, sind in gleicher Weise von dem 
zu erfüllen, der nach den Vorschriften der RAgbO., be
sonders nach den §§103 ff. die Pflichten des Steuer
pflichtigen zu erfüllen hat (§ 33 Abs. 2 DevVO. 1932, § 35 
Abs. 2 DevG. 1935, § 52 DevG. 1938). Zum Kreis dieser 
weiteren Anbietungspflichtigen gehört insbesondere auch, 
„wer als Bevollmächtigter oder als Verfügungsberech
tigter auftritt“  (§ 108 RAbgO.). Die Tatsache der Be
vollmächtigung allein genügt nicht für die Einbeziehung 
in den Kreis der pflichtigen Personen.

Der BeschwF. war von seinem Sohn hinsichtlich des 
Schrankfaches bevollmächtigt und verfügungsberechtigt. 
Er ist, wie erwähnt, am 3. Aug. 1934 mit jenem bei der 
Prager Bank erschienen und hat dort in Gegenwart eines 
Bankbeamten die Vollmachtsurkunde sowie die Kartei
karte über die Schrankfachmiete unterzeichnet. Gleich
wohl kann in diesem Verhalten noch nicht ohne weiteres 
ein Auftreten als Bevollmächtigter gefunden werden. Die 
Verhältnisse liegen hier denen, die für ein Auftreten als 
Bevollmächtigter in Steuersachen regelmäßig in Betracht 
kommen, nicht völlig gleich. Bei der Unterhaltung von 
Bankkonten oder Schrankfächern werden häufig Bevoll
mächtigte benannt, die nach beiderseitigem Willen nur 
als Z w e i t b e r e c h t i g t e  in Betracht kommen, d. h. 
nur unter bestimmten Voraussetzungen, wie etwa beim 
Tode, bei Abwesenheit oder sonstiger Behinderung oder 
erst auf ausdrückliche Weisung des Machtgebers von der 
Vollmacht Gebrauch machen sollen. Solange diese Vor
aussetzungen nicht eingetreten sind, ist für ein Recht 
des Bevollmächtigten zum Tätigwerden ebensowenig 
Raum wie für seine Verpflichtung i. S. von § 108 RAgbO. 
in Verbindung mit den genannten devisenrechtlichen Be
stimmungen. Das bloße Niederlegen eines Musters der 
Unterschrift bei der Bank enthält noch keinen Ausdruck 
dafür, daß ein Fall, für den die Vollmacht erteilt wurde, 
eingetreten sei und der Bevollmächtigte eine .Vertretungs
vollmacht p r a k t i s c h  ausüben  solle und wolle. Auch 
der Zweitberechtigte gibt der Bank in der Regel ein 
Muster, wie er seine Unterschrift für den etwaigen späte
ren Bedarfsfall zeichnen will. Erforderlich ist, daß jener 
Wille, die Vertretungsmacht praktisch auszuüben, aus
drücklich oder durch ein schlüssiges Verhalten erkennbar 
Ausdruck gefunden hat. Ob letzteres der Fall ist, wird 
sich regelmäßig nur unter Heranziehung des Innenver
hältnisses beurteilen lassen. Die Abreden zwischen dem 
Machtgeber und dem Bevollmächtigten können also Be
weisanzeichen für ein erfolgtes Auftreten als Verfügungs
berechtigter ergeben.

Feststellungen nach dieser Richtung läßt das angefoch- 
tene Urteil vermissen. Hat der BeschwF. seinen Willen 
zur Verwaltung des Schließfaches und seiner Einlagen 
während der hier fraglichen Zeit kundgetan, so würden 
etwaige Vereinbarungen, bezüglich der d e v i s e n r e c h t 
l i c h e n  Maßnahmen nur nach bestimmten Weisungen
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des Sohnes zu verfahren, für die Anwendbarkeit des § 108 
RAbgO. unerheblich sein.

III. Die Ausführungen des LG. zum i n n e r e n  T a t 
b e s t a n d  vermögen die Freisprechung des Angekl. I. P. 
nicht zu tragen.

1. Das LG. hat den V o r s a t z  verneint. Es hat ange
nommen, I. P. habe nicht erweislich Kenntnis davon ge
habt, daß sich in dem Schrankfach der Prager Bank über
haupt jemals irgendwelche Wertgegenstände befunden 
haben. Es wird aber im Falle der Feststellung des äuße
ren Tatbestandes zu der weiteren Frage Stellung genom
men werden müssen, ob der BeschwF. nicht wenigstens 
damit gerechnet hat, daß sein Sohn in dem Schrankfach 
Werte untergebracht habe, ob er dies auch dem Willen 
nach in Kauf genommen (vgl. RGSt. 59, 2, 3 unten/4 oben) 
und sich daher mit b e d i n g t e m  V o r s a t z  der Ver
letzung der Anbietungspflicht schuldig gemacht hat.

2. Das LG. verneint die F a h r l ass  i gk ei t des Angekl. 
LP. mit der Begründung, es habe für ihn keine Ver
pflichtung bestanden, sich über den Inhalt des von B. 
aus für ihn nicht unmittelbar erreichbaren Schrankfaches 
zu vergewissern oder Anzeige bei der Devisenstelle zu 
erstatten. Diese Ansicht des LG. ist, falls die Voraus
setzungen des § 108 RAbgO. gegeben waren, rechtlich zu 
beanstanden.

Dabei ist darauf hinzuweisen, daß die im Jahre 1933 
erfolgte Miete des Schrankfaches bei einer Prager Bank 
durch eine in B. wohnhafte Person ohne weiteres auf den 
Zweck hinwies, Werte im Auslande unterzubringen.

Mußte aber der BeschwF. nach seinen persönlichen 
Verhältnissen damit rechnen, daß sein Sohn in dem 
Schrankfach Werte untergebracht habe, so hätte er sich 
von dem Inhalt des Fachs vergewissern müssen, aller
dings nur insoweit, als er hierzu tatsächlich in der Lage 
und als ihm das nach Recht und Billigkeit zuzumuten 
war (vgl. RFH. 35, 76, 78; RFHUrt. v. 28. Mai 1927: 
StW. 1927 Nr. 400; RFHUrt. v. 8. Aug. 1928: StW. 1928 
Nr. 780; B e c k e r ,  RAbgO., 7. Auf!., §89 a. F. Anm.4).

Daß I. P. fortlaufend an Ort und Stelle bei der Bank 
in Prag das Schrankfach hätte in Augenschein nehmen 
müssen, wird billigerweise nicht gesagt werden können.

Dagegen war er verpflichtet, sich bei seinem Sohn, 
der bis zu seiner im Februar 1939 erfolgten Auswande
rung nach England ebenso wie er in B. wohnte, zu er
kundigen und ihm die Mitteilung der Ingebrauchnahme 
des Schrankfaches und aller Veränderungen seines Inhalts
zur Pflicht zu machen.

Boten ihm die Angaben seines Sohnes Anlaß zu Zwei
feln, so war er verpflichtet, bei der Bank anzufragen, ob 
das Bankfach von seinem Sohn geöffnet worden war. Das 
hätte dort mittels einer grünen Kontrollkarte offenbar 
festgestellt werden können, und es würde für die Bank 
annehmbar kein Grund bestanden haben, dem Angekl. 
I. P. als ordnungsmäßig Bevollmächtigtem die Auskunft 
hierüber zu verweigern.

Falls aber etwa alle seine Versuche, die Wahrheit zu 
ermitteln, fehlschlugen, so hätte er die Vollmacht nieder
legen müssen, sofern er es vermeiden wollte, sich nach 
Prag zu begeben1 oder der Devisenstelle von dem Sach
verhalt Kenntnis zu geben. ..

Zu alledem wäre der Angekl. I. P. annehmbar tatsäch
lich in der Lage, und es wären ihm die angedeuteten 
Maßnahmen auch zuzumuten gewesen. Keinesfalls durfte 
er sich darauf verlassen, daß sein Sohn eine etwa er
forderliche Anbietung der Werte von sich aus bewirken 
werde. Ein Irrtum hierüber würde ihn nicht straffrei
machen. . ,

IV. Die erörterten Mangel des Urteils nötigen zu seiner 
Aufhebung und zur Zurückverweisung der Sache zu 
neuer Verhandlung und Entscheidung.

(RG., 4. StrSen. v. 25. Nov. 1941, 4 D 350/41.)

Anmerkung: Die vorstehende Entsch. ist nicht nur für 
das Devisenrecht, sondern auch für das Steuerrecht von 
Bedeutung; sie hebt freilich hervor, daß die Verhältnisse 
im Devisenrecht denen, die für ein Auftreten als Bevoll
mächtigter in Steuersachen in Betracht kommen, nicht 
völlig gleichliegen. Das Urteil behandelt den häufig vor
kommenden Fall der sog. Z w e i t b e r e c h t i g u n g :  bei 
Bankkonten und Schrankfächern werden Bevollmächtigte

benannt, die nach beiderseitigem Willen nur als Zweit
berechtigte in Betracht kommen, d. h. nur unter bestimm
ten Voraussetzungen, z. B. beim Tode, von der Vollmacht 
Gebrauch machen sollen. Die devisenrechtliche Anbie
tungspflicht wird nicht schon allein durch die Tatsache 
der Bevollmächtigung begründet, sondern erst durch die 
praktische Ausübung der Vertretungs Vollmacht. Zum 
i n n e r e n  T a t b e s t a n d  weist das RG. gegenüber dem 
freisprechenden Urteil des LG. auf die Möglichkeiten des 
bedingten Vorsatzes und der Fahrlässigkeit hin. Die 
Frage des Irrtums über das Vorhandensein anzubietender 
Werte wird im Einklang mit der bisherigen Rechtspre
chung (vgl. Verf. in „Die Rechtsprechung zum devisen
strafrechtlichen Irrtum“ : DR. 1940, 485 unter I lZ if f .  7—9) 
nach dem — allerdings nicht ausdrücklich angeführten — 
§ 59 StGB, und nicht nach der devisenstrafrechtlichen 
Irrtumsvorschrift (jetzt § 71 DevG. 1938) beurteilt. Bei 
der Erörterung der Fahrlässigkeit — dagegen nicht beim 
bedingten Vorsatz — legt das RG. besonderes Gewicht 
auf die „Zumutbarkeit“ .

StA. Dr. U l r i c h  S c h u m a c h e r ,  Berlin.
*

15 . RG. — § 140 MilStGB. Zum Tatbestand des § 140 
MilStGB. Ein Käufmann, der Wehrmachtoffizier des Be- 
urlaubtenstandes ist, kann grundsätzlich sein Handels
gewerbe während seiner Verwendung bei der Wehrmacht 
weiter betreiben und dabei auch gewinnbringende Ge
schäfte m it der Wehrmacht abschließen; diese werden aber 
dann gegen die guten Sitten verstoßen und nichtig sein, 
wenn er die in RGZ. 162, 323 ff. entwickelten Grundsätze 
nicht beachtet.

Die Anwendung des §140 MilStGB., der tatbestands
mäßig dem § 332 StGB, entspricht, begegnet keinen durch
greifenden rechtlichen Bedenken. Im einzelnen ist dazu 
folgendes zu sagen:

Die g e k a u f t e  H a n d l u n g  muß eine in den beson
deren dienstlichen Wirkungskreis des Täters einschla
gende und mit seinen dienstlichen Obliegenheiten zu
sammenhängende Handlung sein (RGSt. 70, 172; RMG. 
17, 196). Dazu gehören auch Handlungen, die an sich 
nicht in den eigentlichen Wirkungskreis des Täters fal
len, die ihm aber durch besonderen — auf wehrdienst
lichen Vorschriften oder Grundsätzen beruhenden — 
Dienstbefehl aufgetragen sind (RGSt. 56, 364; RMG. 13, 
171, 176). Ihnen gleichzustellen sind solche Handlungen, 
zu denen dem Täter im Einzelfalle die dienstliche Be
fugnis fehlt, deren Vornahme aber gerade durch seine 
Dienststelle ermöglicht wird, die er hierzu mißbraucht, 
sei es indem er so auftritt, als gehöre die betreffende 
Handlung zu seinem dienstlichen Wirkungskreise, sei es 
in anderer Weise. Es folgt dies aus den in RGSt. 70,172 
Mitte entwickelten Grundsätzen. Dies hat das LG. be
achtet. Wie die Urteilsgründe ergeben, nimmt es an, der 
Abschluß des Abteilungs- und des Divisionsgeschäftes sei 
als eine zum dienstlichen Wirkungskreis des BeschwF. 
gehörende Handlung zu werten; soweit er hierzu dienst
lich nicht befugt gewesen sei, habe er sich dem Ver
tragsgegner A. gegenüber so verhalten:, als ob dies der 
Fall sei, und dabei seine Dienststellung als Offizier zum 
Kaufabschluß für die Wehrmacht mißbraucht. Ein Rechts
irrtum ist nicht ersichtlich.

Das LG. sieht weiter als erwiesen an, der BeschwF. 
habe als Vertreter der Wehrmacht von A., diesem er
kennbar, die Provision bewußt als Entgelt für die Vor
nahme der in den Abschlüssen liegenden dienstlichen 
Handlungen gefordert. Diese Feststellungen rechtfer
tigen die Annahme des LG., die vom BeschwF. gefor
derte und nachher auch vereinbarte sowie — mindestens 
teilweise — gezahlte Provision sei ein V o r t e i l  i. S. 
des § 140 MilStGB. gewesen, d. h. eine Zuwendung, aut 
die er keinen Anspruch hatte. Es bedarf keiner Dar
legung, daß ein Offizier, mag er Berufsoffizier sein 
oder, wie hier der BeschwF., dem Beurlaubtenstande an
gehören, für eine Diensthandlung von privater Seite 
weder unmittelbar noch mittelbar in irgendeiner Form 
eine Vergütung verlangen, sich versprechen lassen oder 
annehmen darf.

Vereinbarungen, die dem zuwiderlaufen, verstoßen 
gegen die guten Sitten und sind daher nichtig (§ 138
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BOB.). Auf die in RQZ. 162, 323 ff. entwickelten Grund
sätze, an denen festzuhalten ist, wird verwiesen.

Die Nichtigkeit greift in aller Regel auch dann Platz, 
wenn es sich um eine Vergütung (Provision) für eine mit 
der Diensthandlung zusammentreffende private Tätigkeit 
des Offiziers handelt. Sein Tätigwerden bleibt auch inso
weit Diensthandlung und ist, da es rechtlich nur einheit
lich beurteilt werden kann, auch insoweit mit den an 
eine Diensthandlung anzulegenden rechtlichen Maßstäben 
zu messen.

Im übrigen kann, wie hier eingeschaltet sei, ein Kauf
mann, der Wehrmachtoffizier des Beurlaubtenstandes ist, 
selbstverständlich grundsätzlich im Rahmen des gelten
den Rechtes sein Handelsgewerbe während seiner Ver
wendung bei der Wehrmacht weiter betreiben und dabei 
auch gewinnbringende Geschäfte mit dieser selbst ab
schließen. Allerdings werden sie dann gegen die guten 
Sitten verstoßen und nach § 138 BGB. nichtig sein, wenn 
er dabei die erwähnten Grundsätze in RGZ. 162, 323 ff. 
nicht beachtet.

Hiernach haben die vom BeschwF. mit A. jeweils ge
legentlich der Bestellungen getroffenen Vereinbarungen 
oder diese Bestellungen selbst für den BeschwF. keinen 
Provisionsanspruch erzeugt. Ebensowenig konnte ein 
solcher hierfür auf Grund einer früheren Vereinbarung, 
auch nicht der im Frühjahr 1939 getroffenen Abrede er
wachsen, wonach der BeschwF. für A. Grasinol gegen 
Provision vertreiben sollte.

Die Einlassung des BeschwF., er habe sich auf Grund 
seiner laufenden Geschäftsverbindung mit A. in seinem 
Privatberufe, insbes. auch auf Grund der erwähnten Ver
einbarung vom Frühjahr 1939, zum Fordern der Pro
vision für berechtigt gehalten, hat das LG., wie der U r
teilszusammenhang ergibt, als widerlegt angesehen. Ob 
diese Einlassung den BeschwF. entlasten würde, wenn 
sie zuträfe, oder ob er sich solchenfalls in einem nur 
strafrechtlichen und daher unbeachtlichen Irrtum be
funden hätte, kann daher auf sich beruhen.

Die Annahme des LG., die Kaufabschlüsse hätten eine 
V e r l e t z u n g  de r  D i e n s t p f l i c h t  des BeschwF. ent
halten, laßt bei dem festgestellten Sachverhalte keinen 
Rechtsirrtum erkennen. Ob der BeschwF. die Kaufver
träge eingehen wollte oder nicht, stand in seinem Er
messen. Soweit für ihn ein Dienstbefehl vorlag, g ilt dies 
mindestens hinsichtlich der Vereinbarung über Menge 
und Preis. Der Täter verstößt schon dann gegen seine 
Dienstpflicht, wenn er an eine von ihm zu treffende Er- 
messensentsch. nicht unbefangen, sondern mit der inneren 
Belastung herangeht, die für ihn in dem geforderten und 
versprochenen Vorteile liegt. Dies g ilt auch dann, wenn 
der Tater den Willen hat, sich nicht beeinflussen zu 
lassen; denn ein solcher Wille wäre wirkungslos, weil 
sich ein Ereignis, wie es eine Vorteilsgewährung dar
stellt, bei der Willensbildung niemals völlig ausschalten 
laßt. Aber schon die bloße Möglichkeit, daß es eineil 
Einfluß darauf gehabt hat, setzt die Entsch. des Täters 
in ihrem Werte für die Allgemeinheit herab (vgl. RGSt. 
74, 255, 256). Diese Voraussetzungen sind vom LG. fest
gestellt und reichen zur Annahme der Dienstpflichtver
letzung aus.

Ob anders zu entscheiden wäre, wenn der BeschwF. 
seine Vorgesetzten Dienststellen über seine Verdienst- 
absicht unterrichtet hätte und diese keine Einwendungen 
erhoben hätten (vgl. RGZ. 162, 328), kann auf sich be
ruhen, da ein solcher Sachverhalt nicht vorliegt.

Ebenso kann unerörtert bleiben, ob das Verhalten des 
BeschwF. zugleich auch den Tatbestand der §§ 145 Mil- 
StGB., 332 StGB, verwirklicht (vgl. RMG. 18, 145 ff., 150 
bis 152, auch RMG. 11, 240; 12, 117 unten).

(RG., 4. StrSen. v. 12. Dez. 1941, 4D211/41.)
*

16. RG. — § 34 ÖstStG.; § 2  VolksschädlVO.
1. Bei Anwendung des § 34 ÖstStG. führt die Berücksich

tigung der übrigen Verbrechen dazu, daß das Mindestmaß 
und die Strafart des milderen Gesetzes auch dann einge- 
halten werden müssen, wenn nach dem strengeren Gesetz 
eine kürzere Strafe oder eine mildere Strafart zulässig ist. 
Das Mindestmaß und die Strafart sind hierbei nach dem 
durch die Bestimmungen über das außerordentliche M ilde

rungs- oder Strafumwandlungsrecht erweiterten Strafrah
men zu beurteilen (RGSt. 74, 216). Dieser ist jedoch nur in 
den Fällen maßgebend, in denen die Voraussetzungen für 
die Anwendung des außerordentlichen Milderungs- oder 
Strafumwandlungsrechts gegeben wären, falls das mildere 
Gesetz allein anzuwenden wäre.

2 . Bei Entnahme einer Strafe aus § 2  VolksschädlVO. muß 
die auf die Grundtat gesetzte Strafe insofern berücksichtigt 
werden, als nicht auf eine kürzere als die Strafe erkannt 
werden darf, die zu verhängen wäre, wenn § 2  nicht zur 
Anwendung käme.

Das LG. hat bei allen Angekl., bei denen der Straf
ausspruch angefochten wird, die Strafen auf Grund des 
§ 34 ÖstStG. dem § 1 GewaltverbrecherVO. entnommen, 
da auf dieses Verbrechen die schärfste Strafe gesetzt ist. 
Das hat zur weiteren Folge, daß i. S. des § 34 ÖstStG. 
die Strafe nach dem strengeren Gesetz „m it Bedacht auf 
die übrigen Verbrechen“  zu bestimmen ist. Diese Rück
sicht führt, wie der erk. Sen. in der Entsch. RGSt. 74, 
216 =  DR. 1940, 1521 11 ausgesprochen hat, dazu, daß das 
Mindestmaß und die Strafart des milderen Gesetzes auch 
dann eingehalten werden müssen, wenn nach dem stren
geren Gesetz eine kürzere Strafe oder eine mildere Straf
art zulässig ist (vgl. dazu RGSt. 73, 148 =  DR. 1939, 
1713x). Der Senat hat in dieser Entscheidung auch aus
gesprochen, daß das Mindestmaß und die Strafart nach 
dem durch die- Bestimmungen über das außerordentliche 
Milderungs- und Strafumwandhmgsrecht (§§ 54, 55 Öst
StG., § 265 a ÖstStPO., Art. VI StPNov. 1918) erweiterten 
Strafrahmen zu beurteilen ist. An dieser Ansicht hält der 
Senat fest. Bei der Entscheidung wurde von der Voraus
setzung ausgegangen, daß der durch die Bestimmungen 
über das außerordentliche Milderungs- oder Strafumwand
lungsrecht erweiterte Strafrahmen nur in jenen Fällen 
maßgebend sein kann, in denen er zur Anwendung käme, 
wenn dem Angekl. nur die nach dem milderen Gesetz zu 
ahndende Tat zur Last läge. Würde man dieses Erforder
nis nicht aufstellen, so könnte unter Umständen das Er
gebnis eintreten, daß es dem Täter geradezu zum Vorteil 
gereichen würde, wenn er durch seine Tat nicht nur ein 
StG., sondern mehrere Strafgesetze verletzt hat. Ein sol
ches Ergebnis würde dem Rechtsgefühl und dem Schutz
bedürfnis der Allgemeinheit widersprechen (so auch 
RGSt. 73, 148, 150).

Wird das angefochtene Urteil in Anwendung dieses 
Rechtssatzes überprüft, so zeigt es sich, daß sich der 
Angekl. F. G. neben dem Verbrechen nach § 1 Gewalt
verbrecherVO. i. Verb. m. §§81, 82 Satz 2 ÖstStG. auch 
eines Verbrechens des Diebstahls schuldig gemacht hat, 
für das die Strafe dem § 179 ÖstStG. zu entnehmen wäre 
Nach dieser Gesetzesstelle soll auf fünf- bis zehnjährigen 
schweren Kerker erkannt werden. Da F. G. ein jugend
licher Rechtsbrecher ist, muß noch § 11 JGG. beachtet 
werden. Danach ist bei einem Jugendlichen im Falle des 
§179 ÖstStG. auf eine fünfjährige strenge Arreststrafe zu 
erkennen. Nur wenn die Voraussetzungen des § 265 a 
ÖstStPO. vorliegen, kann die Strafe bis auf sechs Monate 
strenger Arrest herabgesetzt werden.

Das LG. hat F. G. zü l i / 2 Jahren Gefängnis verurteilt. 
Durch diesen Strafausspruch hätte das Gericht nur dann 
die Grenze des gesetzlichen Strafsatzes nicht überschrit
ten, wenn bei dem Angekl. die Voraussetzungen für die 
Anwendung des § 265 a ÖstStPO. vorlägen. Sonst müßte, 
falls dem Angekl. nur das Verbrechen des Diebstahls 
nach § 179 StG. zur Last fiele, auf fünf Jahre strenger 
Arrest erkannt werden.

Da das LG. nicht geprüft hat, ob die Voraussetzungen 
für die Anwendung des § 265 a ÖstStPO. bei F. G. ge
geben wären, falls er nur des Verbrechens des Dieb
stahls nach §179 StG. schuldig erkannt worden wäre, 
muß der Strafausspruch aufgehoben werden.

Eines Diebstahls, für den an sich die Strafe dem §179 
ÖstStG. zu entnehmen wäre, hat sich auch der Angekl. 
F. M. schuldig gemacht ; doch hat dieser Angekl. das 
Verbrechen des Diebstahls unter Ausnutzung der zur Ab
wehr von Fliegergefahr getroffenen Maßnahmen began
gen. Das hat zur Folge, daß bei ihm die Strafe, voraus
gesetzt, daß er nur das Verbrechen bei Fliegergefahr 
nach §2  VolksschädlVO. i. Verb. m. §§ 171, 173, 174 I d, 
174 II a und 179 ÖstStG. begangen hätte, dem § 2 Volks-
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schädlVO. zu entnehmen wäre, und daß er in diese(m 
Falle, da er ein Jugendlicher ist, zu einer Gefängnisstrafe 
von einem Tag bis zu 71/2 Jahren oder von einem bis 
zu 10 Jahren verurteilt werden müßte (§ 11 JGG., § 8 
Abs. 2 StrafenanpassungsVO.). Hätte er sich jedoch nicht 
des Verbrechens nach § 2 VolksschädlVO. schuldig ge
macht und wäre der Diebstahl nach § 179 StG. zu be
strafen, könnte wie bei F. G. nur bei Anwendung des 
§ 265 a ÖstStPO. auf 6 Monate strenger Arrest herab
gegangen werden. Andernfalls müßte auch bei ihm auf 
fünf Jahre strenger Arrest erkannt werden.

Diese Betrachtung führt zu dem Ergebnis, daß bei Ent
nahme einer Strafe aus § 2 VolksschädlVO. die auf die 
Grundtat gesetzte Strafe insofern berücksichtigt werden 
muß, als nicht auf eine kürzere als die für die Grundtat 
allein zulässige Mindeststrafe erkannt werden darf. Die
ses Erfordernis muß aufgestellt werden, weil man sonst, 
wie gezeigt, unter Umständen zu dem unbefriedigenden 
Ergebnis käme, daß eine Tat dann milder behandelt wer
den könnte, wenn sie sich auch als eine Volksschädlings
tat darstellt. Ein solches Ergebnis würde dem Sinn und 
Zweck der VolksschädlVO. widersprechen, die nicht nur 
anstrebt, daß ein Volksschädling als solcher bezeichnet, 
sondern daß er auch wegen der besonderen Verwerflich
keit seiner Tat strenger bestraft wird.

Auf F. M. angewendet, hat dieser Rechtssatz zur Folge, 
daß das Erstgericht auch bei ihm hätte prüfen müssen, 
ob die Voraussetzungen für die Anwendung des § 265 a 
ÖstStPO. gegeben wären, wenn die Strafe bloß dem 
§ 179 ÖstStG. zu entnehmen wäre. Nur wenn dies der 
Fall sein sollte, wäre der Strafausspruch frei von der 
Nichtigkeit der Ziff. 11 des §281 ÖstStPO.; denn nur 
dann hätte das Erstgericht auf Grund des § 1 Gewalt- 
verbrecherVO. i. Verb. m. §8 Abs. 2 Strafenanpassungs
VO. und mit der durch § 34 ÖstStG. gebotenen Rücksicht 
auf § 2 VolksschädlVO. (i. Verb. m. § 179 ÖstStG.) auf 
I 1/2 Jahr Gefängnis erkennen dürfen. Liegen bei F. M. die 
Voraussetzungen des § 265 a ÖstStPO. nicht vor, so führt 
die Bedachtnahme auf § 34 ÖstStG. dazu, daß nicht unter 
das Strafmaß von fünf Jahren Gefängnis herabgegangen 
werden kann, weil bei ihm die Mindeststrafe nach § 2 
VolksschädlVO. (i. Verb. m. dem Verbrechen des Dieb
stahls nach §§ 171, 173, 174 I d, 174 11a und 179 ÖstStG.) 
fünf Jahre Gefängnis beträgt.

(RG., 6. StrSen. v. 2. Dez. 1941, 6 D 374/41.)
*

17. RG. — §§ 174 II, 85 c, 468 ÖstStG. Das ausschließ
liche Aneignungsrecht des Jagdausübungsberechtigten steht 
strafrechtlich dem Eigentum gleich. Die §§ 85 c und 468 
ÖstStG. sind entsprechend anwendbar auf den Wildschützen, 
der W ild nicht in Zueignungsabsicht, sondern etwa aus 
Jagdlust erlegt.

Der Angekl. hat mit einem Flobertgewehr auf einen 
Rehbock geschossen, der einige Stunden später vom 
Dienstgeber des Angekl. verendet auf einer Wiese auf
gefunden wurde. Das LG. gibt die Verantwortung des 
Angekl. dahin wieder, daß er das Flobertgewehr vom 
Hause mitgenommen habe, um Eichhörnchen zu schießen; 
daß ihm das Reh unerwartet in den Weg gekommen und 
auf den Schuß in entgegengesetzter Richtung geflüchtet 
sei, endlich, daß er das Refi nicht verfolgt habe.

Das LG. hat den Angekl. der Übertretung des Dieb
stahls mit der Begründung schuldig erkannt, der Angekl. 
habe um seines Vorteils willen gehandelt, der Vorteil 
habe im Abschuß eines Wildes bestanden, durch deu 
Schuß und dessen tödlichen Erfolg sei das Reh dem 
Jagdberechtigten entzogen worden; ein Vermögens vorteil 
sei zum Diebstahl nicht erforderlich.

Der Schuldspruch wegen Übertretung des Diebstahls 
ist verfehlt.

Der Jagdausübungsberechtigte hat nach § 1 RJagdG. 
das ausschließliche Aneignungsrecht an den in seinem 
Jagdbezirk freilebenden jagdbaren Tieren sowie an dem 
dort liegenden verendeten Wild und Fallwild. Nach §292 
RGStB. wird wegen Jagdvergehens mit Gefängnis be
straft, wer unter Verletzung fremden Jagdrechts dem 
Wilde nachstellt, es fängt, erlegt oder sich zueignet oder 
eine Sache, die dem Jagdrecht unterliegt, sich zueignet, 
beschädigt oder zerstört. Eine solche strafrechtliche Son

dervorschrift zum Schutze des Jagdrechts findet sich in 
den in den Reichsgauen der Ostmark geltenden Gesetzen 
nicht. Das ÖstStG. tr ifft zum Schutze dieses Rechts ledig
lich im § 174 II f  die Vorschrift, daß der EHebstahl, wenn 
er mehr als 25 S beträgt, ein Verbrechen ist, wenn 
er an Wild entweder in eingefriedeten Waldungen oder 
mit besonderer Kühnheit oder von einem gleichsam ein 
ordentliches Gewerbe damit treibenden Täter verübt wird. 
Das in freier Wildbahn lebende Wild wie auch das aus 
irgendeinem Grunde verendete Wild ist eine herrenlose 
(freistehende) Sache, solange der ausschließlich zur An
eignung befugte Jagdausübungsberechtigte es nicht in 
Besitz genommen und dadurch das Eigentum daran er
worben hat (§§ 381—383 ABGB.). Bis dahin ist Wild 
keine fremde bewegliche Sache und könnte daher an sich 
nach den allgemeinen Vorschriften über den Diebstahl 
auch nicht Gegenstand eines solchen sein. Aus der Son
dervorschrift des § 174II f  StG. haben aber Lehre und 
Rechtsprechung seit jeher den Schluß gezogen, daß das 
ÖstStG. das ausschließliche Aneignungsrecht des Jagd
ausübungsberechtigten strafrechtlich dem Besitz am 
lebenden und am verendeten Wilde gleichstellt und daß 
daher die Verletzung dieses ausschließlichen Aneignungs
rechtes durch unbefugte Aneignung von Wild auch außer 
den im §174 II f  -StG. bezeichneten Fällen als Diebstahl 
zu bestrafen ist, und zwar als Übertretung des Diebstahls, 
wenn der Wert des gestohlenen Wildes 250 S nicht über
steigt und auch kein anderer Umstand vorliegt, der sonst 
die Verbrechenseigenschaft eines Diebstahls begründet. 
Zur Vollendung des Diebstahls ist aber auch in diesen 
Fällen wie sonst erforderlich, daß der Täter die fremde 
Sache, der hier das dem Aneignungsrecht eines anderen 
unterliegende Wild gleichsteht, ohne Einwilligung des 
Aneignungsberechtigten in Besitz nimmt.

Solange das vom Wilddieb erlegte Wild im Jagdbezirk 
dem Jagdausübungsberechtigten frei zugänglich bleibt, 
also von ihm oder seinen Angestellten ebenso leicht auf
gefunden werden kann, als es ihm gelingt, eines lebenden 
Wildes habhaft zu werden, ist der Wilddiebstahl aber 
nur versucht. Daran ändert auch der Umstand nichts, daß 
ein bereits erlegtes Stück Wild, das vom Wildschützen im 
Revier liegen gelassen wird, rascherem Verderben aus
gesetzt ist (vgl. SSt XII/74).

Im vorliegenden Fall kann daher von einem vollendeten 
Diebstahl keine Rede sein. Es würde versuchter Diebstahl 
vorliegen, wenn der Angekl. in der Absicht gehandelt 
haben sollte, den Rehbock nicht nur zu erlegen, sondern 
auch sich zuzueignen. M it der entscheidenden Frage, ob 
der Angekl. in Zueignungsabsicht gehandelt hat, hat sich, 
das Erstgericht aber überhaupt nicht befaßt. Denn es ist 
von der unrichtigen Rechtsansicht ausgegangen, der 
innere Tatbestand des Diebstahls sei schon deshalb er
füllt, weil der Angekl. um seines Vorteils willen, der in 
dem Abschuß des Wildes liege, gehandelt habe.

Der Schuldspruch wegen Übertretung des Diebstahls 
muß daher der Aufhebung verfallen.

Sollte sich in dem erneuten Verfahren ergeben, daß der 
Angekl. auf den Rehbock nicht in Zueignungsabsicht, son
dern etwa nur um des Jagdvergnügens willen geschossen 
hat und daß ihm daher nicht einmal versuchter Dieb
stahl zur Last fällt, so wird zu prüfen sein, ob er sich 
nicht der Übertretung der boshaften Beschädigung frem
den Eigentums nach § 468 StG. schuldig gemacht hat. 
Diese Übertretung kann zwar nur an fremden Sachen be
gangen werden. Im österr. Schrifttum wird aber vielfach 
die Meinung vertreten, daß auch die ansprüchigen Sachen 
(§§ 382, 383 ABGB.) als fremde gelten, die den Gegen
stand einer nach §85a oder § 468 StG. strafbaren bos
haften Beschädigung bilden können. Das im Zustand 
natürlicher Freiheit lebende Wild ist zwar, solange es 
sich der Jagdausübungsberechtigte nicht angeeignet hat, 
herrenlos und daher keine fremde Sache; gleichwohl ist 
der Ansicht beizupflichten, daß es i. S. der Vorschriften 
der §§ 85 c und 468 StG. so zu behandeln ist, als ob es 
im Eigentum des Jagdausübungsberechtigten stünde. Da— 
wie oben ausgeführt wurde — das ÖstStG. beim Diebstahl 
davon ausgeht, daß das ausschließliche Aneignungsrecht 
des Jagdausübungsberechtigten strafrechtlich dem Eigen
tum gleichstellt, muß angenommen werden, daß der Ge
setzgeber bei den Vorschriften über die boshafte Be-
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Schädigung fremden Eigentums von derselben Voraus
setzung ausgegangen ist. Die Anwendbarkeit der §§ 85 a 
und 468 StO. auf den Wildschützen, der Wild nicht in Zu
eignungsabsicht, sondern etwa nur aus jagdlust erlegt oder 
verletzt, ergibt sich sonach aus der den Vorschriften über 
den Wilddiebstahl entsprechenden Auslegung der §§ 55 a 
und 468 StO. Es liegt keine Gesetzeslücke vor, die der 
Ausfüllung durch richterliche Rechtsschöpfung nach § 2 
RStGB. bedürfte.

Das LG. hat den Angekl. ferner des Vergehens nach 
§ 26 WaffG, verurteilt, weil er ein Flobertgewehr, das 
zum schleunigen Zerlegen über den für Jagd- und Sport
zwecke allgemein üblichen Umfang hinaus besonders ein
gerichtet ist, besessen und, ohne im Besitz eines Waffen
oder Jagdscheins zu sein, geführt habe.

Auch dieser Schuldspruch kann nicht aufrechterhalten 
werden. Ersichtlich hat das LG. den Angekl. sowohl 
wegen Vergehens nach § 26 Abs. 1 Nr. 1 WaffG. (Besitz 
einer verbotenen Schußwaffe) als auch wegen Vergehens 
nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 WaffG. (Führen einer Schußwaffe 
ohne Waffenschein und auch ohne Jagdschein — § 21 
WaffG.) verurteilt. Das LG. hat übersehen, daß es nach 
§22 Abs. 1 Nr. 2 c VO. zur Durchführung des WaffG, 
v. 19. März 1938 (RGBl. I, 270) (i. d. Fass, der 4. Durchf- 
VO. v. '4. April 1940 [RGBl. I, 603]) eines Waffenscheins 
zum Führen von Flobertgewehren mit nichtgezogenem 
Lauf mit einem Kaliber von 9 mm und darunter nicht 
bedarf. Das LG. hat daher nicht untersucht, ob das 
Flobertgewehr des Angekl. so beschaffen ist, daß zu 
seinem Führen ein Waffenschein erforderlich war. Auch 
fehlen im Urteil die zur Begründung des Ausspruches 
notwendigen Feststellungen, daß es sich beim gegen
ständlichen Flobertgewehr um ein solches gehandelt hat, 
dessen Besitz nach § 25 Abs. 1 Nr. 1 WaffG, verboten ist,

(RG., 6. StrSen. v. 21. Nov. 1941, 6 D 380/41.) [He ]
*

** 18. RG. — § 9 StrafanpassVO.; § 1492 RVO. Der Straf
ausspruch kann mit der Nichtigkeitsbeschwerde angefoch
ten werden, wenn das Erstgericht den § 9 StrafanpassVO. 
zu Unrecht angewandt oder nicht angewandt hat.

Ein Vergehen gegen den § 1492 RVO. liegt in allen 
Fällen vor, in welchen ein Arbeitgeber die seinen Be
diensteten abgezogenen Versicherungsbeiträge vorsätz
lich nicht der Versicherungsanstalt abführt, gleichgültig 
wann er diesen Vorsatz faßt. Es genügt, daß er diesen 
Vorsatz erst nach erfolgter Einbehaltung faßt, etwa in 
dem Augenblick, in dem er sich entschließt, die Beträge 
einem anderen Zwecke zuzuführen (vgl. das RGUrt. 2 D 
564/35 v. 4. Nov. 1935: JW. 1936, 515). Eine qualifizierte 
Vorsätzlichkeit verlangt das Gesetz nicht.

Die Beschwerde macht den Nichtigkeitsgrund des §20 
OberleitVO. geltend und rügt die Nichtanwendung der 
§§ 261, 266 StG. und des Ges. über die bedingte Ver
urteilung, deren Anwendung um so mehr geboten ge
wesen wäre, als gemäß der ausdrücklichen Vorschrift des 
§ 1492 RVO. bei mildernden Umständen ausschließlich auf 
Geldstrafe erkannt werden kann und laut § 9 StAnpVO. 
bei einer verwirkten Freiheitsstrafe von weniger als drei 
Monaten an deren Stelle auf Geldstrafe zu erkennen ist, 
wenn der Strafzweck durch eine Geldstrafe erreicht wer
den kann. Diese Voraussetzung treffe beim Angekl. zu.

Soweit die Beschwerde die Nichtanwendung der §§261 
und 266 StG. und des Ges. über die bedingte Verurtei
lung rügt, ist sie unzulässig. Die Nichtanwendung des 
Ges. über die bedingte Verurteilung an sich kann aus 
§ 20 OberleitVO. überhaupt nicht angefochten werden. 
Die Anwendung der §§ 261, 266 StG. aber kommt im ge
gebenen Falle nicht in Betracht, weil bei der dem §1492 
RVO. entnommenen Gefängnisstrafe gern. § 7 StAnpVO. 
v. 8. Juli 1938 (RGBl. I, 844) die Miiderungs- und Um
wandlungsvorschriften der §§ 261, 266 StG. keine An
wendung finden.

Darin, daß das Erstgericht im Rahmen des §1492 RVO. 
auf Gefängnis und nicht auf Geldstrafe erkannt hat, kann 
eine Nichtigkeit nicht liegen, denn § 1492 RVO. sieht 
grundsätzlich für das Vergehen die Gefängnisstrafe vor 
und bestimmt im Abs. 3 nur, daß bei mildernden Um
ständen ausschließlich auf Geldstrafe erkannt werden 
kann.  Damit ist bei mildernden Umständen die Geld
strafe nur zugelassen und nicht ausschließlich angedroht. 
Vorgesehen ist vielmehr bei mildernden Umständen eine 
Gefängnisstrafe oder eine Geldstrafe. Es steht im Er
messen des Gerichts, weiche der beiden Strafen es für 
angemessen hält.

Es entsteht daher lediglich die Frage, ob der Straf
ausspruch mit der Nichtigkeitsbeschwerde angefochten 
werden kann, weil das Erstgericht den § 9 StAnpVO. nicht 
berücksichtigt hat. Die Frage muß bejaht werden. Die 
früher schon erwähnte Bestimmung des § 7 StAnpVO. 
bezweckt die Ausschaltung der §§ 260—262, 266 StG., 
wenn auf Grund reichsrechtlicher Vorschriften auf eine 
Gefängnisstrafe zu erkennen ist, weil das RStGB. im all
gemeinen keine Bestimmungen enthält, die den bezeich- 
neten Bestimmungen des österr. StG. gleichstehen. Eine 
Ausnahme hiervon bildet §27b RStGB., der eine beson
dere Bestimmung enthält, die der des § 261 ÖstStG. nahe
kommt. Deren Einführung war in den Reichsgauen der 
Ostmark geboten, wenn bei der Strafzumessung nach 
reichsrechtlichen Strafbestimmungen: eine möglichst gleich
artige Behandlung der Straffälligen im ganzen Reichs
gebiet erreicht werden soll. Der §9 StAnpVO. bestimmt 
daher in offenbarer Anlehnung an §27b RStGB.: Ist für 
eine strafbare Handlung, die mit Gefängnis oder mit 
Haft bedroht ist, Freiheitsstrafe von weniger als drei 
Monaten verwirkt, so ist an deren Stelle, wenn der 
Strafzweck durch eine Geldstrafe erreicht werden kann, 
auf Geldstrafe zu erkennen.

Es ist ausgeschlossen, daß der Gesetzgeber die Nicht
anwendung des §9 StAnpVO. der Anfechtung entziehen 
wollte, da nach der reichsgerichtlichen Rspr. ein Revisions
grund vorliegt, wenn aus dem Urteil di.e Anwendung 
des mit § 9 StAnpVO. im wesentlichen übereinstimmen
den §27b RStGB. nicht ersichtlich ist (RGSt. 60, 111, 
115). Es muß vielmehr in sinngemäßer Anwendung des 
§ 20 OberleitVO. v. 28. Febr. 1939 (RGBl. I, 358) ein 
Nichtigkeitsgrund darin erblickt werden, daß das Gericht 
die Bestimmung des §9 StAnpVO. zu Unrecht ange
wandt oder nicht angewandt hat. Die Beschwerde ist da
her zulässig, soweit sie rügt, daß das Erstgericht den §9 
StAnpVO. nicht angewandt hat.

Die Beschwerde hat in diesem Punkte auch Erfolg.
Der § 9 StAnpVO. ist nicht dadurch ausgeschlossen, 

daß das Erstgericht keine mildernden Umstände ange
nommen hat, die gern. § 1492 Abs. 3 RVO. zulassen, aus
schließlich auf Geldstrafe zu erkennen. Denn § 9 ist in 
allen Fällen anzuwenden, in welchen die vom Angekl. 
begangene strafbare Handlung mit Gefängnis oder mit 
Haft bedroht ist. Das ist bei dem Vergehen gegen den 
§ 1492 Abs. 1 und 2 RVO. der Fall. Auch ist zufolge des 
erstgerichtlichen Urteils eine Gefängnisstrafe von zwei 
Monaten v e r w i r k t .  In jedem Falle aber, wenn eine 
Gefängnisstrafe von weniger als drei Monaten verwirkt 
ist, hat das Gericht zu prüfen, ob der Strafzweck auch 
erreicht werden kann, wenn an Stelle der Gefängnisstrafe 
auf Geldstrafe erkannt wird (vgl. dazu auch die zu § 27 b 
RStGB. ergangene Entsch. RGSt. 58, 106).

Da das Erstgericht diese Prüfung unterlassen hat, liegt 
eine Nichtigkeit i. S. des § 20 OberleitVO. vor. Diese nötigt 
zur Aufhebung des Strafausspruchs. Unberührt dagegen 
bleiben die zum Strafausspruch getroffenen Feststellun
gen und die Höhe der verwirkten Gefängnisstrafe. Das 
LG. hat lediglich noch zu prüfen, ob der Strafzweck 
durch eine Geldstrafe erreicht werden kann (vgl. RGSt. 
58, 235).

(RG., 6. StrSen. v. 16. Jan. 1942, 6 D 433/41.) [He.]
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und endgültigen Stellung und Aufgaben der H itler-Jugend in  der 
Jugendsirafrechtspflege als Thema stellt. D ie  praktisch wissen
schaftliche Erörterung dieses Fragenkreises entspricht einem d r in 
genden Bedürfn is der Jugendrechtsreform, is t doch die Ausgestal
tung und Vertiefung der M ita rbe it der H itler-Jugend im  künftigen 
Jugendverfahren von größter Bedeutung.
. , . . Alles in  allem eine Reformarbeit, die weite Verbreitung und 
ernste Beachtung verdient.'*

K O R . D r. Keßler in  „Deutsches Recht“  N r. 17/18 1941 
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DEUTSCHER RECHTSVERLAG G.M .B.H. 
BERLIN • LEIPZIG • WIEN
B E R L IN  W  35, Hildebrandstraße 8 
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Asoziale Sippen
Erb- und sozialbiologische Untersuchungen. Von Dr.
F. Dnbitscher. Reg.-Rat und M itglied des Reichsgesund
heitsamtes, Oberarzt der Poliklinik für Erb- und Rassen
pflege. Gr.-8 ®. VII, 226 Seiten. M it 34 Abbildungen und 

30 Tafeln 1942. 16.50 RM., geb. 18.30 RM.

Ein Menschenschlag
Erbärztliche nnd erbgeschichtliche Untersuchungen über 
die — durch zehn Geschlechterfolgen erforschten — 
Nachkommen von „Vagabunden, Gaunern und Räubern“ . 
Von Dr. phil. D r. med. habil. R. R itter, Oberarzt an der 
Universitäts-Nervenklinik in Tübingen, z. Zt. vom Reichs
gesundheitsamt mit erbwissenschaftlichen Forschungen 
beauftragt. 8 ®. 115 S. M it 3 Erbtafeln. 1937. Kart. 6.80 RM.

Die Ursprünge des Verbrechens
Dargestellt am Lebenslauf von Zwillingen. Von Dr. 
Friedrich Stumpfl, München. 8 ®. 176 Seiten. M it 3 Ab

bildungen. 1936. Kartoniert 5.80 RM.

Zur Genealogie psychopath.Schwindler
und Lügner

Von Dr. med. W alter von Baeyer, München. (Sammlung 
psychiatr. neurolog. Einzeldarstellungen, Bd.VII.) Gr.-8 °. 
VII, 234 Seiten. 1935. RM. 16.-. Vorzugspreis für Bezieher 

der „Fortschritte der Neurologie.. .«  13.60 RM.

Selbstmord
Von Prof. Dr. ILW .Gtuhle.Gr.-8 1>. 166 Seiten. M it44 Kurven. 
1940. 12.— RM., in Ganzleinen gebunden 13.50 RM.

StauDingors fiommcntar 311m BGB
und dem Einfiihrungsgefefj

in vollständig neu bearbeiteter 10. Auflage in 7 Bänden. 
Herausgegeben von Prof. D r. E r ic h  V o lk m a r, Geh. Regie
rungsrat, Ministerialdirektor im Reichsjustizministerium, 
Mitglied der Akademie für Deutsches Recht, in Gemeinschaft 

m it zahlreichen Fachgelehrten.

22. L ie fe ru n g  (Band H. 3. Teil, Lieferung 4).
R e ch t de r S c h u ld v e rh ä ltn is s e : §§ 709-740, erläutert 

von Professor D r. K a r l G e ile r.

Broschiert RM 8.—.
E in  ausführlicher Prospekt über das Oesamtwerk 

steht kostenlos zur Verfügung.

ßommentar 311m (janbelsgefetjbudi
H erausgegeben

von  M itg l ie d e rn  des R e ich sg e rich ts

Bisher liegen vor:
B and  I :  §§ 1—104. VI, 750 Seiten
B and  I I I :  §§ 343-375. 944 Seiten

In Kunstleder gebunden je R M  36.—

Im Frühjahr 1942 erscheint der II. Band. Der IV. Band 
wird Mitte 1942 erscheinen. Der Bezug des I. Bandes ver

pflichtet zur Abnahme des Gesamtwerkes.
E in  ausführlicher Prospekt sieht kostenlos zur Verfügung

J. Schweitzer Verlag, Berlin W 35 
Verlag Walter de Gruyter A Co., Berlin W 35
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tanikum  von universeller und ungewöhn
lich in ten s iver W irkung. Verwenden Sie 

RM  es daher sparsam. Wenige Tropfen, m it den
1.90 u.3.— Fingern in  d ie Kopfhaut ein massiert, ge

nügen schon, um  volleW irkung zu erzielen.
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§ 140 MilStGB. Zum Tatbestand des § 140 
MilStGB. Ein Kaufmann, der Wehrmacht
offizier des Beurlaubtenstandes ist, kann 
grundsätzlich sein Handelsgewerbe wäh
rend seiner Verwendung bei der Wehrmacht 
weiter betreiben und dabei auch gewinn
bringende Geschäfte mit der Wehrmacht ab
schließen; diese werden aber dann gegen 
die guten Sitten verstoßen und nichtig sein, 
wenn er die in RGZ. 162, 323 ff. entwickelten 
Grundsätze nicht beachtet. RG.: DR. 1942, 
445 Nr. 15

§34 ÖstStG.; §2 VolksschädlVO. Bei An
wendung des § 34 ÖstStG. führt die Berück
sichtigung der übrigen Verbrechen dazu, 
daß das Mindestmaß und die Strafart des 
milderen Gesetzes auch dann eingehalten 
werden müssen, wenn nach dem strengeren 
Gesetz eine kürzere Strafe oder eine m il
dere Strafart zulässig ist. RG.: DR. 1942, 
446 Nr. 16

§§ 174 II, 85 c, 468 ÖstStG. Das aus
schließliche Aneignungsrecht des Jagdaus

übungsberechtigten steht strafrechtlich dem 
Eigentum gleich. Die §§ 85 c und 468 Öst
StG. sind entsprechend anwendbar auf den 
Wildschützen, der Wild nicht in Zueig
nungsabsicht, sondern etwa aus Jagdlust 
erlegt. RG.: DR. 1942, 447 Nr. 17 

§ 9 StrafanpassVO.; § 1492 RVO. Der 
Strafausspruch kann mit der Nichtigkeitsbe
schwerde angefochten werden, wenn das 
Erstgericht den §9 StrafanpassVO. zu Un
recht angewandt oder nicht angewandt hat. 
RG.: DR. 1942, 448 Nr. 18

fimgs[iuh|diH!ltii'DO
oom 30. Ilooembcr 1940

Textausgabe mit Erläuterungen von Stadtsyndikus
D r. Specht, M a inz

Umfang: 111 Seiten Preis: RM 3.30

„Das Buch bringt den Text der Verordnung vom 30. November 1940 
mit einleitendem Vorwort und Erläuterungen sowie die Texte der 
Durchf.VO. und der wichtigsten ministeriellen Runderlasse, die zu 
dieser Materie ergangen sind. Die Erläuterungen sind klar und ge
meinverständlich abgefaßt, sie werden aber auch den Sachbearbei
tern der Feststellungsbehörden gute Dienste leisten, da sie die Be
griffe, Zwecke und Grenzen der Verordnung unter Heranziehung der 
Runderlasse deutlich und scharf herausarbeiten. Ein gutes Sach
register ermöglicht ein rasches Auffinden praktischer Einzelfälle.“  

Vizepräsident D r. Matthießen, K ie l 
in  ,,Deutsches Gemein- und Wirtschaftsrecht“  N r. 17/18 1941
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Die Antwort hierauf und auf alle weiteren 
einschlägigen Fragen gibt Ihnen das Buch:

„9 er Ocrgleich 
in Ehefachen“

von
Kammergerichtsrat D r. P a u l G aedeke 

Berlin

U m fa n g  128 S e ite n  P re is  3.90 RM.

In den „M itt. d. RRAK.“  Nr. 8/9 von 1941 
urteilt RA. Dr. Mor e l l ,  Berlin, u. a.: „M it 
Recht kann man sagen, daß dieses Werk 
in die Hand eines jeden Anwalts, aber auch 
jedes Gerichts- und Urkundsbeamten ge
hört, die mit Ehesachen befaßt sind.“

Bestellungen übernehmen a lle  B u ch h a n d lu n g e n  und  der Verlag

W. MOESER B U C H H A N D LU N G  • LE IPZIG  C 1

Deutsches Recht
W ochenausgabe A

Das R e g is te r zu m  2. B and  1941 kommt m it  dem H e f t  13
vom 28. März z u r  A usgabe , dem es angeheftet wird.

Die Bestellungen auf die E inbanddecke zum  2. Band  1941 
werden, sofern das noch nicht geschehen ist, in den nächsten 

Tagen erledigt.

D e u t s c h e r  R e c h t s v e r l a g  G. m. b. H.
Zweigniederlassung L e ip z ig  C I

Wir kaufen zurück:
D e u t s c h e s  R e c h t ,  A u s g a b e  A,
Hefte 3, 6, 8, 40, 43, 49 und 51/52 von 1940; Hefte 4, 5, 9, 49 
u. 50 von 1941; Hefte 4 u. 9 von 1942, 5/6 von 1939 der a lte n  

Ausgabe (im roten Umschläge). Preis je Heft 75 Pfg.
Zusendungen erbeten an:

D e u t s c h e r  R e c h t s v e r l a g  G. b. H.
Zweigniederlassung L e ip z ig  C 1.

Soeben e r sch i enen :

Der Brifonfpiegel
Urittfcho lU tllhür in 15 JahrlumDorten

V on  E. W . K rü g e r
U m fa n g : 212 S e ite n P re is :  RM . 7.50 k a r t .

Das W erk gibt eine kurzgefaßte, vollständige Übersicht der englischen 
Geschichte vom Jahre 410 bis zum Beginn des Weltkrieges. Es ze gt 
die Entwicklung des Empires und seiner verschiedenen Herrscnerge- 
schlechter sowie die weltumfassende Raubpolitik, die das Lebensrecnt 
anderer Völker mißachtet und rücksichtslos auf die Verwirklichung aer 
eigenen machtgierigen Pläne zielt. Der Verfasser hat es ve_j!s*aJ | . f  £ 
Tatsachen britischer Gewaltherrschaft in einem handlichen Band iuc en- 
los aneinanderzureihen und damit jedem interessierten Volksgenossen 
das Verständnis englischer Politik zu erleichtern und dein r o in iK e r  

ein zuverlässiges Nachschlagewerk in die Hand zu geben.
Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G.m. b.H. • Berlin • Leipzig Wien
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 

A u s lie fe ru n g  f ü r  O s tm a rk  und S u d e te n la n d : 
D e u ts c h e r  R e c h ts v e r la g  G.m. b. H., W ien  I, R ie m e rg a sse  1

Der nachlaßrichter
und feine (1 H e i l u n g
Von A m ts g e r ic b ts ra t D r. Boschan 

U m fa n g : 268 S. 2. v e rb . A u f l .  P re is : R M  7.50
„Die neue, gegenüber der ersten bedeutend erweiterte und um die Er- 
fahrungen mit ihr bereicherte Auflage des bekannten Werkes zeichnet sich 
durch die lückenlose Darstellung des umfangreichen Bestandes an einschl. 
Vorschriften, z. T. in ausführlichen Auszügen, besonders aus. Sie ist damit 
für Richter, Notar, Rechtspfleger, Urkundsbeamten ebenso brauchbar wie 
etwa für den M ilitärjustiz-, den Konsularbeamten. Das Buch darf als ein 
Standardwerk der nachlaßrechtlich«en Praxis angesprochen werden . . .

LGR. Dr. Bull in „DR.“ v .5 .11.41

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsveriag G.m.b.H.-Berlin • Leipzig-Wien
Ber l i n W 35, Hi l debrandst raße 8
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Offene Stellen jjl
i : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : :

Sekretärin , über 30'Jahre a lt, in 
gutes Anwalt- u. Notarbüro gesucht. 
Angebote unter A . 1819 an Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Kriegsvertreter gesucht. Rechts
anwalt und Notar Dr. Paul F r its c h e , 
Finsterwalde NL., Schloßstr. 6.

Kriegsvertreter gesucht. Ver- 
pflegung im Hause. D r.H an nem ann , 
Rechtsanwalt und Notar, Schönebeck- 
Elbe, Bad Salzelmen.

Kriegsvertreter gesucht. Rechts
anwälte W e in k a m m  u. Dr. R e g n ie r, 
Augsburg, Schäzlerstraße 4/1.

Kriegsvertreter ab 1.4.42 od.später 
gesucht. Erfahrener Bürovorsteher 
vorhanden. S u n d , Rechtsanwalt und 
Notar in Wolgast (Pom.), Fernruf 271.

Kriegsvertreter fü r Anwaltspraxis 
in einer Industriestadt in der Nähe 
Magdeburgs g e s u c h t .  Angebote 
unter A . 1914 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Vertreter für Anwaltschaft und No
tariat wegen Einberufung zur Wehr
macht ab M itte April 1942 gesucht. 
Rechtsanwalt u. Notar G. S c h a m b e r g, 
Eschwege / Bez. Kassel.

Vertreter auf 6 Wochen in den Mo
naten April und Mai 1942 krankheits
halber gesucht. Neu m a nn , Rechts
anwalt und Notar, Anklam, Steinstr.4.

Anwaltsvertreter mit Erfahrungen 
im Notariat auf längere Zeit nach 
Magdeburg gesucht. Angebote mit 
GehaltsansprUchen unter A . 1922 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechfs- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Anwaltsassessor zurVerlretungin 
der Rechtsanwalts-Praxis meines zum 
Wehrdiensteingezogenen Soziusses per 
1. Mai 1942 gesucht. Bürovorsteher 
vorhanden. Rechtsanwalt und Notar 
G u s ta v  H in z ,  Berlin SW 68, Char
lottenstraße 74/75.

Ich suche für meine Anwalts- u. Nota
riatspraxis einen Hilfsarbeiter, der 
auch in der Lage ist, meine Vertretung 
zu führen. K u r t  S ta n g e , Rechtsan
walt und Notar, Berlin - Zehlendorf, 
Teltower Damm 22.

Jurist(rn) von größerem Industrie
unternehmen zur Bearbeitung allgemei
ner Rechtsfragen zunächst für Kriegs
dauer gesucht. Angebote erb. unter 
Pe. 50437 an A la , Berlin W  35.

Bürovorsteher(in) oder -gehilfe(in)
fü r Anwalts- u. Nofariatsbüro in Dauer
stellung gesucht, da der bisherige 
Bürovorsteher z. Heere einberufen ist. 
Rechtsanwalt H o rn b u rg ,  Stralsund, 
Mönchstraße 24.

Gewissenhafter B ü r o v o r s t e h e r  mit 
guten Steuerkenntnissen f.W irtschafts
prüferpraxis im Osten gesucht. Be
werbung mit Lichtbild, Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften, Referenzen und 
Gehaltsanspr. zu richten unter A . 1917 
an Anzeigen-Abt. Deutscher Rechts
verlag, Berlin W  35, Lützowufer 18.

Bürovorsteher oder tüchtigen Ge- 
hilfen(in) für beide Fächer in mittlere 
Praxis nach dem Spreewald gesucht. 
Angebote unter A . 1919 an die An- 
zeigen-Abtlg. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Für die Leitung unserer Verwaltung 
suchen w ir per sofort erfahrenen 
Bürovorsteher. Handschrift!. Lebens
lauf mit Bild, Zeugnisabschriften und 
GehaltsansprUchen an die Reichsver
einigung für Bastfasern G. m. b. H., 
Berlin W  15, Kurfürstendamm 199, 
Tel. 918466.

Für das Jugendamt des Landkreises 
Bromberg w ird ein Sachbearbeiter 
aus einem Rechtsanwaltsbüro (Büro
vorsteher oder erfahr. Büroangestellter) 
gesucht. Bewerbungen m it Lebens
lauf, Lichtbild, Zeugnissen u. Gehalts
ansprüchen erbeten an den L a n d ra t 
in Bromberg,

Bürovorsteher(in) oder Büroge- 
hilfe(in) fü r Notariats- und Anwalts
büro suchen RA. Notar F ro e lic h  
und W ie n z e k , Bernau bei Berlin.

Bürovorsteher mit guter Allgemein
bildung für juristische Abteilung eines 
Industrieunternehmens gesucht. An
gebote erbeten unter Pe. 50437 an 
A la , Berlin W 35.

In Notariats- und Kostensachen perfekte 
Sekretärin zu günstigen Bedingungen 
für s o fo r t  für Anwaltsbüro Unter 
den Linden gesucht. Angebote unter 
A . 1923 an Anzeigen-Abt. Deutscher 
Rechtsverlag,Berlin W35,Lützowuferl8.

Perfekte Stenotypistin , mög
lichst firm  in beiden Fächern, per sofort 
oder später gesucht. Rechtsanwalt 
und Notar Dr. W ilh e lm  K e rs te n , 
Berlin W 30, Noliendorfplatz 7.

Gesucht: V ollju ris t mit nur besten
Referenzen als Mitarbeiter bzw. Ver
treter von Rechtsanwalt und Notar in 
nordostdeutscher Provinzstadt. An
gebote unter A . 1924 an Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Assessor (Anwaltsassessor) für
größere Landgerichtspraxis im Berliner 
Westen für sofort od. später gesucht. 
Selbständige Arbeit m it Aussicht auf 
spätere Übernahme. Angeb. mit Licht
bild unter A . 1918 an Anzeigen-Abt. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Anwallsassessor für Landgerichts 
praxis Nähe Berlins gesucht. An 
geböte unter A . 1927 an Anzeigen 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag 
Berlin W 35, Lützowufer 18

Sachbearbeiter für W arenzeichen  
und W ettbewerb zum baldigen An
tr it t  gesucht. Gute Entwicklungsmög
lichkeit. Ausführliche Bewerbungen mit 
den üblichen Unterlagen, Gehaltsforde
rung u. Angabe des frühesten Antritts
termins an das Gefolgschaftsbüro G der 
W a n d e re r -W e rk e  A k t ie n g e s e l l
s c h a ft, S ie g m a r-S c h ö n a u .

Leitende Kraft in Anwaltspraxis 
mit Notariat gesucht. Fr i c k e, Rechts
anwalt und Notar, Liegnitz (Schlesien), 
Ring 38, Fernruf 1418.

W er sucht einengutenArbeitsplatz in 
einem vorbildlich organisierten Rechts
anwalts- und Notariatsbüro als Büro- 
vorsteher(in)? Angebote unt. A . 1820 
an Anzeigen-Abt. Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

• • • •• •• •• •• •• ••a

Gesuchte Stellen \\

Rechtsanw alt, Dr. jur., 44 J., lang- 
jähr. Tätigkeit, besond. in Bank- und 
Grundstücksrecht übernim mt V er
tretung oder Nebenbesch in Berlin. 
Angebote unter A . 1931 an Anz.-Abt. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W  35, 
Lützowufer 18.

Rechtsanw alt, Steuerber., sucht 
Soziet. oder Praxis im Rg- Danzig- 
Wpr. Angebote unter A.1916 an An- 
zeigen-Abteil. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W  35, Lützowufer 18.

V olljurist, Dr. jur. mit Auszeichng., 
Anfg. 40, Richter im höheren Staats
dienst, Bayer, früher Banksyndikus u. 
RA., besonders befähigter Arbeiter m it 
umfassenden Rechtskenntnissen und 
großen Erfahrungen, seit Jahren auch 
fachwissenschaftl. produktiv, betriebs- 
wirtschaftl. Verständnis, wünscht nei- 
pungshalber für je tzt oder für später 
Übergang zu angesehen. Unternehmen 
oder Verband. In Frage kommt nur 
selbständige Stellung m it größerem 
Wirkungskreis. Angebote unt. A . 1930 
an Anzeigen-Abtlg. Deutscher Rechts
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Volljuristin  in leitend. Stellung,35J. 
alt, sucht entspr. Stelle in der W irt
schaft, Industrie, bei Anwalt, Bank od. 
als wissensch. M itarbeiterin, wo die 
Möglichkeit besteht, die Nachmittags
arbeit zu Hause zu erledigen. Ausf. 
Angeb. m it Gehaltsang., unter A . 1925 
an Anzeigen-Abt Deutscher Rechts
verlag, Berlin W  35, Lützowufer 18.

Berliner Rechtsanw .u.Notar,
Steuerberater, sucht anderweitige 
Bürogem einschaft in Berlin. Ang. 
unter A . 1928 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W  35, 
Lützowufer 18.

A nw alts-und Notariatspraxis
in norddeutscher M ittelstadt (Sitz eines 
Landgerichts, Nähe Hamburgs) sofort 
abzugeben. Angebote unter A . 1920 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Bürovorsteher, 47 Jahr, verh., seit 
1908 im Beruf, m. guten Rechtskenntn., 
firm  in beiden Fächern, selbständig. 
Arbeiten gewöhnt, sucht, da bisher. 
Chef gef allen, Stellung, bevorzugt In
dustrie oder Wirtschaft. Angeb. unter 
A . 1915 an Anz.-Abt. Deutscher Rechts
verlag, Berlin W  35, Lützowufer 18.

Anw altspraxis, seit rund 26 Jahren
in denselben Räumen betrieben, seit 
fast 2 Jahrzehnten auch m it Notariat 
abzugeben. Angebote unter A . 1921 
an Anzelgen-Abteil. Deutscher Rechts
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Suche R.G.Z., R.G.BI. 1. Preisange
bote unter A . 1913 an Anzeigen-Abt. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Bekanntmachungen jjj 
:j: verschiedener Art :::

Ich bin als Rechtsanwalt beim Land- 
u. Amtsgericht Thorn eingesetzt. Meine 
Kanzlei befindet sich in Thorn, A lt
stadt. Ring 5 ,1, Fernruf 2579.

K re n g e l,  Rechtsanwalt

1 D iktierm aschine „Pariograph“  
mit Fußschalter, Sprechschlauch, Kopf- 
hörer und 6 Walzen in tadellosem 
Zustand, Preis RM. 350.—, verkauft 
P o r s c h , Berlin-Charlottenburg, Kant
straße 130, Uhrmacherladen, von 3—7.

Die Zeitschrift Juristische W ochen
schrift, später Deutsches Recht
ist in geschlossenen Jahrgängen (ev. 
auch im einzelnen) von 1925—1941 zu 
verkaufen. Frau E ls e  M a r t i n i ,  
Fürstenwalde, Spree, Eisenbahnstr. 22

Anwaltsbürolehrling wird sorg- 
fältig ausgebildet. Vorstellung 4 bis 
5 Uhr außer M ittwoch und Sonnabend. 
Rechtsanwalt u. Notar Dr. F u h rm a n n , 
Berlin-Tegel, Schloßstr. 1.

J W . 1905-1932, gebunden, guterh., 
aus arischem Nachlaß für 90.- RM. 
abzugeben. Angebote unter A . 1929 
an Anzeigen-Abtlg. Deutscher Rechts
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Alteingeführte Praxisemes jetzt 
gefallenen Rechtsanwalts und Notars 
in Kreisstadt Mitteldeutschlands ist so
fort abzugeben. Angebote erbeten an 
Frau U rs u la  R abe , Sangerhausen, 
Alte Promenade 1.

Juristische W ochenschrift,
1900 bis 1917 u. 1923 bis 1928, 31 Bde. 
für RM. 5 0 - zu verkaufen. Angeb. 
unter A . 1926 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

DER KAMPF FORDERT VOM SOL* 
DATEN DEN GRÖSSTEN EINSATZ.

VON DER HEIMAT ABER DIE  
GRÖSSTE OPFERBEREITSCHAFT.

Wirbitten bei a llen Zuschriften 
und Zah lungen stets anzu

geben, ob es sich um 
Ausgabe A =  Wochenausgabe 

oder „  B =  Monatsausgabe 
handelt.

Deutscher Rechtsverlag
Zweigniederlassung L e i p z i g

Zur Steuererklärung ersdiienen:

Die Einkommensteuer 
im Kriege

nebst Körperschaftsteuer und Gewerbe* 
Steuer von M. Venzmer, Steuerberater. 

Februar 1942.
63 Seiten stark. Broschiert RM 1.80. 
Durch jede Buchhandlung oder vom

TITZ-VERLAG, BERLIN SW 68

Slnttauaciichcö Angebot:
«PfunMncr, 9teiä)sred)t, Bolljtänbig bis je ftt........ , ............. ................  91991 190.—
Dasfclbe, Ausgabe fü r ö j t e m itb ............................................................  9199! 90.—
Stoubinaer, Kommentar ju rn  S ürgerl. (Sejetjbucb, S b . I/V . (5Mg.

I I .  Schulbr. Sad). SR. gom . 95. unb (£rbredf)t) 9 .9 Iu fI. 1926/30 geb. 91991 75.—
9!ei<iisfm«njllofcnticl)eibuugen SBö.1-49..................................... geb. 91»! 125.—
«kjeh fam m lutig , fßreiißtiSie, 1900/38.............................................geb. 91991 150.—
S ttit ism in iite v ia lb la tt, tjJreuft., 1900-1932/33, geb., unb 5ortfe(tung

Icutfcbe 3uftis, 1933-1939...................................................................... 91991 2 5 0 .-
Strdrin fü r  91ed)ts« unb SBivti(t)«fts=!Jll)iI. Sb. 1-32 (1908-1938) g ib . 91991 600.— 
IKeditsfprediuitfl ber Dberlanbesflcrid)te. 46 Sbe. (1900—1928) geb. 91991 180.—
Tnhvbud) bes Scutfd)cn tRecbts. 3g. 1—30 (1903—1932)............geb. 91991 280.—
3ubrb . i .  Gntfd). 9. itam m evger. 91. jyolge Sb. 1 -2 3  (1900-1922) 

unb ffovtieSg. 3«f>rb. b. Cfntfd). in  ülngel. b. fveiui. ©crichtsbft.
Sb 1 -2 2  geb. (1924-1940)......  .................... .................  919)1 320.—

91etd)sgefe8b la tt 1870-1939 ( I I .  I ) ............................................... geb. 91991 325.—

»Sir taufen:
91cd)is* unb [taatsorijjenfcijaftt. S ibHotljefen unb (Einseltnerfe.

3. ® d) tu c i lj c v S o r t im e n t  / SB c v l  i n SKJ 8
granäüfijdie Strafte 16 / gernipreefter 1211 67/68

$udj!><inbtung « « *  « n t ig u n rm t fü r  ¡Mcrfjto- unb aS irtirhn fta iu ljien jdm ften

1 Das facUUaiis
pM, UeckUoMwälte t W  Hotace

liefert jeden Bürobedarf, Papiere 
Drucksachen, Vordrucke, Stempel 

Amtstrachten
S p e z ia litä t:  Neueinrichtungen

I



Soeben erschienen:

Die Technik Des Staates
von Reichsminister Reichsleiter Dr. Hans F ra n k

Umfang: 46 Seifen Preis: Kartoniert 1.20 RM.
„A ls Heft 1 der Schriftenreihe des Instituts für die Technik des Staates an 
der Technischen Hochschule München ist soeben im Deutschen Rechtsverlag 
eine Zusammenfassung der beiden von Reichsminister Dr. Frank über die 
T e c h n ik  des S ta a te s  gehaltenen Reden erschienen, welche das Interesse 
der breitesten Öffentlichkeit beanspruchen darf. Sind doch die grundlegen
den Ausführungen Dr. Franks, die er aus den Erfahrungen seiner eigenen, 
seit Oktober 1939 als Generalgouverneur geleisteten Aufbauarbeit im Osten 
geschöpft hat, geeignet, der Staatsführung unseres Reiches wertvolle Hin
weise für ein zweckmäßiges und einfaches, rasches und zuverlässiges, spar
sames und lebensnahes Arbeiten des Staatsapparates zu geben,^wie es zu 
den wichtigen politischen Erfordernissen der Gegenwart gehört.

Dr. Dresler, Reichshauptamtsleiter
Zu b e z ie h e n  d u rc h  den B u c h h a n d e l o d e r d i rek t  vom  V e r la g

DEUTSCHER RECHTSVERLAG G.m .b.H . 
B E R L I N  . L E I P Z I G  • W I E N  
B e r l in  W 35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1

Dr. jur. M. E. Krohn
S taa t und S ozia lvers icherung  

in G ro ß b rita n n ie n  und Deutschland
„Schriften zum Arbeitsrecht“ , Reihe B, Band 3

Herausgeber: P ro f. D r . 'W .  S ie b e rt
Umfang: 160 Seiten Preis: RM 4.80 kart.
Das Buch stellt das Verhältnis von Staat und Sozialversicherung nach 
britischem und deutschem System gegenüber. Es hat das englische 
Material mit solcher Vollständigkeit erfaßt, daß schon damit eine 
wissenschaftlich und praktisch sehr wertvolle Leistung erbracht ist. 
Darüber hinaus ist es gelungen, das englische System der Sozialver
sicherung m it dem deutschen System in nüchterner und gerade deshalb 
rechtlich und sozialpolitisch besonders überzeugender weise zu ver
gleichen. Das Buch ist für alle diejenigen, die sich in der Praxis oder 
in der Ausbildung m it Sozialrechtsfragen zu befassen haben, bestimmt.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. • Berlin / Leipzig / Wien
Berlin W  35, HildebrandstraBe »

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag Q. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1
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$?eanfeneecfi(fteettng
durch ^rämtcnrütfßctuäbr

»erficberungen, bie tnaßrenb eines ftalenberjatjres Waben» 
frei »erlaufen, finb prämienrüdgetBäbrberedjtigt. 3 n ben 

lebten neun 3 “ bren mürben jeweils

4 % äfJonatöpcämien,
1940 mit 3,2 ÜHillioncn illcidismatf

3urüd»ergütet. — Verlangen Sie unoerbinblirfje Sluslunft

bereinigte
lüranf cneeefict) erungö * 9lf li engef ellf d)of I

® t. jur. Schumann, »erfid jerungönerm ittlnng  
®erlin=S«h3neher8, CEifenather ®tr. 81, 9lnf718909
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3<h bitte um toftenioje unb unoerbinbüdje Ülustunft unb Übermittlung ber Unterlagen unb Tarife für bie itrantenoerfidjerung:

1. 8ot« unb 3wname:

2. Verheiratet? 3 “  — nein, itinber (3W0

3. Filter (auch ber (Ehefrau unb ittnber)

4. 2Cotjnort:

Strafe:
(¡Bitte beutlidie Sdirift)


